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Executive Summary 

Das Projekt untersuchte die Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen und mittleren hessi-
schen Kommunen. Ziel war es, gemeinsam mit kommunalen Akteur*innen Lösungsansätze für häufige 
Herausforderungen zu entwickeln, die Gebäudemodernisierungen bremsen – etwa unklare Zuständig-
keiten, komplexe Förderprozesse oder unzureichende Datenlagen. In zwölf hessischen Kommunen 
wurden diese Probleme in Workshops identifiziert, priorisiert und gemeinsam entwickelte Lösungsan-
sätze in Erprobungsprojekten bearbeitet. 

Zentrale Ergebnisse zeigen, dass erfolgreiche Modernisierungen weniger an technischen Hürden schei-
tern, sondern an unklaren Zuständigkeiten, Kommunikationsproblemen und strukturellen Engpässen. 
Durch Ko-Produktion wurden konkrete Hilfestellungen entwickelt – etwa ein idealtypischer Förderpro-
zess oder Kommunikationsbausteine für eine bessere Zusammenarbeit von Verwaltung und Politik so-
wie die politische Entscheidungsfindung. 

Der Bericht leitet daraus Empfehlungen für Land und Kommunen ab, um lokale Modernisierungskapa-
zitäten zu stärken und die strategische Steuerung zu verbessern. Das Projekt belegt, dass Governance-
Innovationen – insbesondere klare Zuständigkeiten, verlässliche Informationswege und unterstüt-
zende Netzwerke – einen wichtigen Baustein zur Beschleunigung der kommunalen Gebäudemoderni-
sierung darstellen. 
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1 Governance der Gebäudemodernisierung: inhaltliche Einordnung 

1.1 Hintergrund und Motivation 

Auf internationaler, europäischer und nationaler Ebene ist das Ziel der Treibhausgasneutralität inzwi-
schen fest verankert. Der Gebäudesektor spielt dabei eine zentrale Rolle, da er laut Umweltbundesamt 
rund 35 % des Endenergieverbrauchs und etwa 30 % der CO₂-Emissionen in Deutschland verursacht 
(UBA, 2024). Trotz dieses Potenzials stagniert die energetische Modernisierungsrate seit Jahren bei 
rund einem Prozent (Cischinsky & Diefenbach, 2018), was eine erhebliche Herausforderung für die 
Zielerreichung darstellt. Kommunen kommt in diesem Zusammenhang eine besondere Rolle zu, da sie 
als Eigentümer*innen und Betreiber*innen öffentlicher Gebäude eine Vorbildfunktion einnehmen 
können. Forschung zu kommunalem Klimaschutz fokussierte bislang jedoch primär auf übergeordnete 
Strategien und Governance-Netzwerke in Großstädten (z. B. Otto et al., 2021; Kern, 2019; Schulze & 
Schoenefeld, 2021). Einzelne Handlungsfelder wie die Gebäudemodernisierung wurden dabei kaum 
vertiefend betrachtet. Auch kleinere und mittlere Kommunen, die einen erheblichen Teil der kommu-
nalen Gebäudelandschaft prägen, sind bislang unterrepräsentiert. Erste Ansätze wie das Projekt GE-
KKO (2006–2009) entwickelten neue Kommunikationsstrategien für den Klimaschutz im Gebäudebe-
reich (Paech, 2007). Das BBSR-Projekt ImmoKlima untersuchte in acht Pilotkommunen zwischen 2009 
und 2011 Strategien und Potenziale zur Anpassung an den Klimawandel – jedoch mit einem klaren 
Fokus auf den privaten Gebäudesektor (BBSR, 2020–2025). Ergänzend analysierte das vom BMWi ge-
förderte Projekt FinSa (2013–2015) Anforderungen, Wirtschaftlichkeit und Rahmenbedingungen lang-
fristiger Gebäudesanierungsstrategien auf kommunaler Ebene anhand von zehn Fallkommunen (Jahn 
et al., 2015). 

Diese Vorarbeiten liefern wertvolle Impulse, setzen aber jeweils unterschiedliche Schwerpunkte und 
adressieren häufig größere Städte oder den Privatsektor. Eine systematische Untersuchung der Gover-
nance kleiner und mittlerer Kommunen im Bereich der Gebäudemodernisierung steht bislang aus. Da-
mit besteht eine erkennbare Forschungs- und Praxislücke, die das hier vorgestellte Projekt adressiert: 
Es rückt kleine und mittlere Kommunen und ihre spezifischen Steuerungsansätze bei der Gebäudemo-
dernisierung in den Mittelpunkt und versteht sich als komplementär zu bisherigen Vorarbeiten. 

 

1.2 Zielsetzung des Projektes „Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen 
und mittleren hessischen Kommunen“ 

Vor diesem Hintergrund verfolgte das Forschungsprojekt „Governance der Gebäudemodernisierung in 
kleinen und mittleren hessischen Kommunen: Stand und Entwicklungsmöglichkeiten“ das Ziel, die 
Governance der Gebäudemodernisierung in ausgewählten Kommunen in Hessen systematisch zu un-
tersuchen und gemeinsam mit kommunalen Akteur*innen Lösungsansätze zur Beschleunigung und 
bessere Steuerung der Gebäudemodernisierung zu entwickeln. Damit leistete das Projekt einen Bei-
trag zur Reduktion von Treibhausgasemissionen und zur Senkung des Energieverbrauchs im Gebäude-
sektor. Das Projekt fokussierte auf Hessen mit seiner Vielfalt von urbanen Zentren bis hin zu dörflichen 
Strukturen. Dabei wurden insbesondere die Aktivitäten kleinerer und mittlerer hessischer Kommunen 
bei der Modernisierung ihrer eigenen Gebäude und die kommunale Unterstützung der Modernisie-
rungsaktivitäten anderer Akteur*innen in den Blick genommen. Somit verbindet das Projekt gesell-
schaftswissenschaftliche und technische disziplinäre Zugänge mit einem produktiven Dialog mit der 
Praxis. 



 3  
 

Dazu setzte dieses transdisziplinär angelegte Forschungsprojekt mit dem Ziel einer Ko-Produktion von 
Lösungen und deren Erprobung direkt bei den Herausforderungen der Kommunen an: In regelmäßi-
gen, gemeinsamen Workshops und Arbeitstreffen mit Vertreter*innen der Kommunen wurden zu-
nächst die Herausforderungen in den Kommunen im Rahmen einer Bestandsaufnahme herausgearbei-
tet, kategorisiert und dann in Arbeitsfragen überführt. Diese Arbeitsfragen boten eine Grundlage für 
eine Priorisierung der wichtigsten Herausforderungen aus Sicht der Kommunen, um dafür entspre-
chende Lösungen zu entwickeln. Darauf aufbauend wurden gemeinsam konkrete Lösungsmöglichkei-
ten für bestehende Herausforderungen eruiert, die sich im Rahmen von thematischen Arbeitsgruppen 
auf die Themenfelder “Förderung” und “Kommunikation“ fokussierten. Die erarbeiteten Lösungsmög-
lichkeiten wurden in einer Umsetzungsphase anschließend in den Kommunen erprobt, wissenschaftli-
che begleitet und iterativ weiterentwickelt. 

Das Projekt wurde in Kooperation zwischen dem Institut Wohnen und Umwelt (IWU), der Hochschule 
Darmstadt (h_da) und der Schader-Stiftung durchgeführt. Es wurde vom Hessischen Ministerium für 
Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum gefördert. Die Zusammenarbeit mit den 
teilnehmenden Kommunen bildete dabei eine zentrale Grundlage der ko-produktiven Forschungsan-
lage. 

1.3 Aufbau des Berichts 

Der vorliegende Bericht fasst die Ergebnisse der Zusammenarbeit mit den Kommunen zusammen. 
Dazu erfolgt nach einer Erläuterung des methodischen Vorgehens bei der Auswahl der Kommunen und 
den interaktiven Workshops (Kapitel 2), die Darstellung der aktuellen Situation der Gebäudemoderni-
sierung in den ausgewählten Kommunen entlang der Gebäudestruktur, den bisherigen Modernisie-
rungsaktivitäten und bestehenden Herausforderungen und Hemmnissen (Kapitel 3). Darauf aufbauend 
wird in Kapitel 4 die Governance-Struktur eingeordnet, wobei vor allem lokale Akteur*innen der Ge-
bäudemodernisierung, kommunale Entscheidungsprozesse und Zuständigkeiten sowie die Zusammen-
arbeit und Koordinationen zwischen den Akteur*innen im Vordergrund der Analyse stehen. Daran an-
schließend werden Fallstudien anhand von konkreten Erprobungsprojekten in den Kommunen präsen-
tiert (Kapitel 5). Kapitel 6 reflektiert auf Basis des empirischen Materials geeignete Entwicklungsmög-
lichkeiten zur besseren Steuerung der Gebäudemodernisierung in kleinen und mittleren Kommunen. 
Die im Projekt erarbeitete Vorlage für einen Grundsatzbeschluss sowie einem idealtypischen Ablauf 
eines Fördermittelantrags sollen kleinen und mittleren Kommunen mit ähnlichen Herausforderungen 
als Blaupause dienen, um sich auf dem Weg zur Gebäudemodernisierung zu orientieren. Nach einer 
Zusammenfassung der wichtigsten Befunde und Erkenntnisse, werden zunächst Implikationen für die 
Praxis diskutiert, ehe ein kurzer Ausblick auf weiteren zukünftigen Forschungsbedarf gegeben wird 
(Kapitel 7). Das letzte inhaltliche Kapitel entwickelt auf Grundlage der Ergebnisse Handlungsempfeh-
lungen, die sich sowohl an die Kommunen als auch an das Land Hessen richten (Kapitel 8). Den Ab-
schluss bildet eine Darstellung der Arbeitsschritte, anhand derer die Projektergebnisse einem breite-
ren Publikum zugänglich gemacht werden sollen (Kapitel 9). 
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2 Methodik 

2.1 Strategie zur Auswahl der Projektkommunen 

Die Auswahl der am Projekt teilnehmenden Kommunen erfolge im ersten Schritt anhand datenbasier-
ter Information. Diese Daten wurden durch die verfügbare hessische Kommunalstatistik, den Landes-
entwicklungsplan Hessen (LEP) sowie durch bestehende Datenbestände an den beteiligten Institutio-
nen und eigene Erhebungen/Zusammenstellung gewonnen. Zunächst wurden die Variablen Einwoh-
ner*innenzahl, Strukturraum und Regierungsbezirk betrachtet. Die Zusammensetzung der zwölf final 
ausgewählten Kommunen sollte eine möglichst hohe Varianz dieser drei Variablen aufweisen. An-
schließend erfolgte eine Verfeinerung der Auswahl anhand der übrigen Variablen. Insbesondere dann, 
wenn mehrere Kommunen mit einer sehr ähnlichen Merkmalsausprägung der unabhängigen Variablen 
vorlagen, wurde auch die Maßnahmendatenbank der Klimakommunen in die Auswahlstrategie mit 
einbezogen, um bestehende Maßnahmen im Gebäudebereich zu berücksichtigen. 

Tabelle 1 zeigt die verwendeten Variablen, welche von der Hochschule Darmstadt (h_da) für die wei-
tere Verarbeitung mit Unterstützung des Institut Wohnen und Umwelt (IWU) vorbereitet wurden. Die 
Variable „Einwohner*innenzahl“ bezieht sich auf die Klassifikation der Stadt- und Gemeindetypen des 
Bundesinstituts für Bau- Stadt- und Raumforschung (BBSR). Betrachtet wurden dabei nur Gemeinden 
mit weniger als 50.000 Einwohner*innen (entspricht den 4 Typen: Landgemeinde, kleine Kleinstadt, 
größere Kleinstadt und kleine Mittelstadt). Die Variable „Strukturräume“ bezieht sich auf die im Lan-
desentwicklungsplan Hessen (LEP) definierten Strukturräume. Die Abgrenzung der Strukturräume 
wurde in der Landesentwicklungsplanung u. a. auf der Grundlage der Einwohner-Arbeitsplatz-Dichte 
vorgenommen. Weitere Kriterien zur Abgrenzung sind die zu erwartende Bevölkerungsentwicklung, 
die Lage an überregionalen Entwicklungsachsen und die Ausprägung der Siedlungsstruktur (weitere 
Informationen im LEP 2020).
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Tabelle 1: Variablen zur Kommunenauswahl 

Variablen Ausprägung 1 Ausprägung 2 Ausprägung 3 Ausprägung 4 Quelle 

Kommunengröße 
nach Einwohner*in-
nen 

Landgemeinde 
< 5.000 EW 

Kleine Kleinstadt 
5.000 – 9.999 EW 

Größere 
Kleinstadt 
10.000 – 
19.999 EW 

Kleine Mittelstadt 
20.000 – 49.999 EW 

BBSR Stadt- und Gemeindetypen in Deutschland (2003): 
https://www.bbsr.bund.de  

Strukturräume nach 
LEP Hessen 

Dünn besiedel-
ter ländlicher 
Raum (DLR) 

Ländlicher Raum mit 
Verdichtungsansätzen 
(LRV) 

Verdichteter 
Raum (VR) 

Hochverdichteter 
Raum (HVR) 

Landesentwicklungsplan Hessen, Lesefassung (2020): 
https://landesplanung.hessen.de  

Regierungsbezirk Darmstadt Gießen Kassel  Hessische Gemeindestatistik (2022): https://statistik.hes-
sen.de  

Mitgliedschaft Kli-
makommunen HE Ja Nein   Eigene Erhebung IWU 

Klimamanager Ja Nein   Eigene Erhebung IWU 

Integrierte Klimast-
rategie Ja Nein   Eigene Erhebung IWU 

Klimaschutzkonzept 
auf Landkreisebene Ja Nein   Eigene Erhebung IWU 

Bioenergiedorf Ja Nein   Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e. V. 
(2023): https://bioenergiedorf.fnr.de/  

Landkreis Möglichst hohe Landkreis-Diversität der ausgewählten Kommunen, ausgewogene 
räumliche Verteilung 

Hessische Gemeindestatistik (2022): https://statistik.hes-
sen.de  

Parteizugehörigkeit 
Bürgermeister*in 

Möglichst hohe Diversität ausgewählter Kommunen hinsichtlich Parteizugehörig-
keit 

Hessische Gemeindestatistik (2021): https://statistik.hes-
sen.de  

Stärkste Fraktion Möglichst hohe Diversität der ausgewählten Kommunen hinsichtlich stärkster Frak-
tion (politische Diversität). 

Hessische Gemeindestatistik (2021): https://statistik.hes-
sen.de  

Schulden pro Kopf Möglichst hohe Diversität der ausgewählten Kommunen hinsichtlich Schulden pro 
Kopf (Hinweis auf ökonomische Leistungsfähigkeit der Kommune). 

Hessische Gemeindestatistik (2021): https://statistik.hes-
sen.de 

https://www.bbsr.bund.de/
https://landesplanung.hessen.de/
https://statistik.hessen.de/
https://statistik.hessen.de/
https://bioenergiedorf.fnr.de/
https://statistik.hessen.de/
https://statistik.hessen.de/
https://statistik.hessen.de/
https://statistik.hessen.de/
https://statistik.hessen.de/
https://statistik.hessen.de/
https://statistik.hessen.de/
https://statistik.hessen.de/
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Die Mitgliedschaft im Netzwerk der hessischen Klima-Kommunen wurde ebenfalls als Variable in die 
Auswahlstrategie aufgenommen. Dieses Netzwerk ist seit dem Jahr 2009 stetig angewachsen. Bis Ok-
tober 2023 hatten 379 Städte, Gemeinden und Landkreise – und damit eine überwältigende Mehrheit 
– die Charta „Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ unterzeichnet. Daten zu Klimamanager*innen, einer 
kommunalen Klimastrategie sowie Klimaschutzkonzepten auf Landkreisebene wurden durch das IWU 
erhoben. Die Daten zur stärksten Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung bzw. Gemeindever-
tretung und der Parteizugehörigkeit der Bürgermeister*innen und Schulden pro Kopf wurden aus der 
Hessischen Gemeindestatistik entnommen. 

Daten zu kommunalen Maßnahmen zum Schutz des Klimas und zur Anpassung an den Klimawandel 
wurden aus der öffentlich zugänglich Maßnahmendatenbank der Hessischen Klima-Kommunen ge-
wonnen. Hinweise der Projektmitarbeiter*innen zu möglichen Projektkommunen wurden in die Aus-
wahlstrategie, unter Berücksichtigung der genannten Variablen, einbezogen. 

Das Projektteam erstellte unter Leitung des IWUs und der h_da und in Beratung mit der Schader-Stif-
tung zunächst eine Vorauswahl von 30 Kommunen und im Anschluss begann die Schader-Stiftung, wo 
notwendig mit Unterstützung der h_da und des IWUs, schriftlich und telefonisch Kontakt mit den Kom-
munen aufzunehmen. Kontaktiert wurden die Bürgermeister*innen sowie für die Gebäudemoderni-
sierung zuständige Verwaltungsmitarbeiter*innen (sofern bekannt). Die erste Kontaktaufnahme mün-
dete nicht in allen Kommunen in eine Zusage. Einige Kommunen äußerten zwar Interesse am Projekt, 
konnten aber aufgrund einer angespannten Personalsituation nicht die notwendigen zeitlichen Res-
sourcen für eine Teilnahme aufbringen. 

Im Fall einer Absage wurde eine weitere Kommune mit ähnlichen Merkmalsausprägungen aus der Vor-
auswahlliste kontaktiert. Auch bei anfänglichen Zusagen zur Projektteilnahme kam es in wenigen Fäl-
len zu Absagen bzw. einem Ausstieg im weiteren Projektverlauf. So sicherte zum Beispiel eine Kom-
mune zunächst ihre Teilnahme am Projekt zu, schied dann aber in der Projektphase während der in-
teraktiven Workshops aus. Begründet wurde das Ausscheiden durch fehlende zeitliche Ressourcen, 
aber auch personelle Engpässe, die eine Teilnahme unmöglich machten. Um Kommunen für das Pro-
jekt zu gewinnen und um das Ausscheiden von Kommunen im Projektverlauf entgegenzuwirken, wur-
den bei einigen Kommunen auch Besuche vor Ort mit den jeweiligen Bürgermeister*innen vereinbart. 
Durch das vereinzelte Ausscheiden von Projekt-Kommunen sah sich das Projektteam daher dazu an-
gehalten, kontinuierlich Nachbesetzungen vorzunehmen.  

Mehr als 98 % der hessischen Kommunen haben weniger als 50.000 Einwohner*innen. Mit der Aus-
wahl der Projektkommunen wurde versucht, die Verteilung der Grundgesamtheit der hessischen Kom-
munen möglichst gut abzudecken. Abbildung 1 zeigt die die regionale Verteilung der am Projekt teil-
nehmenden hessischen Kommunen. 
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Abbildung 1: Regionale Verortung der Projektkommunen 

 

 

Quelle: Stand der Daten von BKG (VG5000) 01.01.2023. Eigene Darstellung. 
 

2.2 Interaktive Workshops 

Während der Projektlaufzeit wurden mit den ausgewählten Kommunen insgesamt eine Auftaktveran-
staltung, 14 interaktive Workshops und eine Abschlussveranstaltung durchgeführt. Um Herausforde-
rungen zu erkennen, Lösungsansätze zur Beschleunigung und besseren Steuerung der Gebäudemoder-
nisierung im Rahmen von Ko-Produktion mit den ausgewählten Kommunen im Projekt zu erproben, 
und deren Umsetzung zu begleiten, richtete die Schader-Stiftung in Zusammenarbeit mit dem IWU und 
der h_da angemessene Dialogformate aus. Diese bestanden aus drei- bis vierstündigen Workshops als 
Arbeitstreffen der direkt mit den Themen befassten Mitarbeiter*innen aus den Kommunen unter Be-
gleitung des Projektteams. Um den Kommunen die Teilnahme am Projekt zu erleichtern, wurden sie 
in zwei Gruppen aufgeteilt: Nord und Süd. Die Workshops der Gruppe Süd wurden in der Schader-
Stiftung durchgeführt. Die der Gruppe Nord in verschiedenen nordhessischen Orten, um lange Anrei-
sen für die Kommunen zu vermeiden. Pro Gruppe fanden je sieben Workshops statt, wobei diese in-
haltsgleich waren und offen für Teilnehmer*innen aus der jeweils anderen Gruppe, falls ein Termin-
konflikt bestand. Die Workshops fanden nach der Auftaktveranstaltung in den Arbeitspaketen 2.2 bis 
2.4 statt (siehe Tabelle 2). Parallel zu den interaktiven Workshops wurden in enger Abstimmung zwi-
schen dem Projektteam und den Kommunen Steckbriefe erarbeitet, die eine differenzierte Darstellung 
und Analyse der Gebäudemodernisierung in den jeweiligen Kommunen ermöglichen. 

  

 

1. Alheim 
2. Allendorf (Eder) 
3. Allendorf (Lumda) 
4. Alsfeld 
5. Bad Hersfeld 
6. Bad Soden am Taunus 
7. Erzhausen 
8. Fischbachtal 
9. Herborn 
10. Kaufungen 
11. Ober-Ramstadt 
12. Weilrod 
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Tabelle 2: Übersicht über die Projekt-Veranstaltungen 

AP 2.1 Auftaktveranstal-
tung 22.03.2023 gemeinsam Schader-Stiftung 

AP 2.2 Gemeinsames 
Problemverständnis erar-

beiten 

23.05.2023 Süd Schader-Stiftung 

28.06.2023 Nord Freizeit und Bildungsstätte Holzhausen 
(FBS), Gladenbach 

AP 2.3: Ko-Produktion von 
Lösungsansätzen mit ho-

hem Ownership 

19.07.2023 Süd Schader-Stiftung 
04.09.2023 Nord DGH Röhrenfurth, Melsungen 
31.10.2023 Süd Schader-Stiftung 
13.11.2023 Nord Event- und Tagungszentrum Kassel 
13.12.2023 Süd Schader-Stiftung 
23.01.2024 Nord Stadthalle Bad Hersfeld 

AP 2.4: Erprobung der Lö-
sungen in den Kommunen 

19.02.2024 Süd Schader-Stiftung 
05.03.2024 Nord Stadt Alsfeld 
23.04.2024 Süd Schader-Stiftung 
20.06.2024 Nord DGH Niedergrenzebach 
04.07.2024 Süd Schader-Stiftung 
29.08.2024 Nord Bürgerhaus Wehrda, Marburg 

AP 3.3 Abschussveranstal-
tung 28.01.2025 gemeinsam Schader-Stiftung 

 

AP 2.1 Auftaktveranstaltung 

Die Auftaktveranstaltung fand am 22. März 2023 in der Schader-Stiftung in Darmstadt statt. Es waren 
insgesamt 39 Teilnehmer*innen anwesend. Folgende Kommunen waren vertreten: Bad Soden am 
Taunus, Allendorf (Eder), Kaufungen, Bad Hersfeld, Herborn, Fischbachtal. Den Vertreter*innen aus 
Weilrod, Allendorf (Lumda) und Wölfersheim (damals noch Teil des Projekts, mittlerweile ausgeschie-
den) konnten leider aus terminlichen Gründen nicht teilnehmen. Die weiteren Gäste waren Stakehol-
der*innen aus Wissenschaft und Praxis, die für das Thema Gebäudemodernisierung relevant sind. Die 
Veranstaltung wurde von der Schader-Stiftung organisiert und in Kooperation mit dem IWU und der 
h_da inhaltlich vorbereitet und durchgeführt. Sie diente dazu, die ausgewählten Kommunen und Sta-
keholder*innen über das Projekt zu informieren und gleichzeitig ein erstes Kennenlernen zwischen 
den beteiligten Kommunen selbst und dem Projektteam zu ermöglichen.  

Der erste Teil des Auftakts diente vor allem dazu, die Teilnehmer*innen und weitere Anwesende über 
das Projekt zu informieren. Der zweite Teil der Veranstaltung sollte die teilnehmenden Kommunen auf 
die anstehenden Arbeitsphasen des Projekts vorbereiten. Ein wichtiges Ziel war es, eine vertrauens-
volle Atmosphäre herzustellen, um einen offenen Austausch mit den Kommunen zu ermöglichen. Zu 
diesem Zweck wurden “Chatham House Rules” vereinbart, d.h. Aussagen wurden allgemein aufgenom-
men, aber nicht in Verbindung mit Einzelpersonen weitergegeben. Die Dialog-Runde, moderiert durch 
Prof. Dr. Birte Frommer, Iris Behr und Anna Wasmer (alle Hochschule Darmstadt), ermöglichte einen 
ersten strukturierten Austausch zwischen den teilnehmenden Kommunen. Im Mittelpunkt standen die 
Fragen „Welche Herausforderungen in Bezug auf die Modernisierung kommunaler Gebäude können 
schon jetzt identifiziert werden?“ und „Welche Erwartungen richten sich an das Projekt?“ Die Beiträge 
der Kommunen wurden mithilfe von Stellwänden und Moderationskarten visualisiert, dokumentiert, 
thematisch gebündelt und im Anschluss der Veranstaltung digital aufbereitet an alle Teilnehmer*innen 
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versendet. Die Ergebnisse gaben Aufschluss über den Stand der Gebäudemodernisierung in den Kom-
munen im Frühling 2023. Sie zeigten, welche Herausforderungen bereits erkannt wurden und welche 
Lösungsansätze – wenn auch vereinzelt – bereits existierten. Deutlich wurde dabei, dass die identifi-
zierten Herausforderungen die vorhandenen Lösungsansätze klar überwiegen und sich inhaltlich in 
vielen Kommunen ähneln.  

AP 2.2: Gemeinsames Problemverständnis erarbeiten 

Die zwei Workshops zur Entwicklung eines gemeinsamen Problemverständnisses fanden am 23. Mai 
2023 (Gruppe Süd) und am 28. Juni 2023 (Gruppe Nord) statt. Die Teilnehmer*innen wurden dabei 
unterstützt, ihre Herausforderungen in der Gebäudemodernisierung weiter zu definieren und zu prio-
risieren. Hierbei lag der Fokus darauf, tatsächliche Herausforderungen aus dem Verwaltungsalltag der 
teilnehmenden Kommunen zu identifizieren, um zu gewährleisten, dass die Relevanz für die kommu-
nalen Akteur*innen über die Projektlaufzeit stets gewährleistet ist. Die beiden Workshops in Arbeits-
paket 2.2 dienten als elementare Grundlage für die folgenden Arbeitsschritte. 

AP 2.3: Ko-Produktion von Lösungsansätzen mit hohem Ownership 

In Arbeitspaket 2.3 wurden die Vertreter*innen der teilnehmenden Kommunen dabei unterstützt, pra-
xisnahe Lösungsansätze für die identifizierten Herausforderungen in der Gebäudemodernisierung zu 
entwickeln. Im Rahmen von sechs Workshops in dieser Phase kristallisierten sich zwei zentrale The-
menschwerpunkte des Projektes heraus: „Finanzierung und Förderung“ sowie „Kommunikation“. In 
eigens eingerichteten Arbeitsgruppen wurden diese Themen vertieft und gemeinsam bearbeitet. Die 
Arbeitsgruppe „Finanzierung und Förderung“ entwickelte eine strukturierte Übersicht zum Förderpro-
zess, die alle wesentlichen Schritte von der Vorbereitung eines Förderantrags bis zum Projektabschluss 
systematisch darstellt. Diese Übersicht soll kommunalen Akteur*innen als praktische Orientierungs-
hilfe im Verwaltungsalltag dienen. Die Arbeitsgruppe „Kommunikation“ befasste sich mit der internen 
Kommunikation innerhalb der kommunalen Verwaltung und mit den Entscheider*innen im Kontext 
der Gebäudemodernisierung. Gemeinsam mit den teilnehmenden Kommunen wurde eine Kommuni-
kationsstrategie erarbeitet, die dazu beitragen soll, verwaltungsinterne und kommunalpolitische Ab-
läufe effizienter zu gestalten und gezielter für die Umsetzung von Modernisierungsmaßnahmen zu 
nutzen.  

AP 2.4: Erprobung der Lösungen in den Kommunen 

Auch in dieser Projektphase wurden sechs Workshops durchgeführt, in denen die teilnehmenden Kom-
munen bei der praktischen Erprobung der im vorherigen Arbeitspaket (AP 2.3) entwickelten Lösungs-
ansätze begleitet wurden. Ziel war es, die Anwendbarkeit und Praxistauglichkeit der Ansätze unter 
realen Bedingungen zu prüfen. Hierzu wählten die Kommunen jeweils ein konkretes Vorhaben inner-
halb ihrer Verwaltung aus, welches als Erprobungsprojekt diente. In Fällen, in denen aktuell keine ge-
eigneten Projekte zur Verfügung standen, wurden alternativ bereits abgeschlossene Vorhaben rück-
blickend analysiert oder die Ansätze im Hinblick auf zukünftige Planungen mitgedacht. Durch die je-
weils drei Workshops pro Gruppe (Nord und Süd) hatten die Kommunen die Möglichkeit, sich zum 
Stand ihrer Erprobungen auszutauschen und bei Herausforderungen Unterstützung und Rat durch die 
anderen teilnehmenden Kommunen und das Projektteam zu erfahren.  
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Beispielhafter Ablauf eines Workshops 

Je nach Arbeitspaket wurde die Workshops mit verschiedenen Zielen durchgeführt (z.B. Problemver-
ständnisse erarbeiten, Lösungsansätze entwickeln oder Erprobungen in der Kommune durchführen). 
Bei der Planung der einzelnen Workshops wurde großer Wert darauf gelegt, die Bedarfe der beteiligten 
Kommunen zu berücksichtigen und die Inhalte entsprechend anzupassen. Der Ablauf orientierte sich 
dabei in der Regel an einem bewährten Format: Interaktive Methoden und Gruppenarbeiten standen 

im Zentrum und wurden durch kurze Im-
pulsvorträge ergänzt, die praxisrelevante 
Aspekte der Gebäudemodernisierung in 
der kommunalen Verwaltung beleuchte-
ten. Zur Illustration eines typischen Work-
shopablaufs dient der Workshop am 23. 
April 2024 der Gruppe Süd in der Schader-
Stiftung, der im Rahmen von Arbeitspaket 
2.4 stattfand: 

Nach Begrüßung durch die Projektleitung 
bestand der erste Teil des Workshops aus 
einem Input zu dem VerTEK-Tool, welches 
die Kommunen bei der Organisation und 
Umsetzung von Gebäudemodernisierun-
gen unterstützen kann. Anschließend 
stellten die Kommunen den Stand ihrer Er-
probung vor. Hierbei hatte jede Kommune 
Zeit zu berichten, wie die Anwendung der 
entwickelten Lösungsansätze funktioniert. 
Daraufhin wurden Unterstützungsange-
bote durch das Projektteam gemacht, um 
die Erprobung in der Verwaltung zu er-
leichtern, bei Bedarf hätte der Kontakt zur 
LandesEnergieAgentur (LEA) vermittelt 
werden können. Schließlich gab es ein kur-
zes Update zum Stand der Steckbriefe zur 

Gebäudemodernisierung, welche in bilateralen Gesprächen außerhalb der Workshops entstanden.  

Die 14 Workshops, die über die Projektlaufzeit stattfanden, waren elementarer Teil der Entwicklung 
von Lösungsansätzen und deren Erprobung in der Verwaltung. Gleichzeitig boten sie die Möglichkeit 
für einen intensiven interkommunalen Austausch und den Aufbau neuer Netzwerke.  



 11  
 

2.3 Projektplanung und Arbeitsschritte 

Für das Projekt war insgesamt eine Laufzeit von 29 Monaten vorgesehen. Abbildung 2 stellt die Ar-
beitspakete und Meilensteine des Projekts dar. 

Abbildung 2: Gantt-Chart zur Projektplanung 

 

Quelle: Eigene Darstellung. 

3 Status quo der Gebäudemodernisierung: Allgemeine Rahmenbedingungen und 
lokale Ausgangslagen  

3.1 Charakterisierung der Gebäudestruktur 

Erhebungen im Projekt ENOB:dataNWG gehen von einem Bestand an 1.981.000 (± 152.000) GEG-rele-
vanten Nichtwohngebäuden (NWG) in Deutschland aus (Hörner et al., 2022). In Deutschland gibt es 
ca. 12.000 Gemeinden und Landkreise, die insgesamt zwei Drittel der Endenergie im öffentlichen Sek-
tor verbrauchen. Verursacht wird dieser enorme Energieverbrauch unter anderem durch die veraltete 
Bausubstanz und Anlagentechnik. Letztere ist bei kommunalen Nichtwohngebäuden durchschnittlich 
35 Jahre alt (BMWK, 2022, S. 7).  
 
Gebäudetypen, die besonders häufig der öffentlichen Hand (Bund, Länder, Gemeinden, Anstalten/Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts) gehören, sind: Sportgebäude, Schulen, Kindertagesstätten und 
sonstige Betreuungsgebäude sowie Büro-, Verwaltungs- oder Amtsgebäude. Diese Daten entsprechen 
in etwa denjenigen Gebäudetypen, welche durch die Projektkommunen benannt wurden. Im oben 
zitierten Bericht nicht extra benannt, aber von den Kommunen häufig als Sanierungsfall beschrieben, 
sind zudem Dorfgemeinschaftshäuser (DGH). 
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Im Bericht des BMWK „Energieeffizienz in Kommunen“ aus dem Jahr 2022 werden die Folgen des ho-
hen durchschnittlichen Baualters von NWG beschrieben: „[…] marode Schulen, Sport- und Schwimm-
hallen, Krankenhäuser und Verwaltungsgebäude mit reparaturbedürftigen Dächern, undichten Fens-
tern und ineffizienten Heizungsanlagen“ (BMWK, 2022, S. 7). Verglichen mit Nichtwohngebäuden, die 
nach 2001 errichtet wurden, verbrauchen solche, die vor 1977 erbaut wurden, das Fünffache an Ener-
gie. Daraus ergeben sich allein für die Strom- und Wärmeversorgung jährliche Kosten für die Kommu-
nen in Höhe von 3,8 Milliarden Euro (BMWK, 2022, S. 15). 
Um die Vergleichbarkeit der Angaben zu Nichtwohngebäuden zwischen den zwölf Projektkommunen 
zu gewährleisten, wurden NWG folgendermaßen definiert: Nichtwohngebäude sind alle Gebäude, die 
überwiegend (> 50 % der Gesamtnutzfläche) Nichtwohnzwecken gewidmet sind (ENOB:dataNWG, 
2022, S. 13), dauerhaft auf über 12°C beheizt werden und unter (die Anwendung) des Gebäudeener-
giegesetzes (GEG) fallen. Mithilfe dieser Definition wurden die energetisch relevanten kommunalen 
NWG bei den Projektkommunen abgefragt. Tabelle 3 gibt einen Überblick zu kommunalen NWG, kom-
munalen Wohngebäude (WG) und der Anzahl der Stadt-/Ortsteile der jeweiligen Kommune. 
 
Tabelle 3: Überblick kommunale NWG und WG 

Gemeinde  Einwohner*innen Nichtwohngebäude  Wohngebäude  Stadt-/Ortsteile  
Fischbachtal  2.760  11  0  6  
Allendorf (Lumda)  4.069  8  1  4  
Alheim  4.945  18  5  10  
Weilrod  6.731  86  0  13  
Allendorf (Eder)  7.739  32  5  9  
Erzhausen  8.147  15  0  1  
Kaufungen  12.790  27  17  2  
Ober-Ramstadt  15.211  40  9  3  
Alsfeld  16.392  69  1  16  
Bad Soden am Taunus  23.174  31  3  3  
Herborn  25.835  90  10  10  
Bad Hersfeld  30.643  61  50  11  
Quelle: Bevölkerung zum 31. Dezember 2023 nach Hessischer Kommunalstatistik, im Projekt erhobene Daten   
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Abbildung 3 zeigt, dass die Anzahl an NWG nicht unbedingt mit der Einwohner*innenzahl der Kommu-
nen korreliert. In Gesprächen mit den Kommunen zeigte sich, dass die Anzahl einiger NWG (DGHs, 
Verwaltungsgebäude) eng mit der (gewachsenen) Struktur der Kommune zusammenhängt. Kommu-
nen mit vielen Stadt-/Ortsteilen verfügen häufig über ein eigenes Dorfgemeinschaftshaus, ehemalige 
Rathäuser und Feuerwehrgerätehäuser in jedem Stadt-/Ortsteil. Diese dezentrale Struktur ist teilweise 
auf Gebietsreformen in den 1970er Jahren zurückzuführen, bei denen kleinere Gemeinden eingemein-
det wurden. Ehemalige Rathäuser oder Gemeindehäuser dieser Ortsteile gehören heute oftmals noch 
zum kommunalen NWG Bestand. Die häufigsten kommunalen NWG sind: KiTas, Dorfgemeinschafts-
häuser, Feuerwehren, Sportanlagen, Mehrzweckhallen und Verwaltungsgebäude. Kommunale Wohn-
gebäude spielen in den Projektkommunen eine untergeordnete Rolle. Kommunen mit weniger als 
10.000 Einwohner*innen haben selten mehr als fünf kommunale WG, teilweise gibt es auch keine 
kommunalen WG.  

 
Die Verwaltung und Unterhaltung dieses heterogenen Gebäudebestands stellt die Städte und Gemein-
den vor erhebliche Herausforderungen – organisatorisch wie finanziell, diese werden in Abschnitt 3.3 
beschrieben.  

3.2 Exemplarische Beispiele bisheriger Modernisierungsaktivitäten  

Die Kommunen sind in Abhängigkeit von ihrer Größe, der Anzahl von zu sanierenden Nichtwohnge-
bäuden und ihrer finanziellen Situation sehr unterschiedlich aufgestellt. Grundsätzlich ist die Finanzie-
rung von Modernisierungsmaßnahmen vor allem seit 2022  durch die zunehmend „leeren Kassen“ ge-
prägt – umso mehr sind die Städte und Gemeinden für die Umsetzung auf Förderprogramme angewie-
sen. Die Inanspruchnahme von Fördermitteln wiederum hängt von verschiedenen Prämissen ab: Ver-

Quelle: Eigene Darstellung. 

Abbildung 3: Zusammenhang zwischen Einwohnerzahl, Ortsteilen und NWG 
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fügbarkeit von ausreichend Personal für die Akquise der Mittel, Vorhandensein von geeigneten För-
derprogrammen für die anstehenden Projekte, Verfügbarkeit der erforderlichen kommunalen Eigen-
anteile, etc..Für die konkrete Planung von Modernisierungsmaßnahmen bei Nichtwohngebäuden ist 
zudem eine Gesamtschau der kommunalen Gebäude zur Erfassung des Ist-Zustands und eine Priorisie-
rung der Vorhaben im Kontext der verfügbaren Mittel erforderlich. Nicht allen Kommunen liegen die 
erforderlichen Kennzahlen zum Ist-Zustand ihrer Gebäude vor, denn häufig sind die Gebäudedaten 
nicht digitalisiert und müssen in den gemeindeeigenen Archiven recherchiert werden. In Bezug auf die 
energetische Sanierung wurden bereits in allen teilnehmenden Gemeinden Projekte und Maßnahmen 
umgesetzt. Priorisiert werden oftmals die KiTa-Sanierungen, was auch daran liegt, dass in fast allen 
Gemeinden gleich mehrere sanierungsbedürftige KiTas bestehen. Im Rahmen der energetischen Sa-
nierungen wird bei den meisten Projekten eine Dämmung des Dachs und der Fassaden vorgenommen 
und es werden Fenster und Türen ausgetauscht. Zudem werden oftmals auch PV-Anlagen auf den Dä-
chern installiert. Bei einigen Modernisierungsvorhaben wurde auch ein Austausch der Heizungsanlage 
vorgenommen. Welche Anlagen im jeweiligen Projekt sinnvoll erscheinen, wird im Rahmen von Ge-
bäudeenergieberatungen (auch im Zusammenhang mit der Verfügbarkeit von Fördermitteln) im Vor-
feld eruiert.  

So wurde beispielsweise in Herborn eine energetische Sanierung der Mehrzweckhalle durchgeführt. 
Es wurde „eine umfassende Dämmung des Gebäudes vorgenommen, sämtliche Türen und Fenster 
ausgetauscht sowie das Satteldach mit einer PV-Anlage neu errichtet.“ Damit konnten Einsparungen 
von ca. 96.000 kWh Wärmeenergie und ca. 5.400 kWh Strom pro Jahr erreicht werden. Weitere Infor-
mationen siehe Steckbrief Herborn (Georg et al., 2025, S. 9). 

In Alsfeld wurde im Rahmen der energetischen Sanierung des Baubetriebshofs unter anderem eine 
Infrarot-Deckenstrahlheizung und eine PV-Anlage auf dem Dach installiert sowie außen und innen ein 
LED-Beleuchtungsaustausch durchgeführt. Diese Maßnahmen erreichten Einsparungen beim Strom-
verbrauchs in Höhe von 50 % und beim Wärmeverbrauchs in Höhe von 30 %. Weitere Informationen 
siehe Steckbrief Alsfeld (Wenzel et al., 2025, S. 8). 

Während in der Kommune Weilrod Backhäuser in den Ortsteilen Winden und Emmershausen saniert 
wurden (Steckbrief Weilrod, siehe Esser et al., 2025, S. 8), wurden in Ober-Ramstadt, Fischbachtal und 
Kaufungen energetische Maßnahmen an den Rathäusern vorgenommen (siehe Frank et al., 2025; 
Beckhausen et al., 2025; Haubner et al., 2025). Die Förderung von Balkonmodulen spielte neben der 
Sanierung von Dorfgemeinschaftshäusern und Ortsfeuerwehren in Alheim eine wichtige Rolle (Herzig 
et al., 2025) und Allendorf (Eder) konnte sogar ein eigenes kommunales Förderprogramm für erneu-
erbare Energien und Wärmedämmung auf den Weg bringen, um auch im privaten Bestand eine Wir-
kung zu entfalten (Zollner et al., 2025). Allendorf (Lumbda) errichtete bis 2023 acht Windkraftanlagen 
und montierte eine PV-Anlage auf dem Dach der Kläranlage (Jung et al., 2025). Photovoltaikanlagen 
waren ebenso eine wichtige Priorität in Bad Soden, wo darüber hinaus eine Sportanlage energetisch 
saniert wurde (Schümann et al., 2025). In Bad Hersfeld wurden im Jahr 2024 fünf kommunale Sanie-
rungsfahrpläne auf den Weg gebracht und im Laufe der Zeit PV-Anlagen auf städtischen Liegenschaf-
ten installiert (Wiegand et al., 2025). 

In der Summe haben die Kommunen also eine Vielzahl von Maßnahmen zur Sanierung kommunaler 
Gebäude und darüber hinaus ergriffen. Weitere Maßnahmen sind in den kommunalen Steckbriefen zu 
finden. 

3.3 Identifizierung von Herausforderungen und Hemmnissen 

Die Modernisierung öffentlicher Gebäude in den Projektkommunen bringt für die Verwaltungsmitar-
beitenden eine Vielzahl von Herausforderungen und Problemlagen mit sich, die durch die spezifischen 
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Bedingungen in kleinen und mittelgroßen Gemeinden verstärkt werden. Kleine Städte und Gemeinden 
haben vergleichsweise geringe, wenig spezialisierte Personalressourcen, mit denen sie die vielfältigen 
kommunalen Aufgaben bewältigen müssen. Auch bei der Einwerbung von Fördermitteln erweisen sich 
knappe Personalressourcen als Hemmnis. Die Beantragung der Fördermittel ist häufig komplex und 
beansprucht zusätzliche Personalressourcen (Hesse & Starke, 2023, S.22). 

Die Herausforderungen und Hemmnisse wurden in interaktiven Workshops gemeinsam mit den Teil-
nehmer*innen der Projektkommunen identifiziert. Sie lassen sich den Kategorien „Information & Be-
ratung“, „Regeln & Festsetzungen“, „Förderung & Finanzierung“, „Teilnahme an Netzwerken/Aus-
tausch“ (Hood, 1983; Howlett, 2000), sowie „Anpassung der Verwaltungsstruktur“ und „Gebäu-
destruktur und -funktion“ zuordnen. 

Information- und Beratung 

Verwaltungsmitarbeiter*innen sind oft mit einer Flut von Informationen konfrontiert, eine Einordnung 
und das Herausfiltern der für die vorliegende Aufgabe relevanten Information bereitet jedoch Schwie-
rigkeiten. Die gesetzlichen Anforderungen und Förderbedingungen für die Modernisierung von Gebäu-
den ändern sich häufig. Mitarbeiter*innen müssen daher einen hohen Aufwand betreiben, um stets 
auf dem neuesten Informationsstand zu bleiben. Insbesondere kleinere Kommunen, die nur wenige 
Mitarbeiter*innen mit allgemeiner Verwaltungsausbildung haben, verfügen oft nicht über die perso-
nellen und finanziellen Kapazitäten, um regelmäßig aktuelle Informationen zu erlangen oder externe 
Expert*innen hinzuzuziehen. 

In vielen Kommunen liegen veraltete oder unvollständige Dokumentationen der kommunalen Gebäu-
debestände vor. Baupläne sind häufig (noch) nicht in digitaler Form erfasst oder wurden wie in einer 
Projektkommune durch Unfälle oder Naturkatastrophen (in diesem konkreten Fall Hochwasser) zer-
stört. Das Fehlen verlässlicher Informationen über den Zustand der Gebäude kann den Modernisie-
rungsprozess erheblich verzögern, da die Mitarbeiter*innen dann oft nicht die erforderlichen Daten 
haben, um Expert*innen oder Berater*innen angemessen zu informieren. Einige Kommunen beklag-
ten auch einen Mangel an Energieeffizienzexpert*innen und damit verbunden lange Wartezeiten bei 
der Planung von Modernisierungsmaßnahmen. Wissenslücken bzgl. des Ist-Zustands der Gebäude füh-
ren auch zu Verzögerungen während der Bauarbeiten, da spontan auf Abweichungen bei der Bausub-
stanz reagiert werden muss. In Bad Soden kam es bspw. zu Verzögerungen bei der Modernisierung 
einer Sportanalage (Baujahr 1968), da die Bestandsdokumentation fehlerhaft war. 

Regeln und Festsetzungen  

Viele Gemeinden haben sich selbst ambitionierte Ziele gesetzt, wie beispielsweise die Klimaneutralität 
bis 2035, aber es fehlt häufig an konkreten Plänen, die festlegen, wie diese Ziele messbar gemacht 
werden und mit welchen Maßnahmen sie erreicht werden sollen. Einige der Teilnehmer*innen ver-
missten eine langfristige strategische Prioritätensetzung der politischen Gremien („fehlende Vision“), 
die es ermöglicht, Gebäudemodernisierungen langfristig sinnvoll zu planen. Während politische Gre-
mien die Entscheidungskompetenz für langfristige strategische Ausrichtungen innehaben, ist die Ver-
waltung häufig mit dem Alltagsgeschäft und der Umsetzung von Projekten beschäftigt. Bei der Gebäu-
demodernisierung verschwimmen diese Zuordnungen – denn auch die Verwaltung ist an langfristiger 
Planungssicherheit bei großen und komplexen Modernisierungsprojekten interessiert und Politik ori-
entiert sich immer auch an Wahlzyklen, die eher kurz angelegt sind. Die Zyklen von Fördermitteln, 
Haushaltsmitteln sowie Kommunalwahlen harmonieren selten miteinander. Während es in größeren 
Städten detaillierte Bauleitlinien gibt, die zum Beispiel auf nachhaltigen Hochbau abzielen, fehlen sol-
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che Hilfestellungen und Regelwerke üblicherweise in kleineren Städten und Gemeinden und die vor-
handenen Regelwerke (bspw. aus Darmstadt oder Frankfurt am Main) lassen sich nur teilweise und 
mit deutlichen Anpassungen nutzen.  

Förderung & Finanzierung 

Die Finanzierung der Gebäudemodernisierungsprojekte stellt oft eine der größten Hürden für kleinere 
Städte und Gemeinden dar. Die Verwaltungsmitarbeiter*innen sehen sich mit einem komplexen und 
häufig schwer durchschaubaren Fördersystem konfrontiert, die Antragstellung ist zeitaufwändig und 
erfordert spezielles Know-how, welches kleinen Kommunen oft fehlt. Häufig müssen daher externe 
Berater*innen hinzugezogen werden. Einige Kommunen berichteten von interkommunalen Koopera-
tionen, um eine Stelle zu finanzieren, die das Fördermittelscreening sowie die Antragsstellung über-
nimmt. Fehlende Eigenmittel sind ebenfalls eine Hürde für die Inanspruchnahme von Fördergeldern. 
Viele Gemeinden haben begrenzte finanzielle Mittel, und oft fehlen langfristige finanzielle Planungen, 
die es erlauben würden, Modernisierungsprojekte kontinuierlich und strategisch zu verfolgen. Dies 
hängt auch damit zusammen, dass wesentliche Finanzierungsmittel der Kommunen, wie die Gewerbe-
steuer, starken konjunkturellen Schwankungen unterliegen, die langfristige Haushaltsplanungen für 
Themenfelder, die nicht zu den kommunalen Pflichtaufgaben gehören, erschweren. Die Gemeinden 
haben mit den komplexen Förderprogrammen und den hohen Anforderungen an die Mittelverwen-
dung einen Aufwand, der bei begrenzten Personalressourcen in Einzelfällen dazu führt, auf Fördermit-
tel zu verzichten. Finanzschwachen Kommunen oder Gemeinden mit geringer Personaldecke fällt es 
daher besonders schwer, notwendige Mittel für Modernisierungen zu mobilisieren. 

Teilnahme an Netzwerken/Austausch 

Viele der beteiligten Gemeinden versuchen, über Netzwerke wie die hessischen „Klima-Kommunen“ 
oder andere interkommunale Kooperationen Unterstützung beim Klimaschutz und somit auch der Ge-
bäudemodernisierung zu erhalten. Auch informelle Netzwerke wie ein E-Mailverteiler der Klimaschutz-
manager*innen werden gerne genutzt. Die Koordination zwischen verschiedenen Kommunen ist je-
doch oft zeitaufwendig und informelle Informationskanäle wie die genannten E-Mailverteiler werden 
mitunter ungenügend gepflegt. Da kleinere Gemeinden häufig nur über wenige Mitarbeiter*innen ver-
fügen, fehlt es oft an Personal, das sich ausreichend dem Aufbau und der Pflege solcher Netzwerke 
widmen kann, bei einem Personalwechsel kommt es mitunter zum Verlust der Kontakte. 

Zudem können interkommunale Kooperationen komplexe Abstimmungsprozesse erfordern, beson-
ders wenn unterschiedliche politische Interessen oder Prioritäten im Spiel sind. Dies kann auch dazu 
führen, dass wichtige Entscheidungen, die für die Modernisierung von Gebäuden notwendig wären, 
verzögert oder gar blockiert werden. Ein Beispiel für eine erfolgreiche Zusammenarbeit, trotz einer 
komplexen Aufgabe, ist das Feuerwehrdienstleistungszentrum „Goldener Grund“. Die Gemeinde 
Weilrod entschied sich gemeinsam mit den Nachbargemeinden Bad Camberg, Hünfelden, Selters im 
Taunus und Brechen bei der Pflichtaufgabe Feuerwehr stärker zusammen zu arbeiten. Eine Feuerwehr-
Dienstleistungszentrum gGmbH wurde gegründet, die das interkommunale Feuerwehrdienstleistungs-
zentrum Goldener Grund/Taunus betreibt. Die Baukosten werden hauptsächlich durch die Gemeinden 
getragen und betragen rund 5,9 Mio. Euro (200.000 Euro Förderung durch die hessische Landesregie-
rung). Das Dienstleistungszentrum entsteht auf einem ehemaligen Firmengelände in der Stadt Bad 
Camberg und übernimmt zentrale Aufgaben der Feuerwehr, darunter die Wartung von Atemschutzge-
räten, die Reinigung der Einsatzkleidung, die Instandhaltung von Feuerlöschschläuchen und die Be-
schaffung von Material – Aufgaben, die zuvor 33 freiwillige Ortsfeuerwehren eigenständig erledigten. 
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Anpassung der Verwaltungsstruktur  

In vielen kleineren Kommunen gibt es einen signifikanten Mangel an spezialisierten Mitarbeiter*innen. 
Gerade in technisch komplexen Bereichen wie der Modernisierung von Gebäuden fehlen oft Fach-
kräfte, die über das notwendige Wissen verfügen, um Projekte eigenständig zu planen und umzuset-
zen. Der Mangel an qualifiziertem Personal führt dazu, dass die wenigen vorhandenen Mitarbeiter*in-
nen stark ausgelastet sind und kaum Zeit für langfristige, strategische Planungen haben. In der Praxis 
konzentrieren sie sich häufig auf dringende Wartungsarbeiten, während umfassendere Modernisie-
rungen in den Hintergrund treten. Auch personelle Ausfälle, etwa durch Krankheit oder Elternzeit, kön-
nen in kleinen Verwaltungen zu erheblichen Verzögerungen führen, da es meist keine Vertretung gibt, 
die die Aufgaben übernehmen kann. Zudem ist die Verwaltung häufig in ihrer Struktur wenig flexibel, 
was bedeutet, dass Entscheidungsprozesse oft langwierig sind und durch hierarchische Abläufe verzö-
gert werden. Zuständigkeiten für Gebäudemodernisierungsprojekte innerhalb der Kommunalverwal-
tungen sind nicht immer klar definiert und unterschiedliche operative Logiken und Prioritäten (wie sie 
bspw. zwischen eher administrativen und technischen Abteilungen entstehen) können ebenfalls zu 
Verzögerungen führen.  

In der Gemeinde Allendorf (Eder) sind beispielsweise Bauamt/Gebäudemanagement, der Klimaschutz-
manager und der Kämmerer im Bereich Gebäudemodernisierung mit Aufgaben betraut. Die Stadt Her-
born befindet sich gerade eine Phase der Neuorientierung, denn die bisher getrennt voneinander agie-
renden Fachdienste Hochbau und technische Gebäudeunterhaltung werden zusammengelegt, zusätz-
lich wurde ein Energiemanager eingestellt, der ab Frühjahr 2025 den Aufbau und die Aktualisierung 
des Energiemanagements übernimmt. Auch die Gemeinde Weilrod organisiert ihr Liegenschaftsma-
nagement neu, zur Mitte des Jahres soll eine eigene Stabstelle „Gebäudemanagement“ geschaffen 
werden. 

Gebäudestruktur und -funktion 

Dorfgemeinschaftshäuser erfüllen eine zentrale soziale Funktion: Sie dienen als Treffpunkte für Ver-
eine, kulturelle Veranstaltungen und (private) Feierlichkeiten. Allerdings erfolgt ihre Nutzung häufig 
unregelmäßig – etwa vorwiegend an Wochenenden oder zu bestimmten Jahreszeiten – was zu einem 
ungünstigen Verhältnis zwischen Aufwand und tatsächlichem Nutzen führen kann. Vor diesem Hinter-
grund erscheint eine energetische Sanierung unter rein finanziellen Gesichtspunkten oft nicht lohnens-
wert, da die Einsparpotenziale durch die geringe Nutzung begrenzt sind. Gleichzeitig würde ein Abbau 
solcher Infrastrukturen jedoch den Verlust wichtiger sozialer Begegnungsräume in den jeweiligen 
Stadt-/Ortsteilen bedeuten – ein Aspekt, der Kommunen zögern lässt, DGHs aufzugeben. 
Ohne eine Unterstützung durch Fördermittel ist eine Modernisierung der Gebäude jedoch für viele 
Kommunen nicht abbildbar, da die Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen durch die zeitlich begrenzte 
Nutzung schwer darstellbar ist. Auch bei den Verwaltungsgebäuden zeigen sich strukturelle Über-
hänge. Im Rahmen von Sanierungen prüfen viele Kommunen daher Möglichkeiten zur Zentralisierung 
oder Zusammengelegung von Verwaltungsfunktionen. Zudem wird überlegt, wie sich der Bedarf an 
Büroflächen durch neue Arbeitsformen (Home-Office, Digitalisierung von Verwaltungsdienstleistun-
gen) verändert – was langfristige Auswirkungen auf die Nutzung des Gebäudebestands haben dürfte. 
Ein weiteres Beispiel sind Feuerwachen: hier führen gestiegene technische Anforderungen – etwa in 
Bezug auf Fahrzeuggrößen oder Stellflächen – dazu, dass bestehende Standorte oftmals nicht mehr 
den aktuellen Standards entsprechen und aufwändig saniert oder sogar neu errichtet werden müssen. 
Im Zuge solcher Neustrukturierungen stellt sich regelmäßig die Frage, wie die bisherigen Gebäude sinn-
voll nachgenutzt werden können. 
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4 Governance-Strukturen und -Instrumente   

Um das Handeln der lokalen Akteur*innen bei der Governance der Gebäudemodernisierung nachvoll-
ziehen zu können, werden im Folgenden zunächst die allgemeinen Entscheidungsstrukturen und der 
rechtliche Rahmen dargelegt, in dem sich dieses Handeln vollzieht. Ausgangspunkt bilden dabei grund-
legende verfassungsrechtliche Grundsätze, bevor anschließend die landesrechtlichen Vorgaben und 
institutionellen Strukturen näher betrachtet werden. Auf dieser Grundlage wird in Abschnitt 4.3 das 
konkrete Handeln sowie die Formen der Zusammenarbeit in den Kommunen bei der Governance der 
Gebäudemodernisierung näher beleuchtet. 

Der Staatsaufbau Deutschlands zeichnet sich durch eine vertikale Gewaltenteilung aus, in der sich 
Bund und Länder die Gesetzgebungskompetenz teilen. Der Verwaltungsaufbau kennt neben Bund und 
Land noch eine dritte Ebene: die Kommunen (Bogumil, 2018). Diese Struktur soll im föderativen System 
eine dezentrale Regierungs- und Verwaltungsorganisation gewährleisten, die auf dem Prinzip der Sub-
sidiarität beruht.  

Das Grundgesetz schreibt den Ländern die Gesetzgebungskompetenz in allen Bereichen zu, die nicht 
ausdrücklich dem Bund zugewiesen sind (Art. 70 GG). In der Verfassungswirklichkeit liegt durch den 
umfangreichen Katalog der ausschließlichen Gesetzgebung der Schwerpunkt der Gesetzgebung jedoch 
mittlerweile beim Bund (Alexey et al. 2023). In die ausschließliche Gesetzgebung des Bundes (Art. 73 
GG) fallen etwa Bereiche wie Auswärtige Angelegenheiten, Staatsangehörigkeit, Passwesen, Einwan-
derung und Währung. Den Ländern sind dagegen vor allem signifikante Kompetenzen in den Bereichen 
Bildung und Polizeiwesen vorbehalten. Zudem existiert eine konkurrierende Gesetzgebung, bei der die 
Länder die Gesetzgebungskompetenz innehaben, solange und soweit der Bund von seiner Gesetzge-
bungszuständigkeit keinen Gebrauch macht (Art. 72 Abs. 1 GG). Gemäß Art. 72 Abs. 3 GG besteht al-
lerdings eine Abweichungskompetenz zugunsten der Länder in bestimmten Bereichen. So können die 
Länder trotz bestehender Regelungen des Bundes beispielsweise im Bereich der Raumordnung oder 
dem Naturschutz auch vom Bund abweichende Regelungen treffen.  

Die Kompetenz im Verwaltungsvollzug haben gemäß Art. 83 GG die Länder. Diese führen die Bundes-
gesetze in der Regel als eigene Angelegenheit aus und sind auch für die Einrichtung der Behörden und 
das Verwaltungsverfahren zuständig (Ausnahmen ergeben sich bspw. im Bereich der bundeseigenen 
Verwaltung, Art. 86 GG). Die Kompetenz des Verwaltungsvollzuges eröffnet den Ländern demnach 
auch eigene Gestaltungs- und Einflussmöglichkeiten (Schmid, 2002).  

Aus dem im Grundgesetz statuierten Recht auf kommunale Selbstverwaltung (Art. 28 GG) ergibt sich 
auch auf Ebene der Kommunen eine Freiheit im Verwaltungsvollzug bzgl. eigener Gestaltungsmöglich-
keiten. Das verfassungsrechtlich garantierte Recht der Kommunen gewährleistet die Regelungen aller 
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft in eigener Verantwortung (Art. 28 Abs. 2 GG). Dazu ge-
hören unter anderem die Bauleitplanung, die örtliche Infrastruktur oder die kommunale Daseinsvor-
sorge. Staatsrechtlich betrachtet bleiben die Kommunen allerdings ein Teil der Länder und unterstehen 
daher deren Aufsichts- und Weisungsrecht. 

Teil der kommunalen Ebene sind auch die Landkreise. Landkreise stellen Zusammenschlüsse von meh-
reren Kommunen dar und übernehmen bestimmte übergeordnete Aufgaben wie etwa den öffentli-
chen Nahverkehr auf Kreisebene oder auch teilweise die Müllentsorgung. In vielen Fällen arbeiten die 
Landkreise und die Gemeinden bei Projekten und Aufgaben aber auch zusammen, so etwa im Bereich 
der Wirtschaftsförderung, des Tourismus oder des Katastrophenschutzes. Alle am Projekt teilnehmen-
den Kommunen sind kreisangehörige Kommunen. Auch hier lassen sich teilweise interkommunale Zu-
sammenarbeiten zwischen dem Landkreis und den dazugehörigen Kommunen beobachten. So teilen 
sich beispielsweise einige Kommunen einen/eine  Klimaschutzmanager*in untereinander innerhalb 
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des Landkreises und auch Klimaschutzkonzepte werden häufig für die gesamte Kreisebene erstellt. 
Landkreise können zudem finanzielle Mittel an die Gemeinden weiterleiten, etwa aus Förderprogram-
men oder Umlagen, die für gemeinsame Aufgaben erhoben werden.  

Die Freiheit der Kommunen im Rahmen ihres Rechts auf Selbstverwaltung wird allerdings durch soge-
nannte Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung durch Landesgesetze (oder Bundesgesetze vor der 
Föderalismusreform I 2006) beschränkt. In Bereichen wie etwa dem Meldewesen oder dem Katastro-
phenschutz müssen Städte und Gemeinden diese Aufgaben so erledigen, wie es ihnen vorgegeben 
wird. Die energetische Gebäudemodernisierung bzw. das damit verbundene übergeordnete Ziel des 
Klimaschutzes ist bisher nicht Teil der kommunalen Pflichtaufgaben und fällt somit in den Bereich der 
kommunalen Selbstverwaltung (Wollmann, 2024). 

Die wichtigsten Rechtsquellen im Bereich der gesetzlichen Klimaschutzinstrumente im Gebäudebe-
reich waren bis zum 01. November 2020 die Energieeinsparverordnung (EnEV) und das Erneuerbare-
Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG). Die EnEV wurde auf Grundlage des Energiereinspargesetzes 
(ENEG) erlassen und stellte verbindliche Standards für den energetischen Zustand von Gebäuden auf. 
Das EEWärmeG verfolgte wiederum das Ziel den Anteil der erneuerbaren Energien bei der Erzeugung 
von Wärme und Kälte im Gebäudesektor zu erhöhen. Seit dem 01. November 2020 ist das im Jahr 2023 
novellierte Gebäudeenergiegesetz (GEG) in Kraft getreten und bündelte den Inhalt der drei Regel-
werke. So regelt das GEG die energetischen Anforderungen für beheizte und klimatisierte Gebäude 
und enthält beispielsweise Vorgaben zur Heizungstechnik oder auch zum Wärmedämmstandard. Wei-
tere für die Gebäudemodernisierung relevante Vorschriften lassen sich im öffentlichen Baurecht fin-
den. So lassen sich im Baugesetzbuch (BauGB) unter anderem Vorschriften zur Bauleitplanung auf 
kommunaler Ebene oder auch zu städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen (§§ 136 ff. BauGB) finden. 
Insbesondere im Bereich der Wärmedämmung lassen sich ergänzende Vorschriften in der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) und den Landesbauordnungen finden.  

Neben der Bauleitplanung können Kommunen auch über das Satzungsrecht Einfluss auf die Energieef-
fizienz nehmen. So können Kommunen Gestaltungssatzungen erlassen, um sowohl städtebauliche als 
auch energetische Anforderungen festzulegen. Zudem ist zu berücksichtigen, dass jeder Bebauungs-
plan als Satzung beschlossen wird und somit Ortsrecht darstellt. 

4.1 Kommunale Akteure bei der Gebäudemodernisierung 

Obwohl sich durch die Freiheiten im Verwaltungsvollzug diverse Unterscheide zwischen den Kommu-
nen begründen, lassen sich insbesondere im Aufbau der Entscheidungsstrukturen und Zuständigkeiten 
auch Gemeinsamkeiten feststellen.  Die Hessische Gemeindeordnung (HGO) regelt die Organisation 
und Funktionsweise der kommunalen Selbstverwaltung in Hessen und bildet die Grundlage für das 
politische und administrative Handeln in den Städten und Gemeinden des Bundeslandes. Ein zentraler 
Bestandteil ist die Gemeindevertretung (in Städten: Stadtverordnetenversammlung), welche von den 
Bürger*innen gewählt wird und das wichtigste Entscheidungsgremium einer Kommune darstellt. Sie 
beschließt alle wesentlichen Angelegenheiten der Gemeinde wie Haushaltspläne, Satzungen und kom-
munale Projekte. Die Gemeindevertretung hat gem. § 62 I 1 HGO das Recht Ausschüsse zu bilden, wie 
etwa einen Bau- oder Sozialausschuss. In der Praxis werden Angelegenheiten der Gebäudemoderni-
sierung meistens im Bau- oder Finanzausschuss erörtert bevor Sie der Gemeindevertretung zur Ent-
scheidung vorgelegt werden.  

Die Ausführung dieser Beschlüsse obliegt dem Gemeindevorstand (in Städten: Magistrat), dem in Ge-
meinden mit unter 100.000 Einwohner*innen der oder die Bürgermeister*in vorsteht. Dieses ausfüh-
rende Organ setzt die Beschlüsse der Gemeindevertretung um und besteht aus dem oder der Bürger-
meister*in sowie weiteren haupt- oder ehrenamtlichen Beigeordneten. Der oder die Bürgermeister*in 
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ist sowohl Vorsitzender des Magistrats bzw. Gemeindevorstands, als auch Leiter*in der Gemeindever-
waltung (§§ 70 f. HGO).  

Der oder die Bürgermeister*in repräsentiert die Gemeinde nach außen und hat eine umfassende Wei-
sungsbefugnis gegenüber den Gemeindebediensteten. In größeren Städten und Gemeinden können 
Ortsbeiräte eingerichtet werden, welche die Interessen einzelner Ortsteile vertreten (§ 81 Abs. 1 HGO). 
Diese haben eine beratende Funktion und können zu wichtigen Angelegenheiten Stellung beziehen, 
die den jeweiligen Ortsteil betreffen - etwa auch bei der Frage, welche Gebäude erhalten oder moder-
nisiert werden sollen.  

Die Gemeindeverwaltung selbst ist in verschiedene Fach- und Verwaltungsämter unterteilt, die für 
spezifische Aufgabenbereiche zuständig sind, wie etwa das Bauamt, Sozialamt oder Ordnungsamt. 
Diese Ämter unterstützen den Magistrat bzw. Gemeindevorstand bei der Umsetzung der Beschlüsse 
der Gemeindevertretung und bei der Erledigung der laufenden Verwaltungsgeschäfte. Die federfüh-
rende Verantwortung für die energetische Modernisierung kommunaler Gebäude obliegt in der Regel 
dem Bauamt oder dem Liegenschaftsamt. Daneben sind teilweise weitere Ämter, wie das Umweltamt 
oder die Abteilung für Stadtentwicklung, in die Gebäudemodernisierung involviert.  

Die Verwaltungsstrukturen sind dabei üblicherweise hierarchisch und funktional organisiert. Je nach  
Einwohner*innenzahl variiert die Größe und Ressourcenausstattung der Verwaltung ebenso wie der 
Grad ihrer funktionalen Ausdifferenzierung. Mit zunehmender Größe der Kommune findet eine wei-
tere Arbeitsteilung innerhalb der Ämter statt, indem Abteilungen mit spezifischen Zuständigkeiten ge-
bildet werden – im Fall des Bauamtes etwa eine Abteilung für Hoch- und Tiefbau, Liegenschafts- und 
Gebäudemanagement oder Stadtentwicklung. In größeren Kommunen kommt zunehmend auch der 
Funktion eines oder einer Klimaschutzmanager*in Bedeutung zu. Diese Stelle übernimmt häufig eine 
koordinierende Rolle zwischen verschiedenen Fachabteilungen und fungiert als Schnittstelle bei der 
Planung und Umsetzung von Maßnahmen zur energetischen Gebäudemodernisierung.  In diesen  Kom-
munen gewinnen zudem kommunale Eigenbetriebe, wie etwa städtische Wohnungsunternehmen, an 
Bedeutung für die Gebäudemodernisierung. Daneben stehen einige der beteiligten Kommunen in ei-
nem engen Austausch mit den Stadtwerken, die als kommunale Versorgungsunternehmen in der Regel 
im Eigentum der Stadt oder Gemeinde stehen und für die Bereitstellung grundlegender Infrastruktur-
dienstleistungen zuständig sind. Insbesondere bei Maßnahmen zur energetischen Versorgung (z.B. 
Wärmenetze, Photovoltaik) spielen sie eine wichtige Rolle als Kooperationspartner. 

Bei größeren Investitionen oder strategischen Projekten obliegt die Entscheidung weiterhin der Ge-
meindevertretung als oberstem Beschlussorgan. Die Fachabteilungen der Verwaltung sind für die kon-
krete Planung und Umsetzung verantwortlich. In vielen Fällen ziehen Kommunen externe Beratungs- 
und Planungsbüros hinzu, insbesondere Energieberater*innen, um spezialisierte Planungen und Ana-
lysen durchzuführen. Diese externen Partner*innen unterstützen die Verwaltung bei der Erstellung 
von Konzepten und deren technischer Umsetzung.  

4.2 Entscheidungsprozesse 

Die Entscheidungsprozesse bei der Gebäudemodernisierung verlaufen idealtypischerweise in mehre-
ren Phasen. In der Bedarfsermittlung und Planung wird der Bedarf an Gebäudemodernisierung durch 
die Verwaltung, häufig auf Basis von technischen Zustandsberichten oder im Rahmen von Energieau-
dits, identifiziert. In der Planungsphase werden verschiedene Modernisierungsmaßnahmen geprüft 
und priorisiert. Diese Phase kann die Erarbeitung von Machbarkeitsstudien und Kosten-Nutzen-Analy-
sen umfassen, häufig in Zusammenarbeit mit externen Berater*innen. Innerhalb der Verwaltung wer-
den die geplanten Maßnahmen diskutiert und abgestimmt. Abhängig von der Größe der Kommune ist 
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die Abstimmung der Verwaltungsmitarbeiter*innen mit der Verwaltungsspitze mehr oder weniger di-
rekt. In kleineren Kommunen gibt es häufig eine unmittelbare Kommunikation zwischen Verwaltungs-
mitarbeiter*innen, die für Maßnahmen zur Gebäudemodernisierung zuständig sind, und dem oder der 
Bürgermeister*in, während in stärker ausdifferenzierten Verwaltungseinheiten größerer Kommunen 
die Kommunikation entlang der Linienorganisation erfolgt. Die kommunale Verwaltung erarbeitet auf 
Basis der vorliegenden Informationen Entscheidungsvorlagen für die Gemeindevertretung, die über 
die Umsetzung und Finanzierung der Projekte abstimmt. Hierbei spielen politische Erwägungen und 
die Interessen verschiedener Stakeholder*innen eine entscheidende Rolle. Folglich finden in der Ge-
meindevertretung politische Aushandlungsprozessen statt, die unterschiedliche Interessen und An-
sichten zu einem mehrheitsfähigen Beschluss zusammenführen und damit nicht immer der Entschei-
dungsvorlage der Verwaltung folgen. Nach der Genehmigung erfolgt ab bestimmten Wertgrenzen die 
Ausschreibung der Bauleistungen gemäß der gesetzlichen Vergaberichtlinien. Die Vergabe der Auf-
träge wird durch das federführende Amt oder eine spezialisierte Vergabestelle durchgeführt. Während 
der Bauphase überwachen die zuständige Fachabteilung oder ein extern beauftragtes Büro die Einhal-
tung der technischen Standards und der vertraglichen Vereinbarungen. Der idealtypische Ablauf kom-
munaler Entscheidungsprozesse zur Gebäudemodernisierung ist in der Praxis nicht immer gegeben. 

Projekte zur Gebäudemodernisierung beanspruchen von der kommunalen Verwaltung eine Arbeits-
weise, die einerseits das Arbeiten entlang von diversen bürokratischen Vorgaben verlangt und ande-
rerseits die Flexibilität projektbezogener Arbeit erfordert. Die Mitarbeiter*innen der öffentlichen Ver-
waltung stehen daher häufig vor der großen Herausforderung innerhalb gesetzlicher Vorgaben und 
Verwaltungsrichtlinien, die den Rahmen der Handlungsmöglichkeiten abstecken, innovative und effi-
ziente Lösungen zu entwickeln. Ein wichtiges Merkmal der Arbeitsweise ist die enge Zusammenarbeit 
zwischen verschiedenen Abteilungen und externen Partner*innen, die für den Erfolg der Projekte ent-
scheidend ist. Auch der Dialog zwischen verschiedenen Stakeholder*innen fällt in das Aufgabengebiet 
der kommunalen Verwaltung. Regelmäßige Berichterstattung und Dokumentation der Entscheidungs-
prozesse sollen für Transparenz sorgen und eine nachvollziehbare Rechenschaftspflicht gegenüber den 
Bürger*innen und politischen Gremien ermöglichen.  

Die Fähigkeit der Verwaltung, trotz bürokratischer Rahmenbedingungen flexibel auf neue Herausfor-
derungen und technische Entwicklungen zu reagieren, hängt jedoch nicht allein von strukturellen Rah-
menbedingungen ab, sondern auch vom Engagement der Mitarbeitenden in den Fachabteilungen. 

4.3 Zusammenarbeit und Koordination zwischen den Akteuren 

Im Folgenden soll nun dargestellt werden, wie sich das konkrete Handeln der Personen in den Projekt-
kommunen in diesen allgemeinen rechtlichen und institutionellen Kontext einfügt.  

Die an den koproduktiven Prozessen teilnehmenden Verwaltungsakteur*innen des Projektes sind auf 
verschiedenen organisatorischen Ebenen und in verschiedenen Einheiten ihrer jeweiligen Stadtverwal-
tung tätig – vom/von der Bürgermeister*in über die Leitungsebene von Fachämtern hinzu Fachrefe-
rent*innen der Gebäudemodernisierung nahmen alle entscheidenden Ebenen an den Workshops teil. 
Dieser Prozess resultierte in einer vielfältigen Gruppe von Verwaltungsakteur*innen in den gemeinsa-
men Workshops. 

Die kommunale Verwaltung wird von gewählten Bürgermeister*innen geleitet. In Hessen werden 
diese direkt gewählt, müssen jedoch keine formale Ausbildung absolvieren, sodass sie eine heterogene 
Gruppe in Bezug auf ihren beruflichen Hintergrund und ihre Ausbildung darstellen. Wie unter 4.1 be-
schrieben setzt sich die Kommunalverwaltungen in der Regel aus verschiedenen Abteilungen wie Fi-
nanzen, Bauen, Tourismus, Kultur und mehr zusammen, um ihre vielfältigen Aufgaben zu erfüllen. Die 
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Mitarbeiter*innen von sechs der zwölf teilnehmenden Kommunen waren in einer eigenen Bauabtei-
lung beschäftigt, wenn auch mit unterschiedlichen Bezeichnungen und Zuständigkeitsbereichen. Drei 
dieser sechs Verwaltungsakteur*innen waren Abteilungsleiter*innen. Vier waren als Klimamana-
ger*innen in ihrer jeweiligen Kommune tätig, wobei drei von ihnen auf der Grundlage eines Förder-
programms des Bundes befristet beschäftigt waren. Klimamanager*innen stellen eine Besonderheit in 
der Verwaltung in Deutschland dar, die darauf abzielen, über fragmentierte Verwaltungsstrukturen 
hinweg zu arbeiten und Klimamaßnahmen in der gesamten Kommune zu koordinieren. Ein Klimama-
nager, der sich an den Projektworkshops beteiligte, hatte eine unbefristete Stelle, die von mehreren 
Kommunen gemeinsam finanziert wurde. Diese Kommunen hatten ein interkommunales Klimaschutz-
konzept entwickelt und sich darin auf die gemeinsame Finanzierung eines Klimaschutzmanagers geei-
nigt. Ein Bürgermeister nahm an einigen Projektworkshops allein teil, während zwei andere gemein-
sam mit anderen Mitarbeiter*innen an einigen Sitzungen teilnahmen. Einige Kommunen schickten ge-
legentlich mehr als einen/eine Vertreter*in zu den Projektworkshops. Einige Verwaltungsakteur*innen 
verfügten über frühere Erfahrungen in der Privatwirtschaft, während andere eine Verwaltungsausbil-
dung absolviert hatten.  

Die Zusammenarbeit und Koordination zwischen den Akteur*innen der Gebäudemodernisierung ori-
entiert sich an den spezifischen Bedürfnissen und Kapazitäten der jeweiligen Gemeinden, wobei ins-
besondere die Gemeindegröße die kommunale Administration bedeutsam strukturiert. Die kommu-
nalen Akteur*innen lassen sich dabei in verschiedene Typen unterteilen, welche jeweils spezifische 
Rollen und Herausforderungen in der Gebäude-Modernisierung übernehmen (Schoenefeld & Wasmer, 
under review). Auf der Grundlage unserer Arbeit mit den Gemeinden können diese Akteure in die fol-
genden Kategorien eingeteilt werden (siehe Schoenefeld & Wasmer, under review): 

An der Spitze der Verwaltung stehen die Bürgermeister*innen, die in Hessen traditionell als primus 
inter pares fungieren und eine bedeutende Rolle in der Koordinierung der Verwaltungsarbeit einneh-
men, aber auch leitenden Angestellte wie Abteilungsleiter*innen zählen zu dieser Akteursgruppe (vgl. 
Kap. 4.1.) Sie haben direkten Einfluss auf die Priorisierung der Modernisierungsprojekte und die Be-
reitstellung von Ressourcen. Ohne die Unterstützung des/der Bürgermeister*in kann die Umsetzung 
von Maßnahmen zur Modernisierung der kommunalen Gebäude erheblich erschwert werden, da oft 
die Mittel und die Personalressourcen begrenzt sind.  

Eine zweite wichtige Gruppe stellen die Verwaltungsgeneralist*innen dar. Diese Mitarbeiter*innen 
verfügen in der Regel über eine breite administrative Ausbildung, besitzen jedoch nur bedingt spezifi-
sches Fachwissen im Bereich der Gebäude-Modernisierung. Vor allem in kleineren Gemeinden wie 
Fischbachtal, deren Verwaltung lediglich aus zwölf Angestellten besteht, übernehmen diese Genera-
list*innen eine Vielzahl von Aufgaben, darunter auch die Wartung und Instandhaltung öffentlicher Ge-
bäude. Aufgrund des Mangels an spezialisierten Fachkräften sind Generalist*innen oft auf externe Be-
rater angewiesen, um technische Aspekte der Modernisierung zu bewältigen. 

Eine innovative Rolle im Bereich der interkommunalen Zusammenarbeit ist die des/der Klimamana-
ger*in (Bickel et al., 2020). Diese Position ist eine relativ neue administrative Rolle, die in den letzten 
Jahren in Deutschland entstanden und durch staatliche Förderprogramme anreizbasiert verbreitet 
wurden. Klimamanager*innen sind häufig junge Hochschulabsolvent*innen, die in verschiedenen Be-
reichen tätig sind, von der Koordination von Klimaschutzmaßnahmen bis hin zur strategischen Kom-
munikation innerhalb der Verwaltung. In kleineren Kommunen arbeiten Klimamanager*innen oft in 
Teilzeit oder sind für mehrere Gemeinden gleichzeitig zuständig. Ihre Effektivität hängt stark von ihrer 
Fähigkeit ab, sich in der Verwaltung zu vernetzen und Kollegen zu überzeugen. 

Schließlich gibt es in einigen Kommunen spezialisierte Gebäudetechniker*innen. Diese Fachleute, oft 
Architekt*innen, Ingenieur*innen oder Energieberater*innen, verfügen über das technische Wissen, 
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um Projekte weitgehend unabhängig von externen Berater*innen umzusetzen. In größeren Verwal-
tungen, wie bspw. in Bad Soden am Taunus, wo die Abteilung für Gebäude und Liegenschaften etwa 
15 Angestellte umfasst, gibt es eine klare Arbeitsteilung zwischen diesen Spezialist*innen und den üb-
rigen Verwaltungsangestellten (Schümann et al., 2025). 

Kleinere Kommunen mit weniger spezialisierter Verwaltung sind auf externe Fachkenntnisse angewie-
sen und müssen gleichzeitig die politischen und administrativen Rahmenbedingungen berücksichtigen. 
Die Zusammenarbeit dieser unterschiedlichen Akteur*innen erfordert eine enge Abstimmung und Ko-
ordination, die durch begrenzte Personalressourcen und die Komplexität der Projekte erschwert wird. 
Dies führt häufig zu Verzögerungen und erhöhtem Aufwand in der Projektabwicklung.  

Die von Schoenefeld & Wasmer (under review) vorgestellte Typologie verdeutlicht, dass die effektive 
Modernisierung von kommunalen Gebäuden stark von der Zusammenarbeit und der Unterstützung 
durch die kommunale Führungsebene abhängt. Besonders in kleinen Gemeinden führt der Mangel an 
spezialisierter Expertise dazu, dass Verwaltungsmitarbeiter*innen eine Vielzahl von Aufgaben gleich-
zeitig bewältigen müssen, was eine strategische Planung und Umsetzung von Modernisierungsmaß-
nahmen erschwert. Die interkommunale Zusammenarbeit und die Einbindung von Klimamanager*in-
nen stellen vielversprechende Ansätze dar, um die Herausforderungen im Bereich der Gebäudemo-
dernisierung zu bewältigen, erfordern jedoch eine enge Abstimmung und klare Verantwortlichkeiten 
innerhalb der Verwaltung. 

4.4 Governance-Instrumente 

Die (energetische) Modernisierung von Gebäuden ist ein komplexer Prozess, der unterschiedliche Ak-
teur*innen, Ressourcen und Maßnahmen erfordert. Zur Steuerung und Umsetzung dieser Prozesse 
stehen staatlichen Stellen eine Reihe verschiedener Instrumente zur Verfügung, die im Folgenden nä-
her beleuchtet werden sollen. Dabei soll in Anlehnung an Howlett (2000) zwischen substanziellen und 
prozeduralen Instrumenten unterschieden werden. Diese unterscheiden sich in der Herangehensweise 
und den mit ihnen verbundenen Zielen: Substanzielle Politikinstrumente zielen Howlett zufolge direkt 
auf die Bereitstellung und Verteilung von Gütern und Dienstleistungen in einer Gesellschaft ab. Diese 
Politikinstrumente umfassen informationsbasierte Maßnahmen wie statistische Erhebungen oder Re-
porting Systeme, hierarchische Steuerung durch Regulierung und Lizenzierung, finanzbasierte Mittel 
wie Zuschüsse und Darlehen sowie organisationale Instrumente zur direkten Bereitstellung von Dienst-
leistungen durch staatliche Stellen oder die Verwaltung von Ressourcen und Programmen, um die Um-
setzung politischer Entscheidungen zu gewährleisten. Der Hauptzweck substanzieller Politikinstru-
mente besteht darin, durch direkte staatliche Eingriffe bestimmte wirtschaftliche und soziale Ergeb-
nisse zu erzielen. Im Gegensatz dazu zielen prozedurale Politikinstrumente stärker darauf ab, Prozesse 
und Verfahren zu steuern, durch die politische Entscheidungen gesellschaftlich umgesetzt werden. 
Diese Instrumente umfassen beispielsweise Regelungen zur Transparenz, Rechenschaftspflicht und zur 
Beteiligung der Öffentlichkeit. Durch den Einsatz prozeduraler Politikinstrumente können Regierungen 
trotz reduzierter direkter Kontrolle über die Durchführung öffentlicher Aufgaben dennoch darauf hin-
wirken, dass politische Ziele effektiv und effizient erreicht werden.  

Gesellschaftliche Veränderungen wie funktionale Differenzierung, Pluralisierung und Individualisie-
rung stellen neue Anforderungen an die staatliche Steuerung. Laut Howlett gewinnen daher soge-
nannte prozedurale Politikinstrumente an Bedeutung. Diese zeichnen sich dadurch aus, dass Regierun-
gen nicht mehr allein auf formale Regeln oder staatliche Vorgaben setzen, sondern verstärkt auf Ver-
fahren und Kooperationen mit externen Akteuren zurückgreifen. In modernen, vielschichtigen Gesell-
schaften reichen klassische („substantielle“) Instrumente oft nicht mehr aus, um komplexe Probleme 
zu lösen. Prozedurale Instrumente ermöglichen es, Netzwerke aus öffentlichen und privaten Akteuren 
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besser zu koordinieren und zu steuern. Für die öffentliche Verwaltung bedeutet das, dass sie sich stär-
ker an die Anforderungen einer dynamischen Governance-Struktur anpassen muss, um wirksam han-
deln zu können. 

Tabelle 4 stellt die beiden Instrumententypen gegenüber und führt diese anhand einiger Beispiele 
exemplarisch aus. 

Tabelle 4: Substantielle und prozedurale Politikinstrumente 

TYP WIRKUNGSWEISE INSTRUMENTE BEISPIELE 
    

SU
BS

TA
N

TI
EL

L 

Nodality 

(z.B. Informationen, Be-
ratung, Schulung) 

Reporting-Systeme Monitoring Klimaschutzziele 
im Gebäudesektor 

Authority 

(z.B. Regeln, Vorschrif-
ten) 

Normen, Gesetze, Verord-
nungen u. Satzungen 

National: Klimaschutzziele 

Bundesland: Bauordnung 

Kommunal: Klima-Aktions-
plan 

Treasure 

(z.B. Subventionen, Ver-
günstigungen, Förder-
mittel, Geld) 

Steuern und Abgaben, För-
derprogramme und Zu-
schüsse 

CO2-Besteuerung; KfW Pro-
gramme zur energetischen 
Modernisierung 

Organisation 

(z.B. öffentliche Organi-
sations- und Verwal-
tungsstrukturen) 

Einrichtung/bessere Res-
sourcenausstattung öffentli-
cher Stellen 

 

Schaffung von Stellen für 
Klimaschutzmanager 

 

    

PR
O

ZE
D

U
RA

L 

Nodality Informationsbereitstellung Beratung und Schulung 
durch LEA 

Authority Beratungsgruppen / Komi-
tees 

Klimaräte 

Treasure Interessengruppen Klima-Bündnisse 

Organization Aufbau von Netzwerken / 
Wissenstransfer 

Forschungsförderung 

 
Quelle: Howlett, 2000. Eigene Darstellung 
 
Die Gegenüberstellung verdeutlicht dabei bereits, dass insbesondere kleine und mittlere Kommunen 
nicht auf alle Politikinstrumente gleichermaßen zurückgreifen können. Einerseits weil ihnen im föde-
rativen System die entsprechenden Kompetenzen fehlen. Anderseits, weil kleine und mittlere Kommu-
nen üblicherweise nicht über die Finanz- und Ressourcenausstattung verfügen, um etwa eigene Bera-
tungsangebote zu schaffen oder umfangreiche Forschungsförderung zu betreiben. Die Klassifizierung 
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bildete die analytische Grundlage, um gemeinsam mit den Kommunen die Governance der Gebäude-
modernisierung systematisch zu untersuchen. Sie ermöglicht eine strukturierte Einordnung der einge-
setzten Politikinstrumente und schafft damit eine vergleichbare Grundlage für die Analyse kommuna-
ler Steuerungsansätze. Zugleich dient die Klassifizierung dazu, die Möglichkeiten der Kommunen zur 
Weiterentwicklung und Verbesserung der Governance der Gebäudemodernisierung in Kapitel 6 syste-
matisch entlang der unterschiedlichen Typen von Politikinstrumenten darzustellen. 
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5 Fallstudien in den Kommunen 

Kapitel 5 widmet sich der exemplarischen Darstellung konkreter Projekte zur Gebäudemodernisierung 
in den teilnehmenden Kommunen. Im Fokus stehen ausgewählte Fallstudien, die im Rahmen des Pro-
jekts gemeinsam mit den kommunalen Akteur*innen entwickelt, umgesetzt und wissenschaftlich be-
gleitet wurden. Diese Einblicke beleuchten strukturelle und prozessuale Aspekte kommunaler Moder-
nisierungsvorhaben und zeigen auf, wie Verwaltungen mit bestehenden Herausforderungen umgehen. 
Ergänzend werden unterstützende Instrumente – wie der Förder- und Kommunikationsprozess sowie 
digitale Tools zur Gebäudebewertung – vorgestellt. Ziel ist es, praxisnahe Erfahrungen sichtbar zu ma-
chen und Impulse für den kommunalen Umgang mit Gebäudemodernisierung zu geben. Die folgenden 
Textabschnitte basieren u.a. auf den Steckbriefen, die gemeinsam mit den Kommunen erstellt wurden. 

5.1 Präsentation ausgewählter Erprobungsprojekte 

Allendorf (Eder): Bürgerhaus & Verwaltung: Erweiterungs- und Ersatzneubau 

Die Gemeinde Allendorf (Eder) plant den Neubau, Umbau und die Sanierung des Bürgershauses und 
der Gemeindeverwaltung in zwei Bauabschnitten.  

Infolge der 2019 bereits in Planung befindlichen Fusion der Gemeinden Bromskirchen (seinerzeit ca. 
1.500 Einwohner*innen) und Allendorf (Eder) (seinerzeit ca. 5.000 Einwohner*innen) wurden 2019 
erste Überlegungen angestellt, das bestehende Verwaltungsgebäude mit angrenzenden Bürgersälen 
und Restaurant zu erweitern und an die zukünftigen Erfordernisse der Kommune anzupassen. Ange-
dacht war ein Abriss des alten Bürgerhauses, ein Neubau eines größeren Bürgerhauses mit Sälen und 
die Vergrößerung des Verwaltungsgebäudes um 100 Prozent durch einen Anbau in gleicher Größen-
ordnung.  

Erst nach mehreren Anläufen fand sich ein Architekturbüro, dass bereit war, die Planung und Baube-
gleitung im ländlichen Raum Allendorfs zu übernehmen. Anfang 2022 wurden dann erste Entwürfe des 
Büros in den politischen Gremien unter Beteiligung des Klimaschutzmanagers vorgestellt. Erst hier 
stellte sich heraus, dass auf einen hohen Effizienzstandard des neuen Gebäudes seitens der Büros kein 
Schwerpunkt gelegt wurde, sondern die angesetzten Kosten von seinerzeit ca. 6 Millionen Euro auf 
dem gesetzlich geforderten Mindeststandard beruhten. Bei dem nunmehr geplanten höheren Effi-
zienzstandard von EG 40 ist außerdem vorgesehen Dach, Fenster, Fassade und Heizung (Wärme-
pumpe) zu modernisieren. Die aktuell angesetzten Gesamtkosten, auch infolge der zwischenzeitlichen 
massiven Preissteigerungen, belaufen sich auf ca. 16 Millionen Euro.  

QNG -Zertifikats-Voraussetzungen wurden geprüft und nach Abwägung abgelehnt. Die Gründe hierfür 
waren die Sorge, dass ein erheblicher Mehraufwand bei der Bearbeitung des Modernisierungsvorha-
bens entstehen könnte. Außerdem kamen die Verantwortlichen zu der Einschätzung, dass keine geeig-
neten Dienstleister im ländlichen Raum Allendorfs gefunden werden können. Das bedeutet einen be-
wussten Verzicht auf ca. 800.000 Euro Fördermittel. An Förderungen wurden Bundes- und Landeszu-
schüsse beantragt. Der Förderbescheid der KfW liegt bereits vor, der Bescheid der WI-Bank wird in 
Kürze erwartet. Mit dem Abriss des Bürgerhauses und der Nebengebäude Anfang 2025 soll das Projekt 
starten. 

Bad Soden am Taunus: Sanierung und Erweiterung einer Sportanlage  

In Bad Soden am Taunus wurde die Sportanlage Kelkheimer Straße, Baujahr 1968, saniert und erwei-
tert. Die Modernisierung war bereits seit 2004 immer wieder im Gespräch; im Dezember 2024 waren 
die sanierten/erweiterten Räumlichkeiten bezugsfertig.  
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Eine erste Schadensuntersuchung erfolgte 2004, dabei wurden kleinere Mängel (Kostenschätzung ca. 
10.000 Euro) festgestellt. Anlässlich des Vereinsjubiläums 2008 wurde dem Sportverein die Sanierung 
des Funktionstraktes innerhalb von 2 Jahren zugesagt. 2010 wurden dann die Flachdächer mit Warm-
wasser-Kollektoren für das benachbarte Freibad belegt. Im „Gebäudeinvestitionsplan 2015-2016“ 
(GIP) wurde ein erheblicher Sanierungsbedarf festgestellt. Die Kostenschätzung belief sich auf 570.000 
Euro (ohne Vereinsheim). Für 2017 wurden dann erste Mittel (440.000 Euro) für die Sanierung gemäß 
GIP im Haushalt angemeldet.  

2017 wurde eine geänderte Aufgabenstellung für die Planung formuliert. Planungsziel war die Sanie-
rung und Erweiterung des Funktionstrakts. Das Ergebnis der Vorplanung wurde Mitte 2018 den politi-
schen Gremien vorgestellt, die im September 2018 wiederum die Verwaltung aufforderten, alternative 
Lösungen (Neubau, Containerbauweise) zu prüfen. Im Oktober 2020 wurde schließlich der Beschluss 
gefasst, am Bundesförderprogramm „Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, 
Jugend und Kultur“ teilzunehmen. Im Dezember 2020 erfolgte die Entscheidung für die ursprüngliche 
Variante, die alternativen Lösungen (Neubau, Containerbauweise) wurden verworfen (Kostenschät-
zung rund 2,1 Mio. Euro inkl. Baukosten von rund 1,5 Mio. Euro). Ausschreibungen und Beauftragun-
gen wurden aufgrund des Teilnahmeprozesses an der Bundesförderung gestoppt.  

Im März 2021 erfolgte der Zuschlag für die Phase 1 des Bundesförderprogramms und im September 
2021 erging der vorläufige Zuwendungsbescheid in Höhe von 900.000 Euro an die Verwaltung. Im De-
zember 2021 wurde der Bauantrag eingereicht – einschließlich der für das Bundesförderprogramm 
notwendigen Änderungen im Bereich Barrierefreiheit und Energieeinsparung. Die Genehmigung er-
folgte dann Ende Februar 2022. Die Ausführungsplanung startete im März 2022. Im Februar 2022 wur-
den die Unterlagen der Phase zwei des Bundesförderprogrammes eingereicht, der abschließende För-
derbescheid mit der auf 880.000 Euro reduzierten Fördersumme erfolgte im Juli 2022. Anschließend 
konnte der Vergabeprozess der Baugewerke wieder gestartet werden. Im Oktober 2022 begann der 
Rückbau, im Juli 2023 hätte ursprünglich die Übergabe an den Nutzer erfolgen sollen. Dem gegenüber 
stand die Rohbaufertigstellung im Februar 2024. Die Baukosten beliefen sich zu diesem Zeitpunkt auf 
rund 2,2 Mio. Euro (bei gleichbleibender Förderung). Verzögerungen und Kostensteigerungen waren 
u.a. den Folgen der Pandemie, dem Ukraine-Krieg und der daraus folgenden Energiekrise sowie unvor-
hergesehenen Baurisiken geschuldet.  

Kaufungen: Modernisierung der Haferbachhalle alt und KiTa Feldhof 

Die Haferbachhalle alt dient als Bürgerhaus im Ortsteil Niederkaufungen mit Vereinsraum, Bürgerser-
vice mit Postagentur sowie Büchereistandort. Diese ist direkt verknüpft mit dem Veranstaltungsraum 
der Haferbachhalle neu. Nach der Corona-Pandemie ergab sich die Möglichkeit der baulichen Moder-
nisierung durch Fördermittel zur Förderung des Vereinslebens. Die Planungen waren bereits vorange-
schritten, als sich die damals neu eingerichtete Stelle des Klimaschutzmanagements erkundigte, wel-
che energetischen Maßnahmen dabei ergriffen werden konnten. Es stellte sich heraus, dass es zu die-
sem Zeitpunkt noch keine Planungen für eine energetische Modernisierung gab. Entsprechend wurde 
eine Gebäudeenergieberatung zur Erfassung der energetischen Modernisierungsbedarfe beauftragt. 
Anschließend wurde die Planung der Modernisierung durch das Planungsbüro überarbeitet sowie die 
Kostenkalkulation erneuert. Durch das Klimaschutzmanagement wurden zwei Förderanträge (beim 
Bund: „Ausgewählte Klimaschutzmaßnahmen aus einem Klimaschutzkonzept“, Richtlinie zur Förde-
rung von Klimaschutzprojekten im kommunalen Umfeld „Kommunalrichtlinie“, Nationale Klimaschutz-
initiative NKI sowie beim Land Hessen: „Landesprogramm zur Förderung der Energieeffizienz und Nut-
zung erneuerbarer Energien in Kommunen“ (Kommunalrichtlinie), Förderung der energetischen Mo-
dernisierung) gestellt, die gemeinsam ca. 90 % der energetischen Modernisierungsmaßnahmen abde-
cken. Die ausführenden Gewerke mussten zweimal ausgeschrieben werden. Die Ergebnisse der ersten 
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Ausschreibung (Frühjahr 2022) waren unverhältnismäßig teuer, geprägt durch den russischen Angriffs-
krieg auf die Ukraine. Monate später erfolgte eine weitere Ausschreibung. Nun laufen die Bauarbeiten 
an der Haferbachhalle alt. Die Verknüpfung von baulicher mit einer energetischen Modernisierung ist 
gelungen.  

Baulich ist die Haferbachhalle alt mit einer Turnhalle (Landkreis Kassel) sowie einem Veranstaltungs-
raum (Haferbachhalle neu) direkt verknüpft; alle drei Gebäudeteile nutzen einen Heizungsraum. Noch 
wird mit Gas geheizt, es ist jedoch eine Beheizung mit niedrigeren Vorlauftemperaturen geplant. Sinn-
voll wäre eine zukünftige Wärmeplanung gemeinsam mit den benachbarten Gebäuden: der Turnhalle 
und Haferbachhalle neu, sowie KiTa Feldhof (Gemeinde Kaufungen) und dem geplanten Neubau der 
Grundschule (Landkreis Kassel). Dies ist auch abhängig vom Landkreis Kassel, bei dem finanzielle und 
personelle Ressourcen derzeit besonders knapp sind.  

Die KiTa Feldhof soll baldmöglichst auch energetisch modernisiert werden. Dafür wurde im vierten 
Quartal 2024 eine Gebäudeenergieberatung beauftragt. 

Bad Hersfeld: Sanierung der Kindertagesstätte „Amazonia“ 

Die KiTa Amazonia (Baujahr 2010), insbesondere die zwei Gruppenräume mit Ausrichtung Süd-Ost und 
großen zeitgemäßen Verglasungsflächen zum Außenbereich, haben in den Sommermonaten deutli-
che, zunehmende Überhitzungsprobleme, für die der Bereich Immobilienmanagement im Jahr 2023 
nach örtlicher Abstimmung mit der KiTa Leitung eine Lösung finden wollte. Der im Sommer 2023 ver-
öffentlichte Förderaufruf zur Förderrichtlinie „Klimaanpassung in sozialen Einrichtungen“ schien eine 
perfekte Gelegenheit, um bis zu 80 % Bundesförderung für eine zunächst konzeptionelle und dann 
auch bautechnische Verbesserung als Klimaanpassungsmaßnahme im Gebäudebestand erhalten zu 
können. 

Fristgerecht zum 15. August 2023 wurden aus formaler und inhaltlicher Sicht umfangreiche und durch-
aus detaillierte Antragsunterlagen von den Bereichen Immobilienmanagement und Klimaschutz zu-
sammengestellt und von Bürgermeisterin und erstem Stadtrat unterzeichnet. Geschätzte Bearbei-
tungszeit des Antrages: ca. 50 Arbeitsstunden. In den folgenden städtischen Haushalt wurde das Pro-
jekt „Klimaanpassungsmaßnahmen KiTa Amazonia“ mit einem Eigenanteil von 18.000 Euro und bean-
tragter Förderung in Höhe von 68.000 Euro aufgenommen.  

Der Haushalt wurde Anfang Februar 2024 rechtskräftig. Seitens des vom BMUV beauftragten Förder-
mittelbetreuers AnpaSo-Team der Zukunft – Umwelt – Gesellschaft (ZUG) gGmbH wurden im Septem-
ber und Dezember 2023 und zuletzt am 12.02.2024 lediglich automatisierte „Vertröstungs-" E-Mails 
(„Anträge in Bearbeitung, sehr viele Anträge, Bitte um Geduld, bitte keine Rückfragen zum Bearbei-
tungsstand“) an die Antragssteller:innen versendet. Am 24.04.2024 bat der Bereich Klimaschutz den 
Fördermittelgeber dennoch schriftlich um einen Sachstand, da der nächste Sommer mit Hitzeeinwir-
kung nahte. Bereits am 26. April 2024 erhielt die Kommune dann folgende Antwort: 

„Alle Anträge wurden im Rahmen eines Auswahlverfahrens bewertet. Die Bewertung wurde anhand 
der folgenden in Nr. 7.3 der Förderrichtlinie festgelegten Auswahlkriterien durchgeführt: - Geografi-
sche Lage des Vorhabens in einem klimatischen Hotspot (vgl. Klimawirkungs- und Risikoanalyse 2021 
für Deutschland, Kurzfassung, S. 112, Abb. 9).“ 

„Im Ergebnis ist Ihr Antrag auf der Nachrückerliste eingeordnet. Nach aktuellem Stand gehen wir davon 
aus, dass die verfügbaren Haushaltsmittel nicht für Ihr Projekt ausreichen werden.“ 

Lediglich auf telefonische Nachfrage an den angegebenen Sachbearbeiter erhielt die Kommune eine 
ergänzende, mündliche Auskunft: „Keine Fördermittel nach Nord- und Osthessen, alle Bundes-Förder-
mittel in den südhessischen Ballungsraum, da sind die Klimaanpassungsmaßnahmen notwendiger“. 
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Die endgültige schriftliche Information zur Nichtberücksichtigung ging dem Magistrat erst am 20. Au-
gust 2024 zu. 

Nach Rücksprache mit dem Magistrat wurden bereits ab Anfang Mai als Alternativlösung „ohne För-
derung“ konkrete Maßnahmen mit entsprechenden Fachfirmen geplant, ausgeschrieben und in den 
Sommerferien 2024 (Schließzeit KiTa) umgesetzt: Mit den Eigenmitteln aus dem Invest-Projekt 2024-
2025 und unter Verwendung von Mitteln aus dem Deckungskreis Klimaschutz sowie Mitteln aus der 
Bauunterhaltung Kindertagesstätten wurde eine gut projektierte PV-Anlage mit PV-Speicher sowie 
zwei Klima-Splitt-Geräte für die beiden am stärksten belasteten Gruppenräume installiert und vor 
Rückkehr der Kinder am 16. August 2024 in Betrieb genommen. Die Kommune kühlt somit die stark 
belasteten Räume in der Regel mit 100 % grünem PV-Strom. Die Leitung der Kindertagesstätte ist mit 
dieser Lösung vollauf zufrieden. Im Jahr 2024 wurden ca. 25.000 Euro aus Eigenmitteln investiert. Für 
2025 ist eine Fortsetzung und Gesamt-Fertigstellung des Projekts für die Gruppenräume nach Westen 
und die Spielhalle mit ebenfalls 25.000 Euro Eigenmitteln geplant und für den nächsten Haushalt an-
gemeldet. 

Fischbachtal: Modernisierung einer Kindertagesstätte  

Nach einem Ausfall der Heizung in der KiTa wurde mithilfe eines Energieberaters ein Variantenver-
gleich für eine neue Heizungslösung geplant. Der Energieberater schlug verschiedene Varianten vor: 
Wärmepumpe, eine hybrid-Lösung aus Wärmepumpe und Gasheizung und eine Pellet-Heizung. Zum 
damaligen Zeitpunkt war die Förderung von Wärmepumpen an eine Mindestleistung (technische Effi-
zienz des Geräts) gekoppelt. Nachdem sich die Förderbedingungen zu einer leistungsunabhängigen 
Förderung geändert hatten, wurde eine Ausschreibung durchgeführt, welche allerdings das Budget 
überstieg. Nach langer Planungsphase wurde dann wie zuvor auf die günstigste Lösung einer Gashei-
zung zurückgegriffen.  

Die Gemeindevertretung hat im Gegenzug pauschal 50.000 Euro für einen „Austausch der Fenster“ in 
der Kindertagesstätte zum Haushalt 2023 hinzugefügt („Sanierung auf Raten“) und sich grundsätzlich 
dafür ausgesprochen, dass in Zukunft energetische Maßnahmen an der Kindertagesstätte umgesetzt 
werden sollen. 

Aufgrund personeller Kapazitäten konnte die Sanierung der Fenster im Jahr 2023 nicht begonnen wer-
den. Die Maßnahme wurde für das Haushaltsjahr 2024 nicht geplant und vorerst auf 2025 verschoben. 
Grund hierfür ist die prekäre Haushaltslage, in der sich Fischbachtal  im Jahr 2024 befindet. Für das 
Jahr 2024 hat die Gemeinde Fischbachtal deshalb Ihre Grund- und Gewerbesteuer angehoben. 

Wann weitere Sanierungsschritte wie bspw. die Dämmung der Wände und des Dachs angegangen wer-
den können/sollen ist noch unklar. Ob der Fensteraustausch tatsächlich im Haushaltsjahr 2025 umge-
setzt wird, bleibt abzuwarten. 

5.2 Analyse / Einordnung / Beurteilung der Erprobungsprojekte 

Im Anschluss an die Darstellung der konkreten Erprobungsprojekte in Abschnitt 5.1 folgt nun eine 
übergreifende Analyse, Einordnung und Bewertung dieser Vorhaben. Ziel ist es, die gesammelten Er-
fahrungen systematisch auszuwerten und Rückschlüsse auf übertragbare Muster, Gelingensbedingun-
gen und mögliche Grenzen kommunaler Gebäudemodernisierung zu ziehen.  

Untersucht wird unter anderem, unter welchen Voraussetzungen die Umsetzung in den Verwaltungen 
gut funktioniert hat, welche internen und externen Faktoren die Projektverläufe begünstigt oder be-
hindert haben und inwiefern die entwickelten Instrumente und Ansätze in die Verwaltungsroutinen 
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integriert werden konnten. Dabei werden auch Querschnittsthemen wie Verwaltungsorganisation, po-
litische Rückendeckung, personelle Ressourcen und kommunikationsbezogene Herausforderungen in 
den Blick genommen. Aus den Fallstudien lassen sich folgende übergreifende Erkenntnisse ableiten: 

Gebäudemodernisierung im Kontext kommunaler Verwaltungsstrukturen denken 

Interkommunale Zusammenarbeit bietet kleinen Kommunen in Hessen wertvolle Chancen, um ihre 
Governance-Strukturen im Bereich der Gebäudemodernisierung zu stärken. Durch den gemeinsamen 
Einsatz von Personal, geteilte Nutzung von Fachwissen und koordinierte Fördermittelakquise können 
Engpässe überwunden und Synergien geschaffen werden – insbesondere in ressourcenarmen Verwal-
tungen. Gleichzeitig zeigt sich in der Praxis, dass interkommunale Zusammenarbeit dort an Grenzen 
stößt, wo Entscheidungswege komplex, Interessenlagen unterschiedlich oder Abstimmungsprozesse 
zu aufwendig werden. In solchen Fällen kann eine weitergehende strukturelle Integration – etwa in 
Form von Gemeindefusionen – eine zukunftsfähige Perspektive darstellen. Die Fusion kleiner ländli-
cher Gemeinden kann ein sinnvoller Schritt sein, um Kräfte zu bündeln und Herausforderungen ge-
meinsam zu bewältigen. Das Hessische Ministerium des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz un-
terstützt zukunftsfähige Verwaltungs- und Kommunalstrukturen durch freiwillige Fusionen. Moderni-
sierungsprojekte, müssen nicht nur funktionale Anforderungen erfüllen, sondern auch zukünftige Ver-
waltungs- und Bürger*innenbedarfe antizipieren. Dies gilt umso mehr, wenn eine freiwillige Fusion 
von ehemals eigenständigen Kommunen im Raum steht. Auch Kommunen mit vielen Orts-/Stadtteilen, 
die bereits vor Jahrzenten eingemeindet wurden, haben die Aufgabe, bei anstehenden Modernisie-
rungsvorhaben Funktion und Struktur der kommunalen Gebäude (z.B.: Verwaltungsgebäude, Rathäu-
ser, Dorfgemeinschaftshäuser, Feuerwehren) neu zu denken.  

Um die kommunale Eigenständigkeit und Identität zu erhalten und trotzdem den gestiegenen Anfor-
derungen gerecht zu werden, arbeiten viele Kommunen eng mit Nachbargemeinden zusammen. So 
gründete Weilrod gemeinsam mit den Nachbargemeinden Bad Camberg, Hünfelden, Selters im Taunus 
und Brechen die Feuerwehr-Dienstleistungszentrum gGmbH (s. Abschnitt 3.3).  

Verfügbarkeit (externer) Fachkräfte  

Die Verfügbarkeit von spezialisierten Planungsbüros und Fachkräften stellt für kleine Kommunen im 
ländlichen Raum eine zunehmende Herausforderung dar. Verzögerungen in der Projektentwicklung 
sind häufig darauf zurückzuführen, dass geeignete Dienstleister*innen erst nach längeren Suchprozes-
sen gefunden werden. Sowohl in Allendorf (Eder) als auch in Kaufungen mussten Aufträge mehrfach 
ausgeschrieben werden, da keine passenden Anbieter*innen gefunden werden konnten. Dies ist ins-
besondere dann der Fall, wenn komplexe Modernisierungsvorhaben bspw. mit Teilabriss und Neubau 
anstehen oder wenn besondere Fachkenntnisse (QNG-Zertifizierung) von den Dienstleister*innen ge-
fordert werden. Auch die Formulierung von Ausschreibungen und Leistungsanforderungen stellt dabei 
häufig eine zusätzliche Hürde dar – insbesondere in kleineren Städten und Gemeinden, in denen hier-
für regelmäßig externe Unterstützung notwendig wird.  

Inanspruchnahme von Fördermitteln 

Wie bereits mehrfach betont ist die Modernisierung kommunaler Gebäudebestände in hohem Maße 
von Fördermitteln abhängig. Gleichzeitig haben kleine Kommunen nur eine geringe Personaldecke, die 
Mitarbeiter*innen haben ein breites Aufgabenspektrum zu bewältigen und Personalausfälle sind auf-
grund der geringen Personalredundanz schwierig zu kompensieren. In Fällen, in denen trotz intensiver 
Suche kein/keine geeignete/r Dienstleister*in gefunden wird oder die administrativen Hürden als zu 
hoch eingeschätzt werden, wird dann bspw. auf eine Zertifizierung verzichtet, obwohl dadurch ggf. 
Fördermittel ungenutzt bleiben. In Bad Soden musste der Vergabeprozess gestoppt werden, bis die 
Förderzusage vorlag – so wurde der begonnene Modernisierungsprozess ausgebremst. In Bad Hersfeld 
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und Fischbachtal änderten sich Förderbedingungen oder die Auswahlkriterien der Förderung waren 
nicht transparent. Da der Aufwand in komplexen Förderprozessen für kleine Kommunen erheblich ist, 
sind Unterstützungsstrukturen und eine deutliche Vereinfachung der Förderlandschaft notwendig, um 
den Zugang zu Fördermitteln zu erleichtern. 

 Energetische Anforderungen & Nachhaltigkeit 

Die nachträgliche Anpassung energetischer Standards kann zu erheblichen Kostensteigerungen in der 
Bauphase führen. Dies unterstreicht die Bedeutung einer frühzeitigen Einbindung von Nachhaltigkeits-
zielen in den Planungsprozess. In Allendorf (Eder) und in Kaufungen wurden die energetischen Sanie-
rungsziele zunächst nur auf den Mindeststandard KfW 70 festgesetzt. Erst mit Einschreiten des Klima-
schutzmanagements wurden höhere energetische Standards für die Modernisierung festgelegt. Ein 
Lösungsansatz für zukünftige Vorhaben kann ein Grundsatzbeschluss darstellen, in welchem sich die 
Gemeindevertretung zu definierten Standards bei der energetischen Sanierung kommunaler Gebäude 
verpflichtet. Die Vorgaben aus dem Grundsatzbeschluss können dann frühzeitig Dienstleister*innen, 
welche die Modernisierung planen und begleiten, mitgeteilt werden, um spätere Anpassungen der 
energetischen Standards zu vermeiden.  

Zeitliche Dimension von Modernisierungsvorhaben 

Die zeitliche Dimension kommunaler Modernisierungsvorhaben zeigt, dass zwischen ersten Planungs-
schritten und der tatsächlichen Umsetzung mehrere Jahre liegen können. In dieser Zeit ändern sich 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen (u.a. durch externe Krisen wie z.B. Covid-19-Pandemie, Ukraine-
Krieg), rechtliche Vorgaben oder technische Standards und Förderbedingungen. Auch um Fördermittel 
in Anspruch nehmen zu können, müssen ggf. Anpassungen vorgenommen werden (bspw. Barrierefrei-
heit in Bad Soden am Taunus).  

Verfügbarkeit von Daten für Bestandsgebäude 

Die mangelhafte Dokumentation von Gebäudebeständen birgt Baurisiken, die sich in Kostensteigerun-
gen und Verzögerungen beim Bau niederschlagen. Häufig ist die Datenqualität zu den Gebäudebestän-
den und der Energienutzung mangelhaft, die Informationen sind nicht digitalisiert, häufig verstreut 
und müssen zunächst aggregiert werden.  

Aufgrund des Alters der Daten und der sich in Zeitverlauf geänderten Verwaltungsstrukturen sind häu-
fig nicht alle Gebäudeunterlagen vor Ort verfügbar. Informationen zu Sanierungsschritten, Umbauten 
oder Reparaturen an der Gebäudehülle bzw. der Anlagentechnik und somit der energetische Zustand 
der Gebäude sind davon getroffen. Bei älteren Gebäuden fehlen teilweise auch grundlegende Daten 
wie aktuelle Nutzflächen, Zeichnungen und Grundrisse. Auch Energieverbräuche und -kosten bzw. de-
ren Entwicklung liegen oftmals nicht zentral vor, da diese Daten von unterschiedlichen Stellen bear-
beitet und mitunter nicht zusammengefügt werden. 

5.3 Förderprozess der kommunalen Gebäudemodernisierung 

Bei der Entscheidung für eine Modernisierung von (kommunalen) Nichtwohngebäuden steht die Frage 
nach deren Finanzierbarkeit ganz vorne an. Daher wurde in der Arbeitsgruppe Förderung ein Doku-
ment erarbeitet, welches mit dem Blick der gelebten kommunalen Praxis alle Aspekte eines idealtypi-
schen Förderprozesses erarbeitet und zusammenträgt. Das Dokument soll bei der Klärung von Fragen 
helfen im Umfeld der Förderung auftreten, um eine möglichst reibungslose und zielgerichtete energe-
tische Gebäudesanierung unter Einbeziehung der verfügbaren Fördermittel zu ermöglichen. In vielen 
Bereichen sind dabei Abstimmungsprozesse rund um die energetische Gebäudesanierung mit unter-
schiedlichsten Akteur*innen notwendig (vgl. Förderprozess). 

https://www.iwu.de/fileadmin/publikationen/handlungslogiken/KommGebGov/2025-04_Handreichung-F%C3%B6rderprozess.pdf
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5.4 Kommunikation zwischen Verwaltung und Politik bei der Gebäudemodernisierung 

In Kapitel 4 wurden grundsätzliche Phänomene/Beobachtungen beschrieben, die im Projektverlauf, 
bei der Arbeit mit und in den Projektkommunen in unterschiedlicher Weise sichtbar wurden. Eine zent-
rale Aufgabenstellung war die strukturierte Zusammenarbeit von Verwaltung(-smitarbeiter*innen) 
und deren Leitung (Gemeindevorstand), deren Zusammenarbeit mit externen (z. B. in Arbeitskreisen), 
und die Zusammenarbeit mit den Kommunalpolitiker*innen sowie die dafür notwendige Kommunika-
tion. Die mit der Gebäudemodernisierung befassten Verwaltungsmitarbeiter*innen sind (und verste-
hen sich auch so) diejenigen, die dem Thema am nächsten sind: Sie haben häufig langjähriges Erfah-
rungswissen sowie in der Regel auch Vorarbeiten „in den Schubladen“, die aus konkreten Projekten, 
aus vorbereitenden Arbeiten o.ä. stammen. Sie verstehen sich als Expert*innen, die ihre Gemeinde 
gut kennen und die Modernisierung ihrer Liegenschaften verantworten wollen. Sie wissen, dass ihre 
Arbeit angesichts ihrer knappen personellen und teilweise auch fachlichen Ressourcen durch das Be-
auftragen von externen Expert*innen unterstützt und verbessert werden kann. Eine externe Beauftra-
gung ist anspruchsvoll (Ausschreibung und Finden der richtigen Unterstützung) und benötigt die enge 
Zusammenarbeit mit und Überwachung durch die Verwaltung. 

Bei der Aufgabenerledigung wünschten die Verwaltungsmitarbeiter*innen klare politische Aussagen 
zur (energetischen) Gebäudemodernisierung. Grundsatzbeschlüsse oder Handlungsaufträge helfen, 
der Verwaltung Orientierung aber auch Sicherheit bei ihrer Aufgabenerledigung zu geben. Anspruchs-
voll ist hierbei, das rechte Maß zu finden zwischen grundsätzlicher politischer Positionierung und poli-
tischer Kontrolle und ausreichender Freiheit für die fachkundige Verwaltung im Vollzug der Aufga-
benerledigung. Nicht jede technische Maßnahme sollte zu einer Beschlussvorlage führen, sondern die 
Kontrolle des Verwaltungshandeln sollte sich neben der Strategie auf Personal-, Finanzierungs- und 
Förderfragen konzentrieren. Gleichzeitig wissen die Verwaltungsakteur*innen um die Notwendigkeit 
und Wichtigkeit der politischen Unterstützung und Legitimation wie sie oben (4.2) beschrieben worden 
ist. 

Für diese Arbeits- und Entscheidungsprozesse (Abschnitte 4.1-4.3) wurde eine klare und verbesse-
rungsfähige Kommunikation zwischen Verwaltung und Politik auf dem Weg zur Gebäudemodernisie-
rung gewünscht. Bei der Bearbeitung der energetischen Gebäudemodernisierung sehen sich die Ver-
waltungskräfte der teilnehmenden Kommunen nicht nur mit energietechnischen, finanziellen, perso-
nellen und organisatorischen Anforderungen konfrontiert, sondern ebenso stark mit (un-)ausgespro-
chenen Erwartungen und Forderungen aus der Kommunalpolitik und der Bürger*innenschaft. In Ge-
sprächen mit den Projektkommunen wurde immer wieder deutlich, wie mangelhafte oder fehlende 
Kommunikation unterschiedlicher Teilgruppen und Personen zu Verzögerungen bei Modernisierungs-
vorhaben führen kann und dann die Arbeitsbelastung und Frustration bei Mitarbeiter*innen erhöht. 
Deswegen hat sich die Arbeitsgruppe Kommunikation über die Projektlaufzeit hinweg konkrete Fragen 
zum Umgang mit Berichtsvorlagen, Grundsatzbeschlüssen und politischen Anfragen (sog. substantielle 
Instrumente 4.4.) befasst und analysiert, wie die Wege und Wirkungen kommunaler Beschlüsse in den 
Projektkommunen aussehen und welche Akteure daran beteiligt sind.  

Die im Projekt erarbeitete Handreichung Kommunikation zur Begleitung der Kommunikation zwischen 
Verwaltung und Politik bei der Gebäudemodernisierung ist das Ergebnis der gemeinsamen Arbeit und 
soll den Akteuren helfen, die Kommunikation zwischen Verwaltung und Politik zu verbessern.  

Im Folgenden wird eine Zusammenfassung der Handreichung gegeben. Sie ist als eigenes online Doku-
ment verfügbar: Handreichung Kommunikation.  

Bei der Bearbeitung der oben dargestellten Praxisbeispiele wurde deutlich, dass die Kommunikation 
über diese Fragestellungen im Tagesgeschäft häufig zu kurz kommt. Einigkeit bestand darüber, dass 

https://www.iwu.de/fileadmin/publikationen/handlungslogiken/KommGebGov/2025-05_Handreichung-Kommunikation.pdf


 33  
 

eine mangelhafte oder fehlende Kommunikation innerhalb der Verwaltung aber auch zwischen Ver-
waltung und Politik häufig eine Ursache für Verzögerungen bei Modernisierungsvorhaben ist.  

Kommunikationsinstrumente: Formate und Anwendung  

Die innerhalb der Verwaltungsabläufe politischen und administrativen „Kommunikationsinstru-
mente“ sind nicht neu, wenn gleich sie nicht immer bewusst sind und strategisch eingesetzt werden.  
Deshalb hat sich die Arbeitsgruppe Kommunikation mit der Frage beschäftigt, wie und wann kommu-
nale (Grundsatz-)Beschlüsse gefasst werden sollten, welche Bedeutung Berichtsvorlagen aus der Ver-
waltung und politische Anfragen aus den Fraktionen haben. Dabei wurde analysiert, wie kommunale 
Beschlüsse, Berichtsvorlagen und Anfragen zustande kommen, welche Gremien daran beteiligt sind, 
welche Wege sie dabei nehmen und welche Wirkungen sie entfalten können.  

Angewendet wurden die „Kommunikationsinstrumente“ auf die (technischen) Fragestellungen, die die 
Projektpartner zur Erprobung im Projekt ausgewählt hatten (z.B. Zustandserfassung der eigenen Ge-
bäude, Ausarbeitung von fachlichen Richtlinien für die Sanierung, Unterstützung durch Externe bei der 
Überplanung eines Baugebietes, Auswahl und Beantragung von Fördermitteln, Vergabe von Leistun-
gen, Abrechnung komplexer geförderter Maßnahmen etc.). 

Gleichzeitig bot die Arbeitsgruppe Kommunikation über die gesamte Projektlaufzeit hin einen ge-
schützten Raum und ausreichend Zeit, um einen wertschätzenden Austausch zu etablieren. Über die 
jeweils örtliche Verwaltungsgrenze hinaus wurde hier miteinander und mit dem Forschungsteam über 
die konkreten Arbeitsprozesse gesprochen und es wurden problemadäquate Informationen aus der 
Wissenschaft (z.B. einfache Tools zur Datenerfassung) vorgestellt, gemeinsam analysiert und zur An-
wendung gebracht.  

Grundlage: Hessische Gemeindeordnung  

Kommunales Handeln, das der Verwaltung und der politischen Gremien, ist gebunden an die allgemei-
nen Gesetze und hierbei vor allem an die hessische Gemeindeordnung. 

Die Hessische Gemeindeordnung regelt die Aufgabenverteilung sowie das Zusammenwirken, d.h. die 
Kommunikation des Gemeindevorstands (§§ 66,67,70 HGO) mit der Gemeindevertretung und den von 
ihr eingesetzten Ausschüssen (§§ 50, 62 HGO) durch Beschlussfassung, Berichterstattung und Anfra-
gen.  

Entscheidung und Überwachung durch die Gemeindevertretung 

Oberstes Entscheidungs- und Überwachungsgremium ist die Gemeindevertretung: „Die Gemeindever-
tretung beschließt über die Angelegenheiten der Gemeinde, soweit sich aus diesem Gesetz nichts an-
deres ergibt“ (§50 Abs.1 HGO). Zusätzlich kann „die Gemeindevertretung zur Vorbereitung ihrer Be-
schlüsse Ausschüsse aus ihrer Mitte bilden und Aufgaben, Mitgliederzahl und Besetzung der Aus-
schüsse bestimmen. Ein Finanzausschuss ist zu bilden. Die Gemeindevertretung kann unbeschadet des 
§ 51 bestimmte Angelegenheiten oder bestimmte Arten von Angelegenheiten den Ausschüssen wider-
ruflich zur endgültigen Beschlussfassung übertragen. Die Ausschüsse haben über ihre Tätigkeit in der 
Gemeindevertretung Bericht zu erstatten“ (§62 Abs.1HGO). 

Neben den genannten Gremien finden sich in der kommunalen Praxis vor allem Arbeitsgruppen/kreise 
die auf Dauer oder für die Bearbeitung einer konkreten Fragestellung eingerichtet werden können. Sie 
unterscheiden sich in ihrer funktionalen und in ihrer personellen Zusammensetzung: sie können z.B. 
Akteure von außen einschließen oder die Zusammenarbeit von Verwaltung und Politik in bestimmten 
Fragestellungen organisieren. Einberufen werden sie vom Gemeindevorstand. Ihre Konstitution beruht 
oft auf politischen Beschlüssen.  
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Die HGO weist der Gemeindevertretung die politische Kontrolle der Verwaltungstätigkeit zu: „Die Ge-
meindevertretung überwacht die gesamte Verwaltung der Gemeinde, mit Ausnahme (…), und die Ge-
schäftsführung des Gemeindevorstands, insbesondere die Verwendung der Gemeindeeinnahmen. (…)  
Die Überwachung erfolgt (…) durch schriftliche oder elektronische Anfragen und aufgrund eines Be-
schlusses der Gemeindevertretung durch Übersendung von Ergebnisniederschriften der Sitzungen des 
Gemeindevorstands an den Vorsitzenden der Gemeindevertretung und die Vorsitzenden der Gemein-
devertreter und der Fraktionen zu beantworten“ (§50 Abs.2 HGO). 

Verwaltung der Gemeinde 

Die Verwaltung innerhalb der Kommune erfolgt durch den Gemeindevorstand: „Der Gemeindevor-
stand ist die Verwaltungsbehörde der Gemeinde. Er besorgt nach den Beschlüssen der Gemeindever-
tretung im Rahmen der bereitgestellten Mittel die laufende Verwaltung der Gemeinde. Er hat(…) 2. die 
Beschlüsse der Gemeindevertretung vorzubereiten und auszuführen,3. die ihm nach diesem Gesetz ob-
liegenden und die ihm von der Gemeindevertretung allgemein oder im Einzelfall zugewiesenen Gemein-
deangelegenheiten zu erledigen,4. die öffentlichen Einrichtungen und wirtschaftlichen Betriebe der Ge-
meinde und das sonstige Gemeindevermögen zu verwalten, (…) 6. den Haushaltsplan und das Investi-
tionsprogramm aufzustellen, das Kassen- und Rechnungswesen zu überwachen, 7.die Gemeinde zu ver-
treten“(§ 66 Abs.1 HGO). 

Auch die Kommunikation zwischen der Verwaltung und der Bürgerschaft ist in der HGO vorgesehen – 
wobei Art und Weise dafür in den Händen der Verwaltung liegen: „Der Gemeindevorstand hat die Bür-
ger in geeigneter Weise, insbesondere durch öffentliche Rechenschaftsberichte, über wichtige Fragen 
der Gemeindeverwaltung zu unterrichten und das Interesse der Bürger an der Selbstverwaltung zu pfle-
gen“ (§ 66 Abs. 2 HGO).  

Die Abbildung 4 gibt einen Überblick über die beteiligten Gremien und die oben genannten gängigen 
Formate der Kommunikation: Beschluss | Kenntnisnahme | Anfrage  

Alle behandelten Kommunikationsinstrumente sind mit Beispielen aus den beteiligten Gemeinden un-
terlegt:  Grundsatzbeschlüsse aus Fischbachtal, Kenntnisnahmen aus Herborn (sog. Mitteilungsvor-
lage), aus Kaufungen und Weilrod, Bauberichte aus Bad Soden und politische Anfragen aus Bad Hers-
feld. Die Einzelheiten der Fallbeispiele sind in der Handreichung nachzulesen.  
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Quelle: Eigene Darstellung 
 

 

Abbildung 4: Überblick Beteiligte Gremien und Kommunikationsinstrumente  
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Neben den in der hessischen Gemeindeordnung explizit aufgeführten Formaten der Kommunikation 
Beschluss, Kenntnisnahme und Anfrage sind in der kommunalen Praxis weitere Formate zu finden. 
Arbeitsgruppen oder Arbeitskreise die für bestimmte Aufgaben befristet oder dauerhaft zur Beglei-
tung umfassenderer Themen eingerichtet werden. Arbeitskreise bzw. Arbeitsgruppen haben in den 
Projektgemeinden Bedeutung und werden deshalb hier beschrieben. 

In den Gemeinden Allendorf (Eder), Fischbachtal und Weilrod sind Arbeitskreise bzw. Arbeitsgruppen 
neben den regulären Gremien der Gemeinden eingerichtet und am Modernisierungsprozess beteiligt. 
Sie können begründet werden durch einen Beschluss der Gemeindevertretung (so in Allendorf), durch 
den Bürgermeister (so in Fischbachtal) oder durch einen Ausschuss (so in Weilrod). Ihre Besonderhei-
ten liegen in der jeweiligen Zusammensetzung, der Aufgabenstellung und damit oft verbunden in der 
Lebensdauer des Arbeitskreises. Gemeinsam ist ihnen die Unterstützung der bzw. Zuarbeit zur Aufga-
benerfüllung der Verwaltung. Eine weitere Möglichkeit bietet die Verbindung zur Zivilgesellschaft. 

Auch hier sind in der Handreichung genauere Ausführungen zu finden. 

 Die Arbeiten in der Arbeitsgruppe haben zu zehn Erkenntnissen geführt. Diese sind:     

1. Der Kommunikation wird häufig nicht die notwendige Bedeutung beim Bearbeiten komplexer, 
kontroverser, politisch schwer vermittelbarer Themen, hier der Modernisierung, beigemessen. 

2. Die Verwaltung als Trägerin der Fachlichkeit wünscht politisch verbindliche Aufträge. Die Balance 
zwischen politischen Vorgaben und notwendigen Spielräumen für den Vollzug ist immer wieder zu 
überprüfen. 

3. Für die Kommunikation von fachlich begründeten Inhalten kann die Verwaltung bekannte Formen 
(aus der HGO) einsetzen. 

4. Berichtsvorlagen sind Argumentationshilfen: Sehr gut ausgearbeitete Bestandsaufnahmen, Priori-
tätensetzungen und Handlungsvorschläge sind unverzichtbar um fachliche Lösungen vor rein „po-
litischen“ durchzusetzen.  

5. Berichtsvorlagen sind wertvolle Erinnerungen an geleistete Arbeiten die im Tagesgeschäft in Ver-
gessenheit geraten und auch neue Mitarbeiter*innen Kenntnisse über bereits geleisteten Vorar-
beiten vermitteln können. 

6. Berichtsvorlagen dienen der Kontrolle und dem Monitoring. 
7. Arbeitskreise /Arbeitsgruppen, eingerichtet auf der Grundlage von politischen Beschlüssen oder 

Initiativen der Bürgermeister*innen eröffnen flexible Zusammenarbeit von Verwaltung, Politik und 
externen Akteuren. 

8. Die Governance kommunaler Aufgaben wie der Modernisierung ist ein langwieriger und komple-
xer Prozess, der kleine Gemeinden vor große Herausforderungen stellt.  

9. Unterstützung von außen (z.B. LEA, Hochschule) ist eine Notwendigkeit, um die knappen personel-
len Ressourcen kleiner Gemeinden z.T. zu kompensieren. 

10. Netzwerke — ein Vorbild ist das der Klimakommunen — und interkommunaler Austausch sind 
hilfreich. Kommunikative und organisatorische Unterstützung ist wünschenswert. 

 
Darüber hinaus hat sich die Arbeitsgruppe Kommunikation auch mit dem grundlegenden Selbstver-
ständnis von Verwaltungsmitarbeiter*innen auseinandergesetzt. Dazu gehörte die Vergewisserung 
und Betonung der Fachlichkeit und des (Selbst-)Vertrauens in die vorhandene Verwaltungskompetenz 
sowie die Fähigkeit, mit der Leitung und zwischen den Abteilungen eigenverantwortlich und auch ini-
tiativ zu kommunizieren. Gleichzeitig wurden die teilnehmenden Kommunen darin gestärkt, dass die 
Verwaltung als fachliche Begleitung der Politik agiert und somit fachliche Vorschläge an die Politik rich-
ten kann. Ein strukturiertes und prozessorientiertes Vorgehen sowie die Vorbereitung von legitimie-
renden (politischen) Beschlüssen sind wichtige Schritte hin zur erfolgreichen Gebäudemodernisierung. 
Die beschriebenen Beispiele dienen als Instrumente, die den inhaltlichen und kommunikativen Prozess 
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der Gebäudemodernisierung unterstützen und notwendige Abläufe transparent machen. Als Arbeits-
hilfe können sie in einem separaten PDF-Dokument genutzt werden. 

5.5 Tools Gebäudemanagement 

Die Modernisierung kommunaler Gebäude stellt viele kleine und mittlere Kommunen vor erhebliche 
Herausforderungen. Ein zentrales Problem ist das Fehlen aktueller und vollständiger Daten zu Gebäu-
den und deren Energieverbräuchen. Häufig sind Bauunterlagen nicht digitalisiert oder teilweise nicht 
mehr vorhanden, da sie im Laufe der Jahre durch Ereignisse wie Brände oder Hochwasser zerstört 
wurden oder einfach verloren gegangen sind. Zudem sind die vorhandenen Unterlagen oft nicht an 
einem zentralen Ort erfasst. Dokumente zu Sanierungs- oder Instandsetzungsmaßnahmen können bei-
spielsweise nicht chronologisch sortiert oder in unterschiedlichen Abteilungen gelagert sein, was die 
Zustandsermittlung der Gebäude erheblich erschwert und es teilweise unmöglich macht, anhand der 
Aktenlage Grundflächen oder spezifische Energieverbrauchsdaten zu ermitteln. Dieses Informations-
defizit behindert sowohl die systematische Planung und Bewertung der Liegenschaften als auch die 
Umsetzung von Modernisierungsmaßnahmen. Während der Workshops (vgl. Abschnitt 2.2) und bei 
der Erarbeitung des Förderprozesses wurden diese Problematiken wiederholt als zentrale Herausfor-
derungen identifiziert. Die Workshops thematisierten daher bereits vorhandene Software-Lösungen 
der Kommunen, um auf dieser Basis den Einsatz und möglichen Nutzen weiterer Tools bzw. Werkzeuge 
zu erörtern. Diese Werkzeuge, die in den Kommunen zur Unterstützung eines strategischen Monito-
rings des Bestandes verwendet werden könnten, sollen im Folgenden kurz beschrieben werden:  

Eine der Projekt-Kommunen nutzt zur strukturierten Gebäudedatenerfassung das Programm GEBman; 
eine andere Kommune verwendet eine ähnliche Software. Dieses Tool bietet eine komplette Facility 
Management Software, die alle Aufgaben der Liegenschaftsverwaltung abdecken kann, in den beiden 
Kommunen jedoch nur für die Gebäudedatenerfassung und das Energiecontrolling eingesetzt werden 
soll. Die Komplexität der Software führt jedoch dazu, dass auch nach mehreren Jahren noch nicht alle 
relevanten Daten im System erfasst sind, was die Nutzungsmöglichkeiten einschränkt.  

In anderen Kommunen kommen häufig Excel-Listen zum Einsatz, um Daten zu Gebäuden, Energiever-
brauch, Energiekosten und anderen Aspekte der Liegenschaften systematisch zusammenzustellen. Be-
sonders in kleineren Kommunen existieren jedoch vielfach noch keine Lösungen, um Gebäude- und 
Energiedaten systematisch zu erfassen. Kommunen ohne Fachpersonal, wie Bauingenieur*innen oder 
Architekt*innen, stoßen häufig an ihre Grenzen, da das Wissen fehlt, welche Daten benötigt werden 
und wie diese zu erheben sind. Ein Förderantrag für eine energetische Sanierung kann in solchen Fällen 
ohne externe Expertise nicht gestellt werden. Zudem müssen die für den Antrag erforderlichen Daten 
oftmals zunächst erstmals erhoben werden, was zusätzlichen Aufwand verursacht. 

Als Hilfestellung wurden teilweise gemeinsam Tabellen zur Energiedatenerfassung einzelner Kommu-
nen betrachtet und Tipps zu möglicher Optimierung gegeben. Dabei fiel auf, dass der Gebäudezustand 
im Rahmen der Sanierungsplanung häufig lediglich anhand des spezifischen Endenergieverbrauchs so-
wie des Alters der Heizungsanlage (Wärmeerzeuger) eingeschätzt wird. Gerade bei Nichtwohngebäu-
den ist jedoch zu berücksichtigen, dass sich der spezifische Energieverbrauch je nach Gebäudetyp (z. B. 
Schule, Rathaus, Sporthalle) erheblich unterscheidet. Ein direkter Vergleich von Gebäuden mit unter-
schiedlichen Nutzungen ist daher ohne ergänzende Referenzgrößen nur eingeschränkt aussagekräftig. 
Um dennoch Sanierungsprioritäten festlegen zu können, ist die Heranziehung von Vergleichswerten 
auf Basis spezifischer Gebäudenutzungsklassen erforderlich. Anhand prozentualer Abweichungen von 
diesen Vergleichswerten lassen sich objektive und vergleichbare Aussagen über die energetische Qua-
lität einzelner Gebäude treffen und systematische Prioritätenlisten entwickeln. 
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Dabei stellt sich das Problem, dass Vergleichswerte für Nichtwohngebäude nicht einfach vorliegen, 
sondern zunächst ermittelt werden müssen. Eine Lösung zur einfachen Ermittlung bietet das VerTEK-
Tool, das vor einigen Jahren vom IWU entwickelt wurde und kostenfrei verfügbar ist. Das VerTEK-Tool 
unterstützt bei der Erstellung von Vergleichswerten gemäß den Vorgaben des Gebäudeenergiegeset-
zes (GEG), wie sie für die Ausstellung von Verbrauchsausweisen erforderlich sind. Darüber hinaus er-
möglicht es mit geringem zusätzlichem Aufwand eine erste Energieberatung, bei der mögliche Einspar-
potenziale aufgezeigt werden. 

Dieses Tool kann auch zur Lösung eines weiteren Problems beitragen, das einige Kommunen betrifft: 
Seitens der Politik wird gelegentlich gefordert, im Rahmen der Priorisierung von Gebäudesanierungen 
zunächst die Gebäude mit den wirtschaftlich am besten umsetzbaren Einsparpotenzialen zu identifi-
zieren. Dies würde jedoch für viele Gebäude eine detaillierte Energieberatung mit Angabe von Einspar-
potenzialen und Sanierungskosten erfordern. Aufgrund der begrenzten Verfügbarkeit von Energiebe-
rater*innen führt dies häufig zu Verzögerungen, die eine Umsetzung von Sanierungsmaßnahmen be-
hindern. Das VerTEK-Tool bietet hier eine pragmatische Lösung, da es erste Einsparpotenziale mit ver-
gleichsweise geringem Aufwand ermitteln kann. Zur Einführung in die Nutzung dieses Tools wurden 
zwei Workshops mit interessierten Kommunen durchgeführt. 

Für kleinere Kommunen hat das IWU im Rahmen dieses Projektes ein weiteres Excel-Tool entwickelt, 
um die zentrale Erfassung des Gebäudezustands (Gebäudesteckbrief) sowie der Energieverbrauchsda-
ten (Energiecontrolling) zu erleichtern. Dieses Tool ermöglicht bereits mit wenigen Eingabedaten die 
Ausweisung spezifischer Energieverbräuche. Gleichzeitig bietet es die Möglichkeit, für jedes Gebäude 
einen detaillierten Steckbrief zu erstellen, in dem relevante Informationen zu Bauteilen (z. B. Flächen, 
U-Werte, Sanierungsstand, Probleme) sowie zur vorhandenen Anlagentechnik zusammengetragen 
werden können. 

Das Excel-Tool zum niedrigschwelligen Energiecontrolling wurde den Kommunen in einem Vortrag vor-
gestellt. Einige Kommunen konnten es bereits testen und möchten es zukünftig für ein Monitoring der 
kommunalen Liegenschaften einsetzen. Das Tool ist so konzipiert, dass es mit grundlegenden Excel-
Kenntnissen an individuelle Bedürfnisse angepasst werden kann. Es steht über die Webseite des IWU 
frei zur Verfügung:  

https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-
kommunen/ 

Weiterhin wurde das Energiecontrolling-Tool – MONI, das von der LEA im Rahmen des Kom.EMS klei-
neren Kommunen zur Verfügung gestellt wird, vorgestellt. Dieses ebenfalls auf Excel basierende Tool, 
entwickelt von der Sächsischen Energieagentur, ermöglicht ein Energiecontrolling für bis zu 25 Liegen-
schaften. Es bietet vordefinierte Auswertungen sowohl für den Gesamtbestand als auch für einzelne 
Gebäude. Eine monatsweise Energiedatenerfassung ist möglich, sodass das Tool als vollständige Ener-
giecontrolling Software für kleine Gebäudebestände eingesetzt werden kann. Detaillierte Gebäude-
steckbriefe sind jedoch nicht enthalten.  

Als Impuls wurde zudem das Kommunale Energiemanagement-System (Kom.EMS) vorgestellt, das den 
Kommunen in Hessen kostenfrei zur Verfügung steht. Kom.EMS bietet einen umfassenden Handlungs-
rahmen, um den Energieverbrauch der Kommunen systematisch zu erfassen und zu optimieren. Mit 
der Implementierung eines solchen Systems können Energie- und Kosteneinsparungen von rund 10 % 
realisiert werden. Darüber hinaus unterstützt es bei der Priorisierung von Gebäudesanierungen und 
ermöglicht die Ausweisung der erzielten Einsparungen bei Energie-, Kosten- und Treibhausgasemissi-

https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
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onen. Die Einführung eines Kom.EMS ist jedoch mit einem erhöhten administrativen Aufwand verbun-
den. Um diesen Aufwand zu minimieren, können Contracting-Angebote genutzt werden, die in der 
Einführungsphase Unterstützung bieten. 

In den Workshops wurden die verschiedenen Tools in den folgenden Kategorien diskutiert: 

• Gebäudesteckbriefe: Erfassung der Zustandsdaten der Gebäude 
• Energiecontrolling: Systematische Erfassung von Energieverbrauchs- und Energiekostendaten 
• Vereinfachte Bewertung von Nichtwohngebäuden: Ermittlung von Vergleichskennwerten und 

Einsparpotenzialen 
• Kom.EMS: Implementierung eines kommunalen Energiemanagement-Systems 

Die in Tabelle 5 aufgeführten Tools wurden in einem Impulsvortrag näher erläutert. Die kommerzielle 
Software GEBman wurde exemplarisch für Facility-Management-Systeme besprochen, da sie in einer 
der teilnehmenden Kommunen im Einsatz ist. 
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Tabelle 5: Übersicht Tools & Hilfsmittel zur systematischen Gebäudebewertung und -optimierung.  
 

MONI IWU EXCEL 
TOOL - GEBÄU-
DESTECKBRIEFE 
UND ENER-
GIECONTROL-
LING 

GEBMAN VERTEK (NWG) KOM.EMS 

Funktion/Typ Energie-con-
trolling 

Energie-con-
trolling, Ge-
bäude-steck-
briefe 

Energie-con-
trolling, Ge-
bäude-steck-
briefe 

Vergleichs-
werte, Einspar-
potentiale 

Energie-con-
trolling, Ener-
gie-optimie-
rung 

Nötige Daten Flächen, Ener-
giedaten (Mo-
nat o. Jahr) 

Flächen, Ener-
giedaten (Jahr), 
Gebäudedaten 
(soweit verfüg-
bar), Haustech-
nik (soweit ver-
fügbar) 

Flächen, Ener-
giedaten (Jahr), 
Gebäudedaten 
(soweit verfüg-
bar), Haustech-
nik (soweit ver-
fügbar) … 

Flächen, Ener-
giedaten (Jahr), 
verwendete 
Haustechnik, 
grobe Raum-
aufteilung 

Flächen, Ener-
giedaten (Mo-
nat/Jahr), Nut-
zungen, Nut-
zungszeiten 
usw. 

Kosten 0 0 ++ 0 0 
Aufwand (Per-
sonal) 

Einführung + 
Im Betrieb + 

Einführung + 
Im Betrieb 0 

Einführung 
++++ 
Im Betrieb + 

Einführung 0 
Im Betrieb 0 

Einführung +++ 
(ggf. als 
Contracting 
möglich, Auf-
wand dann ge-
ringer) 
Im Betrieb ++ 

Output Energiever-
brauch, Priolis-
ten (Sanierung), 
Kosten-über-
sicht (Ausrei-
ßer-kontrolle 
Verbrauch) 

Energiever-
brauch, Priolis-
ten (Sanierung), 
Kostenüber-
sicht, Übersicht 
Gebäudezu-
stand/ Anlagen-
technik 

Energiever-
brauch, Priolis-
ten (Sanierung), 
Kostenüber-
sicht, Übersicht 
Gebäudezu-
stand / Anla-
gentechnik 

Spez. Energie-
verbrauch, Ver-
gleichs-werte 
(NGW), Ein-
spar-potenti-
ale, energeti-
scher Zustand 
Anlagen-tech-
nik 

Siehe MONI 
und: Energie-, 
Wasser-, THG-, 
Kosteneinspa-
rung von 5-15% 

Outcome Überblick Ener-
gie- und CO2 
Entwicklung, 
Planungs- und 
Entscheidungs-
grund-lage Sa-
nierungsfahr-
pläne 

Überblick Ener-
gie-verbrauch 
und Gebäude-
zustand, Pla-
nungs- und Ent-
scheidungs-
grundlage Ge-
bäude u. Sanie-
rungsfahrpläne 

Überblick Ener-
gie-verbrauch 
und Gebäude-
zustand, Pla-
nungs- und Ent-
scheidungs-
grundlage, Ge-
bäude u. Sanie-
rungsfahrpläne 

Grundlage für 
Sanierungs-
fahrpläne, Ori-
entierung Ein-
spar-potentiale 
auch Anlagen-
technik 

Siehe MONI 
und: geschulte 
Gebäudenut-
zer, mehr Acht-
samkeit, konti-
nuierliche Ein-
sparungen und 
vieles mehr. ….. 

Links – Heraus-
geber / Bezug 

Sächsische 
Energieagen-
tur, Nutzung im 
Rahmen des 
Kom.EMS in 
Hessen   

Gebäudesteck-
briefe und 
Energiecontrol-
ling - Institut 
Wohnen und 
Umwelt (IWU) 

GEBman  VerTEK – Insti-
tut Wohnen 
und Umwelt 
(IWU)  

Kom.EMS  

Quelle: Eigene Darstellung. 
 

Die dargestellten Fallstudien zeigen, dass kleine und mittlere Kommunen auch unter herausfordern-
den Rahmenbedingungen Fortschritte bei der Gebäudemodernisierung erzielen können – insbeson-
dere dann, wenn klare Verwaltungsstrukturen, politische Unterstützung und gezielte Förderzugänge 

https://www.fue-soft.de/gebman/
https://vertektool.iwu.de/
https://www.komems.de/
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bestehen. Die im Projekt eingesetzten Prozesse und Werkzeuge stießen auf positive Resonanz und 
boten eine erste Orientierung für die praktische Umsetzung. Dabei wurde deutlich, dass erfolgreiche 
Modernisierung sowohl fachliche Kapazitäten als auch institutionelle Klarheit und bereichsübergrei-
fende Zusammenarbeit voraussetzt.   
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6 Entwicklungsmöglichkeiten zur besseren Steuerung der Gebäudemodernisie-
rung 

Der Gebäudemodernisierung kommt eine Schlüsselrolle auf dem Weg zur Klimaneutralität zu. Kom-
munen haben beim Umgang mit Immobilienbeständen (Wohn- und Nichtwohngebäude) eine wichtige 
Signal- und Vorbildfunktion, die auch im Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) betont wird. Um dieser Funk-
tion gerecht zu werden und die Gebäudemodernisierung erfolgreich voranzutreiben, sind sorgfältige 
Planung und effektive Steuerungsmechanismen auf kommunaler Ebene erforderlich.  

6.1 Erfolgsfaktoren effektiver Gebäudemodernisierung 

Die Modernisierung öffentlicher Gebäude in kleinen und mittleren Kommunen in Hessen steht vor ei-
ner Reihe von Herausforderungen, die die Effizienz und Zielerreichung dieser Projekte beeinträchtigen. 
Die spezifischen Probleme in Gemeinden resultieren oft aus Herausforderungen wie Informationsde-
fiziten, Finanzierungsproblemen, Netzwerkpflege oder organisatorischen Engpässen (vgl. Abschnitt 
3.3). Um die Steuerung der Gebäudemodernisierung zu verbessern, ist es notwendig, Entwicklungs-
möglichkeiten zu identifizieren, die auf diese Problembereiche eingehen. In diesem Abschnitt werden 
demnach die entscheidenden Aspekte beleuchtet, die für die Verbesserung der Steuerung von Gebäu-
demodernisierungsprojekten in kleinen und mittleren Kommunen von Bedeutung sind. Die zuvor ein-
geführte Klassifizierung von Politikinstrumenten nach Howlett (Abschnitt 4.4) bildete dabei nicht nur 
die analytische Grundlage zur Einordnung bestehender Instrumente, sondern dient als konzeptioneller 
Rahmen für die Entwicklung von Ansätzen zur Weiterentwicklung und gezielten Verbesserung politi-
scher Steuerungsinstrumente im Bereich der Gebäudemodernisierung. 

Strategische Planung und Priorisierung   

Ein wesentlicher Erfolgsfaktor für eine effektive Gebäudemodernisierung in den Kommunen ist eine 
übergeordnete strategische Planung, die für alle beteiligten und relevanten Akteur*innen das gemein-
same Ziel festlegt und in diesen Prozess aktiv einbindet. Dabei spielt die frühe und umfassende Einbin-
dung der Kommunalpolitik, der entsprechenden Fachämter und technischen Fachabteilungen eine 
zentrale Rolle. Nur wenn alle Beteiligten von Anfang an im Prozess involviert sind, können realistische 
Zielsetzungen erarbeitet und Maßnahmen koordiniert werden, um bauliche, energetische und ästhe-
tische Anforderungen in Einklang zu bringen. Darüber hinaus sind klare Zieldefinitionen von entschei-
dender Bedeutung. Kommunen sollten sich frühzeitig auf einheitliche Standards einigen, die sicher-
stellen, dass Modernisierungsmaßnahmen nicht nur kurzfristige Effekte erzielen, sondern langfristig 
nachhaltig wirken. Dazu ist eine strategische Planung erforderlich, die über bloße ad hoc Maßnahmen 
hinausgeht. Der in Abschnitt 5.2 vorgestellte Grundsatzbeschluss stellt den Kommunen klare Hand-
lungsrichtlinien zur Verfügung, die den Mitarbeiter*innen eine Orientierung bieten. Diese Richtlinien 
sollten nicht nur die gesetzlich vorgeschriebenen Klimaziele berücksichtigen, sondern auch praktische 
Wege aufzeigen, wie diese in der Gebäudemodernisierung vor Ort umgesetzt werden können. Der 
Austausch bewährter Praktiken, etwa durch Netzwerke oder interkommunale Plattformen, bietet den 
Kommunen die Möglichkeit, Unsicherheiten zu reduzieren und Modernisierungsmaßnahmen effizien-
ter zu gestalten. 

Verbesserung des Informationsmanagements   

Eine weitere Herausforderung stellt der Umgang von Verwaltungsmitarbeiter*innen mit Informations- 
und Beratungsdefiziten dar. Da die rechtlichen und fördertechnischen Rahmenbedingungen ständig 
im Wandel sind, ist ein leichterer Zugang zu aktuellen Informationen der Kommunen erforderlich. Dies 
könnte durch die Einrichtung zentralisierter Informationsplattformen geschehen, wie sie im Energie-
bereich bspw. bereits durch die LEA existiert, auf denen Kommunen aktuelle gesetzliche Vorgaben und 
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Fördermöglichkeiten leicht einsehen können. Darüber hinaus könnte der Einsatz externer Berater*in-
nen vereinfacht und systematisiert werden, sodass auch kleinere Gemeinden regelmäßige fachliche 
und unabhängige Unterstützung erhalten.  

Ferner kann die Nutzung innovativer Technologien zu einem entscheidenden Erfolgsfaktor werden. 
Durch die Digitalisierung von Bauplänen und Gebäudedaten könnten die technischen und dokumen-
tarischen Voraussetzungen geschaffen werden. Digitale Tools und Datenplattformen können einen 
Überblick über den aktuellen Gebäudestand sowie den Fortschritt von Modernisierungsprojekten er-
leichtern und die Kommunikation zwischen den beteiligten Akteur*innen verbessern. Dadurch lassen 
sich Planungsprozesse effizienter gestalten und Verzögerungen vermeiden. Zudem können darüber 
auch die Bedürfnisse der Bürger*innen in die Planungen miteinbezogen werden. Eine transparente 
Kommunikation über geplante Maßnahmen, Zeitpläne und die erwarteten Vorteile der Modernisie-
rung wirkt nicht nur förderlich für die Output-Legitimation der Verwaltung, sondern kann auch die 
Responsivität staatlicher Stellen erhöhen, wenn Bürger*innen aktiv in den Prozess eingebunden sind. 

6.2 Finanzielle Ressourcen und Fördermöglichkeiten 

Optimierung der Finanzierungs- und Förderstruktur   

Die Finanzierung stellt nach wie vor eine der größten Herausforderungen im Rahmen der Gebäudemo-
dernisierung dar. Viele Kommunen haben nur begrenzte finanzielle Mittel und die Anforderungen der 
Förderprogramme sind oft komplex und ressourcenintensiv. Gelungene Gebäudemodernisierung setzt 
daher eine sorgfältige Finanzplanung voraus, um vorhandene Ressourcen optimal zu nutzen. Um die-
sem Problem zu begegnen, könnten alternative Finanzierungsmodelle entwickelt werden, wie bei-
spielsweise öffentliche-private Partnerschaften oder Energieeinspar-Contracting. Diese Modelle könn-
ten es den Kommunen ermöglichen, Modernisierungsprojekte trotz knapper Haushaltsmittel umzu-
setzen, indem sie externe Investor*innen einbeziehen oder durch Energieeinsparungen refinanzieren. 
Zudem wäre es hilfreich, wenn Förderprogramme auf Landes- oder Bundesebene vereinfacht würden, 
sodass auch kleinere Gemeinden ohne umfangreiche externe Beratung auf diese zugreifen können. 
Der oben erläuterte Förderprozess kann Kommunen unterstützen, sich im Prozess der Fördermittelak-
quise zu orientieren. Auch durch Kooperationen zwischen benachbarten Kommunen oder regionalen 
Netzwerken zur Bündelung von Ressourcen, können gemeinsame Projekte entstehen, bei denen Kos-
ten geteilt und Synergieeffekte genutzt werden.  

Flexibilisierung der Verwaltungsstrukturen   

In Kapitel 3 wird auf den Fachkräftemangel und die Engpässe in der Verwaltung eingegangen. Der Man-
gel an spezialisiertem Personal mit Fachwissen zu Gebäude- und Wärmetechnologien und die hohe 
Arbeitsbelastung der Mitarbeiter*innen führen häufig dazu, dass Modernisierungsprojekte aufgescho-
ben oder ineffizient umgesetzt werden. Um diesen Engpass zu beheben, sollten Kommunen gezielt in 
die Weiterbildung ihres Personals investieren und langfristige Strategien entwickeln, um die personel-
len Ressourcen zu erweitern.  

Die Vertreter*innen der Projektkommunen thematisierten im Austausch häufig, dass ad hoc Maßnah-
men am Gebäude, bspw. bei einem plötzlichen Defekt einer Heizungsanlage, durch das Vergaberecht 
verzögert werden. Durch die im Vergaberecht festgesetzten Wertgrenzen ist die Verwaltung hier an-
gehalten, den Weg einer Ausschreibung zu gehen. Eine Ausschreibung mit detaillierter Leistungsbe-
schreibung bedeutet jedoch insbesondere für kleine Kommunen einen äußerst aufwendigen Prozess, 
der zu deutlichen Verzögerungen bei der Umsetzung von Maßnahmen führen kann.   

https://www.iwu.de/fileadmin/publikationen/handlungslogiken/KommGebGov/2025-04_Handreichung-F%C3%B6rderprozess.pdf
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Eine größere Flexibilität in den Verwaltungsstrukturen, in dem bspw. der Verwaltung größere Spiel-
räume beim Vergaberecht eingeräumt werden (vgl. Kap. 8) könnte ebenfalls dazu beitragen, Entschei-
dungsprozesse zu beschleunigen und den Modernisierungsprojekten die nötige Priorität einzuräumen. 
Die Schaffung von mehr Handlungsspielraum, etwa durch höhere Wertgrenzen für die freihändige 
Vergabe, könnte ebenfalls zur Effizienzsteigerung beitragen.  

6.3 Koordination verschiedener kommunaler Stakeholder  

Förderung von Netzwerken und Wissensaustausch   

Insbesondere die Koordination und Netzwerkarbeit zwischen verschiedenen kommunalen Stakehol-
der*innen kann verbessert werden. Die Zusammenarbeit zwischen politischen Entscheidungsträ-
ger*innen, Verwaltungsmitarbeiter*innen und externen Expert*innen ist häufig erschwert durch or-
ganisatorische Engpässe und mangelnde Abstimmungsprozesse. Die Einrichtung von klaren Kommuni-
kationsstrukturen und regelmäßigen Austauschformaten (bspw. Arbeitskreise) könnte dazu beitragen, 
dass alle Beteiligten besser informiert und in den Modernisierungsprozess eingebunden werden. Dar-
über hinaus sollte die interkommunale Zusammenarbeit weiter ausgebaut werden, da viele Kommu-
nen bereits von Netzwerken wie den „Klima-Kommunen“ profitieren. Durch die Einrichtung von Pro-
jektgruppen oder Lenkungsausschüssen können alle beteiligten Akteur*innen regelmäßig in den Pla-
nungs- und Umsetzungsprozess eingebunden werden. Solche Gremien fördern nicht nur den Aus-
tausch zwischen den Beteiligten, sondern gewährleisten auch, dass Herausforderungen frühzeitig er-
kannt und gemeinsam gelöst werden können. Die Koordination erfordert zudem einen Blick auf die 
langfristigen Ziele der Kommune im Bereich der Stadtentwicklung und des Klimaschutzes. Modernisie-
rungsmaßnahmen sollten immer in ein übergeordnetes Konzept eingebettet sein, das die nachhaltige 
Entwicklung der Kommune als Ganzes vorantreibt. Nur durch eine integrierte Planung und die enge 
Zusammenarbeit aller Stakeholder*innen kann eine umfassende und zielgerichtete Gebäudemoderni-
sierung gelingen, die sowohl den aktuellen Anforderungen gerecht wird als auch zukünftige Heraus-
forderungen berücksichtigt. 

Die Steuerung der Gebäudemodernisierung in kleinen und mittleren Kommunen in Hessen erfordert 
ein Zusammenspiel aus strategischer Planung, optimaler Nutzung finanzieller Ressourcen und einer 
engen Koordination der kommunalen Akteur*innen. Erfolgsfaktoren wie strategische Planung und Pri-
orisierung sowie smarte Gebäudedatenverwaltung sind ebenso wichtig wie die Erschließung von För-
dermitteln und die enge Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und Politik. Nur so können Kommunen 
ihre Modernisierungsprojekte erfolgreich und nachhaltig umsetzen. 

Insgesamt kann die Steuerung der Gebäudemodernisierung in kleinen und mittleren Kommunen durch 
gezielte Verbesserungen in den Bereichen Informationsmanagement, rechtliche Rahmenbedingungen, 
Finanzierung, interkommunale Kooperation und Organisationsentwicklung deutlich optimiert werden. 
Mit diesen Maßnahmen lassen sich nicht nur die Modernisierungsprozesse effizienter gestalten, son-
dern auch die langfristigen Ziele wie Klimaneutralität und Energieeffizienz erreichen. 

Diese Ansätze schaffen die Voraussetzungen, um die Handlungsempfehlungen in Kapitel 8 erfolgreich 
umzusetzen und die Gebäudemodernisierung effektiv und nachhaltig zu gestalten.  
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7 Schlussfolgerungen und Ausblick 

7.1 Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse 

Die Governance der Gebäudemodernisierung in den zwölf kleinen und mittleren Städten und Gemein-
den in Hessen ist vielschichtig und kann nicht auf einen oder nur wenige Schlüsselfaktoren reduziert 
werden. Auf ausdrücklichen Wunsch der teilnehmenden Städte und Gemeinden standen im aktuellen 
Projekt die Themen Förderung und Kommunikation im Fokus, während technische Aspekte eher flan-
kierend betrachtet wurden. In dem oft aus technischer Sicht betrachteten Gebäudesektor ist diese 
Gewichtung mit Blick auf Herausforderungen und Lösungsmöglichkeiten der kleinen und mittleren 
Städte und Gemeinden bei der Gebäudemodernisierung eine wichtige Erkenntnis (siehe Schoenefeld 
& Wasmer, under review). 

Im Folgenden werden die wichtigsten Erkenntnisse mit Blick auf die Rubriken Wissen und Verständnis; 
Handlungslogiken und Ko-Produktion sowie Netzwerke dargestellt. Die Schlussfolgerungen wurden 
ebenfalls im Magazin der Schader-Stiftung zur Verfügung gestellt (Schader-Stiftung, 2025). 

Wissen und Verständnis: Die Modernisierung kommunaler Gebäude in kleineren und mittleren Städ-
ten und Gemeinden zeichnet sich aktuell durch beträchtliche Lücken in der praktischen Umsetzung der 
Modernisierungsvorhaben, aber auch beim Wissen über Modernisierungsprozesse aus. Während bis-
her in Teilbereichen wie beim Wärmeschutz oder bei der Nutzung erneuerbarer Energien wichtiges 
Wissen aufgebaut werden konnte, fehlt es an einer ganzheitlicheren Betrachtung der Governance 
(Steuerung) der Gebäudemodernisierung über verschiedene Herausforderungs- und Handlungsfelder 
hinweg. Auf Wunsch der teilnehmenden Kommunen lag der Schwerpunkt im Projekt daher auf Fragen 
der Steuerung und Organisationen, um aus dem Blick der Praxis ein neues Verständnis der spezifischen 
Herausforderungen und Lösungsmöglichkeiten zu erarbeiten. Während knappe Finanzen und Personal 
weiterhin eine wichtige Herausforderung darstellen, geht das im Projekt entwickelte Governance-Ver-
ständnis deutlich darüber hinaus: Gleichzeitig benötigt eine strategische und zielorientierte Gover-
nance der Gebäudemodernisierung ein produktives Zusammenspiel verschiedener Hierarchieebenen, 
in vielen Fällen die Unterstützung und Einbindung externer Akteur*innen, oft Förderung und finanzi-
elle Unterstützung sowie Motivation, Ausdauer und Resilienz einzelner Menschen innerhalb der Ver-
waltung und eine Vernetzung nach außen. 

Handlungslogiken und Ko-Produktion: Die Modernisierung kommunaler Gebäude erfordert in der Re-
gel eine Zusammenarbeit verschiedener Akteur*innen, inklusive Verwaltung, Politik, Planungsbüros, 
ausführendes Handwerk und ggf. Fördermittelgeber*innen. Diese Akteur*innen folgen jedoch unter-
schiedlichen und manchmal gegenläufigen Handlungslogiken und sind unterschiedlichen Zwängen un-
terworfen: Während beispielsweise kommunale Haushalte und Fördermittel einer jährlichen Pla-
nungslogik entsprechen, entstehen bei Bauprojekten andere Notwendigkeiten wie lange Planungsho-
rizonte einerseits aber auch kurzfristige Anpassungen andererseits. Anforderungen an neueste tech-
nologische Entwicklungen, wie bspw. Wärmepumpen, können für lokale Handwerksfirmen ein Hinder-
nis und somit Fortbildungsbedarf darstellen. Die Arbeit auf Augenhöhe bedarf Koordination und Aus-
dauer und erfordert viel Kommunikation und Übersetzungstätigkeiten zwischen unterschiedlichen Ak-
teur*innen und Logiken, um beispielsweise technische und organisatorische Betrachtungen und Her-
angehensweisen sinnvoll miteinander verknüpfen zu können. So können im Sinne der Ko-Produktion 
gemeinsame Ergebnisse entstehen, mit welchen sich viele Akteur*innen identifizieren, sodass eine 
hohe Aussicht auf Erfolg besteht. 
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Netzwerke: Im Rahmen des Projekts entstanden institutionelle und persönliche Netzwerke und Ver-
bindungen, die auch über das Projekt hinaus großes Potenzial besitzen. In den Workshops reifte Ver-
trauen und Verständnis, dass viele Kolleg*innen in anderen Kommunen mit ganz ähnlichen Herausfor-
derungen konfrontiert sind und daher ein Erfahrungsaustausch gewinnbringend ist. Insbesondere fo-
kussierte Gespräche zu Teilbereichen der Gebäudemodernisierung, wie bspw. zur Kombinierbarkeit 
von Fördermitteln, zu verfügbaren Tools zur Erfassung der Gebäude und ihrer energetischen Qualität 
oder zur Vorbereitung von Gremienvorlagen wurden als hilfreich empfunden und können auch in der 
Zukunft eine Grundlage für zielgerichtete Unterstützungsangebote in der Fläche darstellen. Neben den 
als positiv empfundenen Vernetzungsmöglichkeiten über die hessischen Klima-Kommunen und die 
Landesenergieagentur ist der Aufbau themenspezifischer Netzwerke wie hier mit Blick auf die Gebäu-
demodernisierung sinnvoll. 

7.2 Governance der Zukunft: Implikationen für Praxis und Forschung 

Kleinere und mittlere Städte und Gemeinden bieten besondere Voraussetzungen und Verhältnisse, 
welche nicht einfach als herunterskalierte Version von Großstädten verstanden werden können. Klei-
nere Organisationen und Netzwerke bedeuten mehr Flexibilität und kürzere Abstimmungswege, sind 
aber auch in größerem Maße vom Handeln und der Motivation Einzelner abhängig. Eine Governance 
der Zukunft berücksichtigt diese Gegebenheiten, indem sie u.a. Unterstützungsangebote im Bereich 
Förderung/Finanzierung, Kommunikation und Netzwerke an diese Zielgruppe anpasst und wo möglich 
vereinfacht. Eine wichtige Hilfe können hierbei der im Projekt entstandene Förderprozess, der Kom-
munikationsprozess und der Gebäudesteckbrief sein. Weiterhin ist es essenziell, dass bei dünnen Per-
sonaldecken Organisationsmodelle entwickelt werden, welche bei zeitweisen Ausfällen kompetente 
Vertretungen möglichen machen, sodass Modernisierungsprozesse fortgesetzt werden können. 

Aus Sicht der Forschung hat der praxisorientierte Ansatz der Ko-Produktion neue Erkenntnisse zu den 
Verortungen der Herausforderungen und Lösungsmöglichkeiten zu Tage befördert. Inwiefern die or-
ganisatorischen und kommunikationsrelevanten Aspekte auch bei anderen Kommunen in dieser Grö-
ßenordnung in Hessen und in anderen Bundesländern im Vordergrund stehen, sollte Gegenstand zu-
künftiger Forschung sein. Die vielfältigen Herausforderungen der Kommunen machen einen engen 
Austausch und eine Zusammenarbeit zwischen Forschung und Praxis weiterhin unverzichtbar. 

  

https://www.iwu.de/fileadmin/publikationen/handlungslogiken/KommGebGov/2025-04_Handreichung-F%C3%B6rderprozess.pdf
https://www.iwu.de/fileadmin/publikationen/handlungslogiken/KommGebGov/2025-05_Handreichung-Kommunikation.pdf
https://www.iwu.de/fileadmin/publikationen/handlungslogiken/KommGebGov/2025-05_Handreichung-Kommunikation.pdf
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
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8 Handlungsempfehlungen 

Auf Grundlage der im Projekt identifizierten Herausforderungen für kleine und mittlere Kommunen 
bei der Modernisierung ihrer Gebäude sind hier Handlungsempfehlungen ausgearbeitet, die sich an 
den verschiedenen, von den Kommunen identifizierten Problemfeldern orientieren. Die Handlungs-
empfehlungen sind nach Adressatenebene differenziert und richten sich entweder an das Land Hessen 
oder die Kommunen.  

8.1 Handlungsempfehlungen an das Land Hessen 

Herausforderung: Vergaberegelungen 

Kurzbeschreibung: Das Vergaberecht kann für kleine und mittlere Kommunen eine hohe organisatori-
sche und zeitliche Hürde darstellen. Insbesondere bei Maßnahmen, die eine zügige Umsetzung erfor-
dern, können niedrige Wertgrenzen für eine freihändige Vergabe aufwendige Ausschreibungsverfah-
ren nach sich ziehen, was die Handlungsfähigkeit der Kommunen einschränkt. 

Handlungsempfehlung: Das Land Hessen sollte prüfen, ob eine Erhöhung der Wertgrenzen für die frei-
händige Vergabe bei Bauleistungen durch die Verwaltung möglich ist, insbesondere in Kombination 
mit Ausnahmeregelungen bei besonderer Dringlichkeit. 

Ausführliche Beschreibung: 

In kleinen und mittleren Kommunen kann das Vergaberecht zu erheblichen Verzögerungen bei der 
Umsetzung notwendiger Maßnahmen bei der Gebäudemodernisierung führen. Dies betrifft insbeson-
dere Vorhaben, die schnell und unkompliziert umgesetzt werden müssen – etwa bei einem plötzlichen 
Heizungsdefekt in einem Kindergarten. Die derzeitigen niedrigen Wertgrenzen für freihändige Verga-
ben machen bei Maßnahmen zur Gebäudemodernisierung oft zeitintensive Ausschreibungsverfahren 
notwendig, selbst wenn eine unmittelbare Lösung dringend geboten ist. Die Anhebung dieser Wert-
grenzen könnte dazu beitragen, die Prozesse zu vereinfachen und den Kommunen mehr Flexibilität 
einzuräumen. Besonders in dringenden Fällen, wie bei sicherheitsrelevanten Maßnahmen, könnte ein 
größerer Spielraum bei der freihändigen Vergabe eine zeitnahe Beauftragung ermöglichen. Unterneh-
men, die durch frühere Arbeiten bereits mit dem Gebäude vertraut sind, könnten so einfacher durch 
die Verwaltung beauftragt werden. Vorbild hierzu könnte Bayern sein, das eine entsprechende Ver-
waltungsvorschrift (VV) erlassen hat (VV hier abrufbar). 

Herausforderung: Information und Beratung 

Kurzbeschreibung: Eine Informationsflut und häufige Änderungen bei gesetzlichen Anforderungen und 
Förderbedingungen überfordern viele Verwaltungen, insbesondere in kleinen Kommunen mit be-
grenzten personellen Kapazitäten. 

Handlungsempfehlung: Ausbau des bestehenden Wissensportals der LEA, sodass rechtliche und tech-
nische Informationen - nicht nur für Energiethemen - zentral gebündelt und regelmäßig aktualisiert für 
die Kommunen verfügbar sind, bspw. auch für die Bereiche Denkmalschutz, Digitalisierung und Barri-
erefreiheit im Gebäudebestand.  

Ausführliche Beschreibung: Die LEA bietet bereits ein umfangreiches Wissensportal zu gesetzlichen 
Anforderungen und Förderbedingungen bei der energetischen Modernisierung von Gebäuden. Ein ver-
gleichbares zentrales, digital zugängliches Wissensportal für Bereiche der Gebäudemodernisierung, 
die nicht-energetische Aspekte betreffen, wie der Denkmalschutz oder die Barrierefreiheit, könnte 
Kommunen in Hessen gezielt bei der Informationsbeschaffung unterstützen. Durch regelmäßige Up-

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_73_W_11032-0
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_73_W_11032-0
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dates und eine klare Strukturierung der Inhalte hätten Mitarbeiter*innen Zugriff auf relevante Infor-
mationen, die speziell auf den Gebäudebestand und Modernisierungsanforderungen kleinerer Kom-
munen zugeschnitten sind. Dies würde die Notwendigkeit externer Berater*innen reduzieren und Ver-
waltungsmitarbeiter*innen ermöglichen, schneller fundierte Entscheidungen zu treffen, wodurch Ver-
zögerungen bei Modernisierungsprojekten vermieden werden könnten. 

Herausforderung: Förderung und Finanzierung 

Kurzbeschreibung: Das komplexe Fördersystem und aufwendige Nachweisverfahren stellen viele Kom-
munen vor große Hürden bei der Finanzierung von Modernisierungsprojekten.  

Handlungsempfehlung: Das bestehende Beratungsangebot der LEA könnte ergänzt werden, um eine 
Förderberatung, die über Energiethemen hinausgeht. Zudem sollten Nachweisverfahren und Anträge 
so gestaltet werden, dass Landes- und Bundesmittel auf denselben Nachweisen basieren. Dies würde 
doppelte Strukturen vermeiden. 

Ausführliche Beschreibung: Die Etablierung einer Förderberatungsstelle über das bestehende Angebot 
der LEA hinaus, die sich gezielt an die Bedürfnisse kleinerer Kommunen richtet, könnte deren Zugang 
zu Fördermitteln erheblich vereinfachen. Diese Stelle würde regelmäßig die aktuelle Förderlandschaft 
beobachten und hilfreiche Informationen aufbereiten, bspw. in Form von Webinaren, Schulungen oder 
Schritt-für-Schritt-Anleitungen. Zudem könnte sie Förderanträge zentral verwalten und Kommunen ge-
zielt beim Beantragungsprozess unterstützen, indem sie Beratung zu Antragsvoraussetzungen und -
verfahren bietet. Das im Projekt erarbeitete Dokument zum Förderprozess stellt hierbei eine wertvolle 
Orientierung für Verwaltungsmitarbeiter*innen dar, da es die einzelnen Schritte und Anforderungen 
des Förderprozesses aus der Perspektive der Praxis strukturiert und nachvollziehbar darlegt. Darüber 
hinaus sollte eine Harmonisierung der Nachweisverfahren angestrebt werden, um doppelte Nachweis-
führungen zu vermeiden. Dies betrifft insbesondere energetische Förderprogramme, bei denen Nach-
weise für Bundes- und Landesmittel aktuell oft getrennt erbracht werden müssen. 

Herausforderung: Personalmangel und starre Verwaltungsstruktur 

Kurzbeschreibung: Personalmangel und starre Verwaltungsstrukturen behindern die strategische Pla-
nung und Umsetzung von Modernisierungsmaßnahmen. 

Handlungsempfehlung: Das Land Hessen sollte die Einrichtung flexibler Personalpools für Fachkräfte 
im Gebäudebereich prüfen, die insbesondere Kommunen mit längerfristigen, aber zeitlich begrenzten, 
Personalausfällen unterstützen könnten. Ergänzend sollten Schulungen zur Förderung interner Fach-
kompetenzen sowie Maßnahmen zur verbesserten Prozessdokumentation und zum Wissenstransfer 
in den Kommunen gefördert werden.  

Ausführliche Beschreibung: Die Etablierung flexibler Personalpools könnte kleinen und mittleren Kom-
munen den Zugang zu spezialisierten Fachkräften erleichtern, ohne dauerhaft eigenes Personal finan-
zieren müssen. Insbesondere Kommunen, die durch längerfristige Personalausfälle – etwa durch 
Krankheit, Elternzeiten oder Renteneintritte – stark belastet sind, könnten von einem solchen Angebot 
profitieren. Fachkräfte könnten projektbezogen und bedarfsorientiert eingesetzt werden, um Eng-
pässe in der strategischen Planung und Umsetzung von Modernisierungsmaßnahmen zu überbrücken. 
Zusätzlich sollten regelmäßige Schulungen für bestehende Mitarbeiter*innen angeboten werden, um 
interne Kompetenzen zu stärken und die Eigenständigkeit der Kommunen langfristig zu fördern. 
Gleichzeitig braucht es in den Kommunen eine verbesserte Prozessdokumentation, die den Transfer 
von Wissen erleichtert und sicherstellt, dass strategische Planungen und Prozesse auch bei Personal-
wechseln oder Ausfällen fortgeführt werden können. Best-Practice-Beispiele aus anderen Kommunen 

https://www.iwu.de/fileadmin/publikationen/handlungslogiken/KommGebGov/2025-04_Handreichung-F%C3%B6rderprozess.pdf
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könnten dabei wertvolle Orientierungshilfen bieten, um den Aufbau effizienter Strukturen und Pro-
zesse zu unterstützen. Durch diese Maßnahmen würde die Verwaltungsstruktur anpassungsfähiger 
und belastbarer gegenüber der Herausforderung durch Personalmangel.  

Herausforderung: Sanierungsbedarf bei sozialer Infrastruktur im Bereich Nicht-Wohngebäude 

Kurzbeschreibung: In einigen Kommunen ist die soziale Infrastruktur im Bereich von Nicht-Wohnge-
bäuden, wie Dorfgemeinschaftshäusern, stark sanierungsbedürftig. Da diese Gebäude jedoch nur 
punktuell genutzt werden, ist ihr absoluter Energieverbrauch oft gering. Dadurch erscheint eine ener-
getische Sanierung wirtschaftlich weniger attraktiv, obwohl der energetische Zustand der Gebäude-
hülle und der Anlagentechnik stark verbesserungswürdig ist.  

Handlungsempfehlung: Das Städtebauförderungsprogramm Sozialer Zusammenhalt bietet bereits 
umfassende Fördermöglichkeiten für die Sanierung und Modernisierung sozialer Infrastrukturen. Er-
gänzend wird empfohlen, in die Programmstrategie eine Förderlinie aufzunehmen, die gezielt die Mo-
dernisierung von weniger intensiv genutzten sozialen Infrastrukturen wie Dorfgemeinschaftshäusern 
fördert. Besonderes Augenmerk sollte auf die Harmonisierung der Förderkriterien von Bund und Län-
der gelegt werden. Durch eine bessere Abstimmung der Förderkriterien könnten Kommunen die glei-
chen Nachweise für Bundes- und Landesförderprogramme nutzen. Das Land Hessen könnte prüfen, ob 
die Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) Einzelmaßnahmen (EM) auch für die Landesförde-
rung anerkannt werden kann, wodurch doppelte Strukturen vermieden und der bürokratische Auf-
wand für Kommunen reduziert würden.  

Ausführliche Beschreibung: Das Programm Sozialer Zusammenhalt verfolgt einen integrierten Ansatz 
zur Aufwertung sozialer Infrastrukturen, insbesondere in sozial herausgeforderten Quartieren. Bereits 
heute werden Investitionen in soziale und kulturelle Infrastrukturen sowie energetische Sanierungen 
gefördert. Dennoch bleiben Einrichtungen wie Dorfgemeinschaftshäuser, die aufgrund ihrer punktuel-
len Nutzung wirtschaftlich weniger attraktiv für Sanierungen sind, oft unberücksichtigt. Eine ergän-
zende Förderlinie könnte gezielt diese Lücke schließen. Die Förderung des Programms für multifunkti-
onale Nutzungskonzepte könnte gezielt genutzt werden, um die Gebäude effizienter auszulasten und 
ihre wirtschaftliche Tragfähigkeit zu erhöhen. Die enge Verzahnung mit der Bundesförderung für effi-
ziente Gebäude (BEG) ist dabei von zentraler Bedeutung. Durch abgestimmte Fördervoraussetzungen 
könnten Kommunen flexibler auf verschiedene Fördermittel zugreifen. So könnte das Land bspw. prü-
fen, ob der BEG EM-Nachweis als verbindliche Grundlage für Landesförderprogramme dienen kann. 
Durch eine gezielte Unterstützung solcher Einrichtungen wird nicht nur die soziale Infrastruktur ge-
stärkt, sondern auch der gesellschaftliche Zusammenhalt in den Kommunen gefördert.  

8.2 Empfehlungen an die Kommunen 

Herausforderung: Regeln und Festsetzungen 

Kurzbeschreibung: Der Mangel an lokalen Bauleitlinien und langfristigen Strategien stellt für Kommu-
nen eine erhebliche Herausforderung dar, wenn es darum geht, ambitionierte Gebäudemodernisie-
rungs- und Klimaziele in konkrete Maßnahmen zu übersetzen. 

Handlungsempfehlung: Entwicklung standardisierter, anpassbarer Bauleitlinien für kleine Kommunen, 
die sich an den Klimazielen orientieren und eine flexible Anpassung erlauben. Ein Grundsatzbeschluss 
der Kommune kann dabei als Grundlage für eine solche Leitlinie dienen. 

Ausführliche Beschreibung: Die Einführung eines Grundsatzbeschlusses zur Leitlinie für nachhaltigen 
Hochbau würde den Prozess der Gebäudemodernisierung in Richtung Klimaneutralität formalisieren 
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und den politischen Rückhalt sichern. Solche Bauleitlinien, die auf die spezifischen Klimaziele ausge-
richtet und dennoch flexibel anpassbar sind, würden kleinen Kommunen klare Orientierung bieten und 
die Einhaltung einheitlicher Standards für nachhaltiges Bauen unterstützen. Dadurch könnten Pla-
nungsunsicherheiten verringert und die Arbeit politischer Gremien entlastet werden, da eine langfris-
tige strategische Ausrichtung vorgegeben ist. Verwaltung und Entscheidungsträger*innen erhalten so-
mit eine verbindliche Richtschnur für Modernisierungsmaßnahmen. Zugleich erhöht diese Maßnahme 
die Transparenz gegenüber den Bürger*innen und stärkt das Vertrauen in die kommunale Verwaltung. 
Um die Umsetzung weiter zu erleichtern, sollte die Landesförderung konsequent an den entwickelten 
Bauleitlinien ausgerichtet werden. Ein vereinfachtes Nachweisverfahren, bei dem eine klare Berech-
nung oder Erklärung genügt, würde den bürokratischen Aufwand erheblich verringern und damit zu 
einer Entlastung der kommunalen Verwaltung beitragen.  

Herausforderung: Fehlende Informationen und Daten über den Gebäudebestand 

Kurzbeschreibung: Viele Kommunen verfügen über unzureichende Informationen und Daten zu ihrem 
Gebäudebestand. Für energetische Sanierungen und Förderanträge werden jedoch häufig detaillierte 
Informationen benötigt, die oft erst zeitaufwendig erhoben werden müssen. Dies verzögert Moderni-
sierungsprojekte und erschwert den Zugang zu Fördermitteln. 

Handlungsempfehlung: Zur Verbesserung der Datenlage in den Kommunen sollten pragmatische Da-
tentools, wie die im Projekt entwickelten Excel-Vorlagen, genutzt werden. Diese Tools ermöglichen 
eine einfache und strukturierte Erfassung relevanter Gebäudedaten und erleichtern die Datenpflege 
und -auswertung. 

Ausführliche Beschreibung: Die Nutzung einfacher Datentools kann Kommunen erheblich entlasten, 
indem sie die systematische Erfassung und Verwaltung von Gebäudedaten (z.B. Baujahr, Zustand, Nut-
zung, Sanierungsstatus) ermöglicht. Durch standardisierte Vorlagen lassen sich wichtige Informationen 
schnell dokumentieren und für Förderanträge oder Modernisierungsstrategien nutzen. Zudem könn-
ten die Tools um Funktionen erweitert werden, um Schnittstellen zu bestehenden Systemen zu schaf-
fen und so Datenbrüche zu vermeiden. Ein kontinuierlich gepflegter Datenbestand verbessert die Plan-
barkeit von Sanierungen, erhöht die Transparenz und erleichtert die Inanspruchnahme von Förderpro-
grammen. 

Das im Projekt entwickelte Datentool zum niedrigschwelligen Energiecontrolling kann hier abgerufen 
werden:  

https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-
kommunen/ 

Herausforderung: Aufwendige Planungsprozesse statt Typenbauten 

Kurzbeschreibung: Die Planung und Realisierung kommunaler Neubauten wie KiTas, Schulen, Sport-
hallen oder Feuerwehrgerätehäuser ist für viele Kommunen mit hohen Kosten und langen Planungs-
zeiten verbunden. Während Großstädte durch Wiederholungsplanungen und serielle Bauweisen Effi-
zienzvorteile nutzen können, fehlt kleinen und mittleren Kommunen diese Möglichkeit bislang. Ein 
zentral verfügbares Baukastensystem für wiederkehrende Gebäudetypen könnte Planungsaufwände 
reduzieren, Kosten senken und die Umsetzung beschleunigen. 

Handlungsempfehlung: Das Land Hessen sollte ein zentral gesteuertes Baukastensystem für kommu-
nale Typenbauten (z. B. KiTas, Schulen, Sporthallen, Feuerwehrgerätehäuser) prüfen. Dieses könnte 

https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
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standardisierte, anpassbare Baupläne sowie modulare Ausführungsoptionen enthalten und Kommu-
nen zur Nutzung bereitgestellt werden. Zudem sollten Förderprogramme geschaffen werden, die den 
Einsatz solcher Typenbauten finanziell begünstigen. 

Ausführliche Beschreibung: Die Planung und Realisierung öffentlicher Gebäude und Infrastruktur bin-
det finanzielle und personelle Ressourcen in kleinen und mittleren Kommunen Hessens. Während in 
Großstädten durch wiederkehrende Planungen Synergieeffekte entstehen, fehlt in kleineren Kommu-
nen oft das Know-how und die Kapazität für effiziente Planungen. Ein landesweites Baukastensystem 
für Typenbauten könnte Abhilfe schaffen, indem es standardisierte, aber flexibel anpassbare Gebäu-
deentwürfe für kommunale Infrastrukturen bereitstellt. Solche Systeme existieren bereits erfolgreich 
in anderen Bereichen, z. B. im Berliner Schulbau. Durch die Nutzung von modularen, bereits geprüften 
und optimierten Bauplänen könnten Baukosten gesenkt und Genehmigungsverfahren beschleunigt 
werden. Das Baukastensystem könnte verschiedene Ausführungsoptionen enthalten, die sich an ener-
getischen Standards, Barrierefreiheit oder multifunktionalen Nutzungsmöglichkeiten orientieren. 
Kommunen könnte sich aus diesem Baukastensystem passende Gebäudekonzepte auswählen und an 
ihre spezifischen Bedürfnisse anpassen. Um die Akzeptanz und Verbreitung solcher Typenbauten zu 
fördern, sollte das Land Hessen ergänzend Anreize in Form von Fördermitteln setzen, die Kommunen 
bei der Entscheidung für Typenbauten bevorzugen oder finanzielle Vorteile bieten. Langfristig könnten 
durch ein solches System nicht nur Kosten und Planungsaufwände reduziert, sondern auch nachhalti-
gere und zukunftssichere kommunale Gebäude realisiert werden, indem modulare Konzepte auch auf 
spätere Umnutzungen (z. B. von Schulen zu Seniorenwohnheimen) ausgelegt werden. 

Herausforderung: Kommunikation  

Kurzbeschreibung: Die kommunalen Verwaltungen haben regelmäßig viel Erfahrungswissen, sie ken-
nen ihre kommunalen Gebäude und die Ansprüche intuitiv. Es fehlt ihnen wie oben dargestellt an Da-
ten und Beratung. Das macht sie anfällig für politische Wünsche und unsystematische „unabweisliche“ 
Maßnahmen. Für die oben empfohlenen Regeln und Festsetzungen kennt die hessische Gemeindeord-
nung verschieden Kommunikationsinstrumente. Auch wenn diese im Grunde bekannt sind werden sie 
im Tagesgeschäft oft unterschätzt und entsprechend vernachlässigt.  

Handlungsempfehlung: Gute Beispiele, erprobt von den Projektgemeinden, illustrieren wie Grund-
satzbeschlüsse, Berichtsvorlagen und Anfragen zur Information der politischen Gremien und zur Legi-
timation und Beauftragung der Verwaltung dienen können (vgl. Handreichung Kommunikation). 

Ausführliche Beschreibung: 

Die kommunalen Verwaltungen der Projektgemeinden haben zwar regelmäßig viel Erfahrungswissen, 
sind aber eher Generalist*in als Spezialist*in und kennen ihre kommunalen Gebäude und die Ansprü-
che an diese. Für systematische und priorisierte Modernisierungsmaßnahmen fehlen Grundlagen und 
Informationen. Die Mitarbeiter*innen suchen nach Wegen und Mitteln, wie sie hohe professionelle 
Ansprüche (Standards) bei der Politik deutlich machen können und die komplexen Modernisierungs-
maßnahmen systematisch erfassen und mit Prioritäten versehen, auch umsetzen können. Sie wollen 
hierbei ihre eigenen Kompetenzen einbringen und zur Unterstützung externe Expertise ausschreiben, 
beauftragen aber auch steuern und überwachen. All dies geschieht bei fast allen Gemeinden mit knap-
pen Haushalten und wenig Personal.   

In diesen angespannten Lagen haben die Projektpartner mehr als 2 Jahre das Experiment des gemein-
samen Lernens von Praktiker*innen und Wissenschaftlicher Begleitung (Ko-Kreation) gewagt. Nicht 
nur fachlich-technische Schwerpunkte wurden definiert, Mittel (Förderprogramme) identifiziert und 

https://www.iwu.de/fileadmin/publikationen/handlungslogiken/KommGebGov/2025-05_Handreichung-Kommunikation.pdf
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Umsetzungswege beschritten, sondern es wurde auch die Bedeutung einer differenzierten, transpa-
renten und organisierten Kommunikation diskutiert und geeignete Kommunikationsinstrumente iden-
tifiziert. Solche bietet die Hessische Gemeindeordnung. An Hand der Beispiele werden Kommunikati-
onswege und am Kommunikationsprozess beteiligte Entscheider bewusst gemacht. Diese Grundzüge 
der Handreichung sind in den Projektgemeinden entwickelt und darüber hinaus auch für andere Ge-
meinden nutzbar (vgl. Handreichung Kommunikation). 

9 Verbreitung der Ergebnisse 

Zur Sicherstellung einer praxisnahen und breitenwirksamen Verwertung der Projektergebnisse wurde 
von Beginn an auf vielfältige Formate der Ergebnisverbreitung gesetzt. Zentrale Elemente sind die öf-
fentlich zugänglichen Steckbriefe, ein begleitender Förder- und Kommunikationsprozess, das Magazin 
zur Dokumentation zentraler Ergebnisse sowie eine Abschlusskonferenz mit Vertreter*innen aus Kom-
munen, Fachöffentlichkeit und Politik, die dem gezielten Austausch und der Weitergabe der entwickel-
ten Lösungsansätze diente. Die Projektergebnisse wurden darüber hinaus in wissenschaftlichen und 
praxisnahen Fachkontexten präsentiert und in die Lehre an der Hochschule Darmstadt integriert. Er-
gänzt wird dies durch wissenschaftliche Publikationen, die zentrale Erkenntnisse des Projekts vertiefen 
und einem breiteren Publikum zugänglich machen. Auf diese Weise wurde ein breiter Rahmen geschaf-
fen, um die erarbeiteten Inhalte über den Kreis der beteiligten Kommunen hinaus wirksam zu verbrei-
ten und für weitere Akteur*innen nutzbar zu machen. 

9.1 Konferenzen und Besprechungen 

9.1.1 Großer Konvent der Schader-Stiftung 

Der Große Konvent ist die Jahrestagung der Schader-Stiftung. Der Konvent bringt im Sinne der Koope-
ration zwischen Gesellschaftswissenschaften und Praxis jährlich Partner*innen und Nutzer*innen der 
Stiftung zusammen. Diskutiert werden künftige Themen und Aufgaben für die Schader-Stiftung, die 
der Stiftung durch die Mitglieder des Großen Konvents für das kommende Jahr aufgegeben werden. 
Das Dialog-Café „Hoffnung“ im Jahr 2023 hat unter anderem Bürgermeister Andreas Horsche (Furth) 
als Impulsgebenden zu Gast, um über Erfahrungen als Akteur*in im ländlichen Raum zu sprechen. Im 
Jahr 2024 fokussierte das Dialog-Café „Kommunal transformiert“ das Thema Wandel in verschiedenen 
kommunalen Zusammenhängen. Impulsgeber zum Thema „Sozial-ökologische Transformation“ war 
Rainer Zollner, Klimaschutzmanager der interkommunalen Arbeitsgemeinschaft Ederbergland und 
Projekteilnehmer für die Gemeinde Allendorf (Eder).  Zudem waren die Akteur*innen aus dem Projekt 
„Governance der Gebäudemodernisierung“ zum Großen Konvent der Schader-Stiftung eingeladen, um 
mit der Stiftung und ihren Nutzer*innen ins Gespräch zu kommen. 

9.1.2 DVPW Jahreskongress 2024 

Projektergebnisse wurden auf der Jahrestagung der Deutschen Vereinigung für Politikwissenschaft 
DVPW vom 24.-27. September 2024 an der Universität Göttingen im Rahmen eines eigenen Panels 
(Titel: Local responses to the sustainability and climate crises) vorgestellt. Projektleiter Dr. Schönefeld 
war einer von zwei Co-Chairs des Panels und stellte darin gemeinsam mit Anna Wasmer ein eigenes 
Papier zu den Projektergebnissen vor (Titel: Implementing Building Modernization in Small Municipa-
lities: Understanding Actor Networks). 

9.1.3 Würzburg Writers Workshop 

Gemeinsam mit Jun. Prof. Dr. Ulrike Zeigermann wurde von Projektleiter Dr. Schönefeld vom 24.-25. 
Oktober 2024 an der Universität Würzburg federführend ein Autor*innenworkshop mit Blick auf das 

https://www.iwu.de/fileadmin/publikationen/handlungslogiken/KommGebGov/2025-05_Handreichung-Kommunikation.pdf
https://www.iwu.de/fileadmin/publikationen/handlungslogiken/KommGebGov/2025-05_Handreichung-Kommunikation.pdf
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/fileadmin/publikationen/handlungslogiken/KommGebGov/2025-04_Handreichung-F%C3%B6rderprozess.pdf
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in Arbeit befindliche Sonderheft in npj Climate Action (siehe Abschnitt Publikationen) organisiert. An 
dem Workshop beteiligten sich 17 Autor*innenteams mit Beiträgen aus Europa, den USA und Austra-
lien. Zwei Papiere (Schoenefeld & Wasmer; Spieker & Frommer, siehe Publikationen) präsentierten 
Projektergebnisse und diese konnten so nicht nur international vorgestellt und diskutiert, sondern 
auch in die Forschungslandschaft in diesem Bereich eingeordnet werden. 

9.1.4 Promotionsprojekt zu Klimaschutz- und Anpassungspotentialen von Bauvorschriften in hessi-
schen Kleinstädten 

Im Rahmen eines Promotionsprojekts von Anna Wasmer, das am 1. September 2023 an der Hoch-
schule Darmstadt gestartet wurde, werden die Klimaschutz- und Anpassungspotentiale von Bauvor-
schriften in hessischen Kleinstädten untersucht. Das Projekt verknüpft Erkenntnisse aus den Nachhal-
tigkeitswissenschaften mit Ansätzen der Kleinstadtforschung und ergänzt somit die Arbeiten im For-
schungsprojekt Governance der Gebäudemodernisierung. Erkenntnisse und Netzwerkkontakte wur-
den bei den 2. TrafoNa-Promovierendentagen vom 9.-11. November 2024 am Wuppertal Institut ge-
wonnen. Darüber hinaus wurde ein fachlicher Austausch mit der Arbeitsgruppe Interdisziplinäre Stadt-
forschung an der Technischen Universität Darmstadt begonnen. Die Projektinhalte wurden auf der 
Dortmunder Konferenz für Raum- und Planungsforschung am 11. Februar 2025 im Track 5: „Stadtent-
wicklung in Zeiten multipler Krisen“ unter dem Titel „Kommune als Vorbild? Strategien zur Gebäude-
modernisierung in kleinen und mittleren Kommunen vor dem Hintergrund multipler Krisen“  vorge-
stellt und auch im Rahmen eines offenen PhD-Workshops zur Diskussion gestellt.  

9.1.5 Projektabschlussveranstaltung in der Schader-Stiftung 

Am 28. Januar 2025 fand in der Schader-Stiftung die Projektabschlussveranstaltung des Forschungs-
projekts „Governance der Gebäudemodernisierung“ statt. Unter dem Titel „Gemeinsam Lösungen ge-
stalten – Auf dem Weg zur Gebäudemodernisierung“ kamen Vertreter*innen aus Wissenschaft, Kom-
munen, Landesverwaltung und zivilgesellschaftlichen Organisationen zusammen, um zentrale Projekt-
ergebnisse zu diskutieren und zukünftige Perspektiven einer kooperativen Gebäudemodernisierung 
auszuloten. In moderierten Fachforen wurden unter anderem Erfolgsfaktoren und Herausforderungen 
kommunaler Modernisierungsstrategien sowie mögliche Unterstützungsformate für kleine und mitt-
lere Kommunen thematisiert. Die Veranstaltung bot Gelegenheit zum interdisziplinären Austausch und 
diente zugleich als Plattform für die Vernetzung von Praxisakteur*innen mit den am Projekt beteiligten 
Forschenden. Staatsminister Kaweh Mansoori würdigte in seinem Grußwort das Projekt als wichtigen 
Beitrag zur Umsetzung der sozial-ökologischen Transformation im Gebäudesektor. 

9.1.6 Vorstellung der Projektergebnisse bei der Hessischen Landesenergieagentur/Klima-Kommunen 

Am 11. Februar 2025 wurden auf Anregung des Wirtschaftsministeriums die Projektergebnisse den 
Mitarbeiter*innen der Regionalstellen der Landesenergieagentur Hessen, sowie dem Verantwortli-
chen für die Hessischen Klimakommunen und dem Abteilungsleiter Klimaschutz und Klimakommunen 
persönlich vorgestellt. Schwerpunkt bildeten hierbei die Steckbriefe zur Governance der Gebäudemo-
dernisierung in den teilnehmenden Kommunen, der Förderprozess, der Kommunikationsprozess und 
der Gebäudesteckbrief. Parallel wurde in Online-Gesprächen mit der LEA abgestimmt, an welchen Stel-
len Projektergebnisse in deren Online-Angebot für die Kommunen integriert werden können.  

9.2 Wissenschaftliche Publikationen 

Im Rahmen der Überlegungen zur Publikationsstrategie und bestmöglichen Verbreitung der Projekter-
gebnisse entstand die Idee, ein Sonderheft in einem renommierten wissenschaftlichen Journal heraus-
zugeben. Nach erfolgreicher Antragstellung erfolgte die Zusage des Journals npj Climate Action (Chef-
redakteurin Prof. Dr. Jale Tosun, Universität Heidelberg). Das englischsprachige Sonderheft trägt den 

https://www.nature.com/collections/gbabjcihbg
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Titel “Local Authorities on their Way to Climate Action" und wird von Projektleiter Dr. Jonas Schönefeld 
und Jun. Prof. Dr. Ulrike Zeigermann (Universität Würzburg) herausgegeben. 

Für das Sonderheft sind die folgenden zwei Beiträge mit Projektergebnissen eingeplant. Die Beiträge 
befinden sich aktuell noch im wissenschaftlichen Gutachterverfahren/in Überarbeitung:  

Schoenefeld, Jonas J.; Wasmer, Anna. (under review). The Actors of Building Modernization in Small 
Municipal Administrations and their Challenges. npj Climate Action. 

Spieker, Luise; Frommer, Birte. (under review). Transdisciplinary spaces for co-production: Facilitating 
climate action in smaller municipalities through creating transformation knowledge. npj Climate Ac-
tion. 

Eine weitere Publikation zum Thema Gebäudemodernisierung und Kommunalfinanzen befindet sich 
aktuell in Vorbereitung. 

  

https://www.nature.com/collections/gbabjcihbg
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Förderprozess
Handreichung zur Begleitung bei der kommunalen Gebäudemodernisierung
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Bei der Entscheidung für eine Modernisierung von 
(kommunalen) Nichtwohngebäuden steht die Frage 
nach deren Finanzierbarkeit ganz vorne an. Im Rah-
men der aktuellen Finanzierung von Kommunen sind 
Förderprogramme unverzichtbar. Um ein Förder-
programm im Gebäudebereich in Anspruch zu 
nehmen, müssen zunächst der Ist-Zustand erfasst 
und der gewünschte Zielzustand des Gebäudes ver-
einbart werden. Wird das unterlassen, kann dies zu 
Fehlplanungen, Umsetzungsverzug, Verlust von 
Fördermitteln, einem erheblichen Mehraufwand bei 
der Fördermittelsuche, Nicht-Erreichen von 
Sanierungszielen, hohen Energiekosten und Nicht-
Erfüllen von Erwartungen an den Klimaschutz führen. 
Daher sind in diesem Dokument aus dem Blick der 
gelebten kommunalen Praxis die Aspekte erarbeitet 
und zusammengetragen worden, die im Umfeld der 
Förderung geklärt werden müssen, um eine mög-
lichst reibungslose und zielgerichtete energetische 
Gebäudesanierung unter Einbeziehung der verfügba-
ren Fördermittel zu ermöglichen. In vielen Bereichen 
sind dabei Abstimmungsprozesse rund um die ener-
getische Gebäudesanierung mit unterschiedlichsten 
Akteuren notwendig. Werden diese verwaltungs-
internen und politischen Abstimmungsprozesse 
vernachlässigt oder in ihrer Bedeutung unterschätzt, 
können die oben beschrieben Verzögerungen und 
Probleme eintreten.

Die folgenden Hinweise sollen dazu beitragen, die 
o.g. Schwierigkeiten gering zu halten und notwendige 
Modernisierungsmaßnahmen mit Eigen- und Förder-
mitteln kompatibel zu machen, die notwendigen 
Akteure zum rechten Zeitpunkt einzubeziehen und 
vor allem mit den knappen personellen Ressourcen 
zielorientiert, ohne (unnötige) Schleifen, zum defi-
nierten Modernisierungsergebnis zu gelangen. Die 
Hinweise, erarbeitet von Akteur*innen der kommu-
nalen Verwaltung und Wissenschaftler*innen, 
basieren auf Erfahrungen aus der Praxis. 
Das Dokument erhebt keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit, sondern soll die Nutzenden anregen, 
neue Erfahrungen und Änderungen in den Abläufen 
und Rahmenbedingungen aufzunehmen und auf die 
individuellen Bedürfnisse anzupassen.
Der Begriff der Modernisierung umfasst Maßnahmen, 
die zu einer nachhaltigen Verbesserung der Gebäude-
verhältnisse beitragen und beispielsweise zu einer 
Einsparung von Energie (=energetische Sanierung) 
oder Wasser führen. Der Begriff der Sanierung 
beschreibt alle Maßnahmen, die zum Erhalt eines 
Gebäudes beitragen. Bei einer Instandsetzung hin-
gegen werden akute Schäden beseitigt. Die Begriffe 
der Modernisierung und Sanierung werden in der 
kommunalen Praxis oft synonym verwendet.
 

Vorwort Begleitung der kommunalen Gebäudemodernisierung
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Im Projekt Governance der Gebäudemodernisierung 
in kleinen und mittleren hessischen Kommunen be-
schäftigen sich zwölf Kommunen aus Hessen mit den 
Herausforderungen im Bereich der Gebäudemoder-
nisierung. Untersucht wird dabei unter an-derem, mit 
welchen Instrumenten und Methoden die Gebäude-
modernisierung im Hinblick auf die Erreichung der 
Klimaziele in der jeweiligen Kommune umgesetzt 
wird. Die Kommunen arbeiten im Rahmen des For-
schungsprojekts eng mit dem Institut Wohnen und 
Umwelt GmbH (IWU), der Hochschule Darmstadt und 
der Schader-Stiftung zusammen. Die Besonderheit 
des Projekts liegt in dem partizipativen Ansatz der 
ge-meinsamen Identifikation und Priorisierung von 
Herausforderungen und der anschlie-ßenden Ent-
wicklung von Lösungsansätzen

Gebrauchsanweisung: 
Wie lese ich dieses Dokument?

1. Fördergrafik anschauen

 → Schauen Sie sich den idealtypischen Ablauf einer 
Förderung an. [nächste Seite]

2.Verorten Sie sich

 → An welchem Punkt der Grafik können Sie  
 sich verorten?

 → Navigieren Sie direkt zum gewünschten Kapitel.

3. Hinweise
 

 → Es handelt sich hier um einen idealtypischen 
Ablauf - denkbar sind aber auch eine andere 
Reihenfolge oder zeitliche Überlappungen.

 → Lesen Sie das Dokument also je nach persön-
lichem Bedarf auch ohne die Reihenfolge zu 
beachten. 

 → Beachten Sie die Übersicht der Förderprogramme 
im Anhang.

Das Projekt Begleitung der kommunalen Gebäudemodernisierung
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Welchen Mehrwert hat die Definition 
des  Zielzustandes?

Die Definition von zu erreichenden Gebäude-
standards hilft dabei, viele der in der Einleitung 
angesprochenen Probleme zu bearbeiten/zu lösen. 
Es schafft Klarheit bei der Fachplanung und in der 
Verwaltung und vermeidet wiederholende Diskurse 
um gleiche Themen. Gerade im Bereich der Förde-
rung wird immer wieder auf die BEG/KfW Effizienz-
gebäude und -häuser Bezug genommen. Die 
Förderlandschaft, die zu berücksichtigen ist, wird 
auf eine überschaubare Anzahl von Programmen 
reduziert. Beispielsweise liegen unter Berück-
sichtigung bzw. Einbeziehung der Förderung die für 
einen klimaneutralen Gebäudebestand not-
wendigen und erreic h  baren Gebäude effizienz-
standards EG 55/EH 55 bei der Sanierung und EG 
40/EH 40 beim Neubau im Kostenoptimum in der 
Lebenszyklusbetrachtung (Augsburger Energie 
Standards; IWU [1]). 
Zusätzlich zu den energetischen Zielen können bei 
den Gebäudestandards weitere Festlegungen 
getroffen werden. Zum Beispiel zum Einsatz von 
erneuerbaren Energien, anlagentechnischen Kom-
ponenten, verwendeten Materialien (graue Energie, 
Recycling von Baustoffen usw.), Außenanlagen, 
Regenwassernutzung und vielem mehr. Als Beispiele 
für ausführliche Gebäudestandards können die  „Leit-
linien zum nachhaltigen Bauen 2022“ [2]   aus 
Frankfurt am Main oder die „Leitlinien zum wirtschaft-
lichen Bauen 2018“ [3] der Da-Di-Werke genutzt 
werden. Als Beispiel für sehr kurz gefasste Gebäude-

Zielzustand der Gebäude definieren

1

Als Beispiel für sehr kurz gefasste Gebäudestandards 
dient der „Augsburger Energiestandard“ [4], der sich 
auf die wesentlichen energetischen Kennwerte der 
Gebäude beschränkt. 

Prozess der Festlegung des 
Zielzustandes

Vorschlag zur Festlegung von Gebäudestandards 
für Sanierung, Neubau und Solarenergienutzung 
kann durch die/den Klimamanager*in oder die 
zuständige Fachabteilung mit Zuständigkeit für den 
Gebäudebereich in der Verwaltung erarbeitet und 
vorgelegt werden. 

Die Gebäudestandards sollten in ggf. vorhandenen 
Arbeitsgruppen zum Thema Klimaschutz/Energie 
diskutiert werden. Sind noch keine Arbeitsgruppen 
vorhanden, sollten diese initiiert werden. 

Hat der Gemeindevorstand/Magistrat dem Vorschlag 
zum Gebäudestandard zugestimmt, wird der 
Gemeindevorstands-/Magistratsbeschluss an die 
Gemeindevertretung/Stadtverordnetenversamm-
lung weitergeleitet. 

Durch Beschluss der Gemeindevertretung/Stadt-
verordnetenversammlung wird der Gebäudestandard 
für die zukünftigen Planungen kommunaler Gebäude 
bindend. 
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Zielzustand der Gebäude definieren

1

Mögliche Inhalte des Zielzustandes 

Gebäudestandards bei der Sanierung 
→ Bei Sanierung sollte mindestens ein Effizienz-

gebäude/-haus EG 55 / EH 55 (nach BEG 
Förderung) erreicht werden.

→ Kann ein EG/EH 55 nicht erreicht werden (was 
zu begründen ist), gilt der “bestmögliche 
Ansatz”. 

→ Greift der Denkmalschutz, ist der Standard EG 
Denkmal im Endzustand zu planen. 

→ Es kann zusätzlich geprüft werden, ob durch 
die Förderung ein besserer Standard über die 
Lebenszykluskosten kostenneutral erreicht 

werden kann. 

Einzelmaßnahmen in der Gebäudesanierung 
→ Alle Bauteile müssen die technischen Mindest-

anforderungen (TMA) [5] der Bundesförderung 
für effiziente Gebäude – Einzelmaßnahmen 
(BEG EM) erfül-len, Abweichungen sind zu 
begründen. 

→ Die Einzelmaßnahmen sollen Schritte zum 
gewünschten Zielzustand sein und ent-
sprechend geplant werden.

Gebäudestandards beim Neubau 
→ Festlegung von Standards bei Neubauten, 

mindestens Effizienzgebäude/-haus EG 40 / 

EH 40.

Heizungsanlagen Neubau/Sanierung
→ Anschluss möglichst vieler Gebäude an das 

kommunale Wärmenetz (sofern vorhanden)
→ Nur noch Wärmepumpen oder andere klima-

freundliche Heizsysteme (hinsichtlich 

→ Heizungswärme und Warmwasserbereit-
stellung) installieren.

→ Sollte beim Heizungstausch der aktuelle ener-
getische Zustand des Gebäudes eine alleinige 
Beheizung mit einer Wärmepumpe nicht 
zulassen, kann eine bivalente Heizungsanlage 
(Kombination aus zwei Heizsystemen) mit 
einem zusätzlichen fossilen oder Biomasse-
basierten Spitzenlastkessel installiert wer-den. 
(Die Wärmepumpe sollte so ausgelegt werden, 
dass nach einer zukünftigen Sanierung der 
Gebäudehülle die Wärmepumpe zur alleinigen 

Heizung des Gebäudes ausreicht). 

Solarenergienutzung
→ Möglichst alle kommunalen Gebäude sollten 

mit Anlagen zu Solarenergienutzung aus-
gestatten werden. 

→ Photovoltaikanlagen sollten auch bei 
bestehenden Gebäuden nachgerüstet werden, 
wenn das Gebäudedach dazu geeignet ist 
(Alter und Art der Dacheindeckung, Tragfähig-
keit der Konstruktion (Statik) beachten). 

→ Bei Neubauten und Dachsanierungen sind 
PV-Anlagen zu installieren.

→ Beim Heizungstausch zu einer Wärmepumpe 
sollte eine PV-Anlage, wenn möglich, mit-
geplant werden. 

→ Bei Biomasseheizungen ist es sinnvoll, eine 
thermische Solaranlage zu installieren, wenn 
ein entsprechender Warmwasserbedarf im 
Sommer vorhanden ist. 
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Potenziell relevante Klimaanpassungs-
maßnahmen für den Zielzustand

 → Dachbegrünung (Wasserrückhalt, Kühlung)
 → Fassadenflächen zum Hitzeschutz begrünen
 → Regenwassernutzung zur Pflanzenbewässerung

 → Flächenversiegelung möglichst geringhalten 
 → Sickerfähige Außenflächen schaffen 

→ Bei Umbaumaßnahmen Flächen entsiegeln 

→ Parkplätze mit PV-Anlagen beschatten 
→ Vermeidung von Hitzeinseln 

 → Schattenflächen zur Verbesserung der  
Aufenthaltsqualität schaffen (Kitas, etc.)

→ Beschattungswirkung von Bäumen nutzen

Zielzustand der Gebäude definieren

11

7

1
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Mit welchen Herausforderungen ist zu 
rechnen? 

→ Vorhandene Beschlüsse z.B. Klimaaktions-
pläne werden unterschiedlich interpretiert oder 
ggf. gar nicht berücksichtigt.

→ Definition einheitlicher Standards erfordert 
fachübergreifende Abstimmungsprozesse, die 
aufwendiger sind und gut vorbereitet werden 
müssen, um unterschied-liche Perspektiven 
zusammenzubringen.

→ Passende Förderprogramme für die Ent-
wicklung von Gebäudeenergiestandards sind 
nicht offensichtlich. Insbesondere bei der 
Erfassung des Ausgangszustandes der 
Gebäude gibt es oft Probleme.

→ Individuelle Standpunkte (Gremienmitglieder, 
Kommunalpolitiker*innen, Kolleg*innen) müs-
sen berücksichtigt werden bzw. 
Entscheider*innen von der Sinnhaftigkeit und 
den Vorteilen der Gebäudestandards über-
zeugt werden. 

Zielzustand der Gebäude definieren

Folgende Tipps könnten 
Sie unterstützen

→ Verweis auf schon gefasste Beschlüsse und 
Ergebnisse aus vorhandenen Klimaschutz-
konzepten o.ä. Dokumenten.

→ Stärkung der politischen Legitimation durch 
Beteiligung aller kommunalen Fraktionen in 
einer fraktionsübergreifenden Arbeitsgruppe 
zum Thema Klimaschutz zusätzlich zu den 
politischen Ausschüssen.

 → Beratung durch die Landesenergieagentur 
(LEA).

→ Ein Beschluss zur energetischen Bewertung 
der vorhandenen Gebäude hilft, um daraus 
später Maßnahmenplanungen abzuleiten.

  
→ Herbeiführen eines Grundsatzbeschlusses 

zu Festlegung von Gebäudestandards ist eine 
gute Voraussetzung zur Legitimierung von 
Haushaltsmitteln und Bereitstellung von 
Personalressourcen.

1
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Welchen Mehrwert hat die Erfassung 
der Gebäudezustände?

Die Kenntnis über den Ist-Zustand der kommunalen 
Gebäude ist fundamental für die Entscheidung über 
Sanierungen, Nutzungsänderungen, Kosten-
planungen und auch eine zukünftige Wärmeplanung.
 
Um eine fundierte Entscheidung bei der Planung der 
energetischen Sanierung treffen zu können, ist es 
wichtig, möglichst viele Informationen über das 
Gebäude zusammenzutragen, etwa den Zustand der 
Gebäudehülle und Anlagentechnik, die Energiekosten 
und Verbräuche oder auch die Nutzung bzw. 
Nutzungsintensität.

Oft sind die benötigten Daten (zumindest teilweise) 
schon in der Verwaltung vorhanden, jedoch über ver-
schiedene Verwaltungsbereiche verteilt.

Liegen schon ältere Gutachten, Beurteilungen oder 
Sanierungsfahrpläne zu Gebäuden vor, können diese 
als Grundlage verwendet werden. Auch aus sehr 
alten Energieberichten können Bauteildaten wie 
Flächen, U-Werte, verwendete Materialien, Konst-
ruktionen, ggf. Teile der Anlagentechnik (Heizung, 
Beleuchtung, Lüftung usw.) und alte Verbrauchs- 
daten entnommen werden. Dadurch kann sich der 
Aufwand einer Neubewertung ggf. deutlich reduzie-
ren.

Voraussetzungen zum 
Handeln

→ Ein Arbeitsauftrag zur Datenerhebung sollte 
an alle involvierten Abteilungen bzw. Personen 
adressiert sein und deren Mitwirkung 
beinhalten. Für die Erfassung des Ist-
Zustandes sollten alle schon vorliegenden 
Informationen zusammengetragen werden.

 
→ Der Vorschlag zum Umfang der erhobenen 

Inhalte kann durch die/den Klimamanager*in 
oder eine entsprechende Abteilung in der 
Verwaltung erarbeitet werden. 

→ Ist diese Datenlage in der Verwaltung sehr 
gering oder nicht ausreichend, so müssen oder 
sollten bauteilspezifische energetische Kenn-
werte durch externe Fachleute erhoben 
werden. Hier kann ein politischer Beschluss 
nötig sein, um die notwendigen finanziellen 
Ressourcen bereitzustellen.

Grobe Erfassung des Gebäudezustands

2

9
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Grobe Erfassung des Gebäudezustands

2

Erfassung des Gebäudezustands 

Von jedem Gebäude sollte eine Datensammlung oder 
ein Ordner (auf Papier oder digital) angelegt werden, 
in dem alle relevanten Daten in Kopie oder Original 
abgelegt werden bzw. Verweise zur Ablage der Daten 
enthalten sind.
Ein Gebäudesteckbrief kann die Daten zusammen-
fassen und darstellen:

Energieverbräuche
→ Wärme (Heizung + Warmwasser): Öl, Gas, 

Pellets, Strom usw. als Menge (z.B. l/a) und als 
Energie in kWh/a.

→ Warmwasserverbrauch: Warmwasser als m³/a 
und wenn möglich als Ener-gieverbrauch in 
kWh/a.

→ Thermische Solaranlage: ggf. Solarertrag in 
kWh/Jahr, wenn Wärmemengenzähler vor-
handen sind.

→ Stromverbrauch: Strombezug EVU-Zähler
→ Photovoltaikanlage: Ertrag in kWh/a, ggf. 

Eigenverbrauch und Überschusseinspeisung in 
kWh/a.

→ Energieverbrauchswerte sollten kontinuierlich 
(am besten monatlich, mindestens jedoch 
jährlich) erfasst werden und in geeigneter Form 
z.B. in einer Tabelle oder besser einer Energie-
controlling-Software erfasst werden. 

Gebäudehülle 
→ Dach, oberste Geschossdecke, Wände, Keller-

decke, Bodenplatte, Fenster, Türen

→ Kennwerte der Bauteile (soweit verfügbar): 
Baujahr, Fläche, Materi-al/Konstruktion, 
U-Wert, letzte Sanierung, Sanierungsbedarf 
bzw. bekannte Mängel

Anlagentechnik 
→ Heizungsanlage: Art, Baujahr, Nennleistung, 

Energieträger, letzte Reparatur, bekannte 
Mängel, Sanierungsbedarf

→ Warmwasseraufbereitung: Art, Baujahr, Nenn-
leistung, Energieträger, letzte Reparatur, 
bekannte Mängel, Sanierungsbedarf, 
Zirkulationsleitung vorhanden?

→ Lüftungsanlage/n: Art, Baujahr, Nennleistung, 
letzte Reparatur, bekannte Mängel, 
Sanierungsbedarf

→ Kälteanlagen (Klimakälte, Kühlräume): Art, 
Baujahr, Leistung, Nutzung, letzte Reparatur, 
bekannte Mängel, Sanierungsbedarf

→ Thermische Solaranlage: Art (Warmwasser-
bereitung oder auch zur 
Heizungsunterstützung), Flächenkollektor, ggf. 
Ausrichtung und Neigung 

→ Photovoltaikanlage: Leistung (kWp), Ertrag in 
kWh/a, Art (Volleinspeisung, Eigenverbrauch 
mit Überschusseinspeisung), Baujahr, 
Betreiber, ggf. Ausrichtung und Neigung

Nutzung des Gebäudes
→ Rathaus, Dorfgemeinschaftshäuser, Feuer-

wehr, usw. 
→ Nutzungsintensität: z. B. täglich, 5-6 Tage die 

Woche, 3-4 Tage die Woche, hauptsächlich im 
Winter oder hauptsächlich im Sommer
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Grobe Erfassung des Gebäudezustands

2

Mit welchen Herausforderungen ist 
zu rechnen?
 
→ Gemeinsames Verständnis über den Umfang 

der zu erhebenden Daten ist herzustellen.

→ Energieverbrauchswerte liegen nicht oder 
nicht gebündelt vor.

→ Gebäudezustand und U-Wert sind nicht 
bekannt.

→ Zustand und Alter der Anlagentechnik ist 
teilweise nicht bekannt.

→ Kein Fachpersonal in der Verwaltung verfüg-
bar, dass die Daten erheben kann.

→ Keine Zeit, die Daten zu erheben.

→ Keine Daten oder Pläne von alten Gebäuden 
vorhanden.

→ 
→ Unterlagen sind teilweise verloren gegangen.

Folgende Tipps könnten Sie 
unterstützen: 

→ Beispiele aus anderen Kommunen.

→ Arbeitsgruppe in der Verwaltung

→ Arbeitsauftrag vom Bürgermeister oder 
Verwaltungsleiter

→ Beschluss der Gemeindevertretung oder 
Stadtverordnetenversammlung

→ Sichtung und Auswertung vorhandener 
Beratungsberichte

Tool Tip!

Das Excel Tool „Gebäudesteckbrief mit Energie-
controlling für kleine Kommunen“ wurde im 
Rahmen des Projekts erstellt.

Das Tool kann in kleineren Kommunen bzw. bei 
kleineren Gebäudebeständen (Kitas, Feuerwehren 
usw.) eingesetzt werden, um Gebäude- und Energie-
daten zentral und übersichtlich zu erfassen. Einfache 
Grafiken zur Auswertung sind vorgefertigt und kön-
nen bei Bedarf beliebig erweitert werden. 

Link zur Webseite: 
https://www.iwu.de/publikationen/tools/ 
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Beispiel einer Prioritätenmatrix

In folgender Abbildung ist als Beispiel eine Priori-
tätenmatrix für den Heizwärmever-brauch aus dem 
Energiebericht der Stadt Osnabrück dargestellt. Auf 
der x-Achse ist der spez. Heizenergieverbrauch pro 
Fläche in kWh/m²a aufgeführt und auf der y-Achse 
der Gesamtenergieverbrauch in MWh/a. Je weiter 
rechts die Gebäude auf der x-Achse liegen, desto 
schlechter ist der energetische Zustand des Gebäudes 
und des-to größer das entsprechende Einspar-
potential. Gebäude, die im Quadranten IV liegen, 
haben eine hohe Priorität in einem Sanierungsfahr-
plan, während Gebäude im Quad-ranten II nur eine 
geringe Priorität haben, da diese einen guten Energie-
standard haben und auch nur einen geringen 
absoluten Verbrauch.

Erstellung einer Prioritätenliste

3

7

Abb. 1: Prioritätenmatrix Schulzentren.  
Quelle: Energiebericht der Stadt Osnabrück 2022 [6]
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Erstellung einer Prioritätenliste

3

Inhalt der Prioritätenliste

Gebäude- und Datenerfassung
→ Gebäudenutzflächen
→ Jahresenergieverbrauch [kWh/a] und spezi-

fischer Energieverbrauch Wär-me [kWh/m ²a]
→ Jahresenergieverbrauch [kWh/a] und spezi-

fischer Energieverbrauch Strom [kWh/m ²a]
→ Wasserverbrauch pro Jahr [m³/a] und pro 

Fläche [m³/m²a]
→ Jahreskosten für Wasser, Wärme und Strom 

[Euro/a]

Systematische Auswertung
→ Vergleichskennwerte für Nichtwohngebäude 

für Wärme und Strom (ermittelt nach den 
Regeln aus: Bekanntmachung der „Regeln für 
Energiever-brauchswerte und der Vergleichs-
werte im Nichtwohngebäudebestand“ [7] 
Stand 15. April 2021, oder mit dem VerTEK-
Tool des IWU [8]) 

→ CO2-Emissionen (CO2-Äquivalent nach GEG 
oder GEMIS inkl. Vorketten) des Gebäudes 
als spez. Emissionen in [kg(CO2e)/m²a] und 
absolut in t(CO2e)/a. Werte können auch dem 
VerTEK-Tool entnommen werden.

Priorisierung von Gebäuden
→ Liste mit aktuellen Sanierungsbedarfen der 

Liegenschaften anreichern (z. B.: Dach 
undicht, Fensterrahmen marode, alters-
bedingte oder technische Ausfälle der 
Heizungsanlagen, Alter und Art der Heizungs-
anlagen u.Ä.). 

→ Ggf. Möglichkeiten zur Förderung z. B. in [%] 
der förderfähigen Kosten von Bund und Land. 

→ Ggf. mögliche Einsparpotentiale aus vor-
handener Energieberatung oder grob 
überschlägig ermittelt mit dem VerTEK-Tool. 

Empfehlungen in einem Energiebericht zusammen-
fassen

Tool Tipp! 
Mit dem kostenfreien VerTEK-Tool können mit weni-
gen Informationen zum Gebäude Verg-
leichskennwerte für Nichtwohngebäude ermittelt 
werden. Zudem bietet das Tool die Möglichkeit, 
Einsparpotentiale bei Gebäudehülle und Anlagen-
technik überschlägig abzuschätzen. 

Link zur Webseite:
https://www.iwu.de/publikationen/tools/ 
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Erstellung einer Prioritätenliste

3

Wie erfolgt die Festlegung der 
Prioritäten?
 
1. Vorschlag von/vom Klimamanager*in oder 

entsprechendem Fachpersonal 

2. Diskussion und Empfehlung durch eine 
Arbeitsgruppe Klimaschutz/Gebäude

3. Beschluss Gemeindevorstand/Magistrat

4. Ggf. Beschluss und Empfehlung anderer 
Ausschüsse

5. Beschluss durch Gemeindevertretung/Stadt-
verordnetenversammlung

Folgende Tipps könnten 
Sie unterstützen

→ Diskussion und Ausarbeitung in einer kommu-
nalen Arbeitsgruppe zum Klimaschutz und zur 
Gebäudemodernisierung.

→ Programm zur Klimabilanzierung.

→ Aufbau einer Erfassungs- und Auswerte-
systematik.

→ Verständigung über die politischen Vorgaben 
(Beschlüsse) zur verbesserten Zusammen-
arbeit zwischen Verwaltung und 
Eigenbetrieben. 

→ Motivation und Verabredung über Datenaus-
tausch und Unterstützung bei Planung und 
Umsetzung von Maßnahmen unter Feder-
führung der Verwaltungsleitung (z. B. 
Bürgermeister*in, Amtsleitung).

→ Ein vorhandenes oder einzuführendes Kom-
munales-Energie-Controlling oder 
Energie-Management-System (KOM-EMS) 
kann die benötigten Daten liefern.
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Welchen Mehrwert hat die Erstellung 
eines Sanierungsfahrplans

Ein Sanierungsfahrplan enthält den Zeitplan und die 
Reihenfolge der Gebäude, die saniert werden sollen. 
Ziel ist es, soweit keine strengeren Vorgaben 
beschlossen sind, den klimaneutralen Betrieb der 
kommunalen Liegenschaften bis 2045 zu erreichen.
 
Wurde beispielsweise 2024 mit den Sanierungen 
begonnen und die Kommune betreibt 21 Liegeschaf-
ten, könnte der Plan eine Sanierung pro Jahr 
beinhalten und in 2045 wären alle Gebäude saniert. 
Der Plan kann als Grundlage z. B. die Nutzfläche der 
Gebäude verwenden und dementsprechend jährlich 
bei einem Sanierungsbe-ginn in 2024 ein 21-zigstel 
als zu sanierende Nutzfläche ansetzen.

Da für einen klimaneutralen Betrieb der Gebäude 
mehr als eine Sanierung der Gebäudehülle notwendig 
ist, können und müssen weitere Aspekte der Gebäude 
berücksichtigt werden. Um die Gebäude klimaneutral 
zu beheizen, muss die Heizungsanlage bis 2045 
umgestellt bzw. ausgetauscht werden. Aktuell stehen 
zur Beheizung hauptsächlich strombasierte Systeme 
und Biomasse zur Verfügung. Strombasierte Systeme 
können im Winter den Strom von Wind- und Solar-
anlagen nutzen und damit Wärme erzeugen. Mit der 
Umstellung der deutschen Stromerzeugung auf 
erneuerbare Energien wird somit die Wärmerzeugung 
nach und nach erneuerbar. Erreicht Deutschland das 
Ziel, bis 2030 die Stromerzeugung zu 80 % auf 
erneuerbare Energien umzustellen, 

hätte eine Kommune dies auch erreicht, wenn ihre 
Heizungen bis dahin alle mit Strom betrieben würden.
 
Es können auch mehrere Fahrpläne parallel auf-
gestellt und nach Bedarf abgestimmt und umgesetzt 
werden, z.B. ein Fahrplan zur Erneuerung der 
Heizungsanlagen, ein Fahrplan zur Ausstattung der 
Gebäude mit Photovoltaikanlagen und ein Fahrplan 
zur Sanierung der Gebäudehülle. 

Ein Sanierungsfahrplan hilft der rechtzeitigen Beauf-
tragung von Sanierungsfahrplä-nen der Einzelgebäude, 
bei der Zeitplanung für die Beantragung von Förder-
geldern, Beauftragung von externen Fachleuten, 
Ausschreibungen, Personalplanung und der passen-
den Bereitstellung von Haushaltsmitteln. 

Wie erfolgt die Festlegung der Reihen-
folge im Fahrplan?  

→ Eine fachbereichsübergreifende Abstimmung, 
welche Gebäude wann und in welcher Tiefe 
saniert werden, wird empfohlen. 

→ Stehen Empfehlungen in einem schon 
beschlossen Dokument (Energiebericht, Priori-
tätenliste usw.), sollten diese berücksichtigt 
werden (s. Abschnitt 3)

→ Eine Abstimmung mit den Nutzer*innen, 
Betroffenen und ggf. relevanten Interessenver-
treter*innen wird empfohlen

Festlegung eines Sanierungsfahrplans

4
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Festlegung eines Sanierungsfahrplans

4

Elemente des Fahrplans

→ Die zur Verfügung stehende Zeit, um 
Klimaneutralität zu erreichen (2045, 2035, 
2030).

→ Sanierungsreihenfolge der Gebäude unter 
Berücksichtigung der Prioritätenliste (abhängig 
vom Alter des Gebäudes, Alter der 
Heizungsanlage, Energiebedarf, technische 
Sanierungsbedarfe).

→ Nutzungsbedarf des Gebäudes (bspw. 
administrative-technische Notwendigkeit oder 
gesellschaftspolitische Bedeutung des 
Gebäudes).

→ Ergebnisse der kommunalen Wärmeplanung 
sollten, sobald vorhanden, eingearbeitet 
werden. 

→ Inhalte von schon vorhandenen 
Klimaaktionsplänen oder ähnlichen 
Dokumenten sollten ggf. einfließen.

→ Ggf. gesonderte Fahrpläne für 
Heizungserneuerung und PV-Anlagen in 
Abhängigkeit des Zustandes der 
Heizungsanlage und des Dachs aufstellen. 

Mit welchen Herausforderungen ist 
zu rechnen?

→ Fachübergreifende Abstimmungsprozesse sind 
zeitaufwendig und müssen gut vorbereitet 
werden. 

→ Kommunikation innerhalb der Fachdienste und 
Fachbereiche.

→ Einfluss durch individuelle Standpunkte 
(Gremienmitglieder, Kolleg*innen).

→ Aktuell: Die zeitliche Verfügbarkeit von 
Energie-Effizienz-Expert*innen zur 
Grundlagenermittlung der Gebäude und 
Umsetzung von Maßnahmen/ Anträgen usw. ist 
nicht immer gegeben.

→ Aktuell: Einhalten von Terminzusagen bei 
Energieeffizienz-Expert*innen; wegen sehr 
hoher Auslastung entsteht Verzug bei der 
Bearbeitung (Begehungs-/Abgabetermine für 
Berichte).

Folgende Tipps könnten Sie unterstützen

→ Vorausschauendes Einstellen von Budget für 
Gesamtkosten und Eigenanteile für die 
Beauftragung von Sanierungsfahrplänen.

→ Fachübergreifende Arbeitsgruppen.

→ Diskussion und Abstimmung in einer 
kommunalen Arbeitsgruppe zum Klimaschutz. 



17

Welchen Mehrwert hat hat eine recht-
zeitige Auswahl der Einzelobjekte?

Wurde schon ein Sanierungsfahrplan für die Kom-
mune erstellt, abgestimmt oder ggf. beschlossen, 
kann anhand des Fahrplans eine Liegenschaft nach 
der anderen abgearbeitet werden.

Liegt dieser noch nicht vor, müssen die Schritte, die 
bei der Erstellung eines Sanierungsfahrplans anfallen, 
für jedes Gebäude durchlaufen werden. Datenbasis 
sind dann die Gebäudedaten, die in der Prioritäten-
liste zusammengetragen wurden.

Aufbauend auf den erarbeiteten Listen werden nur 
die Gebäude, die absehbar modernisiert werden 
sollen, weiter untersucht und dazu detaillierte 
Sanierungsfahrpläne erstellt. 

Eine detaillierte Untersuchung aller kommunalen 
Gebäude, ohne dass konkrete Maßnahmen umgesetzt 
werden sollen, wäre sehr aufwendig. Vor allem 
Modernisierungsmaßnahmen mit Kosten und 
Amortisationszeiten unter Berücksichtigung aktueller 
Förderprogramme durchzurechnen ist aufwendig 
und oft nach kurzer Zeit nicht mehr aktuell. Kosten, 
Maßnahmen und Förderprogramme entwickeln sich 
kontinuierlich weiter und eine zwei Jahre alte Planung 
kann bereits nicht mehr förderfähig oder wirtschaftlich 
sein. 

Aus den Ergebnissen der Detailbetrachtung bzw. der 
individuellen Sanierungsfahrpläne der Einzelgebäude 
können dann die Maßnahmen abgeleitet werden. 
Dies können systemische Sanierungen eines 
Gebäudes sein, aber ggf. auch nur Einzelmaßnahmen 
oder Maßnahmenkombinationen, je nachdem, mit 
welchen Förderprogrammen gearbeitet wird. 

Voraussetzungen zur Bearbeitung

→ Die Daten und Vorschläge kommen aus der 
Fachabteilung.

→ Ein Umsetzungsbeschluss für die einzelnen 
Sanierungsmaßnahmen kann notwendig sein. 

Auswahl der Einzelobjekte nach 
Sanierungsfahplan 5
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Auswahl der Einzelobjekte nach 
Sanierungsfahplan 5

Zu berücksichtigende Punkte bei der 
Auswahl der Einzelobjekte

→ Reihenfolge/Auswahl unter Berücksichtigung 
der Prioritätenliste (abhängig vom Alter des 
Gebäudes, Alter der Heizungsanlage, Energie-
bedarf usw.)

→ Nutzungsbedarf des Gebäudes, 
(administrative-technische Notwendigkeit oder 
kommunalpolitische Bedeutung des Gebäudes)

→ Zudem sind immer die erforderlichen "Sowieso-
Arbeiten" an den Liegenschaften zu 
berücksichtigen und ggf. zu bündeln und die 
Förderprogramme zu wählen, die diese ggf. 
ebenfalls abdecken. 

→ Die Sanierungstiefe muss final abgestimmt wer-
den, um den energetischen Zielzustand bzw. 
den Zielzustand der Bauteile, die saniert 
werden sollen, zu definieren (s. Abschnitt 1) 

→ Bei der Planung der Sanierungstiefe sollten 
immer die Fördermöglichkeiten beachtet 
werden. Ggf. ist mit einem geringfügig  
besseren Zielzustand eine höhere Förderung 
möglich. 

→ Hier sollte die LEA zur Fördermittelberatung 
zugezogen werden, um aktuelle Förder-
möglichkeiten zu berücksichtigen.

→ Hilfreich kann es sein, eine Liste der möglichen 
Förderprogramme für das Objekt zu erstellen 
oder von der LEA erstellen zu lassen und auch 
die “Sowieso-Maßnahmen” zu berücksichtigen. 
Sind beispielsweise die Heizkörperventile sehr 
alt und müssen getauscht werden, um die 
Funktion zu erhalten, könnte diese Maßnahme 

mit einer Optimierung der Heizungsanlage ggf. 
förderfähig sein.  

→ Monetäre Auswirkungen (z. B. Einnahmen und 
Instandhaltung, Folgekosten)

Übersicht von möglichen Förder-
programmen bzw. Fördermittelgeber

→ KfW (Bund)
→ HEG (Land), Kommunalrichtlinie (Energie) des 

Landes Hessen
→ Richtlinie des Landes Hessen zur Förderung 

von kommunalen Klimaschutz- und Klima-
anpassungsprojekten sowie von kommunalen 
Informationsinitiativen, kurz: Klimarichtlinie 
Hessen (Land)

→ Förderung Klimaschutz und Klimaanpassungs-
maßnahmen (Land) 

→ BAFA (Bund)
→ Kommunalrichtlinie Bund
→ ggf. spezielle je nach Projekt (Sport, Kultur, 

Bildung, Feuerwehr etc.)

Der Blick auf ökologische Aspekte kann die Objekt-
auswahl unterstützen, ggf. können im Zuge von 
Sanierungsmaßnahmen z. B. Flächen wieder ent-
siegelt oder Retentionsflächen geschaffen werden. 
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Auswahl der Einzelobjekte nach 
Sanierungsfahplan 5

Wie erfolgt die Festlegung 
der Einzelobjekte?

→ Die Auswahl kann aufgrund erforderlicher 
"Sowieso-Arbeiten" und unter Berücksichtigung 
der Effektivität (Einsparung bei Betriebskosten, 
Energie, CO2 sind abzuwägen) der 
Maßnahmen erfolgen.  

→ Der Vorschlag zur Auswahl des Objekts kann 
durch die/den Klimamanager*in. 

→ oder eine entsprechende Abteilung in der 
Verwaltung erarbeitet und vorgelegt werden. 

→ Der zu erreichende Gebäudestandard bzw. die 
Sanierungstiefe sollte ggf. in vorhanden 
Arbeitsgruppen zum Thema Klimaschutz/
Energie diskutiert werden, wenn nicht schon 
vorher festgelegt. 

→ Der Gemeindevorstand/Magistrat fasst die 
Auswahl in einen Vorstandsbeschluss, der von 
der Gemeindevertretung/
Stadtverordnetenversammlung beschlossen 
wird.

Mit welchen Herausforderungen ist zu 
rechnen?

→ Energie-Effizienz-Expert*innen (EEE) kennen 
teilweise nur Bundes-Förderprogramme von 
BAFA und der KfW. Andere Förderprogramme, 
auch des Landes Hessen, sind oft unbekannt. 

→ Eine Abwägung zwischen Gesamt-, 
Teilsanierung, oder nur einzelnen Maßnah-men 
ist oft schwierig. 

→ Zuständigkeiten bei Bundes- und 
Landesförderprogrammen sind unterschiedlich 
und die Antragsformalitäten, 
Bewilligungszeiträume und Nachweisverfahren 
un-terscheiden sich ebenfalls. 

Folgende Tipps könnten Sie unterstützen

→ Sorgfältige Prüfung der Verfügbarkeit von 
Fördermitteln und auch der Kumulierbarkeit von 
Fördermitteln, damit kommunale Eigenanteile 
minimiert werden können. 

→ Beratung der LEA zu möglichen Fördermitteln 
anfordern. 

→ Eine/ein Energieberater*in sollte in diesem 
Arbeitsschritt hinzugezogen werden, um die 
Maßnahmen abzustimmen und ggf. die 
Wirtschaftlichkeit der einzelnen Maßnahmen zu 
betrachten. 

→ Beachten Sie auch die Übersicht der 
Fördermöglichkeiten im Anhang.
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Unvorhergesehene Einzelmaßnahmen 
optimal nutzen?

In einem Gebäudebestand kommt es immer wieder 
vor, dass unvorhersehbare Maßnahmen „kurzfristig“ 
umgesetzt werden müssen.

Dies können technische Defekte, geänderte Bedarfe, 
aber auch wirtschaftliche oder politische Gründe sein. 
Wird z. B. durch einen Sturm ein Dach beschädigt 
oder werden Fördermittel vom Land für z. B. die 
Sanierung von Dorfgemeinschaftshäusern (DGH) 
zeitlich befristet bereitgestellt, entsteht ggf. ein kurz-
fristiger Handlungsbedarf. 

Um diese unvorhersehbaren Maßnahmen dennoch 
zielführend und unter Ausnutzung der vorhanden 
Fördermöglichkeiten umsetzen zu können, ist es 
wichtig, die Gebäude gut zu kennen und schnell wei-
te re  notwendige Maßnahmen zu e inem 
Sanierungspaket zusammenstellen zu können und 
dadurch die Finanzierung/Förderung zu optimieren.

Voraussetzungen zur Bearbeitung

→ Die Daten bzw. Vorschläge kommen aus der Fach-
abteilung bzw. aus dem kommunalen Raum 
(Mandatsträger*innen, Bürgerschaft). 

→ Ein Umsetzungsbeschluss (über- oder außer-
planmäßige Ausgaben, § 100 HGO) für 
unvorhergesehene Sanierungsmaßnahmen kann 
notwendig sein. 

Maßnahmen an Einzelobjekten 
nach Bedarf 6
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Maßnahmen an Einzelobjekten 
nach Bedarf 6

Inhalt der Maßnahmen 

→ Nutzungsbedarf des Gebäudes (administrative-
technische Notwendigkeit oder 
gesellschaftspolitische Bedeutung des 
Gebäudes).

→ Zudem sind immer die erforderlichen "Sowieso-
Arbeiten" an den Liegenschaften zu 
berücksichtigen und ggf. zu bündeln und 
Förderprogramme zu wählen, die diese ggf. mit 
abdecken. 

→ Die Sanierungstiefe muss final abgestimmt 
werden, um den energetischen Zielzustand 
bzw. den Zielzustand der Bauteile, die saniert 
werden sollen, zu definieren (s. Abschnitt 1)

→ Bei der Planung der Sanierungstiefe sollten 
immer die Fördermöglichkeiten beachtet 
werden. Ggf. ist mit einem geringfügig 
besseren Zielzustand eine höhere Förderung 
möglich. 

→ Hilfreich kann es sein, eine Liste der möglichen 
Förderprogramme für das Objekt zu erstellen 
oder von der LEA erstellen zu lassen und auch 
die “Sowieso-Maßnahmen” zu berücksichtigen. 
Sind beispielsweise die Heizkörperventile sehr 
alt und müssen getauscht werden, um die 
Funktion zu erhalten, könnte diese Maßnahme 
mit einer Optimierung der Heizungsanlage ggf. 
förderfähig sein.

Übersicht von Förderprogrammen bzw. 
Fördermittelgebern

→ KfW (Bund)
→ HEG (Land) 
→ Förderung Klimaschutz und 

Klimaanpassungsmaßnahmen (Land) 
→ BAFA (Bund)
→ Kommunalrichtlinie (Bund) (s. Anhang)

Mit welchen Herausforderungen ist zu 
rechnen?

→ Energie-Effizienz-Expert*innen (EEE) kennen 
teilweise nur Bundes-Förderprogramme von 
BAFA und der KfW. Andere Förderprogramme, 
auch des Landes Hessen, sind oft unbekannt. 

→ Eine Abwägung zwischen Gesamt-, 
Teilsanierung, oder nur einzelnen Maßnah-men 
ist oft schwierig. 

→ Zuständigkeiten bei Bundes- und 
Landesförderprogrammen sind unterschiedlich 
und die Antragsformalitäten, 
Bewilligungszeiträume und Nachweisverfahren 
un-terscheiden sich ebenfalls. 
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Maßnahmen an Einzelobjekten 
nach Bedarf 6

Wie erfolgt die Festlegung 

→ Die Auswahl kann aufgrund erforderlicher 
"Sowieso-Arbeiten" und unter Be-
rücksichtigung der Effektivität (Einsparung bei 
Betriebskosten, Energie, CO2 sind 
abzuwägen) der Maßnahmen erfolgen.

  
→ Der zu erreichende Gebäudestandard bzw. die 

Sanierungstiefe sollte ggf. in vorhanden 
Arbeitsgruppen zum Thema Klimaschutz/
Energie kurzfristig disku-tiert werden, wenn 
nicht schon vorher festgelegt. ( s. Abschnitt 1)

→ Der Gemeindevorstand/Magistrat fasst die 
gewählten Maßnahmen in einen Vor-
standsbeschluss, der von der 
Gemeinvertretung/
Stadtverordnetenversammlung beschlossen 
wird.

Folgende Tipps könnten 
Sie unterstützen 

→ Eine/ein Energieberater*in sollte in diesem 
Arbeitsschritt hinzugezogen werden, um die 
Maßnahmen abzustimmen und ggf. die 
Wirtschaftlichkeit der einzelnen Maßnahmen zu 
betrachten. 

→ Gute Kenntnis des Gebäudezustands schon im 
Vorfeld der Maßnahme gewinnen und 
dokumentieren.

→ Die Fördermittelberatung der LEA in Anspruch 
nehmen.
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Wieso ist ein Zeitplan sinnvoll? 

Komplexe Modernisierungsprozesse benötigen zur 
erfolgreichen Umsetzung ein hohes Maß an 
Koordination. Bevor Fördermittel beantragt werden 
können, muss die geplante Maßnahme offiziell in 
den Haushalt aufgenommen werden. Das bedeutet, 
dass die Maßnahme im Rahmen der Haushalts-
planung berücksichtigt und die dafür notwendigen 
Ausgaben eingeplant werden. Es lohnt sich zu prüfen, 
ob eine Deckungsgleichheit der Fördervoraus-
setzungen mit bereits beschlossenen Maßnahmen 
gegeben ist. Sollte dies nicht der Fall sein, ist zu 
prüfen, ob innerhalb der gegebenen Förderfristen 
eine Neuplanung der Maßnahmen möglich ist. Die 
Planung und Einhaltung eines gewünschten zeitlichen 
Ablaufes, die politische Legitimierung (Beschluss-
fassung) und die technische und politische 
Überprüfung stützt sich auf einen umfänglichen Zeit-
plan, der verschiedene Elemente abbildet:

→ Die genaue Darstellung der Aktivitäten: Was ist 
alles zu tun? 

→ Die Zeitabläufe: Wann sind die einzelnen 
Aktivitäten zu erledigen? 

→ Die Beteiligten und ihre Zuständigkeiten: Wer 
wirkt wann mit? 

→ Liquiditätsplanung: Wann werden welche Mittel 
benötigt? 

Der Zeitplan ist ein wichtiges Element für die Planung 
von Haushaltsmitteln und Personalressourcen. 

Elemente des Zeitplans und der Haus-
haltsmittelanmeldung (kommunaler 
Prozess) 

→ Bearbeitungszeiten in der Verwaltung ein-
schließlich politischer Beschlüsse

→ Personalplanung & Personalkapazitäten 
→ Kapazitäten der/des Energieberaters*in für die 

Fördermittelbeantragung und ggf. Unter-
stützung der Fachplanung und Baubegleitung 

→ Zeitplan für Ausschreibungen und Beauf-
tragungen 

→ Mittelanmeldung im nächsten Haushalt
→ Bereitstellung schon bewilligter Haushaltsmittel
→ Zeitpunkte und Bedingungen Mittelabruf Förde-

rung
→ Bauzeitenplan 
→ Beschlussvorlagen für Gemeindevorstand/

Magistrat und Gemeindevertretung/Stadtver-
ordnetenversammlung

Voraussetzungen zur Bearbeitung

→ Der Zeitplan kommt aus der Fachabteilung, die 
alle Prozessbeteiligten einbezieht. 

→ Kalkulation und Finanzierung der Maßnahme/
des Einzelobjektes müssen geklärt sein, 
sodass die Investitionen (Förderung und 
kommunaler Eigenanteil) im Haushalt ein-
gestellt werden können. 

Zeitplan Förderung & Anmeldung 
Haushaltsmittel 7
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Zeitplan Förderung & Anmeldung 
Haushaltsmittel 7

Mit welchen Herausforderungen 
ist zu rechnen?

→ Verzögerung beim Beschluss

→ Haushaltsmitteln werden nicht bewilligt. 

→ Lange Wartezeiten auf Förderbescheide. 

→ Verschiebungen im Bauzeitenplan. 

Folgende Tipps könnten 
Sie unterstützen 

→ Berücksichtigung von Erfahrungswerten für 
Beschlusszeiten und Genehmigungszeiten aus 
der Vergangenheit. 

→ Rechtzeitige Kommunikation mit den 
Fördermittelgebern. 

→ Ausreichend Vorlaufzeiten einplanen. 

→ Interkommunaler Erfahrungsaustausch bei 
fehlender eigener/interner Erfahrung. 
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Wieso ist eine Detailplanung der 
Maßnahmen sinnvoll?

Die detaillierte Planung der beschlossenen Maß-
nahmen ist in jedem Fall notwendig. Hier werden die 
umzusetzenden Details geklärt und ggf. noch nötige 
Anpassungen kommen zum Vorschein. In der Planung 
zeigt sich final, ob die geplanten Maßnahmen wie 
gedacht umgesetzt werden können. 

Voraussetzungen zur Bearbeitung

→ Haushaltsmittel sind vorhanden. 

→ Umzusetzende Maßnahmen sind geklärt. 

→ Beschluss zur Umsetzung/Beauftragung 
erforderlich.

Inhalt der Maßnahmen

→ Fachplanung nach Honorarordnung für Archi-
tekt*innen und Ingenieur*innen.

→ Ggf. nötige Maßnahmen, die im Umfeld unter-
nommen werden berücksichtigen.

→ Abstimmung der Fachplaner*innen unter-
einander.

→ Anschlussdetails klären.

→ Umsetzung der energetischen Vorgaben 
sicherstellen.

Mit welchen Herausforderungen ist zu 
rechnen?  

→ Gesetzliche Anforderungen können Einfluss 
auf die Förderfähigkeit haben.

→ Ausreichend zeitlichen Vorlauf für die Planung 
berücksichtigen.

→ Mit Anpassungsbedarfen nach örtlichen 
Gegebenheiten rechnen.

→ Unwägbarkeiten im Zeitplan einplanen.

Folgende Tipps könnten
Sie unterstützen 

→ Energieberater*in einbeziehen.

→ Baubegleitung schon frühzeitig klären. 

→ Wenn möglich auf Fachplaner*in mit guter 
Erfahrung zurückgreifen.

Projektplanung Maßnahmen 

8
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Welchen Mehrwert hat die 
Beantragung einer Förderung

Förderprogramme, seien es originär solche des Lan-
des Hessen oder des Bundes bzw. Mittel der EU, 
stellen einen nahezu unverzichtbaren Finanzierungs-
anteil für kommunale Modernisierungsmaßnahmen 
dar. Die große Vielfalt und hohe Komplexität aller für 
Kommunen verfügbaren Förderprogramme verlangt 
teils detaillierte Kenntnisse über die Programme und 
einen nicht zu vernachlässigenden Aufwand bei 
Beantragung sowie Abrechnung der Fördermittel.

Bei der energetischen Gebäudesanierung sind es in 
der Regel jedoch nur wenige Förderprogramme, die 
berücksichtigt werden sollten. Schon mit den Förder-
programmen der KfW und der Kommunalrichtline 
(Energie) des Landes Hessen (nach §3 HEG) können 
Zuschüsse von bis zu 90 % der förderfähigen Kosten 
generiert werden und das schon beim Erreichen eines 
Effizienzgebäude EG 70 EE Standards. Bei Einzel-
maßnahmen an der Gebäudehülle sind immerhin 
noch Zuschüsse von bis zu 65 % und beim Einbau 
einer Wärmepumpen Zuschüsse bis zu 85 % möglich. 

Es lohnt sich also, die Mühen der Fördermittel-
beantragung auf sich zu nehmen. 

Voraussetzungen zur Bearbeitung

→ Die grobe Planung, der zeitliche Ablauf und die 
politische Zustimmung für die zu fördernde 
Maßnahme liegt vor.

→ Die energetischen Ziele der Maßnahmen sind 
klar. 

→ Eine Fördermittelberatung wurde durchgeführt.

Wie erfolgt die Festlegung auf 
ein Förderprogramm?

→ Prüfung, ob geplante Maßnahmen in die 
Förderprogramme passen, durch: Abstimmung 
von Bauverwaltung, Klimamanager*in, Energie-
berater*in, LEA bzw. Fördermittelgeber. 

→ Überprüfung der Kumulierbarkeit der Förder-
programme.

Beantragung Fördergelder 

9
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Beantragung Fördergelder

9

Zu beachten bei
der Fördermittelbeantragung

→ Klären, ob eine/ein Energieberater*in ggf. aus 
der Energie-Effizienz-Expert*innen (EEE) Liste 
zur Beantragung benötigt wird.

→ Vorlaufszeit bis zur Bewilligung 
(Berücksichtigung des Zeitplans    
(s. Abschnitt 7) 

→ Programmvoraussetzungen genau prüfen (ist 
z. B. ein individueller Sanierungsfahrplan 
vorhanden).

→ Kumulierung verschiedener Förderprogramme 
prüfen, Förderung möglichst komplett 
ausschöpfen.

→ Prüfen: Modernisierung nur nach gesetzlichen 
Mindestanforderungen oder durch höheren EG 
Standard ggf. mehr Fördermittel möglich? (s. 
Anhang)

→ Keine Ausschreibung bzw. Auftragsvergabe vor 
Antragstellung der Förderung bzw. Erhalt des 
Bewilligungsbescheids (abhängig vom 
Förderprogramm).

→ Fördervoraussetzungen klären. 
→ Bestätigung des Energiestandards durch 

Energieberater*in.
→ ggf. externe Hilfe für die Beantragung und 

Fördermittelmanagement in Anspruch nehmen.
→ ggf. Unterstützung der LEA anfragen. 
→ Bei Landesförderprogrammen, ggf. direkt beim 

Fördermittelgeber (WI-Bank) offene Fragen 
klären.

Mit welchen Herausforderungen ist zu 
rechnen?  

→ Programm und gewünschte/beschlossene 
Maßnahmen passen nicht genau zusammen: 
Anpassung muss abgestimmt und entschieden 
werden.

→ Es fehlt an den personellen Ressourcen für die 
Antragstellung. 

→ Ggf. einzubringender Eigenmittelanteil ist zu 
berücksichtigen. 

→ Falscher Zeitpunkt: „unabweisliche“ 
Maßnahme lässt keinen Aufschub zu. Es fehlt 
die Zeit, einen passenden Förderantrag zu 
stellen und auf den Bescheid zu warten.

→ Komplexität der Förderprogramme und ggf. 
hohe Anforderungen an den Ver-
wendungsnachweis.

Folgende Tipps könnten 
Sie unterstützen 

→ Die Kenntnisse/Routine der/des 
Energieberaters*in bei Beantragung der 
Fördermittel sind hilfreich.

→ Frühzeitiges Gespräch mit dem 
Fördermittelgeber.

→ Austausch mit anderen Gemeinden  
(= Governance-Partner).

→ Frühzeitige Rücksprachen mit der LEA zur 
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Was ist eine Ausschreibung?

In einer Ausschreibung werden Anbieter schriftlich 
aufgefordert, Angebote für die darin beschriebenen 
Leistungen abzugeben. Ab einem bestimmten Auf-
tragsvolumen sind öffentliche Stellen verpflichtet, 
Ausschreibungen für Leistungen und Lieferungen 
durchzuführen. Das Ziel der Ausschreibung ist es, 
die Vergabe von Aufträgen transparent und öffentlich 
zu gestalten, um ein günstiges Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis zu erzielen. 

Voraussetzungen zur Bearbeitung
Schwellenwerte definieren, ob eine Ausschreibung 
nationalem Recht unterliegt und welche Vergabe-
verfahren hierbei anzuwenden sind, und ob 
EU-Richtlinien nach dem Gesetz gegen Wettbewerbs-
beschränkung (GWB) greifen. 
Die im Folgenden genannten Institutionen bieten 
eine Übersicht der aktuellen gesetzlichen Grundlagen 
und Schwellenwerte und können bei Fragen kon-
taktiert werden:

→ Aktuelle Informationen können der Hessischen 
Ausschreibungsdatenbank (HAD) [11] ent-
nommen werden.

→ Beim Regierungspräsidium (RP) Darmstadt 
können Informationen bei der VOB-Stelle und 
Vergabekompetenzstelle (VKS) [12] erfragt 
werden.

→ Das Verwaltungsportal Hessen stellt wichtige 
Informationen zu Regeln und Verfahren für 
öffentliche Ausschreibungen online zur Ver-
fügung [13].

Wie erfolgt die Ausschreibung?

→ Art und Umfang der Ausschreibung wird durch 
die Wertgrenzen festgelegt. 

→ Die Höhe des Leistungsumfangs erfolgt gemäß 
beantragter Förderung zum Energieeffizienz-
Standard. 

Ausschreibung 

10
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Ausschreibung

10

Mit welchen Herausforderungen ist zu 
rechnen?  

Das öffentliche Vergaberecht als Grundlage für die 
Ausschreibung spielt eine zentrale Rolle beim Erhalt 
von Fördermitteln. Die Kommune (als Zuwendungs-
empfängerin) sollte sich daher bewusst sein, zu 
welchen Zeitpunkten während der Förderung das 
Vergaberecht relevant wird, um Vergabefehler zu 
vermeiden.

→ Vorzeitiger Vorhabenbeginn: Bereits während 
der Planungsphase eines geförderten 
Vorhabens können Ausgaben anfallen. Wenn 
die Kommune jedoch einen Zuschlag in einem 
Vergabeverfahren erteilt, bevor der 
Förderbescheid ausgestellt wurde, gilt dies als 
vorzeitiger Vorhabenbeginn. Dies kann zur 
Ablehnung des Förderantrags, zur 
vollständigen Rücknahme des Förderbescheids 
und zu Rückforderungen führen, sofern der 
vorzeitige Vorhabenbeginn nicht vom 
Fördermittelgeber genehmigt wurde.

→ Ambitionen und Fachkompetenz der 
Bewerber*innen: 

→ Architekt*innen haben ggf. eher künstlerische 
Ambitionen und schenken dem Aspekt 
Klimaschutz weniger Beachtung. Nicht alle 
ausführenden Firmen haben die nötige 
Fachkompetenz bei den Themen Klimaschutz 
und Niedrigstenergiegebäude.

→ Verfassung präziser Leistungsbeschreibungen 
und die Festlegung der Zuschlagskriterien (z. 
B. Zertifizierungen).

→ Die Anzahl der verfügbaren Unternehmen ist 
beschränkt. 

→ Es bewerben sich auch ungeeignete Unternehmen 
mit sehr „günstigen Preisen“.

→ Bindefrist zu kurz: Die Bindefrist ist möglicherweise 
vorbei, bevor die Bewilligung der Fördermittel 
feststeht

Folgende Tipps könnten 
Sie unterstützen 

→ Definieren von Vergabekriterien, mit denen 
ergänzend zum Preis auch die Referenzen, 
Qualifikationen und der geplante Umsetzungs-
ablauf berücksichtigt wird. 

→ Zertifizierungen geben Aufschluss über eine 
Eignung der Bewerber*innen.

→ Wenn ein Angebot nicht auskömmlich erscheint, 
kann die Ausschreibung aufgehoben werden. Ein 
Angebot ist dann nicht auskömmlich, wenn der 
Preis so niedrig ist, dass die gewünschte Leistung 
nicht korrekt ausgeführt werden kann oder wenn 
die Preisgestaltung darauf schließen lässt, dass 
die Leistungen nicht auf legalem Weg erbracht 
werden können.

→ Prüfen, ob eine parallele Ausschreibung während 
des Bewilligungszeitraums der Fördermittel 
möglich ist und gegebenenfalls Rücksprache mit 
dem Fördermittelgeber bezüglich eines vorzeitigen 
Vorhabenbeginns halten.

→ Wenn die Bewilligung der Fördermittel noch 
aussteht, sollten alle Schritte immer zunächst mit 
dem Fördermittelgeber abgeklärt werden. 



30

Was ist eine Beauftragung?

Nachdem die Angebotsfrist für die Ausschreibung 
abgelaufen ist und die Angebote ausgewertet wurden, 
wird eine Übersicht der Bieter*innen zusammen mit 
einem Vergabevorschlag erstellt. Der Gemeindevor-
stand bzw. der Magistrat beschließen daraufhin die 
Beauftragung der/des entsprechenden Bieter(s)*in. 

Voraussetzungen zur Bearbeitung

→ Abgeschlossene Ausschreibung. 

→ Ausreichend Rücklauf bei der Ausschreibung.

Elemente der Beauftragung
 
→ Formale und fachspezifische Vergabe-

bedingungen müssen eingehalten werden.

→ Darf der Auftrag vergeben werden? Sind die 
Vorgaben, auch die der Fördermittelgeber, 
erfüllt?

→ Energieberater*in für die Umsetzungs-
begleitung bzw. ggf. nur für die 
Fördermittelabwicklung beauftragen.

→ Orientierung an detaillierten Leistungs-
beschreibungen.

→ Vergabevorschlag für lokalpolitische Entsei-
dungsträger vorbereiten.

Mit welchen Herausforderungen ist zu 
rechnen?

→ Preisbindung aufgrund steigender Inflation.
 
→ Orientierung an Terminen bzw. dem Sitzungs-

zyklus bei mehreren lokalpolitischen Gremien 
kann zu Verzögerungen führen.

→ Keine oder nur ein Angebot liegen vor.

Folgender Tipp könnte 
Sie unterstützen
 
→ Vergabe an bekannte Unternehmen mit guten 

Erfahrungen, sofern vergaberechtlich möglich.

Beauftragung

11



31

Was ist eine Baubegleitung bei der 
Durchführung von Modernisierungs-
maßnahmen sinnvoll?

Durch eine Baubegleitung wird sichergestellt, dass 
die ausgeschriebenen Leistungen erbracht werden. 
Dazu sollten während des Prozesses Prüfpunkte 
definiert werden, um die Kontrolle des Baufortschritts 
bis hin zur Abnahme zu gewährleisten. 

Die Begleitung und Überwachung der Modernisier-
ungsmaßnahmen durch eine geeignete Person 
(Bauleitung, Energieberater*in) soll die Zeit- und 
Kostentreue der kalkulierten Maßnahme sicherstellen. 
Grundlage ist der Bauzeitenplan (s. Abschnitt 7) und 
die Liquiditätsplanung, die das Abrufen der Förder-
mittel kenntlich macht. 
Auch für den Verwendungsnachweis gegenüber dem 
Fördermittelgeber ist eine transparente Planung und 
Dokumentation der einzelnen Schritte, insbesondere 
von Abweichungen (Kostensteigerungen) unverzicht-
bar. Die Kontrolle muss von Anfang an erfolgen und 
gut dokumentiert werden (s. Abschnitt 13) 
 
Fördermittelabrufe

Diese Frage beantwortet der genaue Blick in die 
jeweiligen Förderkonditionen. Inwieweit Fördermittel 
nach Baufortschritt oder einem anderen Kriterium 
abgerufen werden können, kann den jeweiligen För-
derrichtlinien entnommen werden.  

Gleiches gilt für die Nachweise, die schon mit dem 
Abruf von Teilzahlungen fällig werden bzw. erst nach 
Abschluss der Maßnahme. Eine Dokumentation der 
Maßnahmen von der Vorplanung bis zum Abschluss 
unter Beachtung der Anforderungen (Gliederung) 
des Förderprogrammes ist von Anfang an erforderlich.

Voraussetzungen zur Baubegleitung

→ Energie-Effizienz-Expert*innen (EEE) können 
als Sachverständige den Prozess begleiten 
und unterstützen (wird teilweise gefördert). 
Gibt es keine EEE-Begleitung, muss sicher-
gestellt werden, dass die Kontrolle des 
Baufortschritts durch die Bauleitung gewähr-
leistet ist.

→ Werden die Maßnahmen durch Fördermittel 
finanziert, ist eine genaue Do-kumentation 
wichtig, um später einen reibungslosen Förder-
mittelabruf zu gewährleisten.

Baubegleitung der Fördermittelabrufe

12
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Baubegleitung und Fördermittelabrufe 

12

Mit welchen Herausforderungen ist 
bei der Ausführung der 
Modernisierungsmaßnahmen und 
dem Abruf der Fördermittel zu 
rechnen? 
 
→ Lieferverzug kann zur Verzögerung der 

Baumaßnahmen führen, der Bauzeitenplan ist 
entsprechend anzupassen.

→ Minderwertige Ausführungsqualität der 
Baumaßnahmen durch mangelnde Fach-
kenntnisse.

→ Bei Nichtbeachtung der Anforderungen werden 
Fördermittel nicht ausgezahlt oder es droht 
sogar eine Rückforderung durch den 
Fördermittelgeber. 

→ Auszahlungsfristen etc. wurden nicht 
wahrgenommen/übersehen.

→ Ggf. unterschiedliche Bedingungen für einen 
Mittelabruf bei der Nutzung mehrerer 
Förderprogramme, z.B. KfW und Land Hessen.

Folgende Tipps könnten 
Sie unterstützen

→ Regelmäßige Objektbegehungen und 
Ausführungskontrollen, präzise definierte 
Leistungsbeschreibungen und Festlegung von 
weiteren Zuschlagskriterien (s. Abschnitte 10 
und 11) die eine qualitativ hochwertige 
Ausführung der Arbeiten garantieren (inkl. 
Dokumentation).

→ Auszahlungsbedingungen der 
Förderprogramme frühzeitig kennen.

→ Dokumentation an die 
Programmanforderungen anpassen.

→ Sorgfältige und zeitnahe Rechnungsprüfung.

→ Enger Kontakt mit dem Fördermittelgeber im 
Projektverlauf
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Inhalte des Projektabschlusses

→ Schlussverwendungsnachweis (Endabrechnung) 
→ Dokumentation für Revision (digital und analog)  

Dem tatsächlichen sichtbaren Abschluss der 
Modernisierungsmaßnahme(n) sollte ausreichende 
Aufmerksamkeit geschenkt werden. Je nach Maß-
nahme soll das Objekt an die Nutzer*innen öffen- 
tlichkeitswirksam (z. B.: Fest, Einbezug Presse) 
zurückgegeben werden.

Verwendungsnachweise sind das übliche Instrument 
der nachgehenden Kontrolle von öffentlichen Mitteln. 
Sobald Fördermittel bei der Modernisierungsmaß-
nahme zum Einsatz kommen, ist ein eigener 
Verwendungsnachweis, gemäß den Programmvor-
gaben, zu erstellen. Die enge, vertrauensvolle 
Abstimmung mit dem Fördermittelgeber sollte 
kontinuierlich erfolgen. Der Griff zum Telefonhörer 
sollte nicht gescheut werden. 

Mit welchen Herausforderungen 
ist zu rechnen? 

→ Teilweise aufwendige Erbringung der Ver-
wendungsnachweise, wenn das Projekt über 
einen mehrjährigen Zeitraum lief (gute Doku-
mentation ist wichtig).

→ Unsaubere Dokumentation führt zu Mehrauf-
wand bei Erbringung der 
Verwendungsnachweise.

→ Im Nachgang aufwendige Trennung von 
förderfähigen und nicht förderfähigen Kosten.

Folgende Tipps könnten 
Sie unterstützen 

→ Mögliche Personalwechsel bedenken – sicher-
stellen, dass die Verwendungsnachweise auch 
von Personen erbracht werden können, die 
nicht mit dem Projekt betraut waren.

→ Gleich zu Beginn der Förderung sollte das 
entsprechende Format für Verwendungsnach-
weise entwickelt werden und im Prozess der 
Durch-führung (tages-)aktuell geführt werden.  

→ Förderfähige Kosten der Programme im Blick 
haben und möglichst getrennt abrechnen/
ausweisen. 

Projektabschluss mit 
Verwendungsnachweisen 13
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1. Energische Sanierung von kommunalen Nichtwohngebäuden bei einer  
Vollsanierung

2. Energische Sanierung von kommunalen Nichtwohngebäuden bei  
Einzelmaßnahmen 

3. Fördermöglichkeiten von kommunalen Neubauten

Hinweise

→ Förderquote und förderfähige Kosten: Die Förderquoten beziehen sich immer auf die Kosten der 
energetischen Maßnahmen und nicht auf die Gesamtmaßnahmen. Die förderfähigen Kosten 
umfassen in der Regel alle Maßnahmen, die mit der energetischen Sanierung in Zusammenhang 
stehen. Beispielsweise ist das Ausschachten um ein Gebäude herum, um die Abdichtung zu 
erneuern und eine Dämmung anzubringen oder der elektrische Anschluss für eine Wärmepumpe 
förderfähig, die Erneuerung der allgemeinen elektrischen Installation jedoch nicht. 

→ Der Umfang der förderfähigen Kosten unterscheidet sich leicht zwischen der Landesförderung und 
der Bundesförderung. Daher wird, wenn man von den förderfähigen Kosten der KfW ausgeht, die 90 
prozentige Förderquote nicht ganz erreicht. 

Anhang 
Übersicht der Fördermöglichkeiten
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1 Übersicht der Fördermöglichkeiten der energischen Sanierung von kom-
munalen Nichtwohngebäuden bei einer Vollsanierung

Tabelle 1: Zusammenstellung der Förderquoten von KfW (464) und der Kommunalrichtlinie (Energie) (§3 HEG) bei Sanierungen 
(Stand 11.2024 – alle Angaben ohne Gewähr.)

* Klima-Kommunen erhalten einen 10 % höheren Zuschuss (Werte in den Klammern)
** 5 % höherer Zuschuss für das Passivhaus Plus Solar
² Sanierung eines „Worst Performing Buildings“ (WPB) wird mit 10 % höheren Zuschuss gefördert (nicht in der Tab. berück-
sichtigt). 

Beispiel: Förderung einer Vollsanierung eines kommunalen Nichtwohngebäudes

Die Gesamtkosten der Sanierung belaufen sich auf 2 Mio. €, die davon förderfähige Maßnahmen auf 1,5 
Mio. €. Förderfähig ist die komplette energetische Sanierung mit nötigen Umfeldmaßnahmen. Für 500.000 
€ werden z. B. noch die Außenanlagen, die Innentüren sowie das Büro des Bürgermeisters erneuert. Diese 
Maßnahmen werden nicht über diese Förderprogramme abgedeckt. 

In Tabelle 2 sind die Fördermöglichkeiten bzw. möglichen Zuschüsse aufgelistet. Ab einem energetischen 
Standard eines Effizienzgebäudes EG 70 EE, kann die maximale Förderung, von in diesem Beispiel 1,35 
Mio. €, beansprucht werden. Wird nur nach den gesetzlichen Mindestanforderungen (GEG) saniert, gibt 
es keine Zuschüsse für die Maßnahme. 

Anhang 

Energiestandard KfW Zuschuss² Kommunalrichtlinie

Energie*

max. Förderquote*

GEG Mindestanfor-
derungen 

0 % 0 % 0 %

GEG Neubau 0 % 65 % (+10 %) 65 % (+10 %)
EG 70 25 % 50 % (+10 %) 75 % (+10 %)
EG 70 EE 30 % 50 % (+10 %) 80 % (+10 %)
EG 55 30 % 65 % (+10 %) 90 %
EG 55 EE 35 % 65 % (+10 %) 90 %
EG 40 35 % 65 % (+10 %) 90 %
EG 40 EE 40 % 65 % (+10 %) 90 %
Passivhaus im Be-
stand

35 % oder 40 % 75 % (+10 %) 90 %

Passivhaus Plus 
Solar

40 % 75 % (+5 %; +10 %)** 90 %
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Tabelle 2: Anwendung der Förderung von Land und Bund auf eine beispielhafte Sanierung

2 Übersicht der Fördermöglichkeiten der energischen Sanierung von  
    kommunalen Nichtwohngebäuden bei Einzelmaßnahmen

Die Sanierung von Teilen der Gebäudehülle wird als Einzelmaßnahme betrachtet. Es werden die Pro-
gramme der BEG EM und des § 3 HEK kombiniert genutzt.

Tabelle 3: Zusammenstellung der Förderquoten der Bafa (BEG EM) und der Kommunalrichtlinie (Energie) (§ 3 HEG) für  
Einzelmaßnahmen (Stand 11.2024 - alle Angaben ohne Gewähr.)

Energiestandard  BAFA-Zuschuss  Kommunalrichtlinie 
Energie*

 max. Förderquote

 GEG Mindestanforderung  0 %  30 % (+10 %; +10 %)  30 % (+10 %; +10 %)
 BEG Einzelmaßnahmen  15 %  30 % (+10 %; +10 %)  45 % (+10 %; +10 %)

*Über die Kommunalrichtlinie Energie gibt einen Bonus von 10 % für Klima-Kommunen und einen weiteren Bonus von 10 %, wenn für 
das Gebäude ein Sanierungsfahrplan vorliegt. 

Beispiel: Erneuerung von Fenstern und Türen einer Kita

Werden z. B. die Fenster und Türen einer Kita für Gesamtkosten von 60.000 € erneuert, wären diese 
Kosten sehr wahrscheinlich komplett förderfähig.   

Bei Beanspruchung der Förderung kann eine Kommune in Hessen einen Zuschuss von 27.000 € er-
halten. Ist die Kommune eine Klima-Kommune oder liegt schon ein Sanierungsfahrplan (SFP) für das 
Gebäude vor, steigt der Zuschuss auf 33.000 €. 

Ist die Kommune eine Klima-Kommune und es liegt ein Sanierungsfahrplan vor steigt der Zuschuss auf 
39.000 €. Die Mehrkosten eines Fensters mit einem U-Wert von 0,95 W/m²K nach BEG EM und eines 
Fensters mit einem U-Wert von 1,3 W/m²K nach GEG liegen bei ca.15 %. Die Kosten für Umfeldmaß-
nahmen wie Putzanschlüsse, Sonnenschutz usw. bleiben gleich, daher ist der Unterschied bei den 
Gesamtkosten geringer.

Anhang 

Energiestandard Gesamtkosten Förderfähige 
Kosten Zuschuss Zuschuss (Klima-

Kommune)

GEG Sanierung 2.000.000 € 0 € 0 € 0 €
GEG Neubau 2.000.000 € 1.500.000 € 750.000 € 900.000 €
EG 70 2.000.000 € 1.500.000 € 1.125.000 € 1.275.000 €
EG 70 EE 2.000.000 € 1.500.000 € 1.200.000 € 1.350.000 €
EG 55 2.000.000 € 1.500.000 € 1.350.000 € 1.350.000 €
EG 55 EE 2.000.000 € 1.500.000 € 1.350.000 € 1.350.000 €
EG 40 2.000.000 € 1.500.000 € 1.350.000 € 1.350.000 €
EG 40 EE 2.000.000 € 1.500.000 € 1.350.000 € 1.350.000 €
Passivhaus 2.000.000 € 1.500.000 € 1.350.000 € 1.350.000 €
Passivhaus Plus  
Solar 2.000.000 € 1.500.000 € 1.350.000 € 1.350.000 €
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Tabelle 4: Beispielhafte mit Kosten für eine Sanierung von Fenstern und Türen einer Kita

Anhang 

Energiestandard Gesamtkosten Förderfähi-
ge Kosten

Zuschuss Zuschuss 
(Klima-
Kommune 
o. SFP) 

Zuschuss 
(Klima-
Kommune 
u. SFP) 

Kosten 
Kommune

GEG 55.500 € 55.500 € 16.650 € 22.200 € 27.750 € 27.750 €
BEG EM 60.000 € 60.000 € 27.000 € 33.000 € 39.000 € 21.000 €

 SFP = Sanierungsfahrplan

Beispiel: Erneuerung der Heizung mit einer Wärmepumpe in einer Kita

Tabelle 5: Zusammenstellung der Förderquoten der Bafa (BEG EM) und der Kommunalrichtlinie (Energie) (HEG §3) für eine 
Heizungserneuerung in einer Kita (Stand 11.2024 - alle Angaben ohne Gewähr.)

Maßnahme  KfW-Zu-
schuss*

 Kommunalrichtlinie 
Energie

 max. Förderquote

GEG Heizungs-
tausch Gas/Öl BW-
Kessel*** 

0 %  30% (+10 % +10 
%)**

 30% (+10 % +10 %)**

BEG EM Heizungs-
tausch WP 

 30 % (+5 %)  30% (+10 % +10 
%)**

 60 % (+5 % +10 % +10 
%)**

*5 % höhere Förderung, wenn als Wärmequelle Wasser, Erdreich oder Abwasser nutzen oder ein natürliches Käl-
temittel einsetzen wird.  

** 10 % höhere Förderung, wenn ein SFP vorliegt der min. den Neubaustandard nach GEG zum Ziel hat. 

** 10 % höhere Förderung, für Klimakommunen.

*** 65 % EE Pflicht ab dem 01.01.24. Anforderungen Gaskessel Einbau: Eine verbindliche Beratung muss erfol-
gen. Diese Beratung soll auf die wirtschaftlichen Risiken hinsichtlich stei-gender CO₂-Preise für fossile Brennstoffe 
hinweisen und Alternativen aufzeigen. Zudem müs-sen solche Gas- oder Ölheizungen ab 2029 steigende Anteile 
von Biomasse, zum Beispiel Biomethan, oder grünem oder blauen Wasserstoff nutzen (15 Prozent ab 2029, 30 
Prozent ab 2035 und 60 Prozent ab 2040).
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Tabelle 6: Anwendung der Förderung von Land und Bund auf eine Beispielhafte Heizungserneuerung (alle Angaben ohne 
Gewähr).

Maßnahme Gesamt-
kosten*

KfW  
(35 %) 

Kommunal-
richtline 
Energie

Klima-
Kommune 
(10 %) 

Sanierungs-
fahrplan  
(10 %)

Kosten 
Kommune

GEG Hei-
zungs-
tausch Gas/
Öl BW-Kes-
sel*** 

20.000 € 0 € 6.000 € 8.000 € 10.000 € 10.000 €

BEG EM 
Heizungs-
tausch WP 

60.000 € 21.000 € 39.000 € 45.000 € 51.000 € 9.000 €

* Beispielkosten Annahme 

3 Übersicht der Fördermöglichkeiten von kommunalen Neubauten

Tabelle 7: Zusammenstellung der Förderquoten von KfW und der Kommunalrichtlinie (Energie) bei Neubauten  
(Stand 11.2024 - alle Angaben ohne Gewähr.)

Energiestandard KfW Zuschuss² Kommunalrichtlinie
Energie*

max. Förderquote

EG 40 KF** 5 % (max. 100 €/m²) 100 € je m² NRF 175 € / m²
EG 40 KF - QNG 10 % (max. 300 €/m²) 100 € je m² NRF 300 € / m²
Passivhaus + EG 
40 KF

5 % (max. 100 €/m²) 220 € je m² NRF 295 € / m²

Passivhaus + EG 
40 KF – QNG

10 % (max. 300 €/m²) 220 € je m² NRF 420 € / m²

Passivhaus Plus 
Solar + EG 40 KF

5 % (max. 100 €/m²) 330 € je m² NRF 405 € / m²

Passivhaus Plus 
Solar + EG 40 KF 
– QNG

10 % (max. 300 €/m²) 330 € je m² NRF 530 € / m²

Ersatzneubau 100 € je m² NRF Abriss 
und Entsorgung

* max. 20 % der Gesamtinvestitionssumme und mindesten 500.000 Gesamtinvestitionssum-me
** KF - Klimafreundliches Nichtwohngebäude
² Hinweis: ggf. Kürzung der Förderfähigen Kosten auf 1.500 bzw. 2.000 Euro pro Quadratme-ter Netto-
grundfläche ab 01.08.24
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Anhang 

Beispiel:Förderung des Neubaus eines Feuerwehrgebäudes

Gesamtkosten des Neubaus: 8 Mio. € für eine Nettoraumflächen von 2.400 m². Somit entstehen Kosten 
in Höhe von 3.333 €/m²(NRF).  

In Tabelle 8 sind die Fördermöglichkeiten bzw. möglichen Zuschüsse aufgelistet. Ab einem energetischen 
Standard eines klimafreundlichen (KF) Effizienzgebäudes EG 40 kann die maximale Förderung, von in 
diesem Beispiel 480.000 €, beansprucht werden. Wird der Neubau als Passivhaus Plus Solar und als EG 
40 KF – QNG umgesetzt, können bis zu 1,5 Mio. € als Zuschuss erhalten werden. Wird nur nach den 
gesetzlichen Mindestanforderungen (GEG) saniert, gibt es keine Zuschüsse für den Neubau

Tabelle 8: Anwendung der Förderung von Land und Bund auf den Beispielhaften 
Neubau eines Feuerwehrgebäudes

Energiestandard KfW Zu-
schuss

Kommunalrichtlinie 
Energie Zuschuss max. Zuschuss

GEG Mindestanforderung 0 € 0 € 0 €
EG 40 KF 240.000 € 240.000 € 480.000 € 
EG 40 KF - QNG 720.000 € 240.000 €   960.000 € 
Passivhaus + EG 40 KF 240.000 € 528.000 €   768.000 € 
Passivhaus + EG 40 KF - 
QNG 720.000 € 528.000 €   1.248.000 € 

Passivhaus Plus Solar + EG 
40 KF 240.000 € 792.000 €   1.032.000 € 

Passivhaus Plus Solar + EG 
40 KF - QNG 720.000 € 792.000 €   1.512.000 € 

Ersatzneubau 100 € je m² NRF Abriss 
und Entsorgung  



 

Handreichung 
  

zur Begleitung der Kommunikation 
zwischen Verwaltung und Politik 

bei der kommunalen 
Gebäudemodernisierung 

 

 
Kommunikations-   

prozess   



2 
 

  
Über das Projekt  
 

 
Im Forschungsprojekt Governance* der Gebäudemoderni-
sierung‘ haben zwölf kleine und mittelgroße Kommunen aus 
Hessen zwei Jahre lang miteinander und zusammen mit dem 
wissenschaftlichen Begleitteam des Instituts Wohnen und Umwelt 
(IWU), der Hochschule Darmstadt (h_da) und der Schader 
Stiftung an Prozessen rund um die energetische Modernisierung 
ihrer Gebäude gearbeitet. Hierbei wurden verschiedene 
Instrumente und Methoden analysiert sowie auf ihre 
Praxistauglichkeit untersucht und erprobt. Alle beteiligten 
Kommunen wollen dabei als Klimakommunen im besonderen 
Maße die sich selbst gesteckten Klimaziele erreichen.  
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* Unter Governance wird in diesem Kontext die strategische Steuerung und 
Organisation der Gebäudemodernisierung verstanden – mit dem Ziel, aus praktischer 
Perspektive ein vertieftes Verständnis für die spezifischen Herausforderungen und 
Lösungsansätze in kleineren Kommunen zu entwickeln. Im Projekt wurde ein breites 
Governance-Verständnis zugrunde gelegt: Die zielgerichtete Steuerung der 
Gebäudemodernisierung erfordert das Zusammenspiel verschiedener 
Hierarchieebenen, häufig die Einbindung externer Akteure, geeignete 
Förderstrukturen sowie Motivation, Ausdauer und Resilienz einzelner 
Verwaltungsakteur*innen – ergänzt durch eine wirkungsvolle Vernetzung nach außen. 

https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.schader-stiftung.de/themen/stadtentwicklung-und-wohnen/fokus/governance-der-gebaeudemodernisierung/artikel/projekt-governance-der-gebaeudemodernisierung-1
https://www.schader-stiftung.de/themen/stadtentwicklung-und-wohnen/fokus/governance-der-gebaeudemodernisierung/artikel/projekt-governance-der-gebaeudemodernisierung-1
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Einführung 
 

Die zwölf Kommunen haben während der Projektlaufzeit viele Fragen 
bearbeitet, die im Zuge der Planung und Durchführung der 
(energetischen) Modernisierung ihrer Gebäude auftreten. Jede 
Gemeinde hat einen Steckbrief erstellt, der ihre konkreten 
Herausforderungen und Erfolge beschreibt.  

Die zwei großen Überschriften für eine gelingende Gebäude-
modernisierung waren hierbei: Förderung und Kommunikation als 
unverzichtbare Bestandteile für das erfolgreiche Umsetzen 
entsprechender Maßnahmen. Zu Beginn des Projekts zeigte sich, dass 
technische Fragestellungen für die teilnehmenden Kommunen 
überraschenderweise nur eine untergeordnete Rolle spielten. 

Diese Handreichung beschreibt die Arbeit und Erkenntnisse über 
Kommunikationsprozesse innerhalb der Verwaltung und die 
Kommunikation zwischen Verwaltung und Politik. Dargestellt werden 
die beteiligten Akteure, die Kommunikationsinstrumente und 
Kommunikationswege die bei der Gebäudemodernisierung zum 
Einsatz kommen (sollten). Die Handreichung soll dazu beitragen die 
Bedeutung der Kommunikation im Alltagsgeschäft sichtbar zu machen 
und damit die Arbeit – nicht nur der zwölf Projektkommunen – sondern 
auch vergleichbarer Kommunen zu erleichtern.  

Die Handreichung stützt sich auf konkrete Modernisierungsprojekte, 
die von den zwölf Kommunen in das Projekt eingebracht worden waren 
und während der Projektlaufzeit erprobt werden sollten. Diese 
Beispiele waren die Grundlage für den gemeinsamen Arbeitsprozess. 

Bei der Beschreibung und Auswahl der besonders dringlichen 
Praxisbeispiele und der damit verbundenen Auswahl von Erprobungs-
fällen wurde deutlich, dass die Kommunikation über diese 
Fragestellungen im Tagesgeschäft häufig zu kurz kommt. Einigkeit 
bestand darüber, dass eine mangelhafte oder fehlende 

Kommunikation innerhalb der Verwaltung aber auch zwischen 
Verwaltung und Politik häufig eine Ursache für Verzögerungen bei 
Modernisierungsvorhaben ist.  

Bei der Bearbeitung der energetischen Gebäudemodernisierung 
sehen sich die Verwaltungskräfte der Projekt-Kommunen nicht nur mit 
energietechnischen, finanziellen, personellen und organisatorischen 
Anforderungen konfrontiert, sondern ebenso stark mit unklaren oder 
gar mit (un-)ausgesprochenen Erwartungen und Forderungen aus der 
Kommunalpolitik und der Bürgerschaft. Dies wirkt sich nicht nur auf die 
Projektfortschritte aus, sondern erhöht auch die Arbeitsbelastung und 
kann Frustration bei den Verwaltungskräften auslösen.  

Schwerpunkt der Governance der beteiligten Gemeinden waren die 
Arbeitsprozesse und die Kommunikation innerhalb der Verwaltung: in 
den Klimakommunen ist ein hohes Bewusstsein für die Dringlichkeit 
der Gebäudemodernisierung vorhanden, fachliche Vorarbeiten liegen 
vor bzw. die Kenntnislücken (Zustand der Gebäude, Energie-
verbräuche) sind bekannt. Fachliche Vorlagen aus der Verwaltung 
streiten bei der Umsetzung oft mit politischen Erwartungen und 
Zwängen. Ein gemeinsames Verständnis der internen Abläufe kann 
dabei helfen, gezielte Kommunikationsstrategien zu entwickeln und 
dadurch die Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und Politik 
nachhaltig zu verbessern 

Mit dem im Projekt gewählten Ansatz der „Ko-Kreation“ (d.h. 
Erkenntnisse und Ergebnisse werden von der Praxis und dem 
begleitenden Forschungsteam gemeinsam geschaffen) wurden die 
Kommunikationsprozesse genau analysiert, Defizite erkannt und 
Wege zur Abhilfe geschaffen. Ein strukturiertes, prozessorientiertes 
Vorgehen und die gezielte Vorbereitung politischer Beschlüsse 
erwiesen sich dabei als zentrale Erfolgsfaktoren. 
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Kommunikationsinstrumente: Formate und Anwendung 
 

Schon bei der Sammlung und Priorisierung von Modernisierungs-
aufgaben zeigte sich: die Verwaltung braucht zunächst Grundsätze 
und Orientierungspunkte für ihr Handeln: 

• Grundsatzbeschlüsse zur strategischen Ausrichtung  
der Modernisierung 

• Klare Abgrenzung der Aufgaben zwischen Verwaltung  
und Politik 

• Festlegung des Umfangs eigenständiger 
Verwaltungsentscheidungen gegenüber politischer Kontrolle 

• Priorisierung und Zuweisung von Haushaltsmitteln  
• Aktive Akquise und Beantragung von Fördermitteln 
• Strukturierte Erhebung des Gebäudezustands sowie 

Entwicklung fachlicher Modernisierungsvorschläge  
• Entscheidung über personelle Ressourcen - innerhalb 

und außerhalb der Verwaltung 
• Klärung des Umgangs mit Informationsbedarfen aus Politik  

und Öffentlichkeit 

Die innerhalb der Verwaltungsabläufe hierfür geeigneten politischen 
und administrativen „Kommunikationsinstrumente“ sind zwar nicht 
neu, werden jedoch nicht immer bewusst wahrgenommen oder gezielt 
strategisch eingesetzt.  

Vor diesem Hintergrund hat sich die Arbeitsgruppe Kommunikation im 
Rahmen des Projektes mit der Frage beschäftigt, wie und wann 
kommunale (Grundsatz-)Beschlüsse gefasst werden sollten, welche 
Bedeutung Berichtsvorlagen aus der Verwaltung und politische 
Anfragen aus den Fraktionen haben und welche Akteure dabei eine 
Rolle spielen. Analysiert wurden Entstehung, Ablauf und Wirkung 
dieser Instrumente, einschließlich der beteiligten Gremien und 
Entscheidungswege.  

Die „Kommunikationsinstrumente“ wurden konkret auf die 
(technischen) Fragestellungen angewendet, die die Projektkommunen 
zur Erprobung im Projekt ausgewählt hatten – etwa zur 
Zustandserfassung der eigenen Gebäude, zur Entwicklung fachlicher 
Sanierungsrichtlinien, zur externen Unterstützung bei der Baugebiets-
planung, zur Auswahl und Beantragung von Fördermitteln sowie zur 
Vergabe von Leistungen und Abrechnung komplexer geförderter 
Maßnahmen etc.) 

Gleichzeitig bot die Arbeitsgruppe Kommunikation über die gesamte 
Projektlaufzeit hin einen geschützten Raum und ausreichend Zeit, um 
einen wertschätzenden Austausch zu etablieren. Über die jeweils 
örtliche Verwaltungsgrenze hinaus wurde hier miteinander und mit 
dem Forschungsteam über die konkreten Arbeitsprozesse gesprochen 
und es wurden problemadäquate Informationen aus der Wissenschaft 
(z.B. einfache Tools zur Datenerfassung) vorgestellt, gemeinsam 
analysiert und zur Anwendung gebracht.  

 
 

 
Grundlage: Hessische Gemeindeordnung 
Kommunales Handeln, das der Verwaltung und der politischen 
Gremien, ist gebunden an die allgemeinen Gesetze und hierbei 
vor allem an die hessische Gemeindeordnung. 
Die Hessische Gemeindeordnung regelt die Aufgabenverteilung 
sowie das Zusammenwirken, d.h. die Kommunikation des 
Gemeindevorstands (§§ 66, 67, 70 HGO) mit der Gemeinde-
vertretung und den von ihr eingesetzten Ausschüssen (§§ 50, 62 
HGO) durch Beschlussfassung, Berichterstattung und Anfragen. 
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Entscheidung und Überwachung durch die Gemeindevertretung 

Das oberste Entscheidungs- und Kontrollorgan in der Kommune ist die 
Gemeindevertretung. Nach § 50 Abs. 1 HGO gilt: 

    „Die Gemeindevertretung beschließt über die Angelegenheiten der 
Gemeinde, soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt.“ 

Zur Vorbereitung ihrer Entscheidungen kann die Gemeindevertretung 
laut § 62 Abs. 1 HGO ständige oder temporäre Ausschüsse aus ihrer 
Mitte bilden. Sie legt dabei Aufgaben, Größe und Besetzung der 
Ausschüsse selbst fest. Ein Finanzausschuss ist verpflichtend 
einzurichten. Darüber hinaus kann die Gemeindevertretung 
bestimmten Ausschüssen auch widerruflich Entscheidungsbefugnisse 
übertragen. „Die Ausschüsse haben über ihre Tätigkeit in der 
Gemeindevertretung Bericht zu erstatten.“ Neben den genannten 
Gremien finden sich in der kommunalen Praxis vor allem 
Arbeitskreise/ -gruppen die auf Dauer oder für die Bearbeitung einer 
konkreten Fragestellung eingerichtet werden können. Sie 
unterscheiden sich in ihrer funktionalen und in ihrer personellen 
Zusammensetzung: sie können z.B. Akteure von außen einschließen 
oder die Zusammenarbeit von Verwaltung und Politik in bestimmten 
Fragestellungen organisieren. Einberufen werden sie vom Gemeinde-
vorstand. Ihre Konstitution beruht oft auf politischen Beschlüssen.  

Ein zentrales Recht der Gemeindevertretung ist die Kontrolle der 
Verwaltung. Laut § 50 Abs. 2 HGO umfasst diese: 

    „Die Gemeindevertretung überwacht die gesamte Verwaltung der 
Gemeinde [...] und die Geschäftsführung des Gemeindevorstands, 
insbesondere die Verwendung der Gemeindeeinnahmen.“ 

Diese Kontrolle erfolgt etwa durch schriftliche oder elektronische 
Anfragen sowie durch die Übermittlung von Ergebnisniederschriften 
der Vorstandssitzungen an die Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
und der Fraktionen. Der Gemeindevorstand ist verpflichtet, diese 
Anfragen zu beantworten. 

Verwaltung der Gemeinde 

Die laufende Verwaltung innerhalb der Kommune obliegt dem 
Gemeindevorstand.  Gemäß § 66 Abs. 1 HGO ist er die zentrale 
Verwaltungsbehörde und führt die Geschäfte der Gemeinde. Seine 
Aufgaben ergeben sich aus den Beschlüssen der Gemeindevertretung 
und orientieren sich an den zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmitteln. 

Zu den wichtigsten Aufgaben des Gemeindevorstands zählen: 

• die Vorbereitung und Umsetzung der Beschlüsse  
der Gemeindevertretung, 

• die eigenverantwortliche Bearbeitung übertragener 
Gemeindeangelegenheiten, 

• die Verwaltung des Gemeindevermögens und  
kommunaler Einrichtungen, 

• die Aufstellung des Haushaltsplans und  
des Investitionsprogramms, 

• die Überwachung des Kassen- und Rechnungswesens, 
• die rechtliche Vertretung der Gemeinde nach außen. 

(vgl. § 66 Abs. 1 HGO) 

Auch die Information und Einbindung der Bürgerinnen und Bürger  ist 
gesetzlich vorgesehen – wobei Art und Weise dafür in den Händen der 
Verwaltung liegen: „Der Gemeindevorstand hat die Bürger in 
geeigneter Weise, insbesondere durch öffentliche Rechenschafts-
berichte, über wichtige Fragen der Gemeindeverwaltung zu 
unterrichten und das Interesse der Bürger an der Selbstverwaltung zu 
pflegen“ (§ 66 Abs. 2 HGO).  

Die Abbildung 1 gibt einen Überblick über die beteiligten Gremien und 
die oben genannten gängigen Formate der Kommunikation:  
Beschluss | Kenntnisnahme | Anfrage | Arbeitskreis/ -gruppe 
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Abb. 1: Überblick beteiligte Gremien und Kommunikationsinstrumente (Beschluss, Kenntnisnahme, Anfrage, Arbeitskreis/-gruppe)  
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Gute Kommunikationsbeispiele in den Projektgemeinden 
Im Kontext der energetischen Gebäudemodernisierung haben einige Projektkommunen Kommunikationswege erprobt, die Entscheidungs- und 
Abstimmungsprozesse gezielt unterstützt haben. Diese Beispiele zeigen praxisnah, wie relevante Informationen strukturiert aufbereitet und 
zwischen Verwaltung und Politik wirksam vermittelt werden können. Sie geben Anregungen, wie vergleichbare Herausforderungen auch in 
anderen Kommunen lösungsorientiert bearbeitet werden können. 
 

 

Grundsatzbeschluss
Kommunale Beschlüsse werden regelmäßig gefasst, um wesentliche 
Entscheidungen für die jeweilige Stadt oder Gemeinde zu treffen. Sie 
sind rechtlich verbindlich und müssen gemäß den Vorgaben der 
Hessischen Gemeindeordnung protokolliert und durch die Verwaltung 
umgesetzt werden. Die Vorbereitung erfolgt in der Verwaltung und die 
fachlichen Inhalte nehmen ihren Weg über die Abteilungen zum 
Gemeindevorstand bzw. Magistrat, um dann in den Ausschüssen und 
der Gemeindevertretung bzw. in der Stadtverordnetenversammlung 
beschlossen zu werden. Auch sogenannte Grundsatzbeschlüsse 
nehmen keinen anderen Entscheidungsweg, bringen jedoch eine 
grundsätzliche politische Aussage oder ein zentrales Thema zur 
Entscheidung.  

Sie ermöglichen es, übergeordnete und langfristig gültige 
Zielsetzungen, die eine Orientierung bieten – etwa zur energetischen 
Gebäudemodernisierung in der Kommune – festzulegen. Solche Ziel-
definitionen dienen nicht nur der politischen Positionierung, der 
idealerweise eine strukturierte politische Meinungsbildung voraus 
geht. Sie werden auch von Beschäftigten in der Verwaltung 
ausdrücklich gewünscht, da sie als Grundlage für ihr fachliches 
Handeln dienen.

Für die Verwaltung geben politisch verabschiedete Zielsetzungen und 
Vorgaben – gemäß den o.g. Vorstellungen der HGO – Rechts-
sicherheit und Klarheit. Gleichzeitig benötigt die Verwaltung für den 
Vollzug Spielräume und das Vertrauen der Gemeindevertretung in ihre 
Expertise. Entscheidend ist es, hier die Balance zwischen klaren 
politischen Vorgaben und ausreichendem Handlungsspielraum für die 
Verwaltung zu schaffen.  

Finanzwirksame Maßnahmen bleiben den politischen Gremien 
vorbehalten, weshalb Grundsatzbeschlüsse oft bewusst allgemein 
formuliert werden. Sie sind in erster Linie als politische 
Willenserklärungen zu verstehen. Ihre Umsetzung erfordert 
zusätzliche Prozesse, in denen konkrete Maßnahmen definiert, 
Umsetzungsstandards entwickelt und politische Mehrheiten gewonnen 
werden. 
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Beispiel Fischbachtal 

Die Gemeinde Fischbachtal hat im Dezember 2020 mit Beschluss der 
Gemeindevertretung den Bau- und Umweltausschuss beauftragt, 
einen Leitfaden zur "klimafreundlichen Bauleitplanung" zu entwickeln. 
Ziel des gewünschten Leitfadens war es, vorab definierte Standards 
für eine klimafreundliche Bauleitplanung festzulegen und diese als 
Orientierung für die zukünftige Gemeindeentwicklung zu nutzen.  
Die Ausarbeitung des Leitfadens erfolgte nicht im Bau- und 
Umweltausschuss (§ 62 Abs.1 HGO), sondern in einem eigens 
eingerichteten interdisziplinären Arbeitskreis, dem Gemeinde-
vertreter*innen aller Fraktionen, der Bürgermeister, Verwaltungs-
fachkräfte, sowie Vertreter*innen der Hochschule Darmstadt 
angehören.  

Gemeinsam erarbeiteten die Mitglieder des Arbeitskreises inhaltliche 
und prozessuale Konzepte, wie zum Beispiel einen Leitfaden mit 
Checkliste und Bewertungstool für einen Variantenvergleich, einen 
Festsetzungskatalog und weitere Elemente (= Toolbox, s.  nächste 
Seite), um künftige Baugebiete klima- und umweltgerecht zu gestalten. 

Bemerkenswert ist die Kontinuität mit welcher im Arbeitskreis von 
Anfang 2021 bis zum Herbst 2024 mit allen Fraktionen und unter 
Beteiligung der Hochschule Darmstadt gearbeitet wurde.  

  

Abb. 2  Fischbachtal: Beschluss Auftakt klimafreundliche Bauleitplanung 2020 
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Im September 2024 verabschiedete die Gemeindevertretung 
einstimmig einen Grundsatzbeschluss zum Thema "Klimafreundliche 
Bauleitplanung". Die Beschlussvorlage ist unterteilt in Beschlussteile 
(= grundlegende Zieldefinitionen) und Anlagen mit Hilfsmitteln für das 
konkrete Verwaltungshandeln (die sog. "Toolbox Klimafreundliche 
Bauleitplanung“ – für mehr Infos hier klicken).  

Letztere stellen praxisnahe Werkzeuge und Hilfsmittel für die 
Verwaltung dar, die gemäß dem Grundsatzbeschluss flexibel 
angepasst und fortgeschrieben werden können, ohne dass ein 
erneuter Beschluss erforderlich ist. Die über die Parteieigrenzen 
gehende vertrauensvolle Zusammenarbeit trägt bis in die Umsetzung. 

Der erste Bebauungsplan wird aktuell auf Grundlage des Beschlusses 
und unter Anwendung der Toolbox aufgestellt. Durch erhöhte 
Dichtevorgaben und eine vielfältigere Gebäudetypologie sollen 
klimaangepasste und sozial durchmischte Wohnangebote entstehen – 
etwa auch barrierefreie Wohnungen für Senioren und kleinere 
Mietwohnungen für junge Erwachsene. Der Arbeitskreis ist weiterhin 
aktiv eingebunden und begleitet die Planaufstellung. 

Der Fischbachtal Prozess zur klimagerechten Bauleitplanung entfaltet 
bereits zur Projektzeit Ausstrahlungswirkungen in andere 
südhessische Gemeinden. Auf Grund der Prozessorientierung ist das 
Vorgehen geeignet, auch für andere Fragestellungen z.B. Änderung 
des Flächennutzungsplanes angewendet zu werden.  

Abb. 3  Fischbachtal: Grundsatzbeschluss klimafreundliche Bauleitplanung 2024 

https://www.fischbachtal.de/rathaus/rathausnachrichten/klimafreundliche-bauleitplanung-in-fischbachtal-id_1375/
https://www.fischbachtal.de/rathaus/rathausnachrichten/klimafreundliche-bauleitplanung-in-fischbachtal-id_1375/
https://www.fischbachtal.de/rathaus/rathausnachrichten/klimafreundliche-bauleitplanung-in-fischbachtal-id_1375/
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Beispiel Herborn 

Herborn wollte im Erprobungsprojekt die Anforderungen an die 
Gebäudemodernisierung mit den Erkenntnissen aus dem Workshop 
„Governance der Gebäudemodernisierung" in einem Grundsatz-
beschluss absichern lassen. Dafür wurde 2024 im Projekt ein 
Beschluss-Entwurf zur energetischen Modernisierung der Gebäude 
vorbereitet. 

Die Anforderungen an Sanierungsmaßnahmen waren ausgearbeitet 
worden. Allerdings gelang es nicht, den weitreichenden Grundsatz-
beschluss in den Gremien zu fassen. Es gelang allerdings im ersten 
Schritt aus dem Beschluss-Entwurf eine Mitteilungsvorlage zur 
energetischen Modernisierung gemeindlicher Gebäude in den 
Gremien zu beraten und in der Stadtverordnetenversammlung zur 
Kenntnis zu bringen.  

 

Abb. 4  Herborn: Mitteilungsvorlage zur energetischen Modernisierung gemeindlicher Gebäude 
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Diese Mittteilungsvorlage „Erreichung der Klimaziele städtischer 
Gebäude mit Erkenntnissen aus dem Workshop „Governance der 
Gebäudemodernisierung" wurde durch den Fachdienst „Hochbau und 
technische Gebäudeunterhaltung“ im Februar 2025 in die politischen 
Gremien eingebracht. Sie wurde zunächst in den zuständigen 
Ausschüssen – dem Ausschuss für Klima-, Umweltschutz, Energie und 
Verkehr, dem Ausschuss für Bauen, Stadtentwicklung, Stadtteilfragen 
und Wirtschaftsförderung sowie dem Haupt- und Finanzausschuss – 
und im März 2025 von der Stadtverordnetenversammlung zur Kenntnis 
genommen.  

Die Vorarbeiten aus dem Entwurf des Grundsatzbeschluss sind in die 
Mitteilungsvorlage eingegangen. Es wird dargestellt, dass das von der 
Stadtverordnetenversammlung gesetzte Ziel der Klimaneutralität bis 
2045 mit den aktuell verfügbaren finanziellen und personellen 
Ressourcen nicht erreichbar ist. Daher wird vorgeschlagen: „Um die 
Umsetzung zu beginnen sind die erforderlichen Mittel entsprechend im 
Haushalt in den kommenden Jahren unabhängig der Produkte in 
einem Budget in Höhe von anfänglich 150.000 € /Jahr zur Verfügung 
zu stellen.“ Darüber hinaus werden eine Priorisierung der anstehenden 
Modernisierungen sowie eine Maßnahmenübersicht vorgeschlagen.  

Die Mitteilungsvorlage enthält zudem Informationen zur 
Gebäudestruktur der 95 kommunalen Liegenschaften in Herborn, 
einen Bericht zum Energiemanagement sowie erste konkrete 
Maßnahmen, die in den nächsten Jahren umgesetzt werden sollen. 

Hier werden der notwendige „lange Atem“ und das Festhalten an der 
Fachlichkeit deutlich: auch wenn in den politischen Gremien zunächst 
kein Grundsatzbeschluss mehrheitsfähig war, so bilden die Inhalte der 
Mitteilungsvorlage wichtige fachlichen Grundlagen und führen zu 
Festlegungen für Haushaltsberatungen und für zukünftige Einzel-
projekte. Hierauf kann die Verwaltung Bezug nehmen. Das Beispiel 
zeigt die Zusammenhänge von Beschluss und Bericht und die damit 
verbundene Möglichkeit, fachliche Inhalte zu platzieren und als 
Vorbereitung für Maßnahmen zu verwenden. 

. 
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Berichtsvorlage zur Kenntnis der Gemeindevertretung 
 

 

Zu den Aufgaben der Verwaltung gehört auch die Information der 
Gemeindevertretung über die wesentlichen Verwaltungs-
angelegenheiten bzw. die Erledigung der zugewiesenen 
Angelegenheiten. Berichtsvorlagen bündeln den aktuellen 
Kenntnisstand der Verwaltung zu einem bestimmten Sachverhalt  
– hier einem Modernisierungsvorhaben – einschließlich bereits 
erfolgter Vorarbeiten. Ihr Ziel ist es über die Verwaltungsspitze, 
Amtsleitung oder Bürgermeister*in die Gemeindevertretung – auch 
initiativ – über die Arbeit und jeweiligen Sachstand zu informieren. Die 
Gemeindevertretung nimmt die Berichtsvorlagen zur Kenntnis, 
wodurch alle politischen Vertreter*innen eine fundiertere Kenntnis des 
Themas erhalten. 

 

Dies trägt dazu bei, Rückfragen zu minimieren, unerwartete 
Planänderungen aufgrund neuer politischer Impulse zu reduzieren und 
die Umsetzungsgeschwindigkeit von Vorhaben zu steigern.  

Beispiel Kaufungen 

In Kaufungen hat das Klimaschutzmanagement eine umfassende 
Berichtsvorlage erstellt, die die verwaltungsinternen Vorarbeiten zur 
energetischen Modernisierung der 27 energetisch relevanten 
Nichtwohngebäude und einen kompakten Maßnahmenplan enthält. 
Dieser Bericht wurde über den Gemeindevorstand der 
Gemeindevertretung zur Kenntnis vorgelegt. 

Abb. 5  Kaufungen: (ausführlicher) Bericht zur energetischen Modernisierung gemeindlicher Gebäude 
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Die Recherche der vorhandenen Vorarbeiten erfolgte als Reaktion auf 
die Überlegung des Bürgermeisters, den aktuellen Kenntnisstand 
durch einen externen Sachverständigen erheben zu lassen.  

Das Klimaschutzmanagement hat die bereits ermittelten Informationen 
in dem Bericht zur energetischen Sanierung gemeindlicher Gebäude 
zusammengestellt. Der Bericht wurde im Juni 2024 im 
Gemeindevorstand beschlossen, und im Ausschuss Bauen-Planen-
Umwelt und Energie öffentlich vorberaten und anschließend über den 
Vorsitzenden der Gemeindevertretung der Gemeindevertretung 
zugeleitet und dort am 27.06.2024 in öffentlicher Sitzung zur Kenntnis 
genommen. Die in der Berichtsvorlage detailliert aufgeführten 

Modernisierungsvorhaben (Sachstand und Maßnahmenplan) sollen 
nun schrittweise umgesetzt werden.  

So erfolgten z.B. die Auswahl der Sanierung und Erweiterung einer 
Kita auf Grundlage des Berichts.  

Die strukturierte Übersicht zum Stand der Gebäudemodernisierung 
und die systematische Dokumentation des vorhandenen Wissens über 
den Gebäudebestand bildet nun die Grundlage für die fachlichen 
Diskussionen über Auswahl und Notwendigkeit von Maßnahmen. Der 
Bericht ist Orientierungshilfe nicht nur für neue Mitarbeiter*innen, 
sondern bildet auch eine fundierte Argumentationsgrundlage  
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Beispiel Weilrod 

In Weilrod wurde während der Laufzeit des Projektes ein Arbeitskreis 
Liegenschaften eingesetzt, der sich mit der Beurteilung aller 
gemeindeeigenen Gebäude und Liegenschaften befasst hat. Die 
Mitglieder dieses Arbeitskreises waren identisch mit denen des 
Ausschusses „Bauwesen, Bauplanung, Liegenschaften, Infrastruktur 
und Energie“ und hatten die Aufgabe, den baulichen Zustand der 
Immobilien zu bewerten, die voraussichtlichen Renovierungs- und 
Instandhaltungskosten abzuschätzen und Empfehlungen für den 
weiteren Umgang mit den Liegenschaften auszusprechen.  

Der Bericht des Arbeitskreises wurde am 29.03.2022 im 
Gemeindevorstand, am 31.03.2022 im Ausschuss „Bauwesen, 
Bauplanung, Liegenschaften, Infrastruktur und Energie“ beraten und 
schließlich am 28.04.2022 in der Gemeindevertretung zur Kenntnis 
genommen. Auf dieser Grundlage wurde die Gemeindeverwaltung 
beauftragt, für verschiedene Objekte eine Zukunftsperspektive zu 
erarbeiten. Dabei sollen sowohl Möglichkeiten der Sanierung als auch 
eine potenzielle Veräußerung geprüft werden. Alternativ soll geprüft 
werden, ob eine Übergabe an örtliche Gemeinschaften oder Vereine 
sinnvoll ist, um die Gebäude weiterhin einer öffentlichen Nutzung 
zuzuführen.   

Abb. 6  Weilrod: Berichtsvorlage durch Arbeitskreis Liegenschaften  
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In diesem Zuge werden Gespräche mit den Ortsbeiräten, Vereinen und 
weiteren relevanten Akteuren geführt. Besondere Berücksichtigung 
findet die Einbindung in bestehende Förderprogramme, wie 
beispielsweise das Dorferneuerungsprogramm.  

Ziel dieses Vorgehens ist es, die gemeindlichen Ressourcen effizient 
zu nutzen, historische Bausubstanz zu erhalten und eine nachhaltige 
Nutzung der Gebäude sicherzustellen. Die Ergebnisse und 
Empfehlungen werden der Gemeindevertretung zur weiteren 
Entscheidung vorgelegt

Der Arbeitskreis beendete seine Tätigkeit Ende 2024. Vor dem 
Hintergrund der Vielzahl kommunaler Gebäude, die sich aus der 
Struktur von Weilrod mit insgesamt 13 Ortsteilen ergebe, regte das 
Gremium dazu an, für bestimmte Objekte lokale Trägerschaften zu 
finden, um deren dauerhafte Nutzung und Unterhaltung außerhalb der 
gemeindlichen Verantwortung zu sichern. Die Empfehlung wurde von 
den Vereinen jedoch bislang nicht aufgegriffen. 

Es ist vorgesehen, zur Mitte des Jahres 2025 das Liegenschafts-
management komplett zu überdenken und neu aufzustellen: mit einer 
Stabstelle die dem Bürgermeister unterstellt ist soll ein 
Gebäudemanagement eingerichtet werden. 
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Beispiel Bad Soden am Taunus  

In Bad Soden am Taunus fasst die Verwaltung (Abteilung Gebäude 
und Liegenschaften regelmäßig den Stand städtischer 
Baumaßnahmen in einem sogenannten „Baubericht“ zusammen und 
legt diesen dem Magistrat und der Stadtverordnetenversammlung zur 
Kenntnis vor. Die Bauberichte werden regelmäßig veröffentlicht und 
dienen ausschließlich der Information, sie bieten eine kompakte und 

transparente Übersicht über den Fortschritt einzelner Bauvorhaben. 
Die Kostenentwicklung und Terminplanung werden dabei visuell durch 
ein Ampelsymbol veranschaulicht. Zudem enthalten die Berichte eine 
Auflistung der bereits gefassten Beschlüsse in Magistrat und 
Stadtverordnetenversammlung. 

 

   

Abb. 7  Bad Soden am Taunus: „Baubericht“ 
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Politische Anfrage 
 

Wie oben dargestellt, ist der Gemeindevorstand verpflichtet, Anfragen 
der Gemeindevertreter und der Fraktionen zu beantworten. 

Politische Anfragen sind fester Bestandteil des kommunalen Alltags, 
bringen für die Verwaltung zusätzlichen Arbeitsaufwand und können 
die handelnden Mitarbeiter*innen unter Druck setzen. Wichtig ist 
deshalb die enge Abstimmung mit und Rückendeckung der 
Vorgesetzten, sei es Amtsleitung oder Bürgermeister*in. Die 
Beantwortung der Anfrage kann jedoch genutzt werden, um nicht nur 
den Bearbeitungsstand eines Themas darzulegen, sondern auch 
gleichzeitig Bedarfe der Verwaltung, wie etwa Sachmittel oder 
personelle Ressourcen, zu kommunizieren.  

 

Beispiel Bad Hersfeld 

Ein konkretes Beispiel ist eine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen in Bad Hersfeld. Zur Beantwortung der Anfrage zum Thema 
„Maßnahmen auf dem Weg zur Klimaneutralität“ erstellte das 
Klimaschutzmanagement der Stadt Bad Hersfeld einen umfassenden 
Sachstandsbericht, der sowohl den aktuellen Umsetzungsstand als 
auch zukünftige Handlungsmöglichkeiten darlegt. Die Arbeitsgruppe 
Kommunikation unterstützte dabei durch den fachlichen Austausch 
und die Weitergabe von Erfahrungen aus anderen Kommunen 

 

 

Abb. 8  Bad Hersfeld: Anfrage zum Thema Maßnahmen auf dem Weg zur Klimaneutralität 



18 
 

Arbeitsgruppe/ Arbeitskreis
 

Neben den in der hessischen Gemeindeordnung explizit benannten 
Kommunikationsformaten Beschluss, Kenntnisnahme und Anfrage 
finden sich in der kommunalen Praxis weitere Formen der 
Zusammenarbeit: etwa Arbeitskreise oder Arbeitsgruppen, die 
befristet oder dauerhaft zur Begleitung umfassenderer Themen 
eingerichtet werden.  

In den Gemeinden Allendorf (Eder), Fischbachtal und Weilrod spielen 
solche Formate eine besondere Rolle im Kontext der Gebäude-
modernisierung. Sie wurden ergänzend zu den regulären Gremien ins 
Leben gerufen und sind aktiv in die Prozesse eingebunden. Ihre 
Einsetzung erfolgt unterschiedlich: durch einen Beschluss der 
Gemeindevertretung (Allendorf), durch den Bürgermeister 
(Fischbachtal) oder durch einen Ausschuss (Weilrod). Unterschiede 
zeigen sich vor allem in der Zusammensetzung, in den konkreten 
Aufgaben sowie in der zeitlichen Ausrichtung. Gemein ist ihnen die 
Unterstützung der Verwaltung – sei es durch Beratung, Zuarbeit oder 
Vernetzung. Zudem schaffen sie eine wichtige Verbindung zur 
Zivilgesellschaft. 

In Allendorf (Eder) wurde der Klimawandel bereits 2020 in einem 
Grundsatzbeschluss als existentielle Bedrohung für das bestehende 
Ökosystem anerkannt (Aktionsplan Klimaschutz 2021). Gleichzeitig 
wurde die Erstellung eines Aktionsplans Klimaschutz angekündigt. Der 
Beschluss sah vor, eine Arbeitsgruppe zu gründen – bestehend aus 
Gemeindevertreter:innen, dem Klimaschutzmanager, möglichst auch 
regionalen Unternehmen, Vereinen, weiteren Organisationen sowie 
interessierten Bürger:innen. Diese Arbeitsgruppe sollte aktiv an der 
Entwicklung des Aktionsplans mitwirken. Seitdem begleitet sie, unter 
der Leitung des Klimaschutzmanagers, kontinuierlich die Umsetzung 
und Weiterentwicklung der Maßnahmen – auch im Rahmen des 
Projekts. Sie gilt als zentrale Unterstützung für das kommunale  

 

Klimaschutzmanagement. Die Treffen finden in der Regel monatlich 
statt, je nach Bedarf. 

In Fischbachtal sah der Grundsatzbeschluss von 2020 zur 
klimafreundlichen Bauleitplanung vor, den Bau- und Umweltausschuss 
mit der Ausarbeitung eines entsprechenden Leitfadens zu befassen. 
Die Bearbeitung erfolgte nicht im Ausschuss, sondern im o.g. 
Arbeitskreis, der auf die Initiative des Bürgermeisters gegründet 
wurde. Der Arbeitskreis setzt sich aus politischen Vertreter*innen aller 
an der Gemeindevertretung beteiligten Fraktionen, dem 
Bürgermeister, Verwaltungsmitarbeitern sowie externer fachlicher 
Begleitung durch die Hochschule zusammen. Der Arbeitskreis ist auf 
Dauer angelegt. Die Aufgabenstellung wurde im Laufe der Zeit 
weiterentwickelt und hat während und über die Projektlaufzeit hinaus 
Fragen von Klimaschutz und Klimaanpassung in der konkreten 
Bebauungsplanung bearbeitet. Die externe fachliche Begleitung 
dauert an. Alle Aufgaben leiten sich aus dem Grundsatzbeschluss ab. 

In Weilrod initiierte der Ausschuss für Bauwesen, Bauplanung, 
Liegenschaften, Infrastruktur und Energie die Einrichtung eines 
Arbeitskreises, der sich mit einem konkreten Auftrag befassen sollte, 
die in zur Zuständigkeit des Ausschusses gehörte: die Bewertung des 
baulichen Zustands der kommunalen Immobilien, die Abschätzung der 
voraussichtlichen Renovierungs- und Instandhaltungskosten und 
Empfehlungen für den weiteren Umgang mit den Liegenschaften. Die 
Zusammensetzung des Arbeitskreis Liegenschaften entsprach der des 
Ausschusses für Bauwesen, Bauplanung, Liegenschaften, 
Infrastruktur und Energie. Mit Abschluss der Aufgabe, die in einem 
Bericht dokumentiert wurde, wurde der Arbeitskreis aufgelöst.   
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Fazit: Zehn Erkenntnisse aus dem Projekt  
 

 

 

 

 

 

 

1. Kommunikation erhält oft nicht die notwendige Aufmerksamkeit bei 
der Bearbeitung komplexer, kontroverser und politisch sensibler 
Themen wie der Gebäudemodernisierung. 

2. Verwaltungen benötigen klare politische Aufträge, gleichzeitig aber 
auch ausreichende Spielräume für die eigenverantwortliche 
Umsetzung – ein Spannungsverhältnis, das regelmäßig neu 
austariert werden muss. 

3. Für die Vermittlung fachlicher Inhalte stehen bewährte Formate der 
Hessischen Gemeindeordnung (HGO) zur Verfügung, die gezielt 
genutzt werden können. 

4. Berichtsvorlagen sind mehr als Pflichtdokumente: Sie unterstützen 
die fachliche Argumentation gegenüber politischen Alternativen 
durch fundierte Bestandsaufnahmen, Priorisierungen und 
Vorschläge. 

5. Gut dokumentierte Vorlagen dienen auch der institutionellen 
Erinnerung: Sie machen Vorarbeiten sichtbar, bewahren Wissen 
und erleichtern die Einarbeitung neuer Mitarbeitender. 

6. Berichtsvorlagen tragen zur Kontrolle, Transparenz und zum 
Monitoring des Verwaltungshandelns bei. 

7. Arbeitskreise und Arbeitsgruppen – initiiert durch politische 
Beschlüsse oder Bürgermeister*innen – schaffen Raum für flexible 
Zusammenarbeit zwischen Verwaltung, Politik und externen 
Akteuren. 

8. Die Steuerung von Modernisierungsprozessen („Governance“) ist 
besonders für kleine Gemeinden eine große Herausforderung – 
technisch, personell und politisch. 

9. Externe Unterstützung durch Hochschulen, Fachinstitutionen oder 
Beratungen ist unverzichtbar, um knappe Ressourcen zu ergänzen 
und neue Impulse zu setzen. 

10. Interkommunale Netzwerke und Austauschformate – wie etwa die 
Klimakommunen – bieten wertvolle fachliche und organisatorische 
Unterstützung. Sie sollten gestärkt und ausgebaut werden. 
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Vorwort 
 
Das Projekt „Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen 
und mittleren hessischen Kommunen“ verfolgte das Ziel, kommunale 
Akteure bei der Modernisierung ihres eigenen Gebäudebestandes zu un-
terstützen. Das Projekt wurde durch das Hessische Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum gefördert und lief 
vom 15.01.2023 bis zum 31.05.2025.  
 
Jede am Projekt teilnehmende Kommune wird in einem eigenen Steck-
brief vorgestellt. Dieser enthält die wichtigsten Informationen zur Ge-
bäudemodernisierung vor Ort sowie Maßnahmen und Erkenntnisse, die 
nicht nur für die teilnehmenden Kommunen, sondern auch für weitere 
hessische Städte und Gemeinden von Interesse sein könnten. 
 

Projektbeteiligte Kommunen in Hessen 
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Im Projekt Governance der Gebäudemoderni-
sierung in kleinen und mittleren hessischen 
Kommunen beschäftigten sich zwölf Kommunen 
aus Hessen mit den Herausforderungen im Be-
reich der Gebäudemodernisierung. Untersucht 
wurde dabei unter anderem, mit welchen Instru-
menten und Methoden die Gebäudemodernisie-
rung im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele 
in der jeweiligen Kommune umgesetzt wird. 

Der Begriff der Modernisierung umfasst Maßnah-
men, die zu einer nachhaltigen Verbesserung der 
Gebäudeverhältnisse beitragen und beispiels-
weise zu einer Einsparung von Energie (=energe-
tische Sanierung) oder Wasser führen. Der Begriff 
der Sanierung beschreibt alle Maßnahmen, die 
zum Erhalt eines Gebäudes beitragen. Bei einer 
Instandsetzung hingegen werden akute Schäden 
beseitigt. Da die Begriffe der Modernisierung und 
Sanierung allerdings in der kommunalen Praxis 
synonym verwendet werden, werden diese auch 
im nachfolgenden gleichermaßen verwendet.  

Die Projekt-Kommunen sind alle Mitglieder im 
Bündnis der Hessischen Klima-Kommunen und 
haben sich mit der Unterzeichnung der Charta 
„Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ dazu ver-
pflichtet, bis 2045 klimaneutral zu werden. Allen 
Kommunen gemeinsam ist die Absicht, die not-
wendigen Modernisierungsprozesse im kommu-
nalen Gebäudebestand in Hinblick auf die Treib-
hausgasneutralität zu beschleunigen und besser 
zu steuern. Die Projektkommunen haben sehr he-
terogene Strukturen, welche von kompakten Klein-
städten bis hin zu großen Flächengemeinden mit 
vielen Ortsteilen reichen. Entsprechend unter-
schiedlich sind die Bedarfe und Herausforderun-
gen bei der Modernisierung des jeweiligen kom-
munalen Gebäudebestandes.  

Eine der größten Herausforderungen in diesem 
Bereich stellt der allgemeine Sparkurs der kommu-
nalen Haushalte und der Personalmangel, ausge-
löst durch fehlende Fachkräfte und einen Genera-
tionenwechsel, dar. Häufig fehlen darüber hinaus 

ausreichende Kenntnisse über Auswahl und (stra-
tegischen) Einsatz von Förderprogrammen. Wei-
terhin ist eine gute Kommunikation zwischen „Po-
litik“ und Verwaltung erforderlich, um klare Auf-
träge an die Verwaltung zu formulieren und durch 
politische Beschlüsse die notwendige Legitimation 
für Verwaltungshandeln zu erreichen. Diese Er-
kenntnisse führten zur Auswahl der beiden 
Schwerpunktthemen: Förderung und Finanzie-
rung und Kommunikation, die mit allen Kommu-
nen bearbeitet werden. Die Kommunen arbeiteten 
im Rahmen des Forschungsprojekts eng mit der 
Institut Wohnen und Umwelt GmbH (IWU), der 
Hochschule Darmstadt und der Schader-Stiftung 
zusammen.  

Die Besonderheit des Projekts liegt in dem partizi-
pativen Ansatz der gemeinsamen Identifikation 
und Priorisierung von Herausforderungen und der 
anschließenden Entwicklung von Lösungsansät-
zen. Die entwickelten Lösungsansätze wurden in-
nerhalb der Projektlaufzeit an verschiedenen Stel-
len in der kommunalen Praxis erprobt. Zudem fan-
den in regelmäßigen Abständen Workshops mit 
den beteiligten zwölf Kommunen statt, um einen 
Erfahrungsaustausch während der Laufzeit des 
Projekts zu gewährleisten. 
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Hilfsmittel, die für die Projektgemeinden erarbei-
tet wurden, werden allgemein zugänglich ge-
macht und können von jeder interessierten Kom-
mune genutzt werden.   

Erkenntnisreich sollen die Steckbriefe und die 
Hilfsmittel auch für Fördermittelgeber oder Mini-
sterien sein, um die Unterstützung des Landes 
möglichst genau auf die Bedarfe der kleinen und 
mittelgroßen Kommunen abzustimmen. 
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Die Gemeinde  
Alheim 

Bevölkerung  
4.981 (Stand 30.09.2022) 
 
Landkreis 
Hersfeld-Rotenburg 
 
Regierungsbezirk 
Kassel 
 
Strukturraum nach Landesentwicklungspla-
nung 
Dünn besiedelter ländlicher Raum 
 
Nichtwohngebäude (NWG) in Eigentum der 
Kommune* 
18 
 
Wohngebäude (WG) in Eigentum der  
Kommune 
5 
 
Webseite 
https://www.alheim.de 
 
 
 
Ansprechpartnerin zum Thema:  
Gebäudemodernisierung 
 
Name: Petra Herzig 
Funktion: Gemeinde Alheim, Kultur und Touris-
mus & Förderprogramme 
E-Mail: herzig@alheim.de 
Tel.: 06623/920037 

 

Die Gemeinde Alheim liegt im Landkreis Hers-
feld-Rotenburg in Osthessen im Regierungsbe-
zirk Kassel.  

Die Gemeinde hat etwa 5.000 Einwohner*innen 
und besteht aus zehn Ortseilen: Baumbach, Erd-
penhausen, Heinebach, Hergershausen, Liche-
rode, Niederellenbach, Niedergude, Oberellen-
bach, Obergude und Sterkelshausen.  

Alheim liegt auf einer Höhe von etwa 300 m über 
NN und erstreckt sich entlang der Fulda. Das 
nächstgelegene Oberzentrum ist Bad Hersfeld, 
das etwa 20 km entfernt liegt.  

In der Umgebung von Alheim gibt es zahlreiche 
Sehenswürdigkeiten, darunter das Schloss Eich-
hof und das Kloster Haydau. Die Region ist auch 
ein beliebtes Ziel für Naturliebhaber, da sie von 
ausgedehnten Wäldern und Wanderwegen 
durchzogen ist. 

 
 
 
* Berücksichtigte Nichtwohngebäude (NWG) 
sind Gebäude die dauerhaft auf über 12° C be-
heizt werden und unter (die Anwendung) das 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) fallen.  

05 



Alheim konnte in der Vergangenheit aufgrund des 
großen Engagements des damaligen Bürgermeis-
ters viele Projekte der nachhaltigen Gemeindeent-
wicklung vorantreiben. Diesem Engagement ist 
unter anderem die Auszeichnung zur nachhaltigs-
ten Gemeinde Deutschlands aus dem Jahr 2016 
zu verdanken. Der Nachfolger musste nach kurzer 
Amtszeit wegen eines drohenden Abwahlverfah-
rens zurücktreten. Seit 2023 ist Dr. Brethauer 
neuer Bürgermeister der Gemeinde Alheim.  

Aufgrund der Gemeindestruktur (Flächenge-
meinde mit 10 Ortsteilen) sind viele kommunale 
Gebäude, die der Sicherung der Daseinsvor-
sorge/kommunaler Infrastruktur dienen, mehrfach 
vorzuhalten (beispielsweise Feuerwachen für die 
Ortsfeuerwehren oder Dorfgemeinschaftshäuser 
(DGH) in den einzelnen Ortsteilen). Alheim hat da-
her im Verhältnis zur Einwohner*innenzahl viele 
kommunale Gebäude.  

Das Bauamt ist für alle öffentlichen Gebäude und 
deren Modernisierung zuständig. Dort sind zwei 
hauptamtliche Sachbearbeiter*innen beschäftigt, 
die durch zwei Sachbearbeiter*innen des Ord-
nungsamtes unterstützt werden. Die angespannte 
Haushaltslage erschwert die Sanierungsprojekte.  

Finanzierung 

Die Gemeinde Alheim hat geringe finanzielle Mittel 
und musste auch im Haushalt 2024 auf Rücklagen 
zurückgreifen, um die Genehmigungsfähigkeit zu 
erreichen. Das Haushaltsvolumen betrug 12,3 Mil-
lionen Euro. Der Ergebnishaushalt wies einen 
Fehlbedarf von ca. 624.000 Euro auf, während der 
Finanzhaushalt mit einem Zahlungsmittelbedarf 
von ca. 1 Millionen Euro abschloss. 

Insgesamt plante Alheim für das Jahr 2024 Inves-
titionen in Höhe von über 2,4 Millionen Euro. Laut 
Haushaltsentwurf sollten die Mittel auf vier Investi-

tionsvorhaben zur Gebäudemodernisierung kon-
zentriert. In der Zwischenzeit wurde der Haushalt 
genehmigt. 

Aufgrund der schwachen Finanzlage der Ge-
meinde ist das Thema Förderung von großer Be-
deutung. Derzeit basieren mehrere Projekte zur 
Gebäudemodernisierung auf dem Interkommuna-
len Entwicklungskonzept (IKEK) im Rahmen der 
Dorferneuerung. Dieses Konzept, das von einem 
Fachbüro erstellt wurde, half dabei, aus einer Viel-
zahl modernisierungsbedürftiger Vorhaben Priori-
sierung abzuleiten. Die Entscheidungsfindung 
stützte sich auf eine erste Einschätzung des Fach-
büros, einer Steuerungsgruppe, Nutzungszahlen 
sowie potenzielle Einsparungen bei den Energie-
kosten. Die Steuerungsgruppe setzt sich aus Bür-
germeister, Vertreter der Verwaltung, eine Vertre-
terin des Landkreises Hersfeld Rotenburg und 
Vertreter der lokalen Politik zusammen. Aufgaben 
der Steuerungsgruppe sind u.a. das Prozessma-
nagement, die Priorisierung der Projekte für die 
Förderung sowie die Organisation öffentlicher Ver-
anstaltungen und Begleitung der Projekte durch 
fortlaufendes Monitoring und Evaluation. Zusätz-
lich flossen Fördermittel vom Land Hessen, vom 
Bund und von der EU, sodass anschließend ge-
zielt Maßnahmen umgesetzt werden konnten. 

Finanzierung Beispiel 
Sanierung und Modernisierung des  
Dorfgemeinschaftshauses (DGH) Licherode  

Licherode, der kleinste Ortsteil Alheims mit etwa 
160 Einwohner*innen, hatte im Rahmen der Dorf-
erneuerung zunächst keine Priorität. Aufgrund 
gravierender energetischer Mängel und fehlender 
Barrierefreiheit wurde die Sanierung und Moderni-
sierung des Dorfgemeinschaftshauses (DGH) je-
doch fristgerecht mit den letzten möglichen Anträ-
gen bei der WI-Bank eingereicht.  

 

Zuständigkeiten &  
Entscheidungsprozesse  
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Die Sanierung des DGH bringt folgende Vorteile: 

- Erneuerung der Fenster, Türen und Fußbö-
den 

- Sanierung des Gefaches 
- Installation eines neuen Heizkörpers 
- Einbau eines Plattenliftes 
- Anpassung der Toilettenanlagen an die 

DIN 18040 
- Erneuerung der Küche 
- Energieeinsparung, Barrierefreiheit, mehr 

Lebensqualität  

Eine Herausforderung besteht allerdings in der 
Unsicherheit bei den Kostenschätzungen, da die 
Preise in den letzten Jahren stark stiegen. Der An-
trag musste bis Ende 2023 eingereicht werden, um 
eine Förderquote von 80 % zu erreichen. Er wurde 
jedoch erst im September 2024 genehmigt. Seit 
Juli 2024 liegt die Förderquote nur noch bei 75 %. 
Das führt dazu, das eine überarbeitete Projektkal-
kulation notwendig geworden ist und die bislang 
geplanten Haushaltsmittel nicht ausreichen.  

Maßnahmen 

Alheim ist Mitglied der Hessischen Klima-Kommu-
nen.  Mit der Unterzeichnung der Charta „Hessen 
aktiv: Die Klima-Kommunen“ hat sich die Ge-
meinde dazu verpflichtet bis 2045 klimaneutral zu 
werden. Der Masterplan Energie (2014) und das  
2016 erstelltes integriertes kommunales Entwick-
lungskonzept (IKEK), sowie ein Klimaschutzplan 
sind wichtige Rahmendokumente für die Moderni-
sierung kommunaler Liegenschaften in Alheim. 

In interkommunaler Zusammenarbeit zwischen 
Rotenburg ob der Fulda, Bebra und Alheim wurde 
ein gemeinsamer „Masterplan Energie“ mit den 
zwei wesentlichen Handlungsfeldern „Energieeffi-
zienz/Energieeinsparung“ und „Erzeugung von er-
neuerbarer Energie“ erstellt. 

Im Maßnahmenkatalog des Masterplans sind zahl-
reiche Maßnahmen mit Bezug zur Gebäudemo-
dernisierung in unterschiedlichen Handlungsfel-
dern benannt. Dazu gehören unter anderem ziel-
gruppengerechte Informations- und Beratungsan-
gebote für Sanierungswillige, eine Sanierungs-
kampagne oder die modellhafte Sanierung eines 
Musterhauses oder einer Mustersiedlung sowie 
die Förderung eines Klimaschutzmanagers.  

Bereits Im Jahr 2016 wurden im Rahmen des Inte-
grierten Kommunalen Entwicklungskonzepts 
(IKEK) die Sanierungsbedarfe der Dorfgemein-
schaftshäuser in den Ortsteilen erfasst und doku-
mentiert. Derzeit wird zudem die Errichtung von 
Windkraftanlagen zur Stromgewinnung auf dem 
Gemeindegebiet geprüft. 

Aufgrund des breiten Spektrums an Maßnahmen 
hat Alheim im Jahr 2016 den deutschen Nachhal-
tigkeitspreis in der Kategorie „Deutschlands nach-
haltigste Kleinstädte und Gemeinden“ gewonnen.  

 

 

Förderprogramm „Klimafreundliches  
Wohnen“ 

Die Gemeinde Alheim gewährt ab Januar 2022 
Fördermittel für überwiegend zu Wohnzwecken 
genutzte Gebäude, die im Gemeindegebiet liegen. 
Förderzweck ist die nachhaltige Einsparung von 
Stromkosten und damit die Minderung des Strom-
verbrauchs im Altbaubestand als auch bei Neu-
bauten.  

Gefördert wird die erneuerbare Stromerzeugung 
durch Balkonmodule. Mit Balkonmodulen können 
auch Mietende oder Kleingärtner*innen die de-
zentrale, erneuerbare Energieproduktion unter-
stützen, denen kein eigenes Dach zur Nutzung der 
Sonnenenergie zur Verfügung steht. Auch diese 
Möglichkeit wird mit einem pauschalen Zuschuss 
gefördert. Diese Maßnahme ist vollständig eigen-
finanziert.  

Alheim hat u.a. folgende Maßnahmen umgesetzt 
oder arbeitet an der Umsetzung: 
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Sanierung Dorfgemeinschaftshaus  
Sterkelshausen 

Die energetische Sanierung des Dorfgemein-
schaftshauses in Sterkelshausen wurde im Jahr 
2019 abgeschlossen. Es wurde unter anderem 
eine energetische Dach- und Fassadensanierung 
durchgeführt, Türen und Fenster getauscht sowie 
Rohbauarbeiten durchgeführt. Die Sanierung kos-
tete 234.000 Euro, wovon 75 % durch Fördermittel 
vom Land Hessen bezahlt werden konnten.  

 
DGH Sterkelshausen vor der Sanierung  
(Gemeinde Alheim) 

 
DGH Sterkelshausen nach der Sanierung  
(Gemeinde Alheim) 

 

Geplante energetische Sanierungen weiterer 
DGHs und Ortsfeuerwehren 

Ab 2023 werden sukzessive drei weitere Dorfge-
meinschaftshäuser in den Alheimer Ortsteilen 
Obergude, Niedergude, Niederellenbach energe-
tisch teilsaniert.  

Im DGH Niedergude wurde das Obergeschoss ge-
dämmt und eine effizientere Ölheizung eingebaut, 
um das Heizvolumen zu verringern. Im DGH Nie-
derellenbach wurden die Fenster ausgetauscht. 
Im DGH Obergude wurde bislang eine neue Ein-
gangstür eingebaut.  

Auch die Dorfgemeinschaftshäuser in Erpdenhau-
sen und Licherode (geplant für 2025) sowie die 
Feuerwehrgerätehäuser in Obergude und Her-
gershausen sollen energetisch saniert werden.  

Versorgung mit erneuerbarer Energie  

In Alheim wird mehr erneuerbarer Strom erzeugt, 
als für die Haushalte benötigt wird – im Jahr 2021 
entsprach die Produktion 187 % des Haushaltsbe-
darfs. Der Überschuss wird in das öffentliche Netz 
eingespeist. 

Es gibt insgesamt drei Solarparks in Oberellen-
bach, Hergershausen und in Heinebach. Darüber 
hinaus gibt es eine Biogasanlage in Heinebach. 
Der Standort wurde strategisch in unmittelbarer 
Nähe des Gewerbegebietes Haischwiese platziert, 
um die Betriebe des Gewerbegebietes und ein 
Wohngebiet über ein Nahwärmenetz (betrieben 
über die Abwärme der Anlage) mit Wärme zu ver-
sorgen. Auch im Ortsteil Baumbach gibt es ein 
Nahwärmenetz. Diese sollen zukünftig auf weitere 
Ortsteile ausgedehnt werden.  

 

 

 

 

 

08 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Weitere Einsparungen konnten im Rathaus durch 
eine Fernwärmeversorgung erzielt werden. Zu-
dem gibt es eine Wasserkraftanlage sowie diverse 
PV-Anlagen im Gemeindegebiet.  

Herausforderungen & 
Erfolgsfaktoren 
Die Governance der Gebäudemodernisierung 
stellt Alheim und die weiteren am Projekt 
beteiligten Kommunen vor vielfältige 
Herausforderungen. Gleichzeitig zeigen prak-
tische Erfahrungen aus dem Projekt, welche 
Erfolgsfaktoren eine erfolgreiche Umsetzung 
begünstigen. Diese Erkenntnisse lassen sich in 
verschiedenen Kategorien zusammenfassen. 

Ein wichtiger Erfolg in der Kategorie Information 
und Beratung ist die Entwicklung eines Öffentlich-
keitskonzepts für die umfassende Sanierungs-
kampagne. Die Verwaltung sieht sich als Dienst-
leister für die Bürger*innen der Gemeinde und 
nutzt alle verfügbaren Medien, um umfassend zu 
informieren. Dazu gehören Hinweise auf die För-
dermittelberatung der LEA sowie die regelmäßige 
Energiesprechstunde im Rathaus.  

Im Rahmen der Kategorie Regeln und  
Festsetzungen kann als Erfolg die Erstellung des 

Masterplans für Energie in interkommunaler Zu-
sammenarbeit sowie die Erstellung eines integrier-
ten kommunalen Entwicklungskonzeptes und ei-
nes Klimaschutzplans, in dem unter anderem die 
geplanten Maßnahmen und die Sanierungsstrate-
gien ausgeführt werden, genannt werden.  

Die Förderung und Finanzierung der Moderni-
sierungsmaßnahmen wird - vor allem seit 2022 - 
geprägt durch die zunehmend „leeren Kassen“. So 
ist oftmals aufgrund der finanziellen Situation ma-
ximal ein Modernisierungsprojekt geplant – die 
restlichen müssen dann auch bei Dringlichkeit hin-
tenangestellt werden. Zudem sind auf dem Ge-
meindegebiet wenig Industriefirmen (Alheim ist e-
her landwirtschaftlich geprägt). Somit ist auch 
nicht mit nennenswerten Gewerbesteuereinnah-
men zu rechnen.  

Darüber hinaus können aufgrund von Personal-
knappheit viele anstehende Aufgaben nicht erle-
digt oder müssen teilweise zurückgestellt werden.  

Daraus wird deutlich, dass die Auswahlentschei-
dung über eine Modernisierungsmaßnahme 
hauptsächlich von der finanziellen Ressourcen-
lage und nicht vordergründig von technischen Not-
wendigkeiten geprägt wird.  

Für alle im Projekt untersuchten Kommunen ist die 
Förderung und Finanzierung von Modernisie-
rungsmaßnahmen sehr wichtig. Deshalb wurden 
diese Fragen zum Schwerpunktthema des Projek-
tes Governance der Gebäudemodernisierung ge-
macht. 

 

 

 

 

 

 

Die im Projekt entwickelte Handreichung  
„Der Förderprozess“ weist Alheim und den an-
deren Projekt-Kommunen den Weg zum ange-
passten Einsatz der vielfältigen Förderpro-
gramme. Sie steht über die folgenden Projekt-
homepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungs-
logiken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
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Eng verbunden mit den finanziellen Ressourcen 
sind Herausforderungen, die sich aus der notwen-
digen Anpassung der Verwaltungsstruktur er-
geben. Die Fülle der Aufgaben mit wenig Personal 
neben dem Alltagsgeschäft zu bewältigen, ist eine 
große Herausforderung. 

In dieser Kategorie kann positiv verzeichnet wer-
den, dass aufgrund des Engagements des frühe-
ren Bürgermeisters viele Kontakte und Netzwerke 
aufgebaut werden konnten. Durch diesen bundes- 
und europaweiten Austausch mit anderen Kom-
munen und Großstädten konnten viele Fördergel-
der eingeworben werden. 

Durch einen Wechsel des Bürgermeisters und ei-
ner Verschlechterung der finanziellen Situation der 
Gemeinde konnten allerdings in den letzten Jah-
ren deutlich weniger Gelder eingeworben werden. 
Dennoch profitiert Alheim noch immer von den zu-
vor aufgebauten Strukturen und möchte auch wei-
terhin dem Bereich Nachhaltigkeit mit hoher Prio-
rität begegnen.  

In der Kategorie Sonstiges ist das Thema Kom-
munikation und Kooperation zwischen Verwaltung 
und politischen Gremien enthalten.  

Aufgrund der hohen Bedeutung der internen Kom-
munikation wurde sie als zweiter Projektschwer-
punkt identifiziert. Dabei stehen zentrale Fragen 
im Fokus: Wie spreche ich den Fachbereich ge-
zielt an? Wie vermittle ich fachliche Inhalte ver-
ständlich an Entscheidungsträger*innen? Welche 
Sprache wird benötigt, um komplexe Themen 
nachvollziehbar zu machen? Welche Unterlagen 
sind erforderlich, um zu überzeugen? Und welcher 
Informationsbedarf besteht auf politischer Ebene?  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Rahmen des Projekts haben die Kommunen 
verschiedene Vorlagen erarbeitet, darunter eine 
für einen Grundsatzbeschluss, der der Verwal-
tung den Handlungsrahmen vorgibt und sie legi-
timiert, beispielsweise in Bezug auf Gebäude-
standards. Diese Standards sollen bei der Mo-
dernisierung kommunaler Liegenschaften er-
reicht werden und sind auf die Bedürfnisse klei-
ner und mittlerer hessischer Kommunen abge-
stimmt. Ihr Ziel ist es, zur Einhaltung bzw. Errei-
chung der Klimaschutzziele im Gebäudebereich 
beizutragen.  
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Die im Projekt erarbeitete Handreichung „Der 
Kommunikationsprozess“ bietet Alheim und 
den anderen Projekt-Kommunen eine praxis-
nahe Orientierung, um verschiedene HGO-kon-
forme Kommunikationswege gezielt für Themen 
wie die (energetische) Modernisierung der eige-
nen Liegenschaften sowie weitere relevante Be-
reiche zu nutzen. Sie steht über die folgenden 
Projekthomepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungs-
logiken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
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In diesem Steckbrief werden die Voraussetzungen 
und Fortschritte im Bereich der Gebäudemoderni-
sierung in Alheim dargestellt. Die Stadt setzt be-
reits vielfältige Maßnahmen um, um ihr Gebäude-
portfolio nachhaltiger zu gestalten. 

Der Masterplan Energie (2014) und ein 2016 er-
stelltes integriertes kommunales Entwicklungs-
konzept (IKEK), sowie ein Klimaschutzplan sind 
wichtige Rahmendokumente für die Sanierung 
kommunaler Liegenschaften in Alheim. Zudem 
wurde im Jahr 2016 ein integriertes kommunales 
Entwicklungskonzept für die Kommune erstellt, in 
dem u.a. Sanierungsbedarfe der Dorfgemein-
schaftshäuser in den Ortsteilen beschrieben wer-
den. 

Außerdem ist es Alheim in der Vergangenheit ge-
lungen, vielfältige Netzwerke zu anderen Städten 
und Gemeinden zu knüpfen und viele Maßnah-
men, unter anderem zu einer umfassenden Ener-
giewende, auf den Weg zu bringen - diese Bemü-
hungen wurden 2016 sogar mit dem deutschen 
Nachhaltigkeitspreis ausgezeichnet. 

Aufgrund der Gemeindestruktur (Flächenge-
meinde mit 10 Ortsteilen) sind viele kommunale 
Gebäude mehrfach vorzuhalten (beispielsweise 
Feuerwachen für die Ortsfeuerwehren oder Dorf-
gemeinschaftshäuser (DGH) in den einzelnen 
Ortsteilen). Alheim hat daher im Verhältnis zur Ein-
wohnerzahl viele kommunale Gebäude.  

Insbesondere im Kontext der geringen finanziellen 
Mittel, die Alheim zur Verfügung stehen, stellt das 
die Kommune vor große Herausforderungen. Das 
zuständige Baumanagement konnte allerdings be-
reits eine Priorisierung der Modernisierungspro-
jekte auf Grundlage des IKEKs erarbeiten.  

Seit 2022 werden in Alheim Privathaushalte bei 
der erneuerbaren Stromerzeugung durch Balkon-
module gefördert. Zudem wurde im Jahr 2019 die 
Sanierung des Dorfgemeinschaftshauses Ster-
kelshausen abgeschlossen. Geplant ist die ener-
getische Sanierung von weiteren DGHs und Orts-

feuerwehren. Außerdem werden in Alheim rechne-
risch 187 % der Haushalte über erneuerbare Ener-
gien versorgt. Damit wird fast doppelt so viel Ener-
gie aus erneuerbaren Energien erzeugt, wie von 
den Haushalten verbraucht wird. Der Überschuss 
wird in das öffentliche Netz gespeist. 

Die Dringlichkeit der Gebäudemodernisierung 
stellt Alheim vor große Herausforderungen: Die 
angespannte finanzielle Lage macht die Nutzung 
von Fördermitteln immer notwendiger. Aber auch 
aufgrund der Personalknappheit können einige 
anstehende Aufgaben nicht erledigt werden oder 
müssen zurückgestellt werden.  

Auch in Alheim zeigt sich, dass die derzeitigen 
Fördermodalitäten nicht ausreichend auf die spe-
zifischen Anforderungen von Gebäudemodernisie-
rungsprojekten in kleinen Kommunen abgestimmt 
sind. Insbesondere die oft notwendigen Änderun-
gen während der Projektdurchführung, wie das 
Hinzufügen oder Streichen von Leistungen, ma-
chen deutlich, dass eine größere Flexibilität bei der 
Mittelverwendung erforderlich wäre. Eine an die lo-
kalen Gegebenheiten angepasste Förderstruktur 
könnte die Gemeinde dabei unterstützen, effizien-
ter auf unerwartete Herausforderungen zu reagie-
ren und die begrenzten personellen und finanziel-
len Ressourcen besser zu nutzen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Fazit 
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Vorwort 
 
Das Projekt „Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen 
und mittleren hessischen Kommunen“ verfolgte das Ziel, kommunale 
Akteure bei der Modernisierung ihres eigenen Gebäudebestandes zu un-
terstützen. Das Projekt wurde durch das Hessische Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum gefördert und lief 
vom 15.01.2023 bis zum 31.05.2025.  
 
Jede am Projekt teilnehmende Kommune wird in einem eigenen Steck-
brief vorgestellt. Dieser enthält die wichtigsten Informationen zur Ge-
bäudemodernisierung vor Ort sowie Maßnahmen und Erkenntnisse, die 
nicht nur für die teilnehmenden Kommunen, sondern auch für weitere 
hessische Städte und Gemeinden von Interesse sein könnten. 

Projektbeteiligte Kommunen in Hessen 
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Foto: Allendorf (Eder) mit Ortsteilen Rennertehausen und Battenfeld (Gemeinde Allendorf (Eder)) 
 
 



 
 
 

Im Projekt Governance der Gebäudemoderni-
sierung in kleinen und mittleren hessischen 
Kommunen beschäftigten sich zwölf Kommunen 
aus Hessen mit den Herausforderungen im Be-
reich der Gebäudemodernisierung. Untersucht 
wurde dabei unter anderem, mit welchen Instru-
menten und Methoden die Gebäudemodernisie-
rung im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele 
in der jeweiligen Kommune umgesetzt wird. 

Der Begriff der Modernisierung umfasst Maßnah-
men, die zu einer nachhaltigen Verbesserung der 
Gebäudeverhältnisse beitragen und beispiels-
weise zu einer Einsparung von Energie (=energe-
tische Sanierung) oder Wasser führen. Der Begriff 
der Sanierung beschreibt alle Maßnahmen, die 
zum Erhalt eines Gebäudes beitragen. Bei einer 
Instandsetzung hingegen werden akute Schäden 
beseitigt. Da die Begriffe der Modernisierung und 
Sanierung allerdings in der kommunalen Praxis 
synonym verwendet werden, werden diese auch 
im nachfolgenden gleichermaßen verwendet.  

Die teilnehmenden Kommunen sind alle Mitglieder 
im Bündnis der Hessischen Klima-Kommunen und 
haben sich mit der Unterzeichnung der Charta 
„Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ dazu ver-
pflichtet, bis 2045 klimaneutral zu werden. Allen 
Kommunen gemeinsam ist die Absicht, die not-
wendigen Modernisierungsprozesse im kommu-
nalen Gebäudebestand in Hinblick auf die Treib-
hausgasneutralität zu beschleunigen und besser 
zu steuern. Die Projektkommunen haben sehr he-
terogene Strukturen, welche von kompakten Klein-
städten bis hin zu großen Flächengemeinden mit 
vielen Ortsteilen reichen. Entsprechend unter-
schiedlich sind die Bedarfe und Herausforderun-
gen bei der Modernisierung des jeweiligen kom-
munalen Gebäudebestandes.  

Eine der größten Herausforderungen in diesem 
Bereich stellt der allgemeine Sparkurs der kommu-
nalen Haushalte und der Personalmangel, ausge-
löst durch fehlende Fachkräfte und einen Genera-
tionenwechsel, dar. Häufig fehlen darüber hinaus 
ausreichende Kenntnisse über Auswahl und (stra-

tegischen) Einsatz von Förderprogrammen. Wei-
terhin ist eine gute Kommunikation zwischen „Po-
litik“ und Verwaltung erforderlich, um klare Auf-
träge an die Verwaltung zu formulieren und durch 
politische Beschlüsse die notwendige Legitimation 
für Verwaltungshandeln zu erreichen. Diese Er-
kenntnisse führten zur Auswahl der beiden 
Schwerpunktthemen: Förderung und Finanzie-
rung und Kommunikation, die mit allen Kommu-
nen bearbeitet werden. Die Kommunen arbeiteten 
im Rahmen des Forschungsprojekts eng mit der 
Institut Wohnen und Umwelt GmbH (IWU), der 
Hochschule Darmstadt und der Schader-Stiftung 
zusammen.  

Die Besonderheit des Projekts lag in dem partizi-
pativen Ansatz der gemeinsamen Identifikation 
und Priorisierung von Herausforderungen und der 
anschließenden Entwicklung von Lösungsansät-
zen. Die entwickelten Lösungsansätze wurden in-
nerhalb der Projektlaufzeit an verschiedenen Stel-
len in der kommunalen Praxis erprobt. Zudem fan-
den in regelmäßigen Abständen Workshops mit 
den beteiligten zwölf Kommunen statt, um einen 
Erfahrungsaustausch während der Laufzeit des 
Projekts zu gewährleisten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Über das Projekt 
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Hilfsmittel, die für die Projektgemeinden erarbei-
tet wurden, werden allgemein zugänglich ge-
macht und können von jeder interessierten Kom-
mune genutzt werden.   

Erkenntnisreich sollen die Steckbriefe und die 
Hilfsmittel auch für Fördermittelgeber oder Mini-
sterien sein, um die Unterstützung des Landes 
möglichst genau auf die Bedarfe der kleinen und 
mittelgroßen Kommunen abzustimmen. 
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Die Gemeinde  
Allendorf (Eder) 

Bevölkerung  
7.739 (Stand 01.01.2023) 
 
Landkreis 
Waldeck-Frankenberg 
 
Regierungsbezirk 
Kassel 
 
Strukturraum nach Landesentwicklungspla-
nung 
Ländlicher Raum mit Verdichtungsansätzen 
 
Nichtwohngebäude (NWG) in Eigentum der 
Kommune* 
32 
 
Wohngebäude (WG) in Eigentum der Kommune 
0 
 
Webseite 
https://www.allendorf-eder.de 
 
 
 
 
 
 
 
Ansprechpartner zum Thema:  
Gebäudemodernisierung 
 
Name: Rainer Zollner 
Funktion: Klimaschutzmanager (interkommunal) 
E-Mail: rainer.zollner@allendorf-eder.de 
Tel.: 06452/913128; Mobil: 0171 2640207  

 
 
 

Allendorf (Eder) liegt im Landkreis Waldeck-Fran-
kenberg im Nordwesten Hessens im Regierungs-
bezirk Kassel. Die Kommune hat 7.739 Einwoh-
ner*innen (Stand 01/023 laut Hessischer Gemein-
destatistik). 

Zum 1. Januar 2023 wurde Bromskirchen einge-
meindet. Damit gehören der Gemeinde Allendorf 
(Eder) neben der Kerngemeinde nun sieben Ort-
steile an: Battenfeld, Bromskirchen, Haine, Neu-
ludwigsdorf, Osterfeld, Rennertehausen und Som-
plar sowie die zwei Weiler Dachsloch und Seibels-
bach.  

Allendorf (Eder) liegt im ländlichen Raum 306 m 
über NN im Tal der Eder zwischen Frankenberg 
und Battenberg westlich des Burgwalds und östlich 
der Breiten Struht im Ederbergland. Das nächstge-
legene Oberzentrum ist Marburg in etwa 35 km 
Entfernung. In etwa 50 km Entfernung liegt der 
Edersee sowie der Nationalpark Kellerwald-Eder-
see. Die historische Grenze zwischen Hessen-
Darmstadt und Hessen-Kassel durchzieht das Ge-
meindegebiet von Nord nach Süd, zahlreiche 
Grenzsteine (die ältesten von 1650) sind bis heute 
erhalten und werden gepflegt.  

Allendorf (Eder) hat fünf kommunale Wohnungen. 
Die 32 kommunalen Nichtwohngebäude, die es zu 
modernisieren und zu unterhalten gilt, sind bspw. 
Dorfgemeinschaftshäuser, Feuerwachen, Kinder-
gärten, Schützen- und Mehrzweckhalle, kleinere 
Museen sowie ein Dienstleistungszentrum, insbe-
sondere aber zwei Verwaltungsgebäude, die ne-
ben den Kindergärten und einem Bürgerhaus die 
höchste Nutzungsrate und somit den höchsten 
Energieverbrauch aufweisen.  

 
* Berücksichtigte Nichtwohngebäude (NWG) sind 
Gebäude die dauerhaft auf über 12° C beheizt 
werden und unter (die Anwendung) das Gebäu-
deenergiegesetz (GEG) fallen.  
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Politisch verantwortlich für die Entscheidung über 
Modernisierungsmaßnahmen und die Modernisie-
rungsprozesse sind in Allendorf (Eder) der Bau-
ausschuss, der Haupt- und Finanzausschuss und 
abschließend die Gemeindevertretung. 

Innerhalb der Verwaltung sind neben dem Bürger-
meister und dem Gemeindevorstand das Bau-
amt/Gebäudemanagement, der Klimaschutzma-
nager und der Kämmerer im Bereich Gebäudemo-
dernisierung zuständig.  

Anregungen und Empfehlungen zum Thema kom-
men auch von den Ortsbeiräten und insbesondere 
aus der kommunalen Arbeitsgruppe Klimaschutz. 
Diese tagt regelmäßig unter der Leitung des Kli-
maschutzmanagers Herrn Zollner und setzt sich 
aus Mitgliedern der kommunalen Fraktionen zu-
sammen. Je nach Bedarf nehmen an den Treffen 
auch der Bürgermeister sowie für die Fragestel-
lung zuständige Verwaltungsmitarbeiter*innen teil. 
In der Arbeitsgruppe werden klimarelevante The-
men diskutiert und Empfehlungen für die überge-
ordneten politischen Gremien ausgearbeitet. 
Diese finden in der Regel politische Akzeptanz und 
werden anschließend beschlossen.  

Die Sachbearbeitung von Förderanträgen im Ge-
bäude- und Liegenschaftsbereich obliegt einer ei-
gens hierfür zuständigen Mitarbeiterin, die gleich-
zeitig auch eingehende Förderanträge von Bür-
gern und Bürgerinnen bezüglich der kommunalen 
Förderprogramme bearbeitet.  

Vorschläge zu energetischen Sanierungsmaßnah-
men kommen aus verschiedensten Richtungen. 
Neben der Arbeitsgruppe Klimaschutz kommen 
Anregungen aus den jeweiligen Fachabteilungen, 
den verschiedenen Fraktionen, den Ortsbeiräten, 
dem Klimaschutzmanagement oder auch von Bür-
ger*innen. Da fast alle Maßnahmen mit Kosten 
verbunden sind, werden sie, sofern nicht mit dem 
laufenden Haushalt abgedeckt, zur Mittelanmel-
dung für den kommenden Haushalt zusammenge-
stellt. Letztlich entscheidet über die Durchführung 
der Maßnahmen und Projekte die Gemeindever-

tretung durch die Bereitstellung der Mittel im Haus-
haltsplan, was durchaus auch im laufenden Jahr 
durch eine weitere Mittelbereitstellung in einem 
Nachtrag geschehen kann. Die Sachbearbeitung 
von Förderanträgen im Abwasserbereich obliegt 
im Wesentlichen einem weiteren Mitarbeiter, der 
speziell für den Abwasserverband zuständig ist. 

Aufgrund der geo- und topographischen Gegeben-
heiten wird die Kläranlage im Gemeindegebiet als 
Verbandsanlage gemeinsam mit der Stadt Batten-
berg und der Gemeinde Burgwald betrieben. Eine 
weitere Kläranlage wird außerhalb des Gemeinde-
gebiets von Allendorf zusammen mit der Stadt 
Frankenberg betrieben. 

Die Wasserversorgung erfolgt im Wesentlichen 
über eigene im Gemeindebereich liegende Tief-
brunnen mit zwischengeschalteten Hochbehäl-
tern. Zusätzlich bestehen Querverbindungen zu 
den Nachbarkommunen Burgwald, Frankenberg 
und nordrhein-westfälischen Hallenberg, um sich 
in Krisensituationen gegenseitig unterstützen zu 
können.  

Aus energetischer Sicht gab es sowohl im Wasser- 
als auch im Abwasserbereich in den vergangenen 
Jahren bereits mehrere Sanierungsmaßnahmen. 
Hierzu gehört insbesondere die energetische Sa-
nierung der Verbandskläranlage Haine. Weitere 
Maßnahmen sind geplant, u. a. auch die Installa-
tion von PV-Anlagen an den Tiefbrunnen. 

Für fast alle Sanierungsmaßnahmen im Wasser- 
und Abwasserbereich ist im Vorfeld die Erstellung 
einer Potentialanalyse erforderlich, die i.d.R. durch 
externe Büros erfolgt. Kommunale Ansprechpart-
ner mit ihrer entsprechenden Fachkenntnis für alle 
Angelegenheiten im Wasser- und Abwasserbe-
reich sind an erster Stelle der Wassermeister so-
wie der Klärwärter.  

Mit vier Mitarbeitenden ist das kommunale Bauamt 
für eine Gemeinde dieser Größe vergleichsweise 
gut aufgestellt. Es umfasst die Bereiche Tiefbau, 
Gebäudemanagement, Vergabemanagement, 
Bauanträge sowie das Landschafts-, 

Zuständigkeiten &  
Entscheidungsprozesse  
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Liegenschafts- und Grünflächenamt. Dennoch 
stoßen die Mitarbeitenden oft an ihre 
Kapazitätsgrenzen. Allein im Jahr 2024 muss das 
vierköpfige Team neben dem Tagesgeschäft 
mehrere hundert Maßnahmen und Projekte 
bewältigen. 

Klimaschutzmanagement 

Allendorf (Eder) hat zusammen mit drei weiteren 
Gemeinden im Umland (Battenberg, Hatzfeld, 
Bromskirchen) in interkommunaler Zusammenar-
beit 2013 eine Stelle für einen Klimaschutzmana-
ger geschaffen, der für die Klimaschutzmaßnah-
men in den Gemeinden zuständig ist. Aufgrund be-
grenzter Kapazitäten kann dieser keine reine Bau-
sachbearbeitung übernehmen und allenfalls bera-
tend bei Maßnahmen unterstützen. Zum 1. August 
2024 wurde daher eine zusätzliche Person im 
Team Gebäudemanagement eingestellt.  

Weitere externe Akteur*innen, die im Bereich der 
Modernisierung in der Gemeinde Allendorf (Eder) 
bedeutsam sind, sind insbesondere:  

- Energieeffizienzexpert*innen (EEE), Ener-
gieberater*innen 

- Architekt*innen 
- Heizungsbauer*innen (relevant für die 

Wartung - externes, festes Team)  
- Bezirksschornsteinfeger*innen 
- Ingenieurbüros (Wasser- und Abwasser-

bereich) 
- Vereine (z.B. FC Ederbergland) 

Die Beschreibung zeigt die vielfältigen Anforde-
rungen aber auch die damit verbundenen Möglich-
keiten energetischer Modernisierungsmaßnah-
men: nicht nur Gebäude, sondern auch Anlagen 
der Ver- und Entsorgungsinfrastruktur müssen 
modernisiert und an eine nachhaltige Versorgung 
mit Infrastrukturleistungen angepasst werden. 
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Der Haushaltsplan von Allendorf (Eder) umfasste 
im Ergebnishaushalt für das Jahr 2024 insgesamt 
rund 59 Millionen Euro (2023: rund 38 Millionen 
Euro). Großprojekte wie der geplante Neubau, 
Umbau und die Sanierung des Bürgerhauses so-
wie der Gemeindeverwaltung sind mit komplexen 
Prozessen und erheblichen Herausforderungen 
verbunden. Besonders im ländlichen Raum er-
schweren der Mangel an Architekt*innen und Pla-
ner*innen, Kommunikationsschwierigkeiten sowie 
langwierige Verwaltungsabläufe die Umsetzung. 
Dies führt häufig zu erheblichen Kostensteigerun-
gen – wie das Beispiel des Bürgerhauses und der 
Gemeindeverwaltung in Allendorf (Eder) zeigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bürgerhaus & Verwaltung: Erweiterungs-  
& Ersatzneubau 

Im Jahr 2019 wurden aufgrund der damals in Pla-
nung befindlichen Fusion der Gemeinden Broms-
kirchen (seinerzeit ca. 1500 Einwohner*innen) und 
Allendorf (Eder) (seinerzeit ca. 5000 Einwoh-
ner*innen) erste Überlegungen angestellt, das be-
stehende Verwaltungsgebäude in Allendorf mit an-
grenzenden Bürgersälen und -restaurant zu erwei-
tern und an die zukünftigen Erfordernisse anzu-
passen. Angedacht waren der Abriss des alten 
Bürgerhauses samt Restaurant und Sälen, der 
Neubau eines größeren Bürgerhauses mit Sälen 
sowie eine Verdopplung der Verwaltungsfläche 
durch einen Anbau in gleicher Größenordnung.  

Die Suche nach einem Architekturbüro, das die 
Planung und Baubegleitung im ländlichen Raum 
Allendorfs übernehmen wollte, gestaltete sich je-
doch schwierig und konnte erst nach mehreren 
Anläufen erfolgreich abgeschlossen werden. 

Anfang 2022 wurden erste Entwürfe in den politi-
schen Gremien unter Beteiligung des Klima-
schutzmanagers vorgestellt. Dabei stellte sich her-
aus, dass die ursprüngliche Planung lediglich den 
gesetzlich geforderten Mindeststandard erfüllte 
und nicht auf hohe Energieeffizienz ausgerichtet 
war. Die veranschlagten Kosten lagen damals bei 
rund 6 Millionen Euro. Aufgrund der Entscheidung, 
den Neubau nun mit einem höheren Effizienzstan-
dard (EH 40) umzusetzen, sowie durch zwischen-
zeitliche Preissteigerungen, belaufen sich die ak-
tuellen Gesamtkosten auf etwa 16 Millionen Euro. 

Zur Finanzierung wurden Bundes- und Landeszu-
schüsse beantragt. Der Förderbescheid der KfW 
liegt bereits vor, der Bescheid der WI-Bank wird in 
Kürze erwartet. Der Abriss des Bürgerhauses und 
der Nebengebäude ist für Anfang 2025 geplant 
und markiert den Projektstart.  

 

 

 

Finanzierung 
 

Verwaltungsgebäude mit aktuellen Nebengebäu-
den, Sälen und Bürgerhaus (Gemeinde Allendorf 
(Eder)) 

  Finanzierung Beispiel 
 

Verwaltung Allendorf (Eder) 
(Gemeinde Allendorf (Eder)) 
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Die Energieversorgung in Allendorf (Eder) wird 
derzeit überwiegend durch die EWF Energie Wal-
deck-Frankenberg gewährleistet, an der der Land-
kreissowie die Kommunen über den Zweckver-
band Energie Waldeck-Frankenberg mit 51,82 % 
mehrheitlich beteiligt sind.  

Um Bürger*innen an der Energiewende teilhaben 
zu lassen, wurde bereits im Jahr 2012 die BEGEB 
e.G. Bürgerenergiegenossenschaft Ederbergland 
gegründet. Sie umfasst den Wirkungskreis Allen-
dorf, Battenberg, Hatzfeld und ehemals Bromskir-
chen und realisierte 2014 mit einem Solarpark im 
Megawattbereich ihr erstes Projekt. Aktuell zählt 
die Genossenschaft über 100 Mitglieder.  

Private kommerzielle Betreiber von einzelnen 
Windkraftanlagen gibt es in Burgwald und in 
Bromskirchen.  

Inzwischen werden durch die Kommune 11 PV-
Anlagen auf kommunalen Gebäuden betrieben, 
teils ergänzt durch Solarthermieanlagen. Die Ver-
bandskläranlage wurde energetisch saniert, und 
auch die Wasserversorgung wird energetisch opti-
miert, wobei erneuerbare Energien in diesem Be-
reich ebenfalls zum Einsatz kommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Maßnahmen 

Dienstleistungszentrum und Bauhof  
mit PV- und Solarthermieanlagen 
(Fotos: Gemeinde Allendorf (Eder)) 
 

Verbandskläranlage Haine nach  energetischer  
Sanierung (2021- 2023)  
 

Kita Rennertehausen, neue PV-Anlage 2024 nach 
Dacherneuerung  

Typische Gestalt vorhandener historischer Bausub-
stanz (Altes Museum)  
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Seit 2010 ist Allendorf (Eder) Klima-Kommune 
und gehört damit zu den ersten Klima-Kommunen 
Hessens. Mit der Unterzeichnung der Charta „Hes-
sen aktiv: Die Klima-Kommunen“ hat sich die Ge-
meinde verpflichtet, bis 2045 klimaneutral zu wer-
den. 

Zudem wurde im Jahr 2022 ein individueller Akti-
onsplan Klimaschutz erstellt und beschlossen, der 
die kommunale Treibhausgasbilanz, einen Maß-
nahmenplan zur Förderung von Klimaschutz und 
Klimaanpassung sowie die Darstellung des Treib-
hausgasminderungspotenzials der geplanten Kli-
maschutzmaßnahmen enthält. 

Die Umrüstung der Beleuchtung in der Verwaltung 
auf LED sowie der Einbau hocheffizienter Hei-
zungspumpen wurden bereits 2013 umgesetzt. 
Ebenso wurde die Umstellung der kommunalen 
Liegenschaften und der Straßenbeleuchtung auf 
„Naturstrom“ vollzogen. Nun erfolgt schrittweise 
die Umrüstung der Straßenbeleuchtung auf LED. 
Zudem ist ein kommunales Energiemanagement 
vorhanden. 

Interkommunale Zusammenarbeit beim  
Klimaschutz: gemeinsamer  
Klimaschutzmanager 

In Allendorf (Eder) wird ein starker Fokus auf die 
interkommunale Zusammenarbeit und den Aus-
tausch in unterschiedlichen formellen und infor-
mellen Netzwerken gelegt. Im Jahr 2011 wurde im 
Rahmen dessen ein integriertes Klimaschutz-
konzept für die Arbeitsgemeinschaft erstellt und 
seit 2013 wird die Stelle des Klimaschutzmana-
gers durch die Arbeitsgemeinschaft finanziert. 
Dieser interkommunalen Arbeitsgemeinschaft hat 
sich im Jahr 2019 auch die angrenzende Ge-
meinde Burgwald angeschlossen. Zum 01. Januar 
2023 hat sich Bromskirchen der Gemeinde Allen-
dorf (Eder) angegliedert. Der freiwillige Zusam-
menschluss bietet die Möglichkeit, Finanzkraft zu 
bündeln und so eine zukunftsfähige Gemein-
destruktur im ländlichen Raum aufzubauen.  

Teilnahme an Netzwerken 

Allendorf (Eder) ist in verschiedenen Netzwerken 
aktiv, die den Klimaschutz fördern. Dazu gehört 
der Verein „klimaneutrales Waldeck-Franken-
berg“, der die Region unterstützt. Außerdem be-
steht eine interkommunale Zusammenarbeit zwi-
schen Battenberg, Allendorf, Hatzfeld und Burg-
wald statt. Darüber hinaus wird auf das Netzwerk 
der hessischen Klimaschutzmanager*innen und 
seit einiger Zeit auch auf das Netzwerk des Land-
kreises Waldeck-Frankenberg zurückgegriffen. 
Eine wichtige Vernetzung erfolgt zudem über die 
Landesenergieagentur (LEA Hessen).  

Individuelle Sanierungsfahrpläne für die  
eigenen Gebäude sind finanziert 

Für alle kommunalen Gebäude in Allendorf (Eder) 
wurden bereits im Jahr 2022 entsprechende Haus-
haltsmittel für individuelle Sanierungsfahrpläne 
(iSFP) bereitgestellt. Die Ausarbeitung dieser 
Fahrpläne ist infolge nur weniger hierfür zugelas-
sener regionaler Energieeffizienzexperten noch im 
Gang.  

Zudem werden Beratungen zur Stromeffizienz so-
wohl für Wohn- als auch für Nichtwohngebäude 
angeboten und seit 2022 können Bürger*innen 
über das Förderprogramm „erneuerbare Energien 
und Wärmedämmung“ Zuschüsse erhalten. Die-
ses Programm unterstützt die Anschaffung klima-
freundlicher Haustechnik zur Erzeugung von Wär-
meenergie und Strom sowie Maßnahmen zur Wär-
medämmung (Näheres dazu s. nächste Seite). 

Integriertes Klimaschutzkonzept und  
Aktionsplan Klimaschutz  

Allendorf (Eder) hat ein integriertes Klimaschutz-
konzept (2011) sowie einen neuen Aktionsplan Kli-
maschutz (2021) erstellt. Dort wird mit der Maß-
nahme M1.1 das Vorgehen bei der energetischen 
Sanierung kommunaler Gebäude beschrieben.  
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Weiterhin wurde eine kommunale Wärmepla-
nung beauftragt und in die Wege geleitet. Der re-
gionale Energieversorger ist in die kommunale 
Wärmeplanung eingebunden. Der eigentliche Auf-
trag zur kommunalen Wärmeplanung erfolgte über 
den Landkreis, wobei die Kommunen des Land-
kreises als Kooperationspartner des Vorhabens 
auftreten. Bislang ergaben sich bei der Planung 
und Umsetzung von Projekten verschiedene Prob-
leme in Bezug auf die Flächenfreigabe durch die 
Landwirtschafts- und Naturschutzbehörden. Ob 
sich diese mit und nach der Erstellung der kommu-
nalen Wärmeplanung beseitigen lassen, wird sich 
zeigen. 

Förderprogramm „Erneuerbare Energien und 
Wärmedämmung“  

Aus dem Aktionsplan Klimaschutz ist ein kommu-
nales Förderprogramm für den Bereich Erneuer-
bare Energien und Wärmedämmung entstanden. 
Sowohl im Jahr 2022, als auch im darauffolgenden 
Jahr, wurden hierfür jeweils 150.000 Euro bereit-
gestellt. Im Jahr 2023 erfolgte nach Ausschöpfung 
der angesetzten Haushaltsmittel gegen Jahres-
mitte eine Aufstockung um weitere 150.000 Euro. 
Im Haushaltsplan 2024 sind für das Förderpro-
gramm 500.000 Euro verankert. 

Eine Evaluierung im November 2023 ergab, dass 
innerhalb der vorangegangenen 12 Monate sei-
nerzeit über 240 Förderanträge gestellt und positiv 
beschieden wurden. Die seitens die Gemeinde Al-
lendorf (Eder) zugesagten Fördermittel beliefen 
sich in diesem Zeitraum auf 388.924 Euro. 

Anzumerken ist, dass eine solche Förderrichtlinie 
neben den bereitzustellenden Finanzmitteln auch 
die entsprechende zusätzliche Sachbearbeitung 
erfordert und zudem fortlaufend evaluiert werden 
sollte, um sie an den Markt und die Bedarfe anzu-
passen.  

Beratungsstelle Gebäudemodernisierung, 
Wohnen und Klimaschutz 

Um Bürger*innen bei der energetischen Sanierung 
und im Klimaschutz zu unterstützen, bietet die Ge-
meinde umfassende Beratungen zur Gebäudemo-
dernisierung, zu energieeffizientem Wohnen und 
zum Klimaschutz an. Die Beratung erfolgt individu-
ell und bedarfsgerecht – sei es telefonisch, vor Ort 
oder im Rahmen von Informationsveranstaltun-
gen. Dabei tritt Herr Zollner, der Klimaschutzma-
nager der Kommune, als neutraler Berater ohne 
kommerzielle Interessen auf. Sein Ziel ist es, Bür-
ger*innen praxisnahe Lösungen und konkrete 
Handlungsempfehlungen an die Hand zu geben, 
um Energie einzusparen, den Wohnkomfort zu er-
höhen und einen Beitrag zum Klimaschutz zu leis-
ten. 
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Die Governance der Gebäudemodernisierung 
stellt Allendorf (Eder) und die weiteren am Projekt 
beteiligten Kommunen vor vielfältige 
Herausforderungen. Gleichzeitig zeigen prak-
tische Erfahrungen aus dem Projekt, welche 
Erfolgsfaktoren eine erfolgreiche Umsetzung 
begünstigen. Diese Erkenntnisse lassen sich in 
verschiedenen Kategorien zusammenfassen. 

In den Kategorien Information und Beratung und 
Förderung und Finanzierung wurden zahlreiche 
Herausforderungen, die bei der Sanierung kom-
munaler Liegenschaften auftreten, benannt.  

Eine besondere Bedeutung haben in Allendorf 
(Eder) die Dorfgemeinschaftshäuser (DGH). Ihrer 
wichtigen sozialen Funktion soll Rechnung getra-
gen werden, während ihr Betrieb gleichzeitig wirt-
schaftlich darstellbar sein muss. 

DGHs haben häufig eine geringe Auslastung, da 
sie eher punktuell für Veranstaltungen oder von 
Gruppen und Vereinen genutzt werden. Diese Art 
der Nutzung kann in Energiemanagementtools je-
doch nicht richtig abgebildet werden. So wurde bei 
einer Untersuchung des DGH im Ortsteil Haine 
festgestellt, dass die tatsächlichen Verbräuche nur 
bei 37 % der errechneten Verbräuche lagen. Der 
erwünschte Einspareffekt durch eine Sanierung ist 
also deutlich geringer als erwartet. Eine Sanierung 
aus rein wirtschaftlicher Sicht erscheint nicht loh-
nenswert, da die Liegenschaft trotz ihres energe-
tisch schlechten baulichen Zustands nur geringe 
Energiekosten verursacht. Eine rein wirtschaftli-
che Betrachtung von Modernisierungsmaßnah-
men greift daher zu kurz, insbesondere bei Gebäu-
den, die auch sonst nicht unbedingt wirtschaftlich 
im Betrieb sind, aber eine wichtige soziale Funk-
tion als Treffpunkt und Teil der regionalen Infra-
struktur erfüllen. Ohne Unterstützung in Form von 
Förderungen ist eine energetische Modernisierung 
für kleine Kommunen unter wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten selten positiv darstellbar. 

Da sowohl bei großen Fördermaßnahmen, als 
auch bei kleineren Maßnahmen viel Zeit- und Per-
sonalressourcen aufgewendet werden müssen, 

gilt es abzuwägen, welche Förderungen lohnens-
wert erscheinen. Die Bearbeitung von Fördermit-
teln erfordert häufig zusätzliches Verwaltungsper-
sonal oder auch externe Arbeitskräfte. Teilweise 
sind auch die (technischen) Anforderungen bei der 
Inanspruchnahme von Fördermitteln sehr hoch. 
Durch einen Mangel an Energie-Effizienz-Ex-
pert*innen (EEE), können Beratungsleistungen 
häufig nur eingeschränkt angeboten werden oder 
es kommt zu Verzögerungen. Die Einbindung ei-
ner/eines EEE ist zudem in den meisten Fällen für 
die Beantragung von Fördermitteln erforderlich.  

Nach Prüfung der Voraussetzungen für den Erhalt 
eines QNG-Siegels wurde die QNG-Zertifizierung 
in Allendorf (Eder) für das aktuell geplante Groß-
projekt Bürgerhaus verworfen. Das Qualitätssiegel 
Nachhaltiges Gebäude (QNG) ist eine staatliche 
Zertifizierung, die hohe Anforderungen an Umwelt-
freundlichkeit, Ressourcenschonung und soziale 
Aspekte stellt. Allerdings wurde der Aufwand für 
die Zertifizierung als unverhältnismäßig hoch im 
Vergleich zu den zusätzlichen Fördermitteln ein-
geschätzt. Zudem befürchtete man Verzögerun-
gen bei der Umsetzung, da der Standard noch re-
lativ neu ist. Die Anforderungen an nachhaltige 
Baustoffe, die Begutachtung durch Auditoren so-
wie die umfangreiche Dokumentation stellen ins-
besondere für kleine Kommunen eine große Her-
ausforderung dar. Hinzu kommt, dass es im länd-
lichen Raum oft schwer ist, fachlich geschulte Fir-
men zu finden und nachhaltig zertifizierte Materia-
lien in ausreichender Menge zu beschaffen. Auch 
andere Kommunen haben den hohen Zeit- und 
Personalaufwand für den Erhalt von Förderungen 
als zentrale Schwierigkeit benannt.  

 

 

 

 

 

Herausforderungen  
& Erfolgsfaktoren 
 

Die im Projekt entwickelte Handreichung  
„Der Förderprozess“ weist Allendorf (Eder) und 
den anderen Projekt-Kommunen den Weg zum 
angepassten Einsatz der vielfältigen Förderpro-
gramme. Sie steht über die folgenden Projekt-
homepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungs-
logiken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
 
 12 

https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/


Wie im Abschnitt Maßnahmen beschrieben, legt 
Allendorf (Eder) einen besonderen Fokus auf die 
interkommunale Zusammenarbeit. Im Bereich 
Netzwerke/Austausch wurde die seit 2011 beste-
hende interkommunale Arbeitsgemeinschaft Eder-
bergland benannt, welche die Erstellung eines Kli-
maschutzkonzeptes realisierte und seit 2013 die 
Stelle eines Klimaschutzmanagers finanziert. Die 
Arbeitsgemeinschaft wünscht sich auch in Zukunft 
Gestaltungsspielraum bei der Ausgestaltung von 
Klimaschutz- und Klimaanpassung in den jeweili-
gen Kommunen. Seit 2022 wird im Landkreis Wal-
deck-Frankenberg an einer Strategie für ein inte-
griertes Klimaschutzkonzept auf Landkreisebene 
gearbeitet. Um die unterschiedlichen Strategien 
und Konzepte aufeinander abzustimmen und mit-
einander zu verbinden, ist dabei ein hoher Abstim-
mungsaufwand erforderlich.  

Weitere Aspekte, werden unter der Kategorie 
Sonstiges zusammengefasst. In dieser Kategorie 
ist das Thema Kommunikation und Kooperation 
zwischen Verwaltung und politischen Gremien 
enthalten. In Allendorf (Eder) wurden bereits indi-
viduelle Modernisierungsfahrpläne (iSFP) für die 
kommunalen Gebäude erstellt. Bei Gebäuden, die 
optisch und technisch in einem guten Zustand 
sind, bedarf es vor der Modernisierung größerer 
Überzeugung der politischen Gremien, auch wenn 
eine Modernisierung aus energetischer Sicht not-
wendig erscheint.  

Aspekte von Governance beinhalten u.a. die Le-
gitimation der Verwaltung, das Vertrauen in die 
Verwaltung seitens der Politik, das Ernstnehmen 
und Wertschätzen der in der Verwaltung geleiste-
ten Arbeit, das Abwägen zwischen fachlichen An-
forderungen, für welche die Verwaltung eher „zu-
ständig“ ist und den politischen Opportunitäten, 
d.h., den Erwartungen, welchen Kommunalpoliti-
kerinnen und -politiker ausgesetzt sind. Die Her-
ausforderung besteht darin, sachliche und politi-
sche Prioritäten aufeinander abzustimmen, um 
keine Frustration zu erzeugen und Prozesse zu 

beschleunigen. Weil Kommunikation in der Ver-
waltung so bedeutsam ist, wurde diese als zweiter 
Schwerpunkt des Projekts identifiziert: Wie spre-
che ich den Fachbereich an? Wie gelingt die Kom-
munikation der eigenen Fachlichkeit hin zu den 
Entscheidungsträger*innen? Welche Sprache wird 
verstanden? Was muss vorgelegt werden, um zu 
überzeugen? Welcher Informationsbedarf besteht 
auf politischer Entscheidungsebene?  

Im Rahmen des Projekts erarbeiten daher einige 
Gemeinden eine Vorlage für einen Grundsatzbe-
schluss sowie Gebäudestandards kommunaler 
Liegenschaften. Diese Gebäudestandards sind 
auf die Bedürfnisse kleiner und mittlerer hessi-
scher Kommunen abgestimmt und sollen der Ein-
haltung bzw. Erreichung der Klimaschutzziele im 
Gebäudebereich dienen.  

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Rahmen des Projekts haben die Kommunen 
verschiedene Vorlagen erarbeitet, darunter eine 
für einen Grundsatzbeschluss, der der Verwal-
tung den Handlungsrahmen vorgibt und sie legi-
timiert, beispielsweise in Bezug auf Gebäude-
standards. Diese Standards sollen bei der Mo-
dernisierung kommunaler Liegenschaften er-
reicht werden und sind auf die Bedürfnisse klei-
ner und mittlerer hessischer Kommunen abge-
stimmt. Ihr Ziel ist es, zur Einhaltung bzw. Errei-
chung der Klimaschutzziele im Gebäudebereich 
beizutragen.  
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Die im Projekt erarbeitete Handreichung „Der 
Kommunikationsprozess“ bietet Allendorf 
(Eder) und den anderen Projekt-Kommunen eine 
praxisnahe Orientierung, um verschiedene HGO-
konforme Kommunikationswege gezielt für The-
men wie die (energetische) Modernisierung der 
eigenen Liegenschaften sowie weitere relevante 
Bereiche zu nutzen. Sie steht über die folgenden 
Projekthomepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungslo-
giken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
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Der vorliegende Steckbrief beleuchtet die Rah-
menbedingungen und Strategien der Gemeinde 
Allendorf (Eder), um die Modernisierung kommu-
naler Gebäude voranzutreiben. Die bereits umge-
setzten Maßnahmen verdeutlichen das Engage-
ment der Gemeinde in diesem Bereich. 

Innerhalb der Verwaltung sind neben dem Bürger-
meister und dem Gemeindevorstand das Bau-
amt/Gebäudemanagement, der Klimaschutzma-
nager und der Kämmerer im Bereich Gebäudemo-
dernisierung zuständig. Allendorf (Eder) hat zu-
sammen mit drei weiteren Gemeinden im Umland 
(Battenberg, Hatzfeld, Bromskirchen) in interkom-
munaler Zusammenarbeit im Jahr 2013 eine Stelle 
für einen Klimaschutzmanager geschaffen, der für 
die Klimaschutzmaßnahmen in den Gemeinden 
zuständig ist. Unter der Leitung des Klimaschutz-
managers finden regelmäßige Treffen einer „Ar-
beitsgruppe Klimaschutz“ statt. Die Gemeinde 
nutzt die interkommunale Zusammenarbeit mit 
den benachbarten Kommunen, um Aufgaben effi-
zienter zu bewältigen und Kosten zu senken. 

Im Jahr 2022 wurde ein individueller Aktionsplan 
Klimaschutz erstellt und beschlossen, der die kom-
munale Treibhausgasbilanz, einen Maßnahmen-
plan zur Förderung von Klimaschutz und Klimaan-
passung sowie die Darstellung des Treibhausgas-
minderungspotenzials der geplanten Klimaschutz-
maßnahmen enthält. 

In Allendorf (Eder) werden derzeit 11 PV-Anlagen 
auf kommunalen Dächern betrieben, teilweise er-
gänzt durch Solarthermieanlagen. Außerdem wur-
den 2022 für alle kommunalen Gebäude Haus-
haltsmittel für individuelle Sanierungsfahrpläne 
bereitgestellt. Auch eine kommunale Wärmepla-
nung in Kooperation mit dem Landkreis wurde be-
reits in Auftrag gegeben.  

Großprojekte erfordern allerdings komplexe Pro-
zesse, die oft mit erheblichen Herausforderungen 
einhergehen. Ein Mangel an Architekt*innen und 
Planer*innen im ländlichen Raum, Kommunikati-
onsschwierigkeiten sowie langwierige Abläufe füh-
ren häufig zu erheblichen Kostensteigerungen. 

Ohne Unterstützung in Form von Förderungen ist 
eine energetische Modernisierung für kleine Kom-
munen unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten sel-
ten positiv darstellbar. Da sowohl bei großen För-
dermaßnahmen, als auch bei kleineren Maßnah-
men viel Zeit- und Personalressourcen aufgewen-
det werden müssen, gilt es abzuwägen, welche 
Förderungen lohnenswert erscheinen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Fazit  
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Vorwort 
 
Das Projekt „Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen 
und mittleren hessischen Kommunen“ verfolgte das Ziel, kommunale 
Akteure bei der Modernisierung ihres eigenen Gebäudebestandes zu un-
terstützen. Das Projekt wurde durch das Hessische Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum gefördert und lief 
vom 15.01.2023 bis zum 31.05.2025.  
 
Jede am Projekt teilnehmende Kommune wird in einem separaten Steck-
brief vorgestellt. Der Steckbrief enthält die wichtigsten Informationen zur 
Gebäudemodernisierung in der jeweiligen Kommune. Darüber hinaus 
werden Informationen und Maßnahmen zusammengestellt, die nicht nur 
für alle teilnehmenden Kommunen, sondern auch für weitere hessische 
Kommunen interessant sein könnten. 
 

Projektbeteiligte Kommunen in Hessen 
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Im Projekt Governance der Gebäudemoderni-
sierung in kleinen und mittleren hessischen 
Kommunen beschäftigten sich zwölf Kommunen 
aus Hessen mit den Herausforderungen im Be-
reich der Gebäudemodernisierung. Untersucht 
wurde dabei unter anderem, mit welchen Instru-
menten und Methoden die Gebäudemodernisie-
rung im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele 
in der jeweiligen Kommune umgesetzt wird. 

Der Begriff der Modernisierung umfasst Maßnah-
men, die zu einer nachhaltigen Verbesserung der 
Gebäudeverhältnisse beitragen und beispiels-
weise zu einer Einsparung von Energie (=energe-
tische Sanierung) oder Wasser führen. Der Begriff 
der Sanierung beschreibt alle Maßnahmen, die 
zum Erhalt eines Gebäudes beitragen. Bei einer 
Instandsetzung hingegen werden akute Schäden 
beseitigt. Da die Begriffe der Modernisierung und 
Sanierung allerdings in der kommunalen Praxis 
synonym verwendet werden, werden diese auch 
im nachfolgenden gleichermaßen verwendet.  

Die teilnehmenden Kommunen sind alle Mitglieder 
im Bündnis der Hessischen Klima-Kommunen und 
haben sich mit der Unterzeichnung der Charta 
„Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ dazu ver-
pflichtet, bis 2045 klimaneutral zu werden. Allen 
Kommunen gemeinsam ist die Absicht, die not-
wendigen Modernisierungsprozesse im kommu-
nalen Gebäudebestand in Hinblick auf die Treib-
hausgasneutralität zu beschleunigen und besser 
zu steuern. Die Projektkommunen haben sehr he-
terogene Strukturen, welche von kompakten Klein-
städten bis hin zu großen Flächengemeinden mit 
vielen Ortsteilen reichen. Entsprechend unter-
schiedlich sind die Bedarfe und Herausforderun-
gen bei der Modernisierung des jeweiligen kom-
munalen Gebäudebestandes.  

Eine der größten Herausforderungen in diesem 
Bereich stellt der allgemeine Sparkurs der kommu-
nalen Haushalte und der Personal-mangel, ausge-
löst durch fehlende Fachkräfte und einen Genera-
tionenwechsel, dar. Häufig fehlen darüber hinaus 
ausreichende Kenntnisse über Auswahl und (stra-

tegischen) Einsatz von Förderprogrammen. Wei-
terhin ist eine gute Kommunikation zwischen „Po-
litik“ und Verwaltung erforderlich, um klare Auf-
träge an die Verwaltung zu formulieren und durch 
politische Beschlüsse die notwendige Legitimation 
für Verwaltungshandeln zu erreichen. Diese Er-
kenntnisse führten zur Auswahl der beiden 
Schwerpunktthemen: Förderung und Finanzie-
rung und Kommunikation, die mit allen Kommu-
nen bearbeitet werden. Die Kommunen arbeiteten 
im Rahmen des Forschungsprojekts eng mit der 
Institut Wohnen und Umwelt GmbH (IWU), der 
Hochschule Darmstadt und der Schader-Stiftung 
zusammen.  

Die Besonderheit des Projekts lag in dem partizi-
pativen Ansatz der gemeinsamen Identifikation 
und Priorisierung von Herausforderungen und der 
anschließenden Entwicklung von Lösungsansät-
zen. Die entwickelten Lösungsansätze wurden in-
nerhalb der Projektlaufzeit an verschiedenen Stel-
len in der kommunalen Praxis erprobt. Zudem fan-
den in regelmäßigen Abständen Workshops mit 
den beteiligten zwölf Kommunen statt, um einen 
Erfahrungsaustausch während der Laufzeit des 
Projekts zu gewährleisten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Über das Projekt 
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Hilfsmittel, die für die Projektgemeinden erarbei-
tet wurden, werden allgemein zugänglich ge-
macht und können von jeder interessierten Kom-
mune genutzt werden.   

Erkenntnisreich sollen die Steckbriefe und die 
Hilfsmittel auch für Fördermittelgeber oder Mini-
sterien sein, um die Unterstützung des Landes 
möglichst genau auf die Bedarfe der kleinen und 
mittelgroßen Kommunen abzustimmen. 
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Die Stadt  
Allendorf (Lumda)  

 

Bevölkerung  
4.101 (Stand: 12/2023) 
 
Landkreis 
Gießen 
 
Regierungsbezirk 
Gießen 
 
Strukturraum nach Landesentwicklungspla-
nung 
Ländlicher Raum mit Verdichtungsansätzen 
 
Nichtwohngebäude (NWG) in Eigentum der 
Kommune* 
8 
 
Wohngebäude (WG) in Eigentum der  
Kommune 
1 
 
Webseite 
www.allendorf-lda.de 
 
 
 
Ansprechpartner zum Thema:  
Gebäudemodernisierung 
 
Name: Felix Jung 
Funktion: Bauamtsleiter 
E-Mail: f.jung@allendorf-lda.de 
Tel.: 06407/911233 
 

Allendorf (Lumda) liegt im Landkreis Gießen (Re-
gierungsbezirk Gießen). Die Stadt hat 4.101 Ein-
wohner*innen (Stand 2023, Hessische Gemein-
destatistik) und besteht aus den Ortsteilen Allen-
dorf, Climbach, Nordeck und Winnen.   

Allendorf (Lumda) befindet sich auf einer Höhe 
von 306 m NN im Tal der Lumda zwischen Gie-
ßen und Marburg.  

Das nächstgelegene Oberzentrum ist Gießen, 
das etwa 20 km entfernt liegt. In etwa 40 km Ent-
fernung liegt der Naturpark Lahn-Dill-Bergland.  

Durch die Grenzlage zwischen dem Kurfürsten-
tum (Hessen-Kassel) und dem Großherzogtum 
(Hessen-Darmstadt) gibt es in der Region zahl-
reiche Befestigungsanlagen und Burgen. Eine 
der imposantesten Anlagen ist die Burg Nordeck, 
welche über dem Lumdatal thront. 

 
 
 
 
* Berücksichtigte Nichtwohngebäude (NWG) 
sind Gebäude die dauerhaft auf über 12° C be-
heizt werden und unter (die Anwendung) das 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) fallen.  
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Das Bauamt von Allendorf (Lumda) ist mit allen 
Aufgaben rund um die Modernisierung der kom-
munalen Liegenschaften betraut. 

Im Bauamt angesiedelt ist seit 2021 das Klima-
schutzmanagement, welches durch die Nationale 
Klimaschutzinitiative (NKI) gefördert wird. Das Kli-
maschutzmanagement übernimmt insbesondere 
bei der Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes 
eine Schnittstellenfunktion zwischen Politik, Ver-
waltung und den Bürgern sowie den lokal ansässi-
gen Gewerbe-, Handels- und Dienstleistungsbe-
trieben.  

Modernisierungsmaßnahmen werden häufig in en-
ger Absprache zwischen Bauamt, Klimaschutzma-
nagement, Finanzverwaltung und Bürgermeister 
vorabgestimmt und dann den städtischen Gremien 
zur Beschlussfassung vorgelegt.  

Für Modernisierungs- und Sanierungsprojekte 
wurde eine Prioritätenliste erstellt. Die Verwaltung 
weiß dadurch, welche Maßnahmen als nächstes 
umgesetzt werden sollten. Darin ist allerdings nicht 
konkretisiert, wie die Umsetzung ausgestaltet sein 
soll (bspw. ob Neubau oder grundlegende Sanie-
rung von Gebäuden oder die Umsetzung von Ein-
zelmaßnamen oder eine Kombination von Maß-
nahmen). 

Finanzierung 

Mit dem Haushalt 2024 des Landkreises Gießen 
wurden die Hebesätze für die Kreisumlage erhöht. 
Für die Stadt Allendorf (Lumda) bedeutet diese Er-
höhung zusätzliche Kosten von insgesamt 
300.000 Euro, Anpassungen der Umlagegrundla-
gen und eine Reduzierung der Schlüsselzuwei-
sungen.  

Aufgrund der angespannten Haushaltslage der 
Kommune musste 2024 ein Haushalts- 
sicherungskonzept (HSK) gemäß § 92a der Hes-
sischen Gemeindeordnung (HGO) aufgestellt wer-
den. Das Ziel des Haushaltssicherungskonzepts  

ist es, die finanzielle Handlungsfähigkeit der Kom-
mune wiederherzustellen und langfristig sicherzu-
stellen. 

Wegen der angespannten finanziellen Situation 
kommt es auch bei der  Planung von  Sanierungs- 
und Modernisierungskonzepten zu Verzögerun-
gen. 

Maßnahmen 

Allendorf (Lumda) ist Mitglied der Hessischen 
Klima-Kommunen. Mit der Unterzeichnung der 
Charta „Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ hat 
sich die Stadt dazu verpflichtet, bis 2045 klima-
neutral zu werden.  

Darüber hinaus wird in Zusammenarbeit mit dem 
Landkreis ein Klimaschutzkonzept erstellt. Durch 
das Klimaschutzmanagement wurden dafür Ge-
bäudedaten und Energiekennwerte zusammenge-
stellt.   

Allendorf (Lumda) strebt eine Entwicklung der 
Ortskerne an. So soll innerörtlich verdichtet, leer-
stehende Gebäude besser genutzt und die städti-
schen Liegenschaften modernisiert werden. Ge-
fördert werden sollen die Vorhaben durch das För-
derprogramm „Hessische Dorfentwicklung“.  

 

 

 

Installation einer PV-Anlage 

Auf dem Gelände der Kläranlage wurde eine nach-
führende PV-Anlage installiert, um den Autarkie-
grad beim Stromverbrauch für die Abwasserreini-
gung zu erhöhen. Die Maßnahme wurde vollstän-
dig eigenfinanziert und bereits im Jahr 2013 abge-
schlossen. 

 

 

Zuständigkeiten &  
Entscheidungsprozesse  

 
 

Allendorf (Lumda) hat u.a. folgende Maßnahmen 
umgesetzt oder arbeitet an der Umsetzung: 
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Erstellung eines energetischen  
Quartierskonzeptes  

Das Quartierskonzept bietet die Grundlage für die 
Einführung eines Sanierungsmanagements. Die 
Maßnahme begann 2022 und wird (teil-)finanziert 
durch das Förderprogramm KFW 432. 

Nutzung erneuerbarer Energien 

Bis 2030 sollen in Allendorf (Lumda) acht Wind-
energieanlagen errichtet werden. Darüber hinaus 
ist eine Ausweitung der Nutzung von Solarenergie 
und Umweltwärme um mindestens 3 % der Ge-
bäude pro Jahr geplant. Der Vertrag mit dem regi-
onalen Energieversorgungsunternehmen EAM 
Energie GmbH ist mittlerweile geschlossen und 
der nach dem BImSchG erforderliche Antrag 
wurde eingereicht. Die Projektgesellschaft gliedert 
sich in private und kommunale Beteiligte.  

Herausforderungen & 
Erfolgsfaktoren 
Die Governance der Gebäudemodernisierung 
stellt Allendorf (Lumda) und die weiteren am 
Projekt beteiligten Kommunen vor vielfältige 
Herausforderungen. Gleichzeitig zeigen prak-
tische Erfahrungen aus dem Projekt, welche 
Erfolgsfaktoren eine erfolgreiche Umsetzung 
begünstigen. Diese Erkenntnisse lassen sich in 
verschiedenen Kategorien zusammenfassen. 

In der Kategorie Information und Beratung kann 
als Erfolg die von der Stadt seit 2021 angebotene 
Energieberatung für die Bürger*innen genannt 
werden. Die hohe Nachfrage zeigt den Bedarf: seit 
Maßnahmenbeginn haben circa 100 Bürger*innen 
die Beratung in Anspruch genommen. Dies ver-
deutlicht, dass Information und Beratung eine 
wichtige Rolle bei der Gebäudemodernisierung 
spielen.  

Im Bereich Regeln und Festsetzungen ist die 
laufende Erstellung eines Sanierungsplans sowie 
eines Klimaschutzkonzepts ein wichtiger Schritt 
zur strukturierten Gebäudemodernisierung. Diese 
Maßnahmen helfen dabei, klare Rahmenbedin-
gungen zu schaffen und langfristige Ziele festzule-
gen.  

Im Bereich Förderung und Finanzierung stellt 
die angespannte Haushaltslage seit 2022 eine 
wachsende Herausforderung dar. Da finanzielle 
Mittel begrenzt sind, müssen Maßnahmen oft eher 
nach Budgetverfügbarkeit als nach energetischer 
Dringlichkeit priorisiert werden. Diese Problematik 
betrifft nicht nur Allendorf (Lumda), sondern auch 
die anderen Projektkommunen.  

Als Lösung wurde die Förderung und Finanzierung 
von Modernisierungsmaßnahmen zu einem 
Schwerpunktthema des Projekts gemacht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eng verbunden mit den finanziellen Ressourcen 
sind Herausforderungen, die sich aus der notwen-
digen Anpassung der Verwaltungsstruktur er-
geben. Die Fülle der Aufgaben mit wenig Personal 
neben dem Alltagsgeschäft zu bewältigen stellt für 
Allendorf Lumda eine große Herausforderung dar.  

In der Kategorie Sonstiges ist das Thema Kom-
munikation und Kooperation zwischen Verwaltung 
und politischen Gremien als Herausforderung be-
nannt.  

07 

Die im Projekt entwickelte Handreichung  
„Der Förderprozess“ gibt Allendorf (Lumda) 
und den anderen Projekt-Kommunen eine praxis-
nahe Orientierung zur gezielten Nutzung ver-
schiedener Förderprogramme. Sie steht über die 
folgenden Projekthomepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungslo-
giken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
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Deshalb wurde Kommunikation als zweiter 
Schwerpunkt des Projekts definiert. Wichtige 
Fragen dabei sind: Wie spreche ich den richtigen 
Fachbereich an? Wie vermittle ich Fachthemen 
verständlich an Entscheidungsträger*innen? Wel-
che Informationen sind auf politischer Ebene not-
wendig, um Maßnahmen zu legitimieren?  

Hierbei geht es nicht nur um Informationsfluss, 
sondern auch um gegenseitiges Vertrauen und 
Wertschätzung zwischen Politik und Verwaltung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

# 

 

Oftmals werden Gutachten von externen Fachleu-
ten beauftragt, um Entscheidungsprozesse zu un-
terstützen. Doch dabei ist Vorsicht geboten: Wäh-
rend sie wertvolle Erkenntnisse liefern können, be-
steht auch die Gefahr, dass sie zur Verzögerung 
von Entscheidungen genutzt werden. Daher ist es 
entscheidend, zunächst das vorhandene Wissen 
in der Verwaltung zu bündeln und gezielt zu prü-
fen, ob eine externe Begutachtung wirklich not-
wendig ist. So lassen sich Ressourcen effizienter 
nutzen und gleichzeitig fachliche sowie politische 
Prozesse beschleunigen, ohne unnötige Frustra-
tion in der Verwaltung zu erzeugen. 
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Im Rahmen des Projekts haben die Kommunen 
verschiedene Vorlagen erarbeitet, darunter eine 
für einen Grundsatzbeschluss, der der Ver-
waltung den Handlungsrahmen vorgibt und sie 
legitimiert, beispielsweise in Bezug auf Gebäu-
destandards. Diese Standards sollen bei der 
Modernisierung kommunaler Liegenschaften 
erreicht werden und sind auf die Bedürfnisse 
kleiner und mittlerer hessischer Kommunen ab-
gestimmt. Ihr Ziel ist es, zur Einhaltung bzw. Er-
reichung der Klimaschutzziele im Gebäudebe-
reich beizutragen.  
 

Die im Projekt erarbeitete Handreichung „Der 
Kommunikationsprozess“ bietet Allendorf 
(Lumda) und den anderen Projekt-Kommunen 
eine praxisnahe Orientierung, um verschiedene 
HGO-konforme Kommunikationswege gezielt für 
Themen wie die (energetische) Modernisierung 
der eigenen Liegenschaften sowie weitere rele-
vante Bereiche zu nutzen. Sie steht über die fol-
genden Projekthomepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungslo-
giken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 

https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/


Mit diesem Steckbrief wird ein Einblick in die spe-
zifischen Herausforderungen und Lösungsansätze 
der Stadt Allendorf (Lumda) bei der Modernisie-
rung kommunaler Gebäude gegeben. Bereits 
heute sind vielfältige Maßnahmen auf den Weg 
gebracht, um den Energieverbrauch zu senken 
und klimarelevante Emissionen zu verringern. 

Allendorf (Lumda) strebt unter anderem eine Ent-
wicklung der Ortskerne an, um innerörtlich zu ver-
dichten, leerstehende Gebäude besser zu nutzen 
und die städtischen Liegenschaften zu moderni-
sieren. In Zusammenarbeit mit dem Landkreis wird 
zudem aktuell ein Klimaschutzkonzept erstellt. 
Hierfür wurden durch das Klimaschutzmanage-
ment Gebäudedaten und Energiekennwerte zu-
sammengestellt. Außerdem wurde eine Prioritä-
tenliste für die Modernisierungs- und Sanierungs-
vorhaben erstellt.  

Zuständig für alle Aufgaben rund um die Moderni-
sierung der kommunalen Liegenschaften ist das 
Bauamt. Modernisierungsmaßnahmen werden in 
enger Absprache zwischen Bauamt, Klimaschutz-
manager, Finanzverwaltung und Bürgermeister 
vorabgestimmt und dann den städtischen Gremien 
zur Beschlussfassung vorgelegt. Eine Herausfor-
derung besteht dabei darin, sachliche und politi-
sche Prioritäten aufeinander abzustimmen, um 
Modernisierungsprozesse zu beschleunigen.  

Aufgrund der angespannten Haushaltslage der 
Kommune musste im Jahr 2024 ein Haushaltssi-
cherungskonzept (HSK) aufgestellt werden. We-
gen der schwierigen Finanzlage kommt es auch 
bei der Planung von Sanierungs- und Modernisie-
rungskonzepten zu Verzögerungen, während die 
Nutzung von Fördermitteln dringender denn je ge-
worden ist. Gleichzeitig erfordert der aufwendige 
Beantragungsprozess einen hohen Einsatz an 
Personalressourcen. 

Bislang konnte unter anderem auf dem Gelände 
der Kläranlage eine PV-Anlage installiert werden. 
Diese trägt dazu bei, den Autarkiegrad beim 
Stromverbrauch für der Abwasserreinigung zu er-

höhen. In Erarbeitung ist zudem die Erstellung ei-
nes energetischen Quartierskonzeptes, was die 
Grundlage für die Einführung eines Sanierungs-
managements darstellt. Bis 2030 sollen acht Wind-
energieanlagen errichtet werden. Außerdem ist 
eine Ausweitung der Nutzung von Solarenergie 
und Umweltwärme um mindestens 3 % der Ge-
bäude pro Jahr geplant.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Fazit 

 

09 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gefördert durch:  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Impressum 
Projekt: Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen und 
mittleren hessischen Kommunen: Stand und Entwicklungsmöglich-
keiten 

 

Projektlaufzeit: 01/2023 – 05/2025 
 
Dieses Dokument ist entstanden unter der Mitwirkung von:  
 
Felix Jung (Stadt Allendorf (Lumda)) 
Anna Wasmer, Iris Behr, Prof. Dr.-Ing. Birte Frommer (Hochschule 
Darmstadt) 
Judith Heilmann, Dr. Jonas Schönefeld, Antonia Funk (IWU) 
Luise Spieker (Schader-Stiftung) 
 

Stand: Mai 2025 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Governance der Gebäudemodernisierung  
in kleinen und mittleren hessischen Kommunen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
  
  

Steckbrief 
Alsfeld 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Vorwort 
 
Das Projekt „Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen 
und mittleren hessischen Kommunen“ verfolgte das Ziel, kommunale 
Akteure bei der Modernisierung ihres eigenen Gebäudebestandes zu un-
terstützen. Das Projekt wurde durch das Hessische Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum gefördert und lief 
vom 15.01.2023 bis zum 31.05.2025.  
 
Jede am Projekt teilnehmende Kommune wird in einem separaten Steck-
brief vorgestellt. Der Steckbrief enthält die wichtigsten Informationen zur 
Gebäudemodernisierung in der jeweiligen Kommune. Darüber hinaus 
werden Informationen und Maßnahmen zusammengestellt, die nicht nur 
für alle teilnehmenden Kommunen, sondern auch für weitere hessische 
Kommunen interessant sein könnten. 
 

Projektbeteiligte Kommunen in Hessen 
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Im Projekt Governance der Gebäudemoderni-
sierung in kleinen und mittleren hessischen 
Kommunen beschäftigten sich zwölf Kommunen 
aus Hessen mit den Herausforderungen im Be-
reich der Gebäudemodernisierung. Untersucht 
wurde dabei unter anderem, mit welchen Instru-
menten und Methoden die Gebäudemodernisie-
rung im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele 
in der jeweiligen Kommune umgesetzt wird. 

Der Begriff der Modernisierung umfasst Maßnah-
men, die zu einer nachhaltigen Verbesserung der 
Gebäudeverhältnisse beitragen und beispiels-
weise zu einer Einsparung von Energie (=energe-
tische Sanierung) oder Wasser führen. Der Begriff 
der Sanierung beschreibt alle Maßnahmen, die 
zum Erhalt eines Gebäudes beitragen. Bei einer 
Instandsetzung hingegen werden akute Schäden 
beseitigt. Da die Begriffe der Modernisierung und 
Sanierung allerdings in der kommunalen Praxis 
synonym verwendet werden, werden diese auch 
im nachfolgenden gleichermaßen verwendet.  

Die teilnehmenden Kommunen sind alle Mitglieder 
im Bündnis der Hessischen Klima-Kommunen und 
haben sich mit der Unterzeichnung der Charta 
„Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ dazu ver-
pflichtet, bis 2045 klimaneutral zu werden. Allen 
Kommunen gemeinsam ist die Absicht, die not-
wendigen Modernisierungsprozesse im kommu-
nalen Gebäudebestand in Hinblick auf die Treib-
hausgasneutralität zu beschleunigen und besser 
zu steuern. Die Projektkommunen haben sehr he-
terogene Strukturen, welche von kompakten Klein-
städten bis hin zu großen Flächengemeinden mit 
vielen Ortsteilen reichen. Entsprechend unter-
schiedlich sind die Bedarfe und Herausforderun-
gen bei der Modernisierung des jeweiligen kom-
munalen Gebäudebestandes.  

Eine der größten Herausforderungen in diesem 
Bereich stellt der allgemeine Sparkurs der kommu-
nalen Haushalte und der Personal-mangel, ausge-
löst durch fehlende Fachkräfte und einen Genera-
tionenwechsel, dar. Häufig fehlen darüber hinaus 
ausreichende Kenntnisse über Auswahl und (stra-

tegischen) Einsatz von Förderprogrammen. Wei-
terhin ist eine gute Kommunikation zwischen „Po-
litik“ und Verwaltung erforderlich, um klare Auf-
träge an die Verwaltung zu formulieren und durch 
politische Beschlüsse die notwendige Legitimation 
für Verwaltungshandeln zu erreichen. Diese Er-
kenntnisse führten zur Auswahl der beiden 
Schwerpunktthemen: Förderung und Finanzie-
rung und Kommunikation, die mit allen Kommu-
nen bearbeitet werden. Die Kommunen arbeiteten 
im Rahmen des Forschungsprojekts eng mit der 
Institut Wohnen und Umwelt GmbH (IWU), der 
Hochschule Darmstadt und der Schader-Stiftung 
zusammen.  

Die Besonderheit des Projekts lag in dem partizi-
pativen Ansatz der gemeinsamen Identifikation 
und Priorisierung von Herausforderungen und der 
anschließenden Entwicklung von Lösungsansät-
zen. Die entwickelten Lösungsansätze wurden in-
nerhalb der Projektlaufzeit an verschiedenen Stel-
len in der kommunalen Praxis erprobt. Zudem fan-
den in regelmäßigen Abständen Workshops mit 
den beteiligten zwölf Kommunen statt, um einen 
Erfahrungsaustausch während der Laufzeit des 
Projekts zu gewährleisten. 
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Hilfsmittel, die für die Projektgemeinden erarbei-
tet werden, wurden allgemein zugänglich ge-
macht und können von jeder interessierten Kom-
mune genutzt werden.   

Erkenntnisreich sollen die Steckbriefe und die 
Hilfsmittel auch für Fördermittelgeber oder Mini-
sterien sein, um die Unterstützung des Landes 
möglichst genau auf die Bedarfe der kleinen und 
mittelgroßen Kommunen abzustimmen. 
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Die Stadt Alsfeld  

 

Bevölkerung  
16.205 (31.12.2023) 
 
Landkreis 
Vogelbergkreis 
 
Regierungsbezirk 
Gießen 
 
Strukturraum nach Landesentwicklungspla-
nung 
Ländlicher Raum mit Verdichtungsansätzen 
 
Nichtwohngebäude (NWG) in Eigentum der 
Kommune* 
69  
 
Wohngebäude (WG) in Eigentum der  
Kommune 
1 
 
Webseite 
https://www.alsfeld.de 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ansprechpartnerin zum Thema:  
Gebäudemodernisierung 
 
Name: Louisa Wenzel 
Funktion: Klimaschutzmanagerin 
E-Mail: l.wenzel@stadt.alsfeld.de 
Tel.: 06631/182220 
 

Alsfeld liegt im Vogelsbergkreis, im Nordosten 
Hessens (Regierungsbezirk Gießen). Die Stadt 
hat ca. 16.000 Einwohner*innen (Stand 2023, 
Hessische Gemeindestatistik) und ist in die 
Stadtteile Altenburg, Angenrod, Berfa, Billerts-
hausen, Eifa, Elbenrod, Eudorf, Fischbach, Hat-
tendorf, Heidelbach, Leusel, Liederbach, Lingel-
bach, Münch-Leusel, Reibertenrod und Schwa-
benrod gegliedert.  

Alsfeld liegt auf einer Höhe von etwa 250 m über 
NN und erstreckt sich am Südwestrand des 
Knüllgebirges und am Westhang des Alsfelder 
Beckens.  

Die Stadt ist Teil der Metropolregion Rhein-Main. 
Das nächstgelegene Oberzentrum zu Alsfeld ist 
Gießen, welches etwa 40 km entfernt liegt. Ähn-
lich weit entfernt sind die Städte Fulda und Mar-
burg.  

Alsfeld zeichnet sich durch eine Altstadt mit ge-
schlossener historischer Bebauung aus dem Mit-
telalter aus. Diese ist von gut erhaltenen Fach-
werkhäusern geprägt und gilt als eines der 
schönsten Fachwerkensembles Hessens.  

 

 
 
* Berücksichtigte Nichtwohngebäude (NWG) 
sind Gebäude die dauerhaft auf über 12° C be-
heizt werden und unter (die Anwendung) das 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) fallen.  
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Im Rathaus (Verwaltung) der Stadt Alsfeld sind 
insgesamt 237 Mitarbeiter*innen beschäftigt. 
Diese Zahl beinhaltet alle städtischen Bedienste-
ten der Verwaltung einschließlich Erzieher*innen, 
Bauhofmitarbeiter*innen, Auszubildende, Reini-
gungskräfte sowie die Angestellten der Stadt-
werke. 

Die Fachbereiche der Verwaltung 

Die Verwaltung unterteilt sich in drei Fachbereiche 
und zwei Stabsstellen. Fachbereich 1 ist zuständig 
für die zentralen Dienste der Stadt und befasst 
sich mit dem organisatorischen Aufbau der Ver-
waltung und dem grundsätzlichen Geschäftsab-
lauf und -betrieb.  

Fachbereich 2 beschäftigt sich mit den Themen 
Bauen und Liegenschaften und umfasst die drei 
Abteilungen Stadtplanung und Tiefbau, Gebäude- 
und Liegenschaftsmanagement und Energie und 
Umwelt. Die Hauptaufgaben des Fachbereichs 
sind unter anderem die Stadtbau- und -entwick-
lungsplanung, die Städtebauförderung und die 
Dorferneuerung. Im Bauamt arbeiten 20 Perso-
nen. Die unterschiedliche Gebäudetypen (wie z.B. 
Dorfgemeinschaftshäuser, KiTas, Feuerwehren, 
Verwaltungsgebäude) wurden auf drei Abteilungs-
leiter aufgeteilt. Die zuständigen Sachbearbei-
ter*innen sind dann jeweils schwerpunktmäßig für 
einen oder mehrere Gebäudetypen zuständig 
(bspw. Feuerwehr, historische Gebäude, Verwal-
tungsgebäude, etc.).  

Fachbereich 3 umfasst die Bürgerdienste, wie 
etwa die Abteilungen der Ordnungsverwaltung 
und der Feuerwehren sowie das Bürgerbüro. Dar-
über hinaus gibt es die zwei Stabsstellen Soziales 
& Kultur und die Wirtschaftsförderung & Stadtmar-
keting.  

Klimaschutz- und Energiemanagement 

Seit 2016 wird der Klimaschutz durch ein 
Klimamanagement umgesetzt. Seit 2020 liegt 
auch das kommunale Energiemanagement im Be-
reich des Klimamanagements. Diese Stelle ist bis 
2025 befristet und wird von der Nationalen Klima-
schutzinitiative (NKI) gefördert. Es wird aktuell da-
ran gearbeitet, die Stelle auch nach Ende der För-
derung weiter zu erhalten. Die Hauptaufgabe be-
steht in der Umsetzung eines integrierten Energie- 
und Klimaschutzkonzeptes des Vogelsbergkreises 
vor Ort in Alsfeld. Unterstützt wird die Klimamana-
gerin durch eine Sachbearbeiterin aus der Abtei-
lung für Stadtplanung und Tiefbau. 

Das Klimamanagement ist dem Bauamt zugeord-
net, bildet allerdings eine eigene Abteilung. Im 
Normalfall wird die Klimamanagerin im Rahmen 
von konkreten Modernisierungsvorhaben durch 
Mitarbeitende des Bauamtes hinzugezogen, so-
bald Fördergelder beantragt werden sollen. Diese 
werden durch das Klimamanagement beantragt. 
Dieses stellt auch die erforderlichen Verwen-
dungsnachweise und steht im Austausch mit ex-
ternen Beratern. Sofern eine Abstimmung mit den 
politischen Gremien notwendig ist, werden die er-
forderlichem Magistratsvorlagen durch die 
Klimamanagerin verfasst und in den Ausschüssen 
vorgestellt.  

Hauptverantwortlicher für den direkten Austausch 
mit dem Bürgermeister, den städtischen Gremien 
und dem Leiter für Finanzen ist der Leiter des Bau-
amtes.  

 

 
 
 
 
 
 
 

Zuständigkeiten &  
Entscheidungsprozesse  
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Alle für die Modernisierung relevanten Investitio-
nen werden im jährlichen Finanzhaushalt der Stadt 
veranschlagt.  

Im Ergebnishaushalt 2024 konnten ein Ertrag von 
43,52 Millionen Euro und Aufwendungen in Höhe 
von 46,80 Millionen Euro verzeichnet werden. Ver-
gleichsweise gab es im Jahr 2023 einen Ertrag von 
42,94 Millionen Euro und Aufwendungen in Höhe 
von 44,36 Millionen Euro. 

Im Finanzhaushalt von 2024 wurden Einzahlun-
gen aus Investitionstätigkeiten in Höhe 3,2 Millio-
nen Euro und Auszahlungen aus Investitionstätig-
keiten in Höhe von 12 Millionen Euro verzeichnet. 
Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeiten lagen 
bei 8,8 Millionen Euro und Auszahlungen bei 2,2 
Millionen Euro. 

Im Bereich der Modernisierungsmaßnahmen war 
die Kostenverteilung in den einzelnen Projekten 
wie folgt verteilt:  

Kita „in der Krebsbach“ in Alsfeld: Komplette 
Erneuerung und Errichtung einer PV-Anlage. 

- Kosten: ca. 460.000 Euro  
- Förderung: ca. 100.000 Euro  

(Antrag in Erstellung) 

Kita „Bechtelsberger Strolche“ in Berfa:  

- Kosten: ca. 10.550.000 Euro 
- Förderung: 1.082.520 Euro (ZWB liegt vor) 

Minnigerodehaus in Alsfeld: Komplettsanierung 
Gebäude plus PV-Anlage, Gründach, Regenwas-
serzisterne. 

- Kosten: ca. 7.490.000 Euro 
- Förderung: ca. 4.000.000 Euro  

(ZWB liegen z.T. vor/ in Erstellung) 

Mehrzweckhalle in Leusel: Komplettsanierung 

- Kosten: ca. 4.000.000 Euro 
- Förderung: ca. 1.400.000 Euro 

Rathaus in Alsfeld: energetische Sanierung 

- Kosten: ca. 1.200.000 Euro 
- Förderung: ca. 100.000 Euro (Antrag in 

Planung) 

Depot in Alsfeld: Nutzungsänderung zu Büroräu-
men, energetische Sanierung 

- Kosten: ca. 430.000 Euro 
- Förderung: ca. 90.000 Euro (Antrag in Erstel-

lung) 

Hochzeitshaus in Alsfeld: Energetische Sanie-
rung (Antrag in Planung) 

- Kosten: ca. 3.000.000 Euro 
- Förderung: ca. 500.000 Euro  

•  
• Aus der beschriebenen Finanzierung der Projekte 

wird deutlich, dass die Durchführung von kommu-
nalen Modernisierungsmaßnahmen von der Ver-
fügbarkeit von Fördermitteln aus Landes- oder 
Bundesförderprogrammen abhängt. 

Auch in den folgenden Abschnitten wird im Rah-
men von durchgeführten und geplanten Maßnah-
men der Gemeinde auf diese Thematik näher ein-
gegangen. Stellvertretend wurde ein Beispiel aus-
gewählt, welches das Vorgehen bei der Gebäude-
modernisierung und die damit verbundenen Her-
ausforderungen der Finanzierung von Modernisie-
rungsmaßnahmen innerhalb der Stadt Alsfeld 
exemplarisch illustriert.  

Finanzierung Beispiel 

Beispiel: KiTa-Sanierung „Bechtelsberger 
Strolche“ 

Die KiTa soll energetisch saniert und die Nutzflä-
che von 600m2 auf 1.200m2 erweitert werden. Da-
für sind zwei Ersatzneubauten und ein Teilabriss 
mit Modernisierung des verbleibenden Bestands 
erforderlich. Auch die Wärmeerzeugung soll aus 
erneuerbaren Energien erfolgen: es sind Bohrun-
gen für Geothermie-Nutzung vorgesehen. Durch 

Finanzierung 
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einen externen Berater wurden verschiedene För-
derprogramme geprüft. Im Ergebnis wurden Mittel 
der Kommunalrichtlinie und BEG-Mittel (Bundes-
förderung für effiziente Gebäude) beantragt und 
bewilligt.  

Die QNG-Förderung (Qualitätssiegel Nachhaltiges 
Gebäude) wurde nach der Prüfung verworfen, weil 
die Umsetzung mit unabsehbaren Kosten verbun-
den gewesen wäre. Zudem bestand Unsicherheit 
darüber, ob regionale Handwerker über die erfor-
derlichen Fachkenntnisse verfügen. Der befürch-
tete Aufwand würde durch die zusätzlichen För-
dermittel von ca. 200.000 Euro nicht kompensiert 
werden. Die Gesamtinvestitionskosten belaufen 
sich auf 10.550.000 Millionen Euro.  

Maßnahmen 

Alsfeld ist Teil der Hessischen Klima-Kommunen 
und hat sich mit der Unterzeichnung der Charta 
„Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ dazu ver-
pflichtet, bis 2045 klimaneutral zu werden. 

In diesem Sinne wird seit 2016 in zunächst zwei 
und jetzt fünfjährigem Turnus ein Energie- und 
Klimabericht erstellt. Darin wird die energetische 
Situation der Liegenschaften sowie deren Ver-
brauchsentwicklung dargestellt. Zudem wurde 
2016 ein integriertes Energie- und Klimaschutz-
konzept des Landkreises Vogelsbergkreis entwi-
ckelt. Es besteht ein Energiemonitoring für 54 
kommunale Gebäude. Mit dem Aktionsplan 2022 
– 2027 werden die konkreten Maßnahmen für den 
Klimaschutz im Bereich der städtischen Liegen-
schaften aufgezeigt. Er dient der Stadtverwaltung 
als Leitfaden hinsichtlich der Zeit- und Ressour-
cenplanung und veranschaulicht transparent die 
Strategie, wie Treibhausgasemissionen gezielt re-
duziert werden sollen. Der Aktionsplan knüpft 
nahtlos an den Energie- und Klimabericht 2022 – 
2027 an. 

 

PV-Anlage auf der neuen Feuerwache 

Im Frühjahr 2019 wurde auf dem Dach der Feuer-
wehr eine PV-Anlage installiert. Dank einer Online-
Überwachung lässt sich die Anlagenfunktion täg-
lich kontrollieren. Dadurch konnte eine Energieein-
sparung von ca. 50 % im Vergleich zum Vorjahr 
erzielt werden.  

 
 

Sanierung Baubetriebshof  

Im Baubetriebshof wurde eine Infrarot-Decken-
strahlheizung für den Hallen- und Werkbereich in-
stalliert, eine LED-Beleuchtung innen und außen 
vorgenommen und ein Austausch der vorhande-
nen Fenster zu Industrieglas mit einem geringeren 
Wärmedurchgangskoeffizienten vorgenommen. 
Zudem wurde auf dem Dach eine PV-Anlage zur 
Deckung des Eigenverbrauchs installiert. Diese 
Maßnahmen konnten durch die Klimarichtlinie des 
Landes Hessen mit einer Förderquote von 80 % 
gefördert werden. Dadurch konnten Einsparungen 
im Stromverbrauch von ca. 50 % und im Wärme-
verbrauch von ca. 30 % erzielt werden. 

 

 

 

 

Alsfeld hat u.a. folgende Maßnahmen umgesetzt 
oder arbeitet an der Umsetzung: 

 

PV-Anlage auf der alten Feuerwache 
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Kommunale Liegenschaften am Marktplatz  

Im Bereich der kommunalen Liegenschaften am 
Marktplatz konnten in den letzten Jahren auch ei-
nige Maßnahmen umgesetzt werden. Im Jahr 
2020 konnte ein BHKW mit Integration eines Nah-
wärmenetzes errichtet werden. Dieses ist seit An-
fang 2021 in Betrieb und versorgt den Nahbereich 
mit Wärme und Strom. Zudem wurde die Innenbe-
leuchtung der Verwaltungsgebäude und am 
Marktplatz mit LED-Leuchtmitteln ersetzt, sowie 
ein Austausch der Fenster vorgenommen. An zwei 
Gebäuden konnte zudem ein Teil der Dämmung 
erneuert werden. 

Energie- und Klimaschutzförderrichtlinie 

Die 2021 erarbeitete Energie- und Klimaschutzför-
derrichtlinie stellt den Bürger*innen der Stadt Als-
feld Fördermittel zur Finanzierung von Maßnah-
men an Privatgebäuden, die zur Energieeinspa-
rung, Minderung von CO2/Luftschadstoffe erfor-
derlich sind. Das durch die Stadt zur Verfügung 
gestellte Budget wurde in den letzten Jahren er-
höht. Im ersten Jahr standen 50.000 Euro an För-
dermitteln zur Verfügung, während Anträge in 
Höhe von 170.000 Euro eingereicht wurden. Da-
raufhin wurde das Förderkontingent im Jahr 2022 
auf 100.000 Euro verdoppelt, doch die Nachfrage 
stieg weiter auf 200.000 Euro. Als Reaktion darauf 
wurde das Budget im Jahr 2023 auf 200.000 Euro 
erhöht, jedoch die Förderung für PV-Anlagen deut-
lich gekürzt. 

Sanierung KiTa „In der Krebsbach“  

Der Gebäudekomplex besteht aus drei Gebäude-
teilen, die in verschiedenen Jahren errichtet wur-
den. Das älteste Gebäude aus den 50er-Jahren 
soll saniert werden. Unter anderem ist eine Erneu-
erung des Daches mit Dämmung geplant. Zudem 
soll auf dem Dach eine PV-Anlage mit Speicher er-
richtet werden. Die Investitionskosten betragen 
etwa 250.000 Euro. Diese Maßnahmen können 
über die Klimarichtlinie des Landes mit 90 % ge-
fördert werden.  

Komplettsanierung Minnigerodehaus 

Das Minnigerodehaus ist ein geschütztes Kultur-
denkmal und beherbergt heute das Stadtmuseum. 
Es soll umfassend saniert und erweitert werden. 
Geplant sind ein Neubau sowie eine Komplettsa-
nierung des Bestandsgebäudes, die unter ande-
rem Dämmmaßnahmen, den Austausch von 
Fenstern und Türen sowie die Modernisierung der 
Haustechnik umfasst. Dazu gehören die Installa-
tion einer Lüftungsanlage, die Erneuerung der 
Elektrik, Heizungsverteilung, Lüftung und Sanitär 
sowie die Errichtung einer PV-Anlage. 

Die Investitionskosten für dieses Projekt belaufen 
sich auf rund 5,9 Millionen Euro. Zur Finanzierung 
können Fördermittel in Höhe von etwa 50–75 % 
genutzt werden. Dabei kommen insbesondere die 
Förderung aus dem Programm „Lebendige Zen-
tren“ sowie die Klima-/Kommunalrichtlinie des 
Landes Hessen zum Einsatz.  

Kommunale Wärmeplanung  

Ein Konzept zur kommunalen Wärmeplanung ist in 
Bearbeitung. Dieses beinhaltet u.a. eine Be-
standsanalyse des Wärmebedarfs, eine Potenzial-
analyse für erneuerbare Energien und kommunale 
Wärmewendestrategien. Die Investitionskosten 
betragen 150.000 Euro. Diese können durch eine 
100 %-Förderung der nationalen Klimaschutziniti-
ative gedeckt werden.  
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Die Governance der Gebäudemodernisierung 
stellt Alsfeld und die weiteren am Projekt 
beteiligten Kommunen vor vielfältige 
Herausforderungen. Gleichzeitig zeigen prak-
tische Erfahrungen aus dem Projekt, welche 
Erfolgsfaktoren eine erfolgreiche Umsetzung 
begünstigen. Diese Erkenntnisse lassen sich in 
verschiedenen Kategorien zusammenfassen. 

In der Kategorie Information/Beratung zählt die 
stark genutzte Energieberatung für Bürger*innen 
als Erfolg. Sie wird von der Stadt Alsfeld in Koope-
ration mit der Verbraucherzentrale Hessen organi-
siert und durchgeführt. An jedem ersten und dritten 
Donnerstag im Monat gibt es eine kostenlose Erst-
beratung, bei der sich Gebäudeeigentümer über 
mögliche energetische Sanierungen informieren 
lassen können. 

In der Kategorie Regeln und Festsetzungen 
kann als Erfolg unter anderem die Erstellung der 
kommunalen Energie- und Klimaschutzförderricht-
linie verzeichnet werden. Aufgrund der hohen 
Nachfrage konnte diese in den letzten Jahren ste-
tig im Gesamtvolumen erhöht werden. Zudem wird 
seit 2016 regelmäßig ein Energie- und Klimabe-
richt sowie ein daran anknüpfender Aktionsplan er-
stellt.  

Die Förderung und Finanzierung der Moderni-
sierungsmaßnahmen wird - vor allem seit 2022 - 
geprägt durch die zunehmend „leeren Kassen“. 
Als herausfordernd wird besonders das Einwerben 
der Mittel beschrieben. Für die Anträge werden 
teilweise umfangreiche Daten, Vorstudien etc. ver-
langt, welche selbst nur aufwendig oder durch 
Dritte erbracht werden können. Dadurch benöti-
gen Anträge viele Zeitressourcen wofür wiederum 
zu wenig Personal vorhanden ist. die Die Förder-
bedingungen ändern sich häufig, die Beantragung 
und Bearbeitung der Förderanträge nimmt jedoch 
viel Zeit in Anspruch . Auch die Komplexität der 
Förderprogramme führt dazu, dass Expert*innen 
hinzugezogen werden müssen  

Für alle am Projekt beteiligten Kommunen ist die 
Förderung und Finanzierung von Modernisie-
rungsmaßnahmen sehr wichtig. Deshalb wurden 
diese Fragen zu einem Schwerpunktthema des 
Projektes Governance der Gebäudemodernisie-
rung gemacht.  

 

 

 

 

 

´ 

 

 

 

Die Anpassung der Verwaltungsstruktur stellt 
eine weitere Herausforderung dar, da das Tages-
geschäft viel Kapazität bindet und wenig Raum für 
strategische Überlegungen zur Erreichung der Kli-
maziele und zur Modernisierung kommunaler Ge-
bäude lässt. Ein Erfolg ist jedoch die Einführung 
eines Monitoring-Tools zur Erfassung und Analyse 
von Energiedaten. 

In der Kategorisierung Sonstiges enthalten ist das 
Thema Kommunikation und Kooperation zwischen 
Verwaltung und politischen Gremien. Weil das 
Thema der Kommunikation in der Verwaltung so 
bedeutsam ist, wurde dieses als zweiter Schwer-
punkt des Projekts identifiziert. Wichtige Fragen 
dabei sind: Wie spreche ich den richtigen Fachbe-
reich an? Wie vermittle ich Fachthemen verständ-
lich an Entscheidungsträger*innen? Welche Infor-
mationen sind auf politischer Ebene notwendig, 
um Maßnahmen zu legitimieren? 

 

 

 

 

Herausforderungen & 
Erfolgsfaktoren 
 

Die im Projekt entwickelte Handreichung  
„Der Förderprozess“ gibt Alsfeld und den an-
deren Projekt-Kommunen eine praxisnahe Ori-
entierung zur gezielten Nutzung verschiedener 
Förderprogramme. Sie steht über die folgenden 
Projekthomepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungs-
logiken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
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Governance beschäftigt sich u.a. mit der Legitima-
tion der Verwaltung, dem Vertrauen in die Verwal-
tung seitens der Politik, dem Ernstnehmen und 
Wertschätzen der in der Verwaltung geleisteten 
Arbeit, mit dem Abwägen zwischen fachlichen An-
forderungen für welche die Verwaltung eher „zu-
ständig“ ist und den politischen Opportunitäten, 
d.h., den Erwartungen, welchen Kommunalpoliti-
ker ausgesetzt sind.  

Das Erstellen von Gutachten als Mittel zum weite-
ren Erkenntnisgewinn ist bei knappen Ressourcen 
und unter dem Gesichtspunkt des zügigen und ef-
fizienten Verwaltungshandelns wichtig. Die Her-
ausforderung besteht darin, sachliche und politi-
sche Prioritäten aufeinander abzustimmen, um 
keine Frustration zu erzeugen und Prozesse zu 
beschleunigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Fazit 

Der Steckbrief stellt die Aktivitäten und Rahmen-
bedingungen in Alsfeld vor, die für die erfolgreiche 
Umsetzung von Modernisierungsmaßnahmen we-
sentlich sind. Die Stadt engagiert sich bereits in-
tensiv für die energetische Erneuerung ihrer Ge-
bäude. 

Seit 2016 wird in Alsfeld regelmäßig ein Energie- 
und Klimabericht erstellt. Zudem wurde 2016 ein 
integriertes Energie- und Klimaschutzkonzept des 
Landkreises Vogelsbergkreis, in dem Alsfeld liegt, 
entwickelt und es besteht ein Energiemonitoring 
für 54 kommunale Gebäude. Die geschlossene 
historische Bebauung aus dem Mittelalter in Als-
feld ist Teil der deutschen Fachwerkstraße, bedeu-
tet aber im Kontext von Modernisierungsvorhaben 
auch zusätzliche Herausforderungen für die Stadt. 
Mit dem Aktionsplan 2022 – 2027 werden die kon-
kreten Maßnahmen für den Klimaschutz im Be-
reich der städtischen Liegenschaften aufgezeigt. 
Er dient der Stadtverwaltung als Leitfaden hin-
sichtlich der Zeit- und Ressourcenplanung und 
veranschaulicht transparent die Strategie, wie 
Treibhausgasemissionen gezielt reduziert werden 
sollen. Dieses strategische Vorgehen zeigt bereits 
erste Erfolge. So konnte die Verwaltung in den 
letzten Jahren energetische Sanierungsmaßnah-
men am Baubetriebshof, kommunalen Liegen-
schaften am Marktplatz, am Minnigerodehaus und 
einer Kindertagesstätte umsetzen oder arbeitet 
bereits an deren Umsetzung.  

Auch in der Verwaltungsstruktur der Stadt wurde 
das Thema zunehmend etabliert. Seit 2016 wird 
der Klimaschutz durch ein Klimamanagement um-
gesetzt. Seit 2020 liegt auch das kommunale 
Energiemanagement im Bereich des Klimamana-
gements. Dieses ist dem Bauamt zugeordnet und 
fokussiert sich insbesondere auf die Fördermittel-
akquise. Im Normalfall wird die Klimamanagerin im 
Rahmen von konkreten Modernisierungsvorhaben 

Im Rahmen des Projekts haben die Kommunen 
verschiedene Vorlagen erarbeitet, darunter eine 
für einen Grundsatzbeschluss, der der Verwal-
tung den Handlungsrahmen vorgibt und sie legi-
timiert, beispielsweise in Bezug auf Gebäude-
standards. Diese Standards sollen bei der Mo-
dernisierung kommunaler Liegenschaften er-
reicht werden und sind auf die Bedürfnisse klei-
ner und mittlerer hessischer Kommunen abge-
stimmt. Ihr Ziel ist es, zur Einhaltung bzw. Errei-
chung der Klimaschutzziele im Gebäudebereich 
beizutragen.  
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Die im Projekt erarbeitete Handreichung „Der 
Kommunikationsprozess“ bietet Alsfeld und 
den anderen Projekt-Kommunen eine praxisnahe 
Orientierung, um verschiedene HGO-konforme 
Kommunikationswege gezielt für Themen wie die 
(energetische) Modernisierung der eigenen Lie-
genschaften sowie weitere relevante Bereiche zu 
nutzen. Sie steht über die folgenden Projekt-
homepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungslo-
giken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
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durch Mitarbeitende des Bauamtes hinzugezogen, 
sobald Fördergelder beantragt werden sollen. 

Trotz dieser fokussierten Struktur stellt das Ein-
werben und Einsetzen von Fördermitteln weiterhin 
eine Herausforderung dar: Für die Anträge werden 
teilweise umfangreiche Daten, Vorstudien etc. ver-
langt, welche selbst nur aufwendig oder durch 
Dritte erbracht werden können. Dadurch benöti-
gen Anträge viele Zeitressourcen, wofür wiederum 
zu wenig Personal vorhanden ist. Die Förderbedin-
gungen ändern sich häufig, die Beantragung und 
Bearbeitung der Förderanträge nimmt viel Zeit in 
Anspruch. Auch die Komplexität der Förderpro-
gramme führt dazu, dass oft externe Expert*innen 
hinzugezogen werden müssen.  
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Vorwort 
 
Das Projekt „Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen 
und mittleren hessischen Kommunen“ verfolgte das Ziel, kommunale 
Akteure bei der Modernisierung ihres eigenen Gebäudebestandes zu un-
terstützen. Das Projekt wurde durch das Hessische Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum gefördert und lief 
vom 15.01.2023 bis zum 31.05.2025.  
 
Jede am Projekt teilnehmende Kommune wird in einem separaten Steck-
brief vorgestellt. Der Steckbrief enthält die wichtigsten Informationen zur 
Gebäudemodernisierung in der jeweiligen Kommune. Darüber hinaus 
werden Informationen und Maßnahmen zusammengestellt, die nicht nur 
für alle teilnehmenden Kommunen, sondern auch für weitere hessische 
Kommunen interessant sein könnten. 
 

Projektbeteiligte Kommunen in Hessen 
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Im Projekt Governance der Gebäudemoderni-
sierung in kleinen und mittleren hessischen 
Kommunen beschäftigten sich zwölf Kommunen 
aus Hessen mit den Herausforderungen im Be-
reich der Gebäudemodernisierung. Untersucht 
wurde dabei unter anderem, mit welchen Instru-
menten und Methoden die Gebäudemodernisie-
rung im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele 
in der jeweiligen Kommune umgesetzt wird. 

Der Begriff der Modernisierung umfasst Maßnah-
men, die zu einer nachhaltigen Verbesserung der 
Gebäudeverhältnisse beitragen und beispiels-
weise zu einer Einsparung von Energie (=energe-
tische Sanierung) oder Wasser führen. Der Begriff 
der Sanierung beschreibt alle Maßnahmen, die 
zum Erhalt eines Gebäudes beitragen. Bei einer 
Instandsetzung hingegen werden akute Schäden 
beseitigt. Da die Begriffe der Modernisierung und 
Sanierung allerdings in der kommunalen Praxis 
synonym verwendet werden, werden diese auch 
im nachfolgenden gleichermaßen verwendet.  

Die teilnehmenden Kommunen sind alle Mitglieder 
im Bündnis der Hessischen Klima-Kommunen und 
haben sich mit der Unterzeichnung der Charta 
„Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ dazu ver-
pflichtet, bis 2045 klimaneutral zu werden. Allen 
Kommunen gemeinsam ist die Absicht, die not-
wendigen Modernisierungsprozesse im kommu-
nalen Gebäudebestand in Hinblick auf die Treib-
hausgasneutralität zu beschleunigen und besser 
zu steuern. Die Projektkommunen haben sehr he-
terogene Strukturen, welche von kompakten Klein-
städten bis hin zu großen Flächengemeinden mit 
vielen Ortsteilen reichen. Entsprechend unter-
schiedlich sind die Bedarfe und Herausforderun-
gen bei der Modernisierung des jeweiligen kom-
munalen Gebäudebestandes.  

Eine der größten Herausforderungen in diesem 
Bereich stellt der allgemeine Sparkurs der kommu-
nalen Haushalte und der Personalmangel, ausge-
löst durch fehlende Fachkräfte und einen Genera-
tionenwechsel, dar. Häufig fehlen darüber hinaus 
ausreichende Kenntnisse über Auswahl und (stra-
tegischen) Einsatz von Förderprogrammen. 

Weiterhin ist eine gute Kommunikation zwischen 
„Politik“ und Verwaltung erforderlich, um klare Auf-
träge an die Verwaltung zu formulieren und durch 
politische Beschlüsse die notwendige Legitimation 
für Verwaltungshandeln zu erreichen. Diese Er-
kenntnisse führten zur Auswahl der beiden 
Schwerpunktthemen: Förderung und Finanzie-
rung und Kommunikation, die mit allen Kommu-
nen bearbeitet werden. Die Kommunen arbeiteten 
im Rahmen des Forschungsprojekts eng mit der 
Institut Wohnen und Umwelt GmbH (IWU), der 
Hochschule Darmstadt und der Schader-Stiftung 
zusammen.  

Die Besonderheit des Projekts lag in dem partizi-
pativen Ansatz der gemeinsamen Identifikation 
und Priorisierung von Herausforderungen und der 
anschließenden Entwicklung von Lösungsansät-
zen. Die entwickelten Lösungsansätze wurden in-
nerhalb der Projektlaufzeit an verschiedenen Stel-
len in der kommunalen Praxis erprobt. Zudem fan-
den in regelmäßigen Abständen Workshops mit 
den beteiligten zwölf Kommunen statt, um einen 
Erfahrungsaustausch während der Laufzeit des 
Projekts zu gewährleisten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Über das Projekt 
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Hilfsmittel, die für die Projektgemeinden erarbei-
tet wurden, werden allgemein zugänglich ge-
macht und können von jeder interessierten Kom-
mune genutzt werden.   

Erkenntnisreich sollen die Steckbriefe und die 
Hilfsmittel auch für Fördermittelgeber oder Mini-
sterien sein, um die Unterstützung des Landes 
möglichst genau auf die Bedarfe der kleinen und 
mittelgroßen Kommunen abzustimmen. 
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Die Kreisstadt  
Bad Hersfeld  

Bevölkerung  
30.731 (Stand 31.12.2022) 
 
Landkreis 
Landkreis Hersfeld-Rotenburg  
 
Regierungsbezirk 
Kassel 
 
Strukturraum nach Landesentwicklungspla-
nung 
Ländlicher Raum mit Verdichtungsansätzen 
 
Nichtwohngebäude (NWG) in Eigentum der 
Kommune* 
61 Gebäude, 11 Friedhofskapellen  
(anlassbezogen beheizt),  
2 Gebäude Wirtschaftsbetriebe Bad Hersfeld 
GmbH  
 
Wohngebäude (WG) in Eigentum der  
Kommune 
14 Wohngebäude (Stadt), 5 Wohngebäude  
(städt. Stiftung Hospital), 31 Wohngebäude als 
Generalmieter mit Bauunterhaltungspflichten 
 
Webseite 
www.bad-hersfeld.de 
 
 
Ansprechpartner zum Thema:  
Gebäudemodernisierung 
 
Name: Torsten Wiegand  
Funktion: Bereich Klimaschutz und Immobilien-
management  
E-Mail: torsten.wiegand@bad-hersfeld.de 
Tel.: 06621/ 201545 

 

Die Kreisstadt Bad Hersfeld liegt im Landkreis 
Hersfeld-Rotenburg, in (Nord-) Osthessen im Re-
gierungsbezirk Kassel.  

Die Festspiel- und Kurstadt hat ca. 30.700 Ein-
wohner*innen (Stand Ende 2022, Hessisches 
Statistisches Landesamt) und gliedert sich in die 
Stadtteile Allmershausen, Asbach, Beiershau-
sen, Eichhof, Heenes, Hohe Luft, Johannesberg, 
Kathus, Kohlhausen, Petersberg und Sorga.  

Die Stadt liegt 212 m über NN (Altstadt) in der 
Hersfelder Senke, die durch den Zusammenfluss 
der Fulda und der Haune gebildet wird. Bad Her-
sfeld liegt zwischen den Ausläufern des Knüllge-
birges und des Seulingswaldes.  

Das nächstgelegene Oberzentrum ist Fulda in 
etwa 40 km Entfernung. Die Kreisstadt Bad Her-
sfeld (Mittelzentrum mit einigen Funktionen als 
Oberzentrum) ist bekannt für ihre historische Alt-
stadt, die Stiftsruine, die Bad Hersfelder Fest-
spiele sowie für das Lullus-Fest, welches als das 
älteste Volksfest Deutschlands gilt und jährlich zu 
Ehren des Stadtgründers Mitte Oktober gefeiert 
wird. 

 

 
 
* Berücksichtigte Nichtwohngebäude (NWG) 
sind Gebäude die dauerhaft auf über 12° C be-
heizt werden und unter (die Anwendung) das 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) fallen.  
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Die Verwaltung der Kreisstadt Bad Hersfeld ver-
fügt im Jahr 2024 über neun unterschiedlich 
große, thematisch gegliederte Fachbereiche, 
mehrere Stabsstellen sowie über die beiden Berei-
che Immobilienmanagement und Klimaschutz.  

Die Bereiche Immobilienmanagement und  
Klimaschutz gehören zur Abteilung Bauen und 
Stadtentwicklung. Zusammen mit den personell 
größeren Fachbereichen Technische Verwaltung 
und Technische Dienste bilden sie seit 01/2024 
deren organisatorische Struktur. Städtische Neu-
bau- und Planungsprojekte werden in der Regel in 
den Fachbereichen Technische Verwaltung 
(=Hochbau und Stadt- und Landschaftsplanung) 
und Technische Dienste (=Tiefbau, Grünflächen, 
Verkehrsflächen, techn. Infrastruktur mit Schnitt-
stelle Eigenbetrieb Abwasser) betreut. 

Aufgaben und Personalausstattung 

Der Bereich Immobilienmanagement verwaltet seit 
vielen Jahren die städtischen Liegenschaften und 
übernimmt deren technischen Betrieb. Er ist zu-
dem für das Gebäudemanagement im Sinne der 
klassischen Bauunterhaltung aller Hochbauten zu-
ständig – mit Ausnahme der Gebäude von Eigen-
betrieben und städtischen GmbHs. Außerdem 
kümmert sich der Bereich um die Vermietung der 
Gemeinschaftseinrichtungen sowie um alle Versi-
cherungsangelegenheiten der Liegenschaften und 
Gebäude. Im Jahr 2024 verfügt das Immobilien-
management über neun Vollzeitstellen und sieben 
Hausmeister*innen in Teilzeit für die städtischen 
Gemeinschaftseinrichtungen (Bürgerhäuser, 
„Dorfgemeinschaftshäuser“). Für die zwölf eige-
nen und zwei angemieteten städtischen Kinderta-
gesstätten wurde 2022 eine Hausmeisterstelle im 
Fachbereich Generationen geschaffen.  

Bereits 2008 wurde für die Kreisstadt Bad Hersfeld 
das erste Klimaschutzkonzept erstellt. Ein zentra-
ler Schwerpunkt war damals schon die energeti-
sche Modernisierung des heterogenen und um-
fangreichen Gebäudebestands der Stadtverwal-
tung. Der erste Klimaschutzmanager war von 2009 

bis 2018 im Dienst. Nach einer Unterbrechung 
wurde die Position von Oktober 2020 bis April 
2024 erneut vergeben. Mitte 2024 lief das Aus-
schreibungsverfahren für die Neubesetzung, und 
der neue Klimaschutzmanager hat seine Tätigkeit 
am 1. Dezember 2024 aufgenommen. 

Der Bereich Klimaschutz, der bis Ende 2023 als 
„Stabsstelle Klimaschutzmanager“ definiert war, 
besteht seitdem aus vier Vollzeit- und zwei Teil-
zeitkräften, die aus dem „Unruhestand“ ihre Erfah-
rungen aus langjähriger Berufspraxis einsetzen, 
um die Energieverbrauchsdatenerfassungen so-
wie die Auswertungen und Werkzeuge zur Ener-
gie- und CO2-Bilanzierung kontinuierlich zu ver-
bessern. Mit dem Klimaschutz beschäftigt sind 
aber täglich fast alle Kolleg*innen in der Verwal-
tung der Kreisstadt Bad Hersfeld. Ob beispiel-
weise bei den Planungen und Bepflanzungen der 
Grünanlagen, bei der Anordnung von Maßnahmen 
zur Radverkehrslenkung, den Planungen zu ener-
gieeffizienten Neubauten und Sanierungen von 
Gebäuden, der Planung von PV- und Beleuch-
tungsanlagen, der funktionalen Umstellung des 
Fuhrparks auf emissionsfreie Antriebe, der Wis-
sensvermittlung, der Beantragung von Fördermit-
teln u.v.m. arbeiten die Kolleginnen und Kollegen 
fachbereichsübergreifend zusammen.  

Der Bereich Klimaschutz koordiniert dabei die 
von den kommunalpolitischen Gremien vorgege-
bene strategische Ausrichtung, die Klimaneutrali-
tät für die Kreisstadt Bad Hersfeld bis zum Jahr 
2035 zu erreichen. 

Geänderte Zuständigkeit für den Klimaschutz  

Der Mitverfasser dieses Dokuments, Torsten Wie-
gand, war von 02/2019 bis Ende 2023 als stellver-
tretender Fachbereichsleiter im Immobilienma-
nagement (zeitweise auch als Finanz- und Immo-
bilienmanagement vereinigt) tätig. Er war insbe-
sondere für die Bauunterhaltung der städtischen 
Gebäude, dringend notwendige Sanierungen, 
nicht nur aber auch in energetischer Sicht, ver-
schiedene Umsetzungen von bewilligten, 

Zuständigkeiten &  
Entscheidungsprozesse  
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geförderten Dorferneuerungsmaßnahmen, an Ge-
meinschaftseinrichtungen und für einige Sonder-
bauvorhaben zuständig. Seit Januar 2024 ist Herr 
Wiegands Stelle im Bereich Klimaschutz mit Pro-
jektleitung verankert und er ist zuständig für die 
energetische Sanierung der städtischen Gebäude, 
den Ausbau der Energieerzeugung aus erneuer-
baren Energien und das Energiedatenmanage-
ment in kommunalen Liegenschaften. 

Die „reine“ Bauunterhaltung aus Mitteln des  
Ergebnishaushalts für die städtischen Gebäude, 
die systematisch den jeweiligen Produkten zuge-
ordnet sind, verbleibt beim Bereich Immobilienma-
nagement. Hier sind seit September 2024 wieder 
zwei Kollegen tätig, um die Vielzahl an dringenden 
Instandhaltungsmaßnahmen, die Behebung von 
Schäden und Vandalismus, die Begehung mit 
Sachverständigen und Behörden sowie die War-
tungen und technisch vorgeschriebenen Prüfun-
gen strukturiert zu koordinieren und abzuarbeiten. 

Anregungen aus der städtischen Politik, beispiels-
weise aus dem Ausschuss für Stadtplanung, Um-
welt und Klima oder auch von den Ortsbeiräten 
werden durch die Fachkräfte in den vorher ge-
nannten Bereichen geprüft und in der Regel soweit 
möglich in die kurzfristige Abarbeitung im Ergeb-
nishaushalt oder in die mittelfristige Finanzpla-
nung aufgenommen. 

Gleichwertigkeit von Immobilienmanagement 
und Klimaschutz  

Die strategischen Überlegungen zur Priorisierung 
von anstehenden (energetischen) Sanierungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen (des kommuna-
len Gebäudebestands) wurden in den vergange-
nen drei Jahren gleichberechtigt abgestimmt zwi-
schen dem Projektleiter Immobilienmanagement 
und dem Klimaschutzmanager. Die geplanten 
Maßnahmen werden dann zunächst der Verwal-
tungsleitung vorgestellt bevor sie in den politi-
schen Entscheidungsprozess gehen.  

Eine zusätzliche Stelle für eine/n spezialisierte/n 
„Fördermittelakquise-Expert*in“ konnte bisher im 
städtischen Haushalt nicht geschaffen werden. 
Gleichwohl versuchte die Verwaltung, parallel zu 
den jährlichen Haushaltsmittelanmeldungen, ver-
waltungsintern bis September des Jahres für die 
jeweiligen priorisierten Maßnahmen auch frühzei-
tig entsprechende Fördermittel aus Landes- und 
Bundesmitteln vorzuschlagen, um den städtischen 
Haushalt zu entlasten.  

Integrierte, fachbereichsübergreifende  
Entscheidungsprozesse 

Viele Jahre schon gibt es in der Regel jeden Mon-
tag die sogenannte Baubesprechung: Unter Vor-
sitz der Bürgermeisterin nehmen ca. zehn Be-
reichs- und Projektleiter aus Fachbereich Techni-
sche Verwaltung (seit 2024 einschl. Mobilitätspla-
nung), Technischer Dienste, Ordnungsdienste, Ei-
genbetrieb Wirtschaftsbetriebe Bad Hersfeld 
GmbH, Immobilien und Klimaschutz und Referent 
der Bürgermeisterin teil. Diese Besprechungen 
haben sich für den gegenseitigen verwaltungsin-
ternen Austausch der großen Abteilung Bauen und 
Stadtentwicklung sehr bewährt. 

Zur Priorisierung von zukünftigen Baumaßnahmen 
und zur Einschätzung des Erfolgs von umgesetz-
ten Maßnahmen dient das schon ab 2014 sukzes-
siv aufgebaute Energie-, Monitoring-, und Kontroll-
system eines namhaften deutschen Herstellers. 
Dieses System wurde gemeinsam mit den Stadt-
werken Bad Hersfeld GmbH für große und mittel-
große Immobilien der Stadtverwaltung aufgebaut 
und ermöglicht den eingewiesenen Mitarbeiter*in-
nen der Verwaltung eine stündliche Kontrolle der 
Verbrauchsdaten für Wärme (Erdgas und Fern-
wärme) sowie Strom- und Wasserbrauch. Diese 
Kontrolle „in Echtzeit“ ist insbesondere seit der 
Gasmangellage ab Mitte 2022 (Beginn des Ukra-
ine-Krieges im Februar 2022) im Bereich Immobi-
lienmanagement und im Klimaschutz sehr ver-
stärkt worden. (Siehe hierzu auch Kapitel Maßnah-
men und Erfolge.) 
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Die Finanzierung von notwendigen Großprojekten 
der kommunalen Gebäudemodernisierung wird im 
Finanzhaushalt der Kreisstadt und dem inkludier-
ten Investitionsprogramm (nächster Haushalt 
2024 bis 2028) abgebildet.  
Da aber in den eigentlichen Haushaltsentschei-
dungen unter Umständen nicht alle Investitions-
projekte aller Fachbereiche berücksichtigt werden 
können, - vergleiche auch Neubauprojekte bei-
spielsweise für die kommunale Pflichtaufgaben 
Brandschutz/ Feuerwehr oder Straßensanierun-
gen - sind die vorgeschlagenen Investitionspro-
jekte „Gebäudemodernisierung“ zwar in der mittel-
fristigen Finanzplanung, dem Investitionspro-
gramm, enthalten, sie müssen aber teilweise auf 
Folgejahre geschoben oder auch auf einen mehr-
jährigen Zeitraum aufgeteilt werden. Dies ist für die 
verbindliche Sicherung von Fördermitteln gemäß 
den oftmals einerseits sehr rigiden Vorgaben zum 
Eigenmittelnachweis und anderseits von Förder-
programm zu Förderprogramm unterschiedlichen 
weiteren, detaillierten Randbedingungen sehr 
nachteilig für die öffentliche Verwaltung.  

Zur Umsetzung von Großprojekten ist der städti-
sche Haushalt zunehmend stärker auf eine öffent-
liche Förderung angewiesen. Viele der anstehen-
den Baumaßnahmen des laufenden Jahrzehnts 
liegen auch im Neubaubereich: mehrere Feuer-
wehrhäuser in den Ortsteilen, das Stadt- und 
Kreisarchiv in der Antoniengasse und der Neubau 
des Funktionsgebäudes für die Festspiele.  

Die Bereiche Immobilienmanagement und  
Klimaschutz projektieren aber insbesondere seit 
der Energiekrise/Gasmangellage ab 2022 auch 
große Sanierungsprojekte für energieintensive, 
stark verbrauchende Bauwerke als Sanierungen 
im Gebäudebestand der Kreisstadt Bad Hersfeld.  

Die beiden größten hier zu nennenden Herausfor-
derungen sind die Stadthalle in der Wittastraße 
(Baujahr 1936, letzte große Sanierung 1999) und 
die Hauptfeuerwehrwache in der Wehneberger-
straße (Baujahr 1978/79). Kleinere Gebäudemo-
dernisierungen und energetische Optimierungen  

der Bestandsimmobilien wurden in den Jahren 
2022 bis 2024 allerdings auch aus Zeit- und Um-
setzungsgründen ohne öffentliche Förderung 
komplett aus Eigenmitteln bestritten.  

Die damit verbundenen Einspareffekte von Ener-
gie(-kosten) führen zu einer raschen Refinanzie-
rung der Investitionen wie sie bei den Maßnahmen 
in Kapitel 5 näher beschreiben sind. 

Auch die kommunale Wärmeplanung muss für die 
Kreisstadt Bad Hersfeld mit ca. 30.000 Einwoh-
nern bis zum 30.06.2028 als strategische Planung 
fertiggestellt und durch die Stadtverordnetenver-
sammlung verabschiedet werden. Der externe 
Planer für die Wärmeplanung soll im 1. Halbjahr 
2025 ausgewählt werden. Die daraus überschlä-
gig resultierenden und zu erwartenden Kosten, Fi-
nanzierungsmöglichkeiten und gegebenenfalls 
mögliche Förderungen zur Umsetzung ab dem 
Jahr 2029 lassen sich nicht belastbar ohne abge-
schlossene Konzeptplanung abschätzen. Sie wer-
den alle Kommunen aber vor immense Herausfor-
derungen stellen. Für die Haushaltsplanung 2025, 
die sich aktuell (Stand: 08.11.2024) in der Finali-
sierung der Aufstellung befindet, wurden durch 
den Bereich Klimaschutz Finanzprojekte in Höhe 
von 1.126.000 € für 2025 und 1.650.000 € für 2026 
angemeldet. Die Einbringung des Haushaltsent-
wurfes 2025 und des Entwurfes des Investitions-
programms 2024-2028 erfolgte in der Stadtverord-
netenversammlung am 19.12.2024 durch die Bür-
germeisterin Anke Hofmann.  

Die Durchführung von kommunalen Modernisie-
rungsmaßnahmen hängt mithin auch davon ab, in-
wieweit Fördermittel aus den verschiedenen Bun-
des- und Landesförderprogrammen in Anspruch 
genommen werden können. Die Inanspruch-
nahme von Fördermitteln wiederum hängt von ver-
schiedenen Prämissen ab: Gibt es ausreichend 
Personal, welches Kenntnis über die einschlägi-
gen Förderprogramme und deren jeweiligen Vo-
raussetzungen hat?  
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Passen die Förderprogramme zu den von der 
Kommune geplanten Modernisierungsmaßnah-
men? Stehen die erforderlichen kommunalen Ei-
genanteile zur Verfügung?  

Auch in den folgenden Abschnitten wird im Rah-
men von durchgeführten und geplanten Maßnah-
men der Kommune auf diese Thematik näher ein-
gegangen. Stellvertretend wurde vorneweg ein 
Beispiel ausgewählt, welches das Vorgehen bei 
der Gebäudemodernisierung und die damit ver-
bundenen Herausforderungen der Finanzierung 
von Modernisierungsmaßnahmen innerhalb der 
Kreisstadt Bad Hersfeld exemplarisch illustriert. 

Finanzierung Beispiel 
Geplantes Förderprojekt: 2023 (Planung) und 
2024 (Durchführung) 
Die KiTa Amazonia (Baujahr 2010) hat in den 
Sommermonaten zunehmend mit Überhitzung zu 
kämpfen – besonders in den zwei nach Südosten 
ausgerichteten Gruppenräumen. Die damals mo-
dernen, großzügigen Fensterflächen sorgen heute 
für starke Aufheizung. Der Bereich Immobilienma-
nagement suchte 2023 in Abstimmung mit der 
KiTa-Leitung nach einer Lösung für dieses Prob-
lem. Der im Sommer 2023 veröffentlichte Förder-
aufruf zur Förderrichtlinie „Klimaanpassung in so-
zialen Einrichtungen“ schien eine perfekte Gele-
genheit, um bis zu 80 % Bundesförderung für eine 
zunächst konzeptionelle und dann auch bautech-
nische Verbesserung als Klimaanpassungsmaß-
nahme im Gebäudebestand erhalten zu können. 

Fristgerecht zum 15.08.2023 wurden aus formaler 
und inhaltlicher Sicht umfangreiche und durchaus 
detaillierte Antragsunterlagen von den Bereichen 
Immobilienmanagement und Klimaschutz zu-
sammengestellt und von Bürgermeisterin und ers-
tem Stadtrat unterzeichnet. Die geschätzte Bear-
beitungszeit für den Antrag beträgt ca. 50 Arbeits-
stunden. Im folgenden städtischen Haushalt 

wurde das Projekt „Klimaanpassungsmaßnahmen 
KiTa Amazonia“ unter der Investnummer 2024-
025 aufgenommen – mit einem Eigenanteil von 
18.000 € und einer beantragten Förderung von 
68.000 €.  

Der Haushalt wurde Anfang Februar 2024 rechts-
kräftig. Seitens des vom BMUV beauftragten För-
dermittelbetreuers AnpaSo-Team der Zukunft – 
Umwelt – Gesellschaft (ZUG) gGmbH wurden im 
September und Dezember 2023 und zuletzt am 
12.02.2024 lediglich automatisierte „Vertröstungs-
" E-Mails („Anträge in Bearbeitung, sehr viele An-
träge, Bitte um Geduld, bitte keine Rückfragen 
zum Bearbeitungsstand“) an die Antragssteller 
versendet. Am 24.04.2024 bat der Bereich Klima-
schutz den Fördermittelgeber dennoch schriftlich 
um einen Sachstand, da der nächste Sommer mit 
Hitzeeinwirkung nahte. Bereits am 26.04.2024 er-
hielt der Magistrat dann folgende Antwort: 

„Alle Anträge wurden im Rahmen eines Auswahl-
verfahrens bewertet. Die Bewertung wurde an-
hand der folgenden in Nr. 7.3 der Förderrichtlinie 
festgelegten Auswahlkriterien durchgeführt: - Ge-
ografische Lage des Vorhabens in einem klimati-
schen Hotspot (vgl. Klimawirkungs- und Risiko-
analyse 2021 für Deutschland, Kurzfassung, S. 
112, Abb. 9).“ 

„Im Ergebnis ist Ihr Antrag auf der Nachrückerliste 
eingeordnet. Nach aktuellem Stand gehen wir da-
von aus, dass die verfügbaren Haushaltsmittel 
nicht für Ihr Projekt ausreichen werden.“ 

Die telefonische Nachfrage an den angegebenen 
Sachbearbeiter ergab eine ergänzende, mündli-
che Auskunft: „Keine Fördermittel nach Nord- und 
Osthessen, alle Bundes-Fördermittel in den süd-
hessischen Ballungsraum, da sind die Klimaan-
passungsmaßnahmen notwendiger“. Die endgül-
tige schriftliche Information zur Nichtberücksichti-
gung ging dem Magistrat erst am 20.08.2024 zu. 

Nach Rücksprache mit dem Magistrat wurden be-
reits ab Anfang Mai als Alternativlösung „ohne 
Förderung“ konkrete Maßnahmen mit haus-
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technischen Firmen geplant, ausgeschrieben und 
in den Sommerferien 2024 (Schließzeit KiTa) um-
gesetzt: Mit den Eigenmitteln aus dem Invest-Pro-
jekt 2024-2025 und unter Verwendung von Mitteln 
aus dem Deckungskreis Klimaschutz sowie Mitteln 
aus der Bauunterhaltung Kindertagesstätten 
wurde eine gut projektierte PV-Anlage mit PV 
Speicher sowie zwei Klima-Split-Geräte für die bei-
den am stärksten belasteten Gruppenräume in-
stalliert und vor Rückkehr der Kinder am 
16.08.2024 in Betrieb genommen. Die stark belas-
teten Räume können so in der Regel mit 100 % 
grünem PV-Strom gekühlt werden. Die Kinderta-
gesstätten-Leitung ist mit dieser Lösung vollauf zu-
frieden. Im Jahr 2024 wurden ca. 25.000 € aus Ei-
genmitteln investiert. Für 2025 ist eine Fortsetzung 
und Gesamt-Fertigstellung des Projekts für die 
Gruppenräume nach Westen und die Spielhalle 
mit ebenfalls 25.000 € Eigenmitteln geplant und für 
den nächsten Haushalt angemeldet. 

Maßnahmen 

Bad Hersfeld hat im September 2020 den Klima-
notstand ausgerufen, um den Klimaschutz und 
entsprechende Maßnahmen in den Fokus zu rü-
cken. Durch diesen Beschluss entstehen aller-
dings keine rechtlichen Verpflichtungen – er hat le-
diglich den Status eines politischen Appells. Be-
reits seit 2009 ist Bad Hersfeld Klima-Kommune in 
Hessen. Mit der Unterzeichnung der Charta „Hes-
sen aktiv: Die Klima-Kommunen“ hatte sich Bad 
Hersfeld bereits frühzeitig dazu verpflichtet, bis 
2045 klimaneutral zu werden. Darüber hinaus 
plant Bad Hersfeld, einen Klimaaktionsplan zur Kli-
maneutralität bis 2035 zu erstellen.  

Zudem engagiert sich die Stadt auch in weiteren 
kommunalen Netzwerken. 

Im Jahr 2024 wurde der fachliche Austausch mit 
der Klimainitiative Bad Hersfeld e.V. in mehreren 
Gesprächen ermöglicht. Es wurden erstmals zwei 
gemeinsame Veranstaltungen der Stadt-

verwaltung und der Klimainitiative im März (PV-
Anlagen, Balkonkraftwerke) und im Mai (Hitzeprä-
vention für ältere Mitbürger*innen) erfolgreich mit 
guter Resonanz durchgeführt.  

Der Kontakt zur LandesEnergieAgentur Hessen 
(LEA) wurde im Jahr 2024 ebenfalls verstärkt. Die 
Stadtverwaltung Bad Hersfeld hat von Juni bis Ok-
tober 2024 am Bewertungsprogramm KLENZ 
Klima- und Energiewende Anzeiger der LEA teil-
genommen. 

 

 

Kommunales Programm zur Förderung von 
PV-Anlagen  

Im Jahr 2023 hat die Stadt Bad Hersfeld 50.000 € 
für ein kommunales Programm zur Förderung von 
PV-Anlagen im Stadtgebiet bereitgestellt. Da nicht 
alle Fördermittel abgerufen wurden, stehen die 
Restmittel auch Anfang 2024 zur Verfügung.  

Mit der Förderung sollten Bürger*innen der Stadt, 
die noch keine Investitionen geplant hatten, wei-
terhin profitieren. Die restlichen 15.000 € der bis-
lang nicht abgerufenen Fördermittel wurden mit 
10.000 € auf Dach-, Fassaden- und Freiflächenan-
lagen und mit 5.000 € auf steckerfertige PV-Anla-
gen (sog. Balkonkraftwerke) aufgeteilt.  

Auch für 2025 ist eine erneute Förderung von pri-
vaten Balkonkraftwerken mit einer Fördersumme 
von 5.000 € geplant, das heißt Förderung von bis 
zu 50 privaten Balkonkraftwerken mit einer Förder-
summen von jeweils 100 €. 

Altbausanierungskampagne „Bad Hersfeld  
saniert sich“ 

Im Rahmen dieser im Jahr 2014 durch den dama-
ligen Klimaschutzmanager abgeschlossenen 
Kampagne wurden verschiedene Beratungsinstru-
mente bereitgestellt, um eine breite Öffentlich-
keitsarbeit durch Informationsveranstaltungen, 
Ausstellungen und Verbrauchermessen 

Bad Hersfeld hat u.a. folgende Maßnahmen um-
gesetzt oder arbeitet an der Umsetzung: 
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anzusprechen. Innerhalb von 5,5 Jahren wurden 
ca. 450 Wohneinheiten von insgesamt ca. 12.000 
Wohneinheiten im Stadtgebiet energieeffizient sa-
niert. Dadurch konnten jährlich ca. 1.800 Tonnen 
CO2 eingespart werden.  

Stadtsanierung „Antoniengasse“ 

Das Sanierungsgebiet hat eine Größe von 6,1 
Hektar und ist in der Altstadt gelegen. Fast die 
Hälfte der Gebäude im Sanierungsgebiet ist vor 
dem Jahr 1900 entstanden. Daraus ergibt sich für 
einige Objekte ein hoher Modernisierungsbedarf.  

Neben dem größten Einzelvorhaben, Neubau 
Stadt- und Kreisarchiv der Stadtverwaltung unter 
Beteiligung des Landkreises, beinhaltet die Stadt-
sanierung in den kommenden Jahren auch die 
(energetische) Sanierung mehrerer Bestandsim-
mobilien unterschiedlicher Eigentumsverhältnisse 
in diesem Areal (nicht-städtische Gebäude). 

Kommunale Sanierungsfahrpläne 

Im Jahr 2024 erfolgte der Abschluss von fünf seit 
August 2023 in Bearbeitung befindlichen Sanie-
rungsfahrplänen für kommunale Liegenschaften 
mit resultierender Investitionsplanung:  

- Stadthalle, Wittastraße 
- Hauptfeuerwehrwache, Wehneberger 

Straße  
- Mehrzweckhalle und KiTa Sternschnuppe 

in Asbach  
- KiTa Kleine Strolche im Ortsteil Kalkobes 

samt Gemeinschaftsräumen 
- Sportfunktionsgebäude des SV Kathus 

 

Die Nettokosten dieser fünf beispielhaften Sanie-
rungsfahrpläne wurden mit 80 % Bundesförderung 
durch die BAFA (Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle) gefördert. 

Die geförderte bauliche Umsetzung der Sanie-
rungsfahrpläne in den Folgejahren, teilweise im 
laufenden Betrieb der jeweiligen kommunalen 

Einrichtung, stellt einen Schwerpunkt für den Be-
reich Klimaschutz-Gebäudemodernisierung in den 
kommenden Jahren dar. Die Herangehensweise, 
mit Hilfe der Sanierungsfahrpläne für die Maßnah-
men eine möglichst gut passende und hohe För-
derung zu generieren, würde den städtischen 
Haushalt entsprechend entlasten. 

Nach mehrfacher Änderung der Fördermöglichkei-
ten für Holz-Pellet-Anlagen für große kommunale 
Gebäude wurde im Oktober 2024 nach zweimali-
ger Verlängerung der Bindefrist ein „Auftrag mit 
aufschiebender Bedingung“ an den günstigsten 
Bieter des Sanierungsprojekts „Erneuerung Hei-
zungsanlage MZH+ KiTa Sorga“ erteilt. Beantragt 
ist nunmehr eine 30 % Förderung gemäß der 
Richtlinie für die Bundesförderung für effiziente 
Gebäudeeinzelmaßnahmen (BEG EM) vom 
29.12.2023. Für diese Beantragung war der Auf-
trag mit aufschiebender Bedingung im Gegensatz 
zu früheren Förderungen eine zwingende Voraus-
setzung.  

Smarte Thermostate  

Ein sehr positives Beispiel ist die Ausstattung von 
zunächst zwei Gebäuden der Stadtverwaltung mit 
smarten Thermostaten. Im Winterhalbjahr 
2022/2023, während der sogenannten Gasman-
gellage, führte der Einsatz dieser schnell umsetz-
baren Maßnahme zu einer Energieeinsparung von 
knapp 30 % in der Konrad-Duden-Stadtbibliothek 
(Erdgas) und von knapp 25 % in der Kita Rappel-
kiste (Fernwärme). Durch das seit 2014 im Einsatz 
befindliche Energiemonitoring und -controlling 
System (EMC, gemeinsam mit den Stadtwerken 
aufgebaut) konnten die resultierenden Einsparun-
gen sehr schnell und gut dokumentierbar über ta-
gesaktuelle Zahlen und stundengenauen Tages-
verlauf nachgewiesen werden. Aktuell werden 
diese Thermostate in sieben weiteren städtischen 
Liegenschaften eingesetzt.  

Dank der nachweisbaren Verbrauchsreduzierung 
und unter Berücksichtigung der grundsätzlich stei-
genden, aber stark schwankenden Energiepreise 
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seit 2022 wird sich diese Investition voraussichtlich 
bereits nach etwa fünf Jahren finanziell amortisie-
ren Die geplante Reduzierung des Energiever-
brauchs trat unmittelbar nach sehr geringem Pla-
nungs- und Umsetzungsverlauf ein. 

PV-Anlagen auf städtischen Liegenschaften 

PV-Anlagen auf städtischen Liegenschaften, ins-
besondere auf Kindertagesstätten, werden seit 
2022 verstärkt umgesetzt und aus Eigenmitteln fi-
nanziert. Der Wegfall der Umsatzsteuer für Neu-
anlagen ab 2023 hat zu einer Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit geführt. Allein im Jahr 2024 ka-
men vier neue Anlagen hinzu, drei davon wurden 
erstmals mit PV-Speicher ausgeführt. Das Ener-
giemonitoring zeigt auch hier, dass die geplante 
Reduzierung des Stromverbrauchs aus dem öf-
fentlichen Netz wie erwartet eintritt. Durch die stark 
schwankenden Strombezugspreise lässt sich eine 
finanzielle Amortisationszeit von sieben bis neun 
Jahren ermitteln und bestätigen (Stand Okt. 2024). 

 

 

 

 

 

 

Förderung strategischer Planungen:  
Klimaschutzkonzept, kommunale  
Wärmeplanung  

 

Für die Fortschreibung des Klimaschutzkonzepts 
zum Vorreiterkonzept wurden die vollständigen 
Anträge im Juni 2023 eingereicht. Der Fördermit-
telbescheid durch den Bund (BMWK, vertreten 
durch die ZUG GmbH), Schreiben datiert vom 
28.06.2024, ist am 09.07.2024 beim Magistrat ein-
gegangen. Die Bundesförderquote beträgt 50 %. 
Der Auftrag an den ausgewählten Fachingenieur 

über 93.296 € wurde am 15. 07.2024 nach der Ma-
gistratssitzung erteilt. Das Vorreiterkonzept wird 
für die Verwaltung weitere inhaltliche Vorgaben 
aber auch Lösungsmöglichkeiten für den Weg zur 
Klimaneutralität auch im Gebäudebestand aufzei-
gen. Die Fertigstellung soll im September 2025 er-
folgen.  

Information und Bildung 

Die Homepage „Klimaschutz Bad Hersfeld“ als In-
formationsplattform für alle Bürgerinnen und Bür-
ger Bad Hersfelds und darüber hinaus wird konti-
nuierlich gepflegt. Das Bildungsprojekt „Sonnen-
strahldetektive“ zur schulbegleitenden Wissens-
vermittlung über die Möglichkeiten der regenerati-
ven Energieversorgung wurde Ende 2023 erfolg-
reich durchgeführt. 

Herausforderungen & 
Erfolgsfaktoren 

Governance der Gebäudemodernisierung stellt 
Bad Hersfeld und die weiteren am Projekt 
beteiligten Kommunen vor vielfältige 
Herausforderungen. Gleichzeitig zeigen prak-
tische Erfahrungen aus dem Projekt, welche 
Erfolgsfaktoren eine erfolgreiche Umsetzung 
begünstigen. Diese Erkenntnisse lassen sich in 
verschiedenen Kategorien zusammenfassen. 

In der Kategorie Information/Beratung wurde der 
Einbau von Wärmepumpen in kommunale Be-
standsgebäude als große Herausforderung be-
nannt. Auch andere Kommunen benannten ähnli-
che Herausforderungen, teilweise fehlt es an gu-
ten Praxisbeispielen für Großgebäude und Ge-
bäude wie Mehrzweckhallen. Als Erfolg kann das 
Beratungsangebot der Altbausanierungskam-
pagne „Bad Hersfeld saniert sich“ verzeichnet wer-
den, durch welches 450 private Wohneinheiten 
energetisch saniert wurden.  

PV-Fassade Kita Rosengasse 
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Im Bereich Regeln/Festsetzungen wurde die Pri-
orisierung der zu modernisierenden Gebäude als 
Herausforderung benannt. Auch Struktur der 
Haushaltsplanung mit langen Planungszyklen 
stellt die Verantwortlichen vor Herausforderungen. 
Häufig fehlen Informationen für eine mittelfristige 
Planung und auch die Haushaltsausgleichspflicht 
hemmt enorm. Auch die hohe Dichte an regionalen 
und lokalpolitisch ambitionierten Zielvorgaben in 
Nachbarkommunen, Landkreisen und dem Land 
verschärft den Mangel der Verfügbarkeit von Inge-
nieurbüros, Materialverfügbarkeiten, etc.  

Die fehlende Planbarkeit von Haushaltsmitteln 
wurde als Problem bei der Förderung und Finan-
zierung benannt, da langfristige Maßnahmen oft 
mit unsicheren Kostenprognosen verbunden sind. 
Da ein ausgeglichener Haushalt angestrebt wer-
den soll, fehlen diese Mittel für Investitionen bei 
der Gebäudemodernisierung. Darüber hinaus ge-
nießt der Klimaschutz als freiwillige kommunale 
Aufgabe im Vergleich zu anderen städtischen 
Pflichtaufgaben nicht die oberste finanzielle Priori-
tät.  

Die Modernisierungsmaßnahmen werden - vor al-
lem seit 2023 - durch die zunehmend „leeren Kas-
sen“ erschwert. Beobachten lässt sich daher, dass 
Auswahlentscheidungen in den Kommunen vor al-
lem von den finanziellen Ressourcen abhängig ge-
macht werden und nicht prioritär von den energie-
technischen Notwendigkeiten.   

Diese Herangehensweise ist auch bei den ande-
ren Kommunen festzustellen. Für alle im Projekt 
untersuchten Kommunen ist die Förderung und Fi-
nanzierung von Modernisierungsmaßnahmen 
sehr wichtig. Deshalb wurden diese Fragen zum 
Schwerpunktthema des Projektes Governance der 
Gebäudemodernisierung gemacht.  

 

 
Eng verbunden mit den finanziellen Ressourcen 
sind Herausforderungen, die sich aus der notwen-
digen Anpassung der Verwaltungsstruktur er-
geben. Für die „Zielerreichung CO2 neutraler Ge-
bäudebestand“ wird mit einem erhöhten Personal-
aufwand gerechnet. Dieser geht über die in Kapitel 
1 beschriebene Personalausstattung hinaus. Der 
Personalmangel wird daher als große Herausfor-
derung gesehen. Um Maßnahmen umzusetzen, 
werden zudem Fördermittel benötigt. Für die Be-
antragung der Fördermittel fehlt wiederum Perso-
nal.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die im Projekt entwickelte Handreichung  
„Der Förderprozess“ gibt Bad Hersfeld und den 
anderen Projekt-Kommunen eine praxisnahe 
Orientierung zur gezielten Nutzung verschiede-
ner Förderprogramme. Sie steht über die folgen-
den Projekthomepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungs-
logiken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
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Im Rahmen des Projekts haben die Kommunen 
verschiedene Vorlagen erarbeitet, darunter eine 
für einen Grundsatzbeschluss, der der Verwal-
tung den Handlungsrahmen vorgibt und sie legi-
timiert, beispielsweise in Bezug auf Gebäude-
standards. Diese Standards sollen bei der Mo-
dernisierung kommunaler Liegenschaften er-
reicht werden und sind auf die Bedürfnisse klei-
ner und mittlerer hessischer Kommunen abge-
stimmt. Ihr Ziel ist es, zur Einhaltung bzw. Errei-
chung der Klimaschutzziele im Gebäudebereich 
beizutragen.  
 

https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/


Weitere Herausforderungen, welche sich keiner 
der oben genannten Kategorien zuordnen lassen, 
werden unter der Kategorie Sonstiges zusam-
mengefasst. Hier werden fehlende Auftragnehmer 
für die Wärmeplanung sowie der  zeitliche Druck 
bei der Umsetzung der kommunalen Wärmepla-
nung als Herausforderung beschrieben.  

Als Erfolge der Jahre 2022-2024 wird seitens der 
Verwaltung von Bad Hersfeld insbesondere der 
Ausbau der eigenen kommunalen Photovoltaikan-
lagen auf kommunalen Gebäuden, wie Kinderta-
gesstätten aber auch auf Verwaltungsgebäuden, 
Gemeinschaftseinrichtungen und bisher einem 
Feuerwehrgebäude beschrieben. Auch auf priva-
ten Dächern und auf großen Dachflächen von In-
dustrie-, Gewerbe- und Logistikflächen sind insbe-
sondere im Jahr 2023 große Zubauzahlen von PV-
Anlagen festzustellen. 2023 war somit das abso-
lute Rekordjahr im PV-Zubau im Stadtgebiet. Der 
Zubau ist eindeutig stärker im Vergleich zu ver-
schiedenen Nachbarkommunen. Die Entwicklung 
in 2024 hat sich (vorläufige Zahlen 3 von 4 Quar-
talen) zwar etwas abgeschwächt, es wird aber 
trotzdem das zweitstärkste Jahr mit Blick auf den 
PV-Zubau werden.  

Durch den Bereich Klimaschutz wird der Ertrag der 
städtischen PV-Anlagen und die Quote der Eigen-
stromversorgung und des Autarkiegrades fortlau-
fend überwacht und bewertet.  

Durch das im Jahr 2024 aufgestellte Dachflächen-
kataster zu PV-Anlagen auf städtischen  
Liegenschaften wurde ein Instrument geschaf-
fen, um den eigenen Zubau weiter zu optimieren 
und gegebenenfalls Dachflächen, die keine hohe 
Priorität zur Eigenstromnutzung für die Stadtver-
waltung haben, an interessierte Dachflächen- 
Pächter wie Bürgerenergie-Genossenschaften 
etc. zu verpachten. Insbesondere seit der Gas-
mangellage 2022 zahlt sich das schon lange etab-
lierte Energie- und Monitoring-System der Stadt-
verwaltung zur zeitnahen, konkreten Kontrolle von 
Energieverbräuchen sehr aus: Energieeinsparun-
gen durch geändertes Nutzerverhalten und/oder 

durch den Einsatz neuer Techniken und Systeme 
lassen sich quantitativ nachweisen und dokumen-
tieren. Fehlentwicklungen im Energieverbrauch 
können identifiziert und durch Kontrollen, Perso-
nal- und Mitteleinsatz beseitigt werden. 

 

 

 

 

 

 

  

 

Die im Projekt erarbeitete Handreichung „Der 
Kommunikationsprozess“ bietet Bad Hersfeld 
und den anderen Projekt-Kommunen eine praxis-
nahe Orientierung, um verschiedene HGO-kon-
forme Kommunikationswege gezielt für Themen 
wie die (energetische) Modernisierung der eige-
nen Liegenschaften sowie weitere relevante Be-
reiche zu nutzen. Sie steht über die folgenden 
Projekthomepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungslo-
giken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
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Dieser Steckbrief bietet einen umfassenden Über-
blick über die Rahmenbedingungen und Aktivitä-
ten in Bad Hersfeld im Bereich der (energetischen) 
Modernisierung. Die Kommune setzt bereits zahl-
reiche Maßnahmen um, um ihr umfangreiches 
Portfolio an Liegenschaften zukunftsfähig zu ge-
stalten. 

Bereits im Jahr 2008 wurde ein erstes Klima-
schutzkonzept erstellt. In Planung ist derzeit die 
Erstellung eines Klimaaktionsplans, um eine Kli-
maneutralität bis zum Jahr 2035 zu gewährleisten. 
Ermöglicht werden soll das u.a. mithilfe des Aus-
tausches in verschiedenen kommunalen Netzwer-
ken und auch der Kontakt zur LandesEnergie-
Agentur Hessen (LEA) wurde dafür intensiviert.  

In Bad Hersfeld trägt grundsätzlich jede Abteilung 
der Verwaltung zur Umsetzung des Klimaschutzes 
bei. Insbesondere das Immobilienmanagement 
übernimmt im Rahmen der klassischen Bauunter-
haltung die Verantwortung für Maßnahmen zur 
Gebäudemodernisierung. Zusätzlich wurde im 
Jahr 2008 die Position des Klimaschutzmanagers 
geschaffen, die seitdem kontinuierlich neu besetzt 
wird.  

Seit 2023 stellt die Stadt Bad Hersfeld ein kommu-
nales Programm zur Förderung von PV-Anlagen 
für Bürger*innen der Stadt zur Verfügung.  

Eine besondere Herausforderung im Zuge der Ge-
bäudemodernisierung auch für Privateigentü-
mer*innen stellt die historische Altstadt von Bad 
Hersfeld dar – viele der dortigen Gebäude stam-
men aus der Zeit vor 1900 und weisen daher einen 
erheblichen Modernisierungsbedarf auf. Im Rah-
men der Altbausanierungskampagne „Bad Hers-
feld saniert sich“ konnten bereits 450 dieser privat 
gehaltenen Wohneinheiten im Stadtgebiet ener-
gieeffizient saniert werden. Außerdem erfolgte im 
Jahr 2024 der Abschluss von fünf Sanierungsfahr-
plänen für kommunale Liegenschaften. In Bearbei-
tung ist zudem das Projekt Stadtsanierung „Anto-
niengasse“, das unter anderem den Neubau des 
Stadt- und Kreisarchivs sowie die energetische 

Sanierung mehrerer Bestandsimmobilien beinhal-
tet.  

Die dringende Modernisierung der historischen 
Gebäude stellt die Stadt vor Herausforderungen: 
Die angespannte finanzielle Lage macht die Nut-
zung von Fördermitteln notwendiger denn je. 
Gleichzeitig erfordert der oft aufwendige Beantra-
gungsprozess einen hohen Einsatz an Personal-
ressourcen. In Anbetracht der vielen Gebäude, die 
es zu modernisieren gilt, ist daher eine Priorisie-
rung der Projekte anhand der Verfügbarkeit der fi-
nanziellen Mittel notwendig. Dies und die fehlende 
Kostensicherheit bei langfristigen Maßnahmen 
und Projekten erschwert den Fortschritt der Mo-
dernisierungsvorhaben. 
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Vorwort 
 
Das Projekt „Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen 
und mittleren hessischen Kommunen“ verfolgte das Ziel, kommunale 
Akteure bei der Modernisierung ihres eigenen Gebäudebestandes zu un-
terstützen. Das Projekt wurde durch das Hessische Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum gefördert und lief 
vom 15.01.2023 bis zum 31.05.2025.  
 
Jede am Projekt teilnehmende Kommune wird in einem separaten Steck-
brief vorgestellt. Der Steckbrief enthält die wichtigsten Informationen zur 
Gebäudemodernisierung in der jeweiligen Kommune. Darüber hinaus 
werden Informationen und Maßnahmen zusammengestellt, die nicht nur 
für alle teilnehmenden Kommunen, sondern auch für weitere hessische 
Kommunen interessant sein könnten. 
 

Projektbeteiligte Kommunen in Hessen 
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Im Projekt Governance der Gebäudemoderni-
sierung in kleinen und mittleren hessischen 
Kommunen beschäftigten sich zwölf Kommunen 
aus Hessen mit den Herausforderungen im Be-
reich der Gebäudemodernisierung. Untersucht 
wurden dabei unter anderem, mit welchen Instru-
menten und Methoden die Gebäudemodernisie-
rung im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele 
in der jeweiligen Kommune umgesetzt wird. 

Der Begriff der Modernisierung umfasst Maßnah-
men, die zu einer nachhaltigen Verbesserung der 
Gebäudeverhältnisse beitragen und beispiels-
weise zu einer Einsparung von Energie (=energe-
tische Sanierung) oder Wasser führen. Der Begriff 
der Sanierung beschreibt alle Maßnahmen, die 
zum Erhalt eines Gebäudes beitragen. Bei einer 
Instandsetzung hingegen werden akute Schäden 
beseitigt. Da die Begriffe der Modernisierung und 
Sanierung allerdings in der kommunalen Praxis 
synonym verwendet werden, werden diese auch 
im nachfolgenden gleichermaßen verwendet.  

Die teilnehmenden Kommunen sind alle Mitglieder 
im Bündnis der Hessischen Klima-Kommunen und 
haben sich mit der Unterzeichnung der Charta 
„Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ dazu ver-
pflichtet, bis 2045 klimaneutral zu werden. Allen 
Kommunen gemeinsam ist die Absicht, die not-
wendigen Modernisierungsprozesse im kommu-
nalen Gebäudebestand in Hinblick auf die Treib-
hausgasneutralität zu beschleunigen und besser 
zu steuern. Die Projektkommunen haben sehr he-
terogene Strukturen, welche von kompakten Klein-
städten bis hin zu großen Flächengemeinden mit 
vielen Ortsteilen reichen. Entsprechend unter-
schiedlich sind die Bedarfe und Herausforderun-
gen bei der Modernisierung des jeweiligen kom-
munalen Gebäudebestandes.  

Eine der größten Herausforderungen in diesem 
Bereich stellt der allgemeine Sparkurs der kommu-
nalen Haushalte und der Personalmangel, ausge-
löst durch fehlende Fachkräfte und einen Genera-
tionenwechsel, dar. Häufig fehlen darüber hinaus 
ausreichende Kenntnisse über Auswahl und (stra-
tegischen) Einsatz von Förderprogrammen. 

Weiterhin ist eine gute Kommunikation zwischen 
„Politik“ und Verwaltung erforderlich, um klare Auf-
träge an die Verwaltung zu formulieren und durch 
politische Beschlüsse die notwendige Legitimation 
für Verwaltungshandeln zu erreichen. Diese Er-
kenntnisse führten zur Auswahl der beiden 
Schwerpunktthemen: Förderung und Finanzie-
rung und Kommunikation, die mit allen Kommu-
nen bearbeitet werden. Die Kommunen arbeiteten 
im Rahmen des Forschungsprojekts eng mit der 
Institut Wohnen und Umwelt GmbH (IWU), der 
Hochschule Darmstadt und der Schader-Stiftung 
zusammen.  

Die Besonderheit des Projekts lag in dem partizi-
pativen Ansatz der gemeinsamen Identifikation 
und Priorisierung von Herausforderungen und der 
anschließenden Entwicklung von Lösungsansät-
zen. Die entwickelten Lösungsansätze wurden in-
nerhalb der Projektlaufzeit an verschiedenen Stel-
len in der kommunalen Praxis erprobt. Zudem fan-
den in regelmäßigen Abständen Workshops mit 
den beteiligten zwölf Kommunen statt, um einen 
Erfahrungsaustausch während der Laufzeit des 
Projekts zu gewährleisten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Über das Projekt 
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Hilfsmittel, die für die Projektgemeinden erarbei-
tet werden, werden allgemein zugänglich ge-
macht und können von jeder interessierten Kom-
mune genutzt werden.   

Erkenntnisreich sollen die Steckbriefe und die 
Hilfsmittel auch für Fördermittelgeber oder Mini-
sterien sein, um die Unterstützung des Landes 
möglichst genau auf die Bedarfe der kleinen und 
mittelgroßen Kommunen abzustimmen. 
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Die Stadt Bad 
Soden am Taunus  

Bevölkerung  
23.174 (Stand 31.12.2023) 
 
Landkreis 
Main-Taunus-Kreis 
 
Regierungsbezirk 
Darmstadt 
 
Strukturraum nach Landesentwicklungs-
planung 
Hochverdichteter Raum 
 
Nichtwohngebäude (NWG) in Eigentum 
der Kommune* 
31 
 
Wohngebäude (WG) in Eigentum der 
Kommune 
3 
 
Webseite 
www.bad-soden.de 
 
 
 
 
 
Ansprechpartner zum Thema:  
Gebäudemodernisierung 
 
Name: Detlef Schümann 
Funktion: Stadt Bad Soden am Taunus, 
Gebäude und Liegenschaften 
E-Mail: detlef.schuemann@stadt-bad-
soden.de  
Tel.: 06196/208-322 
 

 

 

 

 

 

* Berücksichtigte Nichtwohngebäude 
(NWG) sind Gebäude die dauerhaft auf 
über 12° C beheizt werden und unter (die 
Anwendung) das Gebäudeenergiegesetz 
(GEG) fallen.  
 

Die Stadt Bad Soden am Taunus liegt im Main-Taunus-Kreis 
im Südwesten Hessens (Regierungsbezirk Darmstadt) und 
umfasst eine Fläche von etwa 12,6 Quadratkilometern. Mit 
rund 23.000 Einwohner*innen (Stand 2023, Hessische Ge-
meindestatistik) liegt Bad Soden am Taunus am südlichen 
Hang des Taunus zwischen Frankfurt und Wiesbaden. Die 
Königsteiner Straße führt in Nord-Süd-Richtung durch die 
gesamte Gemeindefläche und verbindet Frankfurt-Höchst 
seit über 200 Jahren mit dem Vordertaunus.  

Durch seine langjährige Geschichte als Kurort ist die Stadt 
Bad Soden am Taunus bekannt für seine staatlich anerkann-
ten Heil- und Mineralquellen sowie seine Kurparks, welche 
viel Grünfläche zur Erholung bieten. Auch sonst bietet die 
geographische Nähe zum Taunus trotz der Lage im Bal-
lungsraum Frankfurt/Rhein-Main einen direkten Bezug zur 
Natur. Jedoch beträgt der Anteil der Waldfläche nur etwa 
18,5 % der Gesamtfläche der Stadt, umfasst dabei aber ein 
Naturschutzgebiet und ein Fauna-Flora-Habitat-Gebiet.  

Die Kernstadt von Bad Soden am Taunus macht mit 479 
Hektar und somit 38,4 % den größten Anteil des Gemeinde-
gebietes aus. Danach folgen die Stadtteile Neuenhain mit 
454 Hektar (36,4 %) und der Stadtteil Altenhain mit einer Flä-
che von 314 Hektar, was einem Anteil von 25,2 % entspricht. 
Insgesamt hat Bad Soden somit drei Stadtteile mit einer 
durchschnittlichen Bevölkerungsdichte von ca. 1.825 Ein-
wohner*innen je Quadratkilometer, wobei sich die Einwoh-
nerdichte nach Stadtteil erheblich unterscheidet und sich 
zwischen knapp 500 (Stadtteil Altenhain) und über 3.000 
(Stadtteil Bad Soden) Einwohner*innen je Quadratkilometer 
bewegt. 

Die Stadt Bad Soden am Taunus weist einen im bundeswei-
ten Vergleich weit überdurchschnittlichen Kaufkraftindex der 
Einwohner*innen auf. Ohne größere Industrieansiedlungen 
wird die Stadt wirtschaftlich aber vor allem durch die Region 
sowie einige wenige Verwaltungsgebäude und kleinere und 
mittelständige Unternehmen geprägt. Zu diesen zählen regi-
onale Handwerksbetriebe, Dienstleister und die Landwirt-
schaft, welche eine wichtige Rolle in der lokalen Wirtschaft 
spielen. Der kommunale Gebäudebestand besteht überwie-
gend aus Nichtwohngebäuden, einzelnen Wohngebäuden 
und einer Vielzahl unbeheizter Bauwerke.  

Rund ein Drittel der kommunalen Gebäude steht unter Denk-
malschutz. Eine Reihe von Gebäuden mit ihren Einrichtun-
gen und Funktionen haben die Gebietsreform 1977 mit der 
Zusammenlegung der drei Stadtteile überdauert und sind da-
her entweder in ihrer Funktion mehrfach vorhanden oder 
wurden zum Teil umgenutzt. 
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Für den überwiegenden Teil der kommunalen Lie-
genschaften ist die Abteilung Gebäude und Lie-
genschaften im Fachbereich „Bauen und Entwi-
ckeln“ der Stadtverwaltung zuständig. Ausgenom-
men sind nur Liegenschaften der Eigenbetriebe 
der Trinkwasserversorgung. 

Das Aufgabengebiet der Abteilung Gebäude und 
Liegenschaften umfasst neben der Gebäudemo-
dernisierung auch den Neubau von Gebäuden, 
den Betrieb mit Vermietung, Verpachtung, Unter-
halt mit Instandhaltung und Wartung sowie die Or-
ganisation der Energieversorgung mit Einkauf und 
Abrechnung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei Entscheidungen sind Fachbereichsleitung und 
Bürgermeister zu beteiligen. Bei allen grundsätzli-
chen Entscheidungen über die Modernisierung 
von Gebäuden sind zusätzlich folgende städtische 
Gremien zu beteiligen, (die folgenden Abschnitte 
wurden teilweise dem Internetauftritt der Stadt ent-
nommen): 

Magistrat 

Der ehrenamtlich tätige Magistrat verwaltet alle öf-
fentlichen Einrichtungen und wirtschaftlichen Be-
triebe der Stadt Bad Soden am Taunus sowie das 
Gemeindevermögen. Darüber hinaus entscheidet 
er in Angelegenheiten, die nicht von Bürgermeister 
und Verwaltung selbstständig ausgeführt werden 
können. 

Er trifft sich normalerweise einmal in der Woche.  

Der Bürgermeister ist Mitglied des Magistrats und 
führt dessen Vorsitz. 

Stadtverordnetenversammlung 

Die Stadtverordnetenversammlung ist das oberste 
Gremium der Stadt Bad Soden am Taunus und hat 
gesetzliche Entscheidungsbefugnisse in Angele-
genheiten, die nicht in den Kompetenzbereich des 
Bürgermeisters oder des Magistrats fallen.  

Die Stadtverordnetenversammlung tritt etwa sie-
ben Mal im Jahr zusammen.  

Die Stadtverordnetenversammlung hat drei  
Ausschüsse gebildet, die sich mit Fragen der Ge-
bäudemodernisierung beschäftigen, sofern die 
Bauaufgabe in den jeweiligen Zuständigkeitsbe-
reich fällt: 

- Ausschuss für Planung, Bau, Umwelt und Ver-
kehr 

- Haupt- und Finanzausschuss 
- Ausschuss für Jugend, Kultur, Sport und Sozi-

ales 

Die Ausschüsse setzen sich aus Vertreterinnen 
und Vertretern der Fraktionen der Stadtverordne-
tenversammlung zusammen. Sie tagen etwa eine 
Woche vor den Stadtverordnetenversammlungen 
und beraten jeweils die Tagesordnungspunkte, die 
die obigen Bereiche betreffen. Die Beschlüsse der 
Ausschüsse werden endgültig in der Stadtverord-
netenversammlung beschlossen bzw. zur Kennt-
nis genommen. 

Verwaltungsmitarbeiter*innen sind keine Mitglie-
der der Ausschüsse, haben kein Rederecht und 
können nur dann Auskunft geben oder Fragen be-
antworten, wenn ihnen durch den Bürgermeister 
oder Ausschussvorsitzende das Wort erteilt wird. 

Die Stadtverordnetenversammlung und die Aus-
schusssitzungen sind grundsätzlich öffentlich. Bei 
den Beratungen haben Gäste kein Rederecht. 

Zuständigkeiten &  
Entscheidungsprozesse  

 
 

Organigramm Verwaltung Bad Soden am Taunus (Auszug) 
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Ausländerbeirat 

Der Ausländerbeirat ist die politische Interessen-
vertretung aller ausländischen Einwohnerinnen 
und Einwohner der Stadt Bad Soden am Taunus 
und kann sich mit Bauaufgaben beschäftigen, die 
seinen Zuständigkeitsbereich berühren.  

Externe Akteure 

Die Ausschreibung und Vergabe von Aufträgen an 
externe Akteur*innen (Planungsleistungen, Bau-
leistungen, sonstiges) regelt die städtische Verga-
berichtlinie. 

Die Abwicklung der Vergabe sowie die verwal-
tungsinternen Berechtigungen zur Auftrags-
vergabe ergeben sich aus den in der Vergabericht-
line aufgeführten, abgestuften Wertgrenzen. Hin-
weise hierzu enthält die Handreichung „Der För-
derprozess“, die gemeinsam im Rahmen des Pro-
jektes erarbeitet wurde.  

Finanzierung 

Die erforderlichen Mittel für die Gebäudemoderni-
sierung und -sanierung werden nach Genehmi-
gung durch die politischen Gremien jeweils in 
Höhe des jährlichen Projektsolls im Haushaltsplan 
projektbezogen als Investitionen bereitgestellt. Die 
zu beschließenden Haushaltsanmeldungen für 
Projekte erfolgen, jeweils im Frühsommer des Vor-
jahres, aus der Verwaltung heraus, nach fachlicher 
Prüfung und Einschätzung der Prioritäten sowie 
der personellen Kapazitäten. 

Aufgrund mehrjähriger Projektlaufzeiten weist je-
der Jahreshaushaltsplan daher nur Mittel für aktu-
elle Projektphasen aus und trifft keine Aussage zu 
einem Gesamtbudget der Maßnahme.  

Ein regelmäßig zur Verfügung stehender Betrag 
im Haushalt dient der Instandhaltung sowie dem 
Betrieb der Gebäude – einen ungebundenen Be-
trag für die Modernisierung gibt es jedoch nicht.  

Sollen Fördermittel in Anspruch genommen wer-
den, ist vorher die Aufnahme der Maßnahme in 
den Haushalt und die substituierende Bereitstel-
lung eigener Mittel erforderlich. Die Inanspruch-
nahme von Fördermitteln entscheidet sich daher 
zwischen eher zufälliger Deckungsgleichheit der 
Fördervoraussetzungen mit bereits beschlosse-
nen Maßnahmen und – insofern die Förderfristen 
dies ermöglichen – langfristiger Neuplanung von 
Maßnahmen passend zur Förderung. Dabei er-
folgt eine Abwägung der Voraussetzungen, Maß-
nahmenpriorität, Personalkapazität (einschl. Bear-
beitung der Anforderungen aus der Förderung 
selbst), Mehrkosten gegenüber einer vergleichba-
ren, ausreichenden Maßnahme ohne Einhaltung 
der Förderanforderungen sowie kommunaler Ei-
genanteil zzgl. Fördermittelsubstitution. 

Zur Illustration der Herausforderungen der Finan-
zierung der Gebäudemodernisierung wurde ein 
Beispiel ausgewählt, das den Ablauf einer Moder-
nisierungsmaßnahme beispielhaft darstellt. 

Finanzierung Beispiel 

Sanierung und Erweiterung Sportanlage  
Sportanlage Kelkheimer Straße  

Die Sportanlage Kelkheimer Straße, Baujahr 
1968, soll saniert und erweitert werden. Im Folgen-
den werden die Meilensteine des Prozesses be-
schrieben: 

Eine erste Schadensuntersuchung erfolgte 2004 
mit der Feststellung kleinerer Mängel (Kosten-
schätzung ca. 10.000 €). Anlässlich des Vereins-
jubiläums 2008 wurde dem Sportverein die „Sanie-
rung des Funktionstraktes innerhalb von 2 Jahren“ 
zugesagt. 2010 wurden die Flachdächer mit 
Warmwasser-Kollektoren (WW-Kollektoren) für 
das benachbarte Freibad belegt. 

Mit der Erstellung eines Gebäudeinvestitionsplans 
(GIP) wurde 2016 ein erheblicher Sanierungsbe-
darf erkannt. Die Kostenschätzung belief sich auf 
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570.000 € (ohne Vereinsheim). Für 2017 wurden 
erste Mittel (440.000 €) für die Sanierung gemäß 
GIP im Haushalt angemeldet. 

2017 wurde eine geänderte Aufgabenstellung für 
die Planung formuliert: Planungsziel war nun die 
Sanierung und Erweiterung der Funktionstrakts. 
Das Ergebnis der Vorplanung wurde Mitte 2018 
den politischen Gremien vorgestellt, die daraufhin 
im Herbst 2018 die Verwaltung zur Überprüfung al-
ternativer Lösungen („Neubau“, „Containerbau-
weise“) aufforderten. 

Im Oktober 2020 wurde der Beschluss zur Teil-
nahme am Bundesförderprogramm „Sanierung 
kommunaler Einrichtungen in den Bereichen 
Sport, Jugend und Kultur“ gefasst. Im Dezember 
2020 erfolgte die Entscheidung für die ursprüngli-
che Variante (Kostenschätzung rund 2.100.000 € 
inkl. Baukosten von rund 1.500.000 €). Ausschrei-
bungen und Beauftragungen wurden aufgrund des 
Teilnahmeprozesses an der Bundesförderung ge-
stoppt. 

Im März 2021 erfolgte der Zuschlag für die  
Phase 1 des Bundesförderprogramms und im 
September 2021 der vorläufige Zuwendungsbe-
scheid in Höhe von 900.000 €.  

Im Dezember 2021 wurde der Bauantrag einge-
reicht – einschließlich der für das Bundesförder-
programm notwendigen Änderungen im Bereich 
Barrierefreiheit und Energieeinsparung. Die Ge-
nehmigung erfolgte Ende Februar 2022. Die Aus-
führungsplanung startete im März 2022. 

Im Februar 2022 wurden die Unterlagen für die 
Phase 2 des Bundesförderprogrammes einge-
reicht, der abschließende Förderbescheid mit der 
auf 880.000 € reduzierten Fördersumme erfolgte 
im Juli 2022. Jetzt konnte auch der Vergabepro-
zess der Baugewerke wieder gestartet werden.  

Im Oktober 2022 begann der Rückbau. Im Juli 
2023 hätte ursprünglich die Übergabe an den Nut-
zer erfolgen sollen. Dem gegenüber steht die Roh-
baufertigstellung im Februar 2024. 

Stand Juli 2024: Übergabe noch nicht erfolgt. 
Reine Baukosten mittlerweile rund 2.200.000 € 
(bei gleichbleibender Förderung). Verzögerungen 
und Kostensteigerungen u.a. durch Folgen von 
Covid, Ukrainekrieg mit Energiekrise sowie Bauri-
siken (z.B. aus mangelhafte Bestandsplanung).   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sportanlage Kelkheimer Straße (Stadt Bad Soden am 
Taunus)  

08 



Seit 2022 ist Bad Soden am Taunus Mitglied im 
Bündnis „Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ 
und hat sich verpflichtet, bis 2045 klimaneutral zu 
werden. 

Die Treibhausgasbilanz der Kommune weist den 
kommunalen Gebäuden nur einen geringfügigen 
Anteil an den zu vermeidenden fossilen Emissio-
nen zu, jedoch ist das Erreichen eines im Betrieb 
treibhausgasneutralen kommunalen Gebäudebe-
stands einer der wenigen Bereiche, in denen die 
Stadt Bad Soden am Taunus es in der Hand hat, 
das selbst gesteckte Ziel zu erreichen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Als notwendige/mögliche Schritte in diese 
Richtung wurden erkannt: 

- Analyse der Liegenschaften und Priorisierung 
insbesondere nach den Kriterien „Verbleib in 
kommunaler Hand“, „Gebäudezustand“, „ab-
soluter Verbrauch (Energie/Wasser)“ (mögli-
che Wirkung) sowie „Maßnahmenumfang“ 
(Kosten/Nutzen sowie erforderlicher Personal-
einsatz) 

- Durchführung externer Energieberatungen für 
alle langfristig im Bestand verbleibenden kom-
munalen Gebäude 

- Prüfung der Möglichkeit von Energiespar 
Contracting (ESC) für alle langfristig im Be-
stand verbleibenden kommunalen Gebäude 
(ESC-Orientierungsberatung) 

- “Professionalisierung” der Fördermittelakquise 
durch Wirtschaftlichkeitsvergleiche, Perso-
nalspezialisierung, Verbesserung der Verein-
barkeit von Förderungen und städtischen Ab-
läufen bei der Haushaltsplanung 

- Einführung eines Energiemanagementsys-
tems 

- Verbesserung der energetischen Eigenversor-
gung der kommunalen Liegenschaften 

 

Darüber hinaus wurde die Definition allgemeingül-
tiger Ziele und Qualitäten für kommunale Neubau-
ten, Sanierungen und Modernisierungen geprüft, 
aber aufgrund der geringen Projektanzahl und der 
erheblichen Unterschiede nicht weiterverfolgt. 
Stattdessen wäre ein weniger detailliertes Be-
kenntnis zu einem Gebäudestandard denkbar, der 
Neubauten und energetische Sanierungen so aus-
legt, dass bis 2045 keine weiteren Maßnahmen er-
forderlich sind. 

Bisher in Durchführung befinden sich folgende 
Maßnahmen: 

- Analyse der Liegenschaften. Diese wird jedoch 
aufgrund langfristiger Bestandsprojekte erst in 
einigen Jahren in der Projektplanung Berück-
sichtigung finden.  

Maßnahmen 

Energie- und Treibhausgasbilanz nach Energieträgern 
und Sektoren. (Syna GmbH, 2023)  
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- In 2023 wurde eine erste Energieberatung 
als Pilotberatung einer Liegenschaft (Trau-
erhalle) erfolgreich durchgeführt. 

- Eine erste ESC-Überprüfung erfolgte 2024 
durch einen externen Berater. 

- Bei den laufenden Projekten werden aktu-
elle Energiestandards über die gesetzli-
chen Mindestanforderungen hinaus be-
rücksichtigt. 

Beispiel: Sportanlage am Sauerborn 
Energetische Sanierung der Sportanlage am Sau-
erborn mit Ertüchtigung der Außenhülle, Umstel-
lung der Wärmeversorgung auf Wärmepumpe so-
wie Einsatz von Photovoltaik und Solarthermie. 

Beispiel: Zusammenlegung Verwaltung 
Die bisherigen fünf Verwaltungsstandorte in Bad 
Soden am Taunus befinden sich durchweg in älte-
ren, sanierungsbedürftigen Liegenschaften. Die 
Verwaltungsstellen werden in einem neuen Ge-
bäude mit dem Ziel der Flächensuffizienz sowie 
der Reduzierung der Betriebs- und Unterhaltskos-
ten gebündelt. Dadurch sollen Prozesse effizienter 
gestaltet und Abstimmungswege verkürzt werden. 
Das neue Verwaltungsgebäude, bestehend aus 
einem unter Denkmalschutz stehenden Bestands-
gebäude mit neuem Anbau, wird dabei z.B. über 
die Abwärme einer Heilquelle geheizt. 

 

 

 

 

 

 

 

Ein Energiemanagementsystem soll 2025 durch 
den Kreis eingeführt werden. 

Die städtischen Gremien haben bei aktuell drei 
Einzelmaßnahmen die Installation teils großflächi-
ger Photovoltaikanlagen beschlossen. In diesem 
Zuge soll auch die regionale Eigenversorgung der 
Liegenschaften realisiert werden („Strombilanz-
kreismodel“). 

 

Zentraler Verwaltungsstandort Medico-Palais –  
„Verwaltungscampus Alter Kurpark  
(Visualisierung: Stadt Bad Soden am Taunus) 
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Die Governance der Gebäudemodernisierung 
stellt Bad Soden am Taunus und die weiteren am 
Projekt beteiligten Kommunen vor vielfältige 
Herausforderungen. Gleichzeitig zeigen prak-
tische Erfahrungen aus dem Projekt, welche 
Erfolgsfaktoren eine erfolgreiche Umsetzung 
begünstigen. Diese Erkenntnisse lassen sich in 
verschiedenen Kategorien zusammenfassen. 

Regeln und Festsetzungen dienen dem Errei-
chen langfristiger Visionen im kurzlebigen Tages-
geschäft indem sie konkrete Vorgaben schaffen 
und Ziele messbar machen. 

Als Beitrag zum Ziel „Klimaneutralität 2045“ stehen 
in den kommenden Jahren teilweise umfangreiche 
Modernisierungsmaßnahmen für kommunale Lie-
genschaften in Bad Soden am Taunus an. Auf ver-
schiedenen Ebenen fehlen jedoch klare Vorgaben, 
um die Vision („2045 klimaneutral“) Wirklichkeit 
werden zu lassen: Fehlende klare politische Pro-
jektvorgaben für den zu erreichenden energeti-
schen Gebäudestandard im Allgemeinen er-
schweren der Verwaltung die Festlegung dauer-
haft gültiger und repetierbarer technischer Vorga-
ben für die Gebäudemodernisierung. Die Einbin-
dung der politischen Gremien erfordert eine Aus-
richtung am bestehenden Gremienzyklus. Eine 
Beschleunigung der Modernisierungsaktivitäten, 
könnte durch die Erarbeitung von Zielvorgaben für 
Modernisierungsstandards erfolgen. Wiederho-
lende Abstimmungen über grundsätzliche Zielvor-
gaben würden auf diese Weise entfallen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die erfolgreiche Finanzierung ist die wesentliche 
Voraussetzung für die Modernisierung der kom-
munalen Liegenschaften. In der Kategorie  
Förderung und Finanzierung wurde die Notwen-
digkeit der Akquise zusätzlicher Mittel für die Ge-
bäudemodernisierung festgestellt, da eine Vielzahl 
bestehender Gebäude aus den 60er und 70er Jah-
ren stammt und notwendige Maßnahmen nun-
mehr zeitgleich anstehen. Die „einfache“ Instand-
haltung der Gebäude ist nicht mehr ausreichend 
oder auch nur noch begrenzt möglich, weiterge-
hende Modernisierungsmaßnahmen sind wiede-
rum nur in begrenztem Umfang im kommunalen 
Haushalt darstellbar. 

Laut BMWK sind kommunale Nichtwohngebäude 
in Deutschland im Schnitt 35 Jahre alt (BMWK 
2022). Viele Sporthallen und Dorfgemeinschafts-
häuser werden multifunktional genutzt, weshalb 
eine umfassende Sanierung nicht nur energeti-
sche Aspekte berücksichtigen muss, sondern 
auch zukünftige Nutzungsanforderungen an die 
Gebäude. 

Für eine effektive Finanzierung über Förderungen 
ist die Förderlandschaft zu komplex. Folgende 
Faktoren bestimmen das Feld: Unterschiedliche 
Anbieter, komplexe Antragsverfahren , Diskrepanz 
zwischen den Voraussetzungen für die Bewilli-
gung von Fördermitteln und dem tatsächlichen Be-
darf, zeitliche Fördereinschränkungen, Förde-
rungshöhe abhängig von den Baukosten zum Be-
antragungsstichtag, undurchschaubare Kombina-
tionsfähigkeit von Programmen, Beratungsange-
bote ohne gesamtheitlichen Überblick und ohne 
Wirtschaftlichkeitsanalyse der Angebote. 

Wenn Förderprogramme Personalressourcen vor-
sehen, sind diese Programme regelmäßig befristet 
und es bedarf zur Verstetigung nach deren Ablauf 
der Kostenübernahme durch die Kommune.  

All dies macht die Beantragung passender Förder-
mittel kompliziert und personalintensiv und die Ge-
meinde muss oft dennoch einen hohen Eigenanteil 
zur Finanzierung der Sanierungen beisteuern. 

Herausforderungen & 
Erfolgsfaktoren 
 

Im Rahmen des Projekts haben die Kommunen 
verschiedene Vorlagen erarbeitet, darunter eine 
für einen Grundsatzbeschluss, der der Verwal-
tung den Handlungsrahmen vorgibt und sie legi-
timiert, beispielsweise in Bezug auf Gebäude-
standards. Diese Standards sollen bei der Mo-
dernisierung kommunaler Liegenschaften er-
reicht werden und sind auf die Bedürfnisse klei-
ner und mittlerer hessischer Kommunen abge-
stimmt. Ihr Ziel ist es, zur Einhaltung bzw. Errei-
chung der Klimaschutzziele im Gebäudebereich 
beizutragen.  
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Ein Erfolg im Bereich Anpassung der  
Verwaltungsstruktur ist die personelle Verzah-
nung der Querschnittsaufgabe des städtischen 
„Klimabeauftragten“ mit der Abteilung Gebäude 
und Liegenschaften. Dadurch eröffnen sich zu-
sätzliche Informationsquellen und Netzwerke in 
Bezug auf die (energetische) Modernisierung der 
kommunalen Gebäude und die notwendige Neu-
ausrichtung der Liegenschaften z. B. aufgrund der 
kommunalen Wärmeplanung, der Starkregenge-
fahren oder der sommerlichen Überhitzung. 

Die Kategorie Teilnahme an Netzwerken/  
Austausch umfasst den Wissenstransfer zu und 
zwischen den Kommunen, Verwaltungen und Per-
sonen. Ähnliche Interessen können hier gezielt an-
gesprochen werden und Erfahrungen geteilt und 
ihre Reichweite multipliziert werden. Als Beispiel 
kann hier das Netzwerk der Klimamanager aus 
dem Bündnis „Hessen aktiv: Die Klima-Kommu-
nen“ genannt werden.  

Die überwiegende Organisation dieser Netzwerke 
über E-Mail-Verteiler ist problematisch und führt 
dazu, dass sie nur in geringem Umfang genutzt 
werden: veraltete Verteiler, Abwesenheitsnotizen 
und wenig konkrete Antworten ggf. auch nur an 
Einzelne begrenzen die Effektivität. Thematisch 
sortierte internetbasierte Foren, in denen Teilneh-
mer ein- und aussteigen können und Themen-
bäume länger erhalten bleiben und allen zur Ver-
fügung stehen, wären funktionaler, bedürfen aber 

der Moderation – für die offensichtlich keine Res-
sourcen zur Verfügung stehen.       

Weitere Herausforderungen, welche sich keiner 
der oben genannten Kategorien zuordnen lassen, 
werden unter der Kategorie Sonstiges zusam-
mengefasst.  

Hier ist unter anderem das Thema Kommunikation 
und Kooperation zwischen Verwaltung und politi-
schen Gremien enthalten. Die Aufgabenverteilung 
zwischen den politischen Gremien mit ihrer Ent-
scheidungskompetenz in Bezug auf die langfris-
tige strategische Ausrichtung der Stadt sowie der 
Verwaltung, betraut mit der alltäglichen Umset-
zung von Projekten, verschwimmt in der Realität. 
Zum einen orientiert sich Politik immer auch an 
kurzen Wahlzyklen, zum anderen ist die Verwal-
tung interessiert an langfristig angelegten Pla-
nungsparametern für Personal- und andere Res-
sourcen.     

Governance beschäftigt sich hier u.a. mit der Legi-
timation der Verwaltung und dem Vertrauen in die 
Verwaltung seitens der Politik sowie mit dem Ab-
wägen zwischen fachlichen Anforderungen, für 
welche die Verwaltung eher „zuständig“ ist und 
den politischen Opportunitäten, d.h., den Erwar-
tungen, welchen Kommunalpolitikerinnen und 
Kommunalpolitikern zwangsläufig ausgesetzt 
sind.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die im Projekt entwickelte Handreichung  
„Der Förderprozess“ gibt Bad Soden am 
Taunus und den anderen Projekt-Kommunen 
eine praxisnahe Orientierung zur gezielten Nut-
zung verschiedener Förderprogramme. Sie steht 
über die folgenden Projekthomepages zur Verfü-
gung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungs-
logiken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
 

 

Die im Projekt erarbeitete Handreichung „Der 
Kommunikationsprozess“ bietet Bad Soden 
am Taunus und den anderen Projekt-Kommunen 
eine praxisnahe Orientierung, um verschiedene 
HGO-konforme Kommunikationswege gezielt für 
Themen wie die (energetische) Modernisierung 
der eigenen Liegenschaften sowie weitere rele-
vante Bereiche zu nutzen. Sie steht über die fol-
genden Projekthomepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance 
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungslo-
giken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
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Nach mehrjähriger geringer Bautätigkeit und er-
kanntem Sanierungsbedarf der in die Jahre ge-
kommenen kommunalen Liegenschaften, ist die 
aktuelle Aufgeschlossenheit der städtischen Gre-
mien und der städtischen Verwaltung gegenüber 
(energetischen) Modernisierungen, Neubauten 
und strukturellen Änderungen des Gebäudebe-
standes im vorgegebenen finanziellen Rahmen 
ein Erfolg. Gleiches gilt für die Ausrichtung der Mo-
dernisierungs- sowie der Ersatzneubautätigkeit 
auf zukunftsfähige Lösungen wie Photovoltaik, So-
larthermie, Verminderung des Albedo-Effektes, 
Starkregenwiderstandsfähigkeit sowie eine lokale 
Umsetzung der Wärmewende. Dies gilt insbeson-
dere, da die Genehmigung der ersten Photovolta-
ikanlagen mittelfristig die Umsetzung eines Eigen-
strom-Bilanzkreises-Modells der städtischen Lie-
genschaften vorbereiten, die zu einem späteren 
Zeitpunkt eine hohe Eigenversorgung aller kom-
munaler Liegenschaften mit nachhaltig erzeugtem 
Strom ermöglicht. 

Fazit 

In Bad Soden am Taunus sind die Voraussetzun-
gen und Herausforderungen für die Gebäudemo-
dernisierung vielfältig. Dieser Steckbrief zeigt, wel-
che Rahmenbedingungen dafür geschaffen wur-
den und wie die Stadt ihre Liegenschaften Schritt 
für Schritt modernisiert. 

Für den überwiegenden Teil der kommunalen Lie-
genschaften ist die Abteilung Gebäude und Lie-
genschaften im Fachbereich „Bauen und Entwi-
ckeln“ der Stadtverwaltung zuständig. Die erfor-
derlichen Mittel für die Gebäudemodernisierung 
und -sanierung werden nach Genehmigung durch 
die politischen Gremien jeweils in Höhe des jährli-
chen Projektsolls im Haushaltsplan projektbezo-
gen als Investitionen bereitgestellt. Ein regelmäßig 
zur Verfügung stehender Betrag im Haushalt dient 
der Instandhaltung sowie dem Betrieb der 

Gebäude – einen ungebundenen Betrag für die 
Modernisierung gibt es jedoch nicht.  

Aktuell wird unter anderem eine Analyse der zu 
modernisierenden Liegenschaften vorgenommen, 
um eine Bestandsaufnahme über beispielsweise 
die Gebäudezustände sowie den potenziellen 
Maßnahmenumfang vorzunehmen. Aufgrund 
langfristiger Bestandsprojekte werden die Ergeb-
nisse erst in einigen Jahren im Rahmen der kon-
kreten Projektplanungen Berücksichtigung finden. 
Im Rahmen der laufenden Projekte werden aktu-
elle Energiestandards über die gesetzlichen Min-
destanforderungen hinaus berücksichtigt. Es 
wurde bereits eine umfassende energetische Sa-
nierung der Sportanlage am Sauerborn vorgenom-
men. In städtischen Gremien wurde zudem die In-
stallation von PV-Anlagen bei drei Einzelmaßna-
men beschlossen. Darüber hinaus wird die bisher 
auf fünf Standorte verteilte Verwaltung in einem 
neuen Gebäude zusammengeführt, um Flächen 
effizienter zu nutzen und die Betriebs- sowie Un-
terhaltskosten zu senken. Weiterhin soll auf Ebene 
des Landkreises ein Energiemanagementsystem 
eingeführt werden.  

Eine der zentralen Herausforderungen auf dem 
Weg zur Klimaneutralität ist das Fehlen klarer po-
litischer Vorgaben auf verschiedenen Ebenen. 
Eine weitere wesentliche Voraussetzung für Mo-
dernisierungsvorhaben ist eine erfolgreiche Finan-
zierung der Projekte. Für eine effektive Finanzie-
rung über Förderungen ist die Förderlandschaft al-
lerdings zu komplex und mangels Personalres-
sourcen neben dem Tagesgeschäft nicht optimal 
zu bewältigen. Wenn Förderprogramme Personal-
ressourcen vorsehen, sind diese Programme re-
gelmäßig befristet und es bedarf zur Verstetigung 
nach deren Ablauf der Kostenübernahme durch 
die Kommune. Dies erschwert die Beantragung 
passender Fördermittel erheblich, erhöht den Per-
sonalaufwand und führt dazu, dass die Gemeinde 
dennoch oft einen hohen Eigenanteil zur Finanzie-
rung der Sanierungen leisten muss. 
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Vorwort 
 
Das Projekt „Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen 
und mittleren hessischen Kommunen“ verfolgte das Ziel, kommunale 
Akteure bei der Modernisierung ihres eigenen Gebäudebestandes zu un-
terstützen. Das Projekt wurde durch das Hessische Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum gefördert und lief 
vom 15.01.2023 bis zum 31.05.2025.  
 
Jede am Projekt teilnehmende Kommune wird in einem separaten Steck-
brief vorgestellt. Der Steckbrief enthält die wichtigsten Informationen zur 
Gebäudemodernisierung in der jeweiligen Kommune. Darüber hinaus 
werden Informationen und Maßnahmen zusammengestellt, die nicht nur 
für alle teilnehmenden Kommunen, sondern auch für weitere hessische 
Kommunen interessant sein könnten. 
 

Projektbeteiligte Kommunen in Hessen 
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Im Projekt Governance der Gebäudemoderni-
sierung in kleinen und mittleren hessischen 
Kommunen beschäftigten sich zwölf Kommunen 
aus Hessen mit den Herausforderungen im Be-
reich der Gebäudemodernisierung. Untersucht 
wurde dabei unter anderem, mit welchen Instru-
menten und Methoden die Gebäudemodernisie-
rung im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele 
in der jeweiligen Kommune umgesetzt wird. 

Der Begriff der Modernisierung umfasst Maßnah-
men, die zu einer nachhaltigen Verbesserung der 
Gebäudeverhältnisse beitragen und beispiels-
weise zu einer Einsparung von Energie (=energe-
tische Sanierung) oder Wasser führen. Der Begriff 
der Sanierung beschreibt alle Maßnahmen, die 
zum Erhalt eines Gebäudes beitragen. Bei einer 
Instandsetzung hingegen werden akute Schäden 
beseitigt. Da die Begriffe der Modernisierung und 
Sanierung allerdings in der kommunalen Praxis 
synonym verwendet werden, werden diese auch 
im nachfolgenden gleichermaßen verwendet.  

Die teilnehmenden Kommunen sind alle Mitglieder 
im Bündnis der Hessischen Klima-Kommunen und 
haben sich mit der Unterzeichnung der Charta 
„Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ dazu ver-
pflichtet, bis 2045 klimaneutral zu werden. Allen 
Kommunen gemeinsam ist die Absicht, die not-
wendigen Modernisierungsprozesse im kommu-
nalen Gebäudebestand in Hinblick auf die Treib-
hausgasneutralität zu beschleunigen und besser 
zu steuern. Die Projektkommunen haben sehr he-
terogene Strukturen, welche von kompakten Klein-
städten bis hin zu großen Flächengemeinden mit 
vielen Ortsteilen reichen. Entsprechend unter-
schiedlich sind die Bedarfe und Herausforderun-
gen bei der Modernisierung des jeweiligen kom-
munalen Gebäudebestandes.  

Eine der größten Herausforderungen in diesem 
Bereich stellt der allgemeine Sparkurs der kommu-
nalen Haushalte und der Personalmangel, ausge-
löst durch fehlende Fachkräfte und einen Genera-
tionenwechsel, dar. Häufig fehlen darüber hinaus 
ausreichende Kenntnisse über Auswahl und (stra-

tegischen) Einsatz von Förderprogrammen. Wei-
terhin ist eine gute Kommunikation zwischen „Po-
litik“ und Verwaltung erforderlich, um klare Auf-
träge an die Verwaltung zu formulieren und durch 
politische Beschlüsse die notwendige Legitimation 
für Verwaltungshandeln zu erreichen. Diese Er-
kenntnisse führten zur Auswahl der beiden 
Schwerpunktthemen: Förderung und Finanzie-
rung und Kommunikation, die mit allen Kommu-
nen bearbeitet werden. Die Kommunen arbeiteten 
im Rahmen des Forschungsprojekts eng mit der 
Institut Wohnen und Umwelt GmbH (IWU), der 
Hochschule Darmstadt und der Schader-Stiftung 
zusammen.  

Die Besonderheit des Projekts lag in dem partizi-
pativen Ansatz der gemeinsamen Identifikation 
und Priorisierung von Herausforderungen und der 
anschließenden Entwicklung von Lösungsansät-
zen. Die entwickelten Lösungsansätze wurden in-
nerhalb der Projektlaufzeit an verschiedenen Stel-
len in der kommunalen Praxis erprobt. Zudem fan-
den in regelmäßigen Abständen Workshops mit 
den beteiligten zwölf Kommunen statt, um einen 
Erfahrungsaustausch während der Laufzeit des 
Projekts zu gewährleisten. 
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Hilfsmittel, die für die Projektgemeinden erarbei-
tet wurden, werden allgemein zugänglich ge-
macht und können von jeder interessierten Kom-
mune genutzt werden.   

Erkenntnisreich sollen die Steckbriefe und die 
Hilfsmittel auch für Fördermittelgeber oder Mini-
sterien sein, um die Unterstützung des Landes 
möglichst genau auf die Bedarfe der kleinen und 
mittelgroßen Kommunen abzustimmen. 
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Die Gemeinde 
Fischbachtal  

Bevölkerung  
2.760 (Stand 30.06.2023) 
 
Landkreis 
Darmstadt-Dieburg 
 
Regierungsbezirk 
Darmstadt 
 
Strukturraum nach Landesentwicklungspla-
nung 
Ländlicher Raum mit Verdichtungsansätzen 
 
Nichtwohngebäude (NWG) in Eigentum der 
Kommune* 
11 
 
Wohngebäude (WG) in Eigentum der Kommune 
0 
 
Webseite 
www.fischbachtal.de 
 
Webseite 
www.bad-hersfeld.de 
 
 
 
 
 
 
Ansprechpartner zum Thema:  
Gebäudemodernisierung 
 
Name: Jakob Beckhausen 
Funktion: Gemeindeverwaltung Fischbachtal, 
Bau- und Liegenschaftsverwaltung 
E-Mail: j.beckhausen@fischbachtal.de 
Tel.: 06166/9300-26 
 

Fischbachtal liegt im Landkreis Darmstadt-Die-
burg in Südhessen (Regierungsbezirk Darm-
stadt). Die Gemeinde hat 2.760 Einwohner*innen 
(Stand 2023) und umfasst die Ortsteile Niedern-
hausen, Lichtenberg, Billings, Steinau, Nonrod 
und Meßbach. 

Fischbachtal liegt im vorderen (nördlichen) 
Odenwald, welcher Teile von Hessen, Bayern 
und Baden-Württemberg umfasst. Darmstadt 
liegt nördlich in ca. 25 km Entfernung, Frankfurt 
am Main ist ca. 60 km entfernt. 

Fischbachtal wird vom namensgebenden Fisch-
bach durchflossen. Das auf einem Höhenrücken 
gelegene Schloss Lichtenberg ist weithin sicht-
bar. Die Gemeinde ist ländlich und liegt in einer 
von Landwirtschaft geprägten und strukturrei-
chen Landschaft. 

Die Gemeinde Fischbachtal hat keine Wohnun-
gen in ihrem Eigentum. Allerdings unterhält sie 
einige kommunale Nichtwohngebäude, bspw. 
Feuerwehrhäuser, eine Kita, ein Rathaus, sowie 
zwei Bürgerhäuser, den Bauhof und das Sport-
heim. 

 

 
 
* Berücksichtigte Nichtwohngebäude (NWG) 
sind Gebäude die dauerhaft auf über 12° C be-
heizt werden und unter (die Anwendung) das 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) fallen.  
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Im Rathaus der Gemeinde Fischbachtal sind ins-
gesamt zehn Mitarbeiter*innen beschäftigt. Deren 
Aufgaben umfassen die Bau- und Liegenschafts-
verwaltung, das Einwohnermeldeamt, die Fried-
hofsverwaltung, die Haupt- und Finanzverwaltung 
(inkludiert parlamentarisches Büro), Kultur und 
Tourismus (inkludiert Saalvermietungen), das 
Standesamt, Steuern und Abgaben, sowie Umwelt 
und Ordnung. Jeder dieser Bereiche enthält je-
weils ein breites Spektrum an Aufgaben. Somit ist 
die zehnköpfige Verwaltung vollständig ausgelas-
tet.  

Zum Aufgabenbereich der Bau- und Liegen-
schaftsverwaltung gehört unter anderem die Bear-
beitung von Anträgen, Genehmigungen und Betei-
ligungen, sowie das allgemeine Grundstücksma-
nagement bzw. die Grundstücks- und Gebäudeun-
terhaltung. Weiterhin ist diese für die Instandhal-
tung und den Betrieb der Versorgungsnetze, aber 
auch für die städtebauliche Planung und die Bür-
ger- und Kundenberatung zuständig. 

Kurzum umfasst das “Bauamt” der Gemeinde 
Fischbachtal alles von Tiefbau, Hochbau, Gebäu-
demanagement/ Liegenschaftsverwaltung und 
Grundstücksmanagement, bis hin zur Städtepla-
nung. Das Umweltamt – welches häufig den Bau-
ämtern zugeordnet wird – ist bei der Gemeinde 
Fischbachtal dem Aufgabenbereich des Ord-
nungsamtes zugeordnet. Das Bauamt der Ge-
meinde Fischbachtal umfasst demnach ein im-
menses Aufgabenspektrum, welches derzeit von 
ca. 1,5 Stellen bearbeitet wird. Der Bürgermeister 
ist ebenfalls zu einem großen Teil in der Bauver-
waltung tätig und übernimmt teilweise ganze Bau-
projekte. Das laufende Geschäft nimmt bereits ei-
nen sehr hohen Anteil des täglichen Arbeitspen-
sums ein. Das Tagesgeschäft und dringende In-
standhaltungsaufgaben lasten das Bauamt mithin 
so aus, dass wenig bis keine Zeit für grundsätzli-
che oder strategische Überlegungen zur Moderni-
sierung bleibt. Daher werden bei der Planung und 
Durchführung von Projekten dieser Art häufig ex-
terne Berater*innen hinzugezogen.  

Die Finanzierung und Umsetzung der jeweiligen 
Modernisierungsmaßnahmen wird verwaltungsin-
tern mit der Amtsleitung Bauen und  
Liegenschaften und dem Bürgermeister abge-
stimmt. Gegebenenfalls findet dazu auch ein Aus-
tausch mit dem Amtsleiter Umwelt- und Ordnung 
sowie der Haupt- und Finanzverwaltung statt. 

Im Rahmen der Haushaltsanmeldungen werden 
von der Verwaltung Vorschläge darüber unterbrei-
tet, wie viele (monetäre) Mittel für welche Maßnah-
men bereitgestellt werden sollten. Die Gemeinde-
vertretung (Gemeinderat) beschließt den Haus-
haltsplan. Hierbei können Vorschläge (Mittelan-
meldungen) berücksichtigt oder gestrichen wer-
den. Auch die Gemeindevertreter*innen können 
Mittel für Projekte anmelden.  

Mittelanmeldungen der politischen Akteure wer-
den im Vorfeld der formellen Beratungen meist 
nicht fachlich mit der Verwaltung abgestimmt und 
somit werden die Zahlen oft geschätzt. Sind die 
Mittel im Haushaltsplan für eine Maßnahme einge-
stellt und wird der Haushalt genehmigt, obliegt die 
Umsetzung der Maßnahme dem Gemeindevor-
stand und der Verwaltung.  

Die Sachbearbeiter*innen können innerhalb ihrer 
eigenen Bereiche über ihre Budgets verfügen. 
Ausgaben dürfen bei der Sachgebietsleitung bei 
„laufenden Bauunterhaltungsmaßnahmen“ 
2.000 Euro betragen, bei „allgemeinen  
Auftragsvergaben“ 1.000 Euro. Die geringe 
Summe der finanziellen Entscheidungskompeten-
zen sorgt dafür, dass fast jede Maßnahme dem 
Gemeindevorstand zur Entscheidung vorgelegt 
werden muss. Neuanschaffungen und größere 
Sanierungen, welche über die Bauunterhaltung 
hinaus gehen, werden grundsätzlich vom Gemein-
devorstand beschlossen.  

Die Beteiligung eines Gremiums hat zur Folge, 
dass Entscheidungen weniger flexibel getroffen 
werden können. Die Vorbereitung der Sitzungs-
vorlagen nimmt zusätzliche Zeit in Anspruch. Auch 
ist eine fachliche Expertise in den Gremien, wel-
che aus ehrenamtlichen Akteuren besteht, nicht 

Zuständigkeiten &  
Entscheidungsprozesse  
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immer gegeben. Entscheidungen können dadurch 
aus unsachlichen Gründen abgelehnt oder verzö-
gert werden.  

Die Beratung und Beschlussfassung in den ent-
sprechenden politischen Fachausschüssen finden 
vor der Beratung und Entscheidung innerhalb der 
Gemeindevertretung statt. Hier werden vorrangig 
die fachlichen Aspekte der Vorlagen aus dem Ge-
meindevorstand/der Verwaltung diskutiert. Die 
Amtsleitung Bauen- und Liegenschaften vertritt 
die Verwaltung ggf. und steht für Auskünfte zur 
Verfügung. Wenn Mitarbeiter*innen der Verwal-
tung bei solchen Sitzungen anwesend sind, fun-
gieren sie oft als Schriftführer*innen. Das gibt 
ihnen eine Doppelrolle, die ein Mitdiskutieren er-
schwert. Verwaltungsmitarbeitende sind keine 
Mitglieder des Ausschusses und haben kein Re-
derecht. Verwaltungsmitarbeitende können nur 
dann Auskunft geben oder Fragen beantworten, 
wenn ihnen durch den Bürgermeister oder Aus-
schussvorsitzende das Wort erteilt wird. Es kommt 
vor, dass Fragen zu komplex sind, um sie ohne 
Vorbereitung zu beantworten. Dies kann das Er-
gebnis der Entscheidung beeinflussen und Pro-
zesse gegebenenfalls verzögern. 

Die Ausschusssitzungen sind grundsätzlich öffent-
lich. Bei den Beratungen haben auch Gäste, an-
ders als bei Bürgerversammlungen, kein Rede-
recht. Eine Einflussnahme auf politische Entschei-
dungen durch bspw. Initiativen, Arbeitskreise oder 
Hinweise und Anregungen aus der Bürgerschaft 
kann dennoch im Rahmen des vorgelagerten poli-
tischen Willensbildungsprozesses stattfinden. 

Finanzierung 

Alle für die Modernisierung relevanten Investitio-
nen werden im jährlichen Finanzhaushalt der Ge-
meinde abgebildet. Die einzelnen Projekte werden 
spezifiziert und mit Kosten/Ausgaben hinterlegt. 
Das Gesamtvolumen des Haushaltsplans von 

2024 betrug ca. 7,4 Millionen Euro (2022 ca. 6 Mil-
lionen Euro).  

Die Haushaltsanmeldungen für Projekte können in 
der Verwaltung einer systematischen fachlichen 
Prüfung unterzogen bzw. mit Blick auf eine Priori-
sierung geordnet werden. Hierbei ist es oft sinn-
voll, nicht über einzelne Projekte/Gebäude hinaus-
zugehen, weil dies zu unüberschaubaren Kosten 
führen würde, die nicht vom Haushalt gedeckt 
sind. Generell ist bei der Mittelanmeldung auf die 
genaue Wortwahl zu achten, um Handlungsspiel-
räume offen zu halten. Eine vorausschauende, ge-
samthafte Betrachtung der Gebäudemodernisie-
rung kann im konkreten Fall als fachliche Argu-
mentationsgrundlage verwendet werden, um in 
spontan auftretenden Situationen schnell sachlich 
fundierte Entscheidungen treffen zu können.  

Die Durchführung von kommunalen Modernisie-
rungsmaßnahmen hängt sehr davon ab, inwieweit 
Fördermittel aus den verschiedenen Bundes- und 
Landesförderprogrammen in Anspruch genom-
men werden können. Die Inanspruchnahme von 
Fördermitteln wiederum hängt von verschiedenen 
Prämissen ab: gibt es ausreichend Personal, wel-
ches Kenntnis über die einschlägigen Förderpro-
gramme und deren jeweiligen Voraussetzungen 
hat? Passen die Förderprogramme zu den von der 
Kommune geplanten Modernisierungsmaßnah-
men? Stehen die erforderlichen kommunalen Ei-
genanteile zur Verfügung? 

In den folgenden Abschnitten wird anhand von 
durchgeführten und geplanten Maßnahmen auf 
diese Fragen eingegangen. Förderabläufe und 
Förderprogramme werden dargestellt, um kon-
krete Handreichungen für die kommunale Praxis 
zu bieten. 

Stellvertretend wurde ein Beispiel ausgewählt, 
welches das Vorgehen bei der Gebäudemoderni-
sierung und die damit verbundenen Herausforde-
rungen der Finanzierung von Modernisierungs-
maßnahmen in der Gemeinde Fischbachtal illus-
triert.
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Kita Wiesenpfadflöhe: Eine Modernisierung in 
mehreren Schritten  

Nach einem Ausfall der Heizung in der KiTa wurde 
mithilfe eines Energieberaters ein Variantenver-
gleich für eine neue Heizungslösung geplant. Der 
Energieberater schlug verschiedene Varianten 
vor: Wärmepumpe, eine hybrid-Lösung aus Wär-
mepumpe und Gasheizung und eine Pellet-Hei-
zung. Zum damaligen Zeitpunkt war die Förderung 
von Wärmepumpen an eine Mindestleistung (tech-
nische Effizienz des Geräts) gekoppelt. Nachdem 
sich die Förderbedingungen zu einer leistungsun-
abhängigen Förderung geändert hatten, wurde 
eine Ausschreibung durchgeführt, welche aller-
dings das Budget überstieg. Nach langer Pla-
nungsphase wurde dann wie zuvor auf die güns-
tigste Lösung einer Gasheizung zurückgegriffen.  

Die Gemeindevertretung hat im Gegenzug pau-
schal 50.000 € für einen „Austausch der Fenster“ 
in der Kindertagesstätte zum Haushalt 2023 hin-
zugefügt („Sanierung auf Raten“) und sich grund-
sätzlich dafür ausgesprochen, dass in Zukunft 
energetische Maßnahmen an der Kindertages-
stätte umgesetzt werden sollen. 

Aufgrund personeller Kapazitäten konnte die Sa-
nierung der Fenster im Jahr 2023 nicht begonnen 
werden. Die Maßnahme wurde für das Haushalts-
jahr 2024 nicht geplant und vorerst auf 2025 ver-
schoben. Grund hierfür war die prekäre Haushalts-
lage, in der sich Fischbachtal – sowie viele weitere 
hessische Kommunen – im Jahr 2024 befand. Für 
das Jahr 2024 hatte die Gemeinde Fischbachtal 
deshalb Ihre Grund- und Gewerbesteuer angeho-
ben. 

Wann weitere Sanierungsschritte wie bspw. die 
Dämmung der Wände und des Dachs angegan-
gen werden können/sollen ist noch unklar. Ob der 
Fensteraustausch tatsächlich im Haushaltsjahr 
2025 umgesetzt wird, bleibt abzuwarten. 

 

  Finanzierung Beispiel 
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Der Landkreis Darmstadt-Dieburg ist 2016 dem 
Bündnis der Hessischen Klima-Kommunen beige-
treten. Seit 2017 ist die Gemeinde Fischbachtal 
ebenfalls Klima-Kommune. Mit der Unterzeich-
nung der Charta „Hessen aktiv: Die Klima-Kommu-
nen“ hat sich Fischbachtal dazu verpflichtet, bis 
2045 klimaneutral zu werden. Der Landkreis 
Darmstadt-Dieburg hat bereits im Jahr 2017 ein In-
tegriertes Klimaschutzkonzept erarbeitet, in dem 
die Klimaziele des Kreises, aber auch der Kreis-
kommunen festgehalten sind. Das Klimaschutz-
konzept des Landkreises wird aktuell fortgeführt.  

 

 

 

Smarte Heizkörperthermostate im Rathaus 
(Pilotprojekt):  

Im Rahmen eines Pilotprojektes wurden "smarte" 
Heizkörperregler im Rathaus montiert. Diese er-
kennen Nutzungsprofile für den Raum selbststän-
dig und regeln die Temperatur sparsamer. Die 
Heizköperthermostate wurden jedoch aufgrund 
der Resonanz der Mitarbeiter*innen wieder ent-
fernt. Wie hoch die Einsparungen waren, lässt sich 
nicht feststellen. 

Photovoltaikanlagen auf gemeindeeigenen  
Gebäudedächern 

Fischbachtal betreibt drei Photovoltaikanlagen auf 
kommunalen Dachflächen (Bauhof, Feuerwehr 
Niedernhausen, Funktionsgebäude Camping-
platz). Das Dach des Kindergartens ist an einen 
externen Betreiber vermietet. Der Bauwagen des 
Waldkindergartens wird durch ein autarkes Solar-
modul mit Strom versorgt. Zudem hat die Ge-
meinde Fischbachtal für die sieben Liegenschaf-
ten mit dem höchsten Stromverbrauch Solarste-
ckermodule (Balkonkraftwerke) angeschafft.  

 

Zu den Liegenschaften gehören Gebäude der 
Wasserversorgung, Feuerwehrhäuser, der Bauhof 
und das Rathaus. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ökostrom für die Gemeinde (Liegenschaften) 

In allen gemeindlichen Liegenschaften und für die 
Straßenbeleuchtung wird Ökostrom verwendet. 

Fischbachtal hat u.a. folgende Maßnahmen um-
gesetzt oder arbeitet an der Umsetzung: 

 
Feuerwehrhaus Niedernhausen mit PV 
(Gemeinde Fischbachtal) 

Rathaus Fischbachtal (Gemeinde Fischbachtal) 
 

Maßnahmen 
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Energetische Sanierung Bürgerhaus Billings, 
Sportheim am Nonroder Hang, Dachdämmung 
Bauhof 

Im Bürgerhaus Billings wurden das Dach, die 
Fenster und die Heizung erneuert, sowie die 
Wände isoliert. Mithilfe von Fördermitteln aus dem 
Kommunalen Investitionsprogramm (KIP 2020) 
wurden die Fenster- und Türen, die Dachfläche 
und Außenwände des Sportheims am Nonroder 
Hang energetisch saniert (ca. 200.000 Euro). Das 
Dach des Sozialgebäudes am Bauhof wurde er-
neuert und besser gedämmt.  

Eindrücke von weiteren kommunalen Liegen-
schaften: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Leitfaden „Klimafreundliche Bauleitplanung & 
Satzung Klimafreundliches Bauen im Bestand“ 

Neben diesen konkreten Modernisierungsmaß-
nahmen hat Fischbachtal einen partizipativen Pro-
zess begonnen, in welchem Verwaltung und Poli-
tik mit externer Unterstützung gemeinsam Maß-
nahmen des Klimaschutzes und der Klimaanpas-
sung definieren und zur politischen Wirksamkeit 
bringen wollen. So hat Fischbachtal im Dezember 
2020 beschlossen, einen Leitfaden für eine klima-
freundliche Bauleitplanung zu erstellen. Seit Juni 
2021 arbeitet ein auf freiwilliger Teilnahme basie-
render Arbeitskreis in Zusammenarbeit mit der 
Hochschule Darmstadt sowohl zur klimafreundli-
chen Bauleitplanung für Neubaumaßnahmen, als 
auch an klimafreundlichen Festsetzungen für Be-
standsgebäude und Grundstücke über eine Sat-
zung. Vertreter*innen aller Fraktionen der Ge-
meindevertretung, der Bürgermeister und auch 
Verwaltungsmitarbeiter*innen sind Teil dieses Ar-
beitskreises. Im Rahmen des laufenden Projektes 
fasste die Gemeindevertretung im September 
2024 einen einstimmigen Grundsatzbeschluss, 
der die Weichen für eine klimafreundliche Bauleit-
planung bei künftigen Entwicklungen stellt. Die 
entwickelte „Toolbox Klimafreundliche Bauleitpla-
nung“ wird aktuell in einem Verfahren erprobt. 

 

Vernetzung und Austausch 

Bereits zu den Routinen gehören in Fischbachtal 
der Austausch in bestehenden Netzwerken. Insbe-
sondere sind zu nennen, die  

- Treffen der Klima-Manager (inkl. „Klima-
sprechstunde“ des Landkreises Da-Di)  

- Treffen der Bauamtsleiter, ca. 1-2 Mal pro 
Jahr (des Landkreises Da-Di) 

- Beratung durch die Landesenergieagentur 
Hessen (LEA) 

Durch die Teilnahme am Projekt wird diese einge-
spielte Praxis gestärkt: Vernetzung und Austausch 
und das voneinander Lernen sind zentrale Projekt-
ziele. 

Wilfried Speckhardt Haus - Bürgerhaus  
Niedernhausen (Gemeinde Fischbachtal) 
 

Kita Wiesenpfadflöhe in Niedernhausen mit 
neuem Anbau aus dem Jahr 2021 
(G  ) 
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Die Governance der Gebäudemodernisierung 
stellt Fischbachtal und die weiteren am Projekt 
beteiligten Kommunen vor vielfältige 
Herausforderungen. Gleichzeitig zeigen prak-
tische Erfahrungen aus dem Projekt, welche 
Erfolgsfaktoren eine erfolgreiche Umsetzung 
begünstigen. Diese Erkenntnisse lassen sich in 
verschiedenen Kategorien zusammenfassen. 

Der Kategorie Information/Beratung kommt so-
wohl verwaltungsintern, als auch extern Bedeu-
tung zu. Im verwaltungsinternen Bereich besteht 
zwar Konsens über die Notwendigkeit von Anpas-
sungsmaßnahmen, jedoch kommt es zu Verzöge-
rungen im Bereich der konkreten Umsetzung. 
Auch nach außen besteht die Notwendigkeit von 
Informationsangeboten, um den Umsetzungswil-
len bzw. die Akzeptanz in der Bürgerschaft zu stär-
ken. Hierfür wird unter anderem auf die externe 
Beratung von Energieberater*innen gesetzt. Eine 
Herausforderung besteht hierbei darin, unabhän-
gige Beratungsleistungen bereitzustellen.  

Das Schaffen von kommunalen Regeln und  
Festsetzungen (z. B. Beschlüsse, Satzungen) 
verlangt Kenntnisse und Fachwissen. Hier setzt 
Fischbachtal seit 2020 auf die kontinuierliche Zu-
sammenarbeit mit der Hochschule Darmstadt. In 
diesem Beratungs- und Lernprozess kommen po-
litische Vertreter*innen und Verwaltung zusam-
men, um gemeinsam Inhalte und Entscheidungs-
prozesse zu gestalten. Dieser Weg ist allerdings 
sehr zeitintensiv und verlangt ein hohes Maß an 

Kommunikation, Koor-
dination und Koopera-
tion. Im Rahmen dieser 
Zusammenarbeit ist 
u.a. ein Leitfaden für 
klimafreundliche Bau-
leitplanung in der Ge-
meinde Fischbachtal 
entstanden. Der Leitfa-
den ist öffentlich ver-
fügbar und kann hier 
abgerufen werden. Er 

ist Teil einer mittlerweile mehrere Hilfsmittel um-
fassenden „Toolbox“ für die klimafreundliche Bau-
leitplanung und wurde von der Gemeindevertre-
tung beschlossen. Herzstück der Toolbox ist ein 
Festsetzungskatalog, der vielfältige Regelungs-
möglichkeiten für klimafreundliche (Neu-)Bauge-
biete enthält und nun in der gemeindlichen Praxis 
angewendet wird (mehr Informationen und alle 
Tools zum Download gibt es auf der Homepage 
der Gemeinde). 

Die Kategorie Förderung und Finanzierung von 
Modernisierungsmaßnahmen wird - vor allem seit 
2022 - geprägt durch die zunehmend „leeren Kas-
sen“. Die zuvor beschriebene Modernisierungs-
maßnahme der KiTa Wiesenpfadflöhe illustriert 
die Auswahlentscheidung, welche von den (feh-
lenden) finanziellen Ressourcen und nicht von den 
energietechnischen Notwendigkeiten geprägt 
wurde.  

Diese Herausforderung ist auch bei den anderen 
Gemeinden festzustellen. Für alle im Projekt un-
tersuchten Kommunen ist die Förderung und Fi-
nanzierung von Modernisierungsmaßnahmen 
sehr wichtig. Deshalb wurden diese Fragen zu ei-
nem von zwei Schwerpunktthemen des Projektes 
Governance der Gebäudemodernisierung ge-
macht. 

 
 

 

 

Die im Projekt entwickelte Handreichung  
„Der Förderprozess“ gibt Fischbachtal und den 
anderen Projekt-Kommunen eine praxisnahe Ori-
entierung zur gezielten Nutzung verschiedener 
Förderprogramme. Sie steht über die folgenden 
Projekthomepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungslo-
giken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
 

Herausforderungen & 
Erfolgsfaktoren 
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https://www.fischbachtal.de/downloads/?aktuelles=546
https://www.fischbachtal.de/rathaus/rathausnachrichten/klimafreundliche-bauleitplanung-in-fischbachtal-id_1375/
https://www.fischbachtal.de/rathaus/rathausnachrichten/klimafreundliche-bauleitplanung-in-fischbachtal-id_1375/
https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/


Eng verbunden mit den finanziellen Ressourcen 
sind Herausforderungen, die sich aus der notwen-
digen Anpassung der Verwaltungsstruktur er-
geben.  

Zunächst ist die vordringliche Befassung mit dem 
Tagesgeschäft zu nennen, welche für grundle-
gende strategische Überlegungen zur Klimazieler-
reichung, hier besonders zur Modernisierung der 
kommunalen Bestände, wenig Zeit lässt. Für Be-
standaufnahmen, Priorisierungen und „Sanie-
rungsfahrpläne“ bleibt oft keine oder zu wenig Zeit. 
Auch wenn externe Berater*innen bei Modernisie-
rungsvorhaben hinzugezogen werden, so muss 
diesen vorab die Aufgabe definiert werden und sie 
müssen von der Verwaltung gesteuert und über-
wacht werden.  

Auch wenn Förderprogramme Personalressour-
cen vorsehen, wie zum Beispiel die Förderung von 
Klimamanager*innen, sind diese Programme re-
gelmäßig befristet und es bedarf zur Verstetigung 
nach deren Ablauf der Kostenübernahme durch 
die Kommune. Das Schaffen von entsprechenden 
Personalstellen überfordert insbesondere kleinere 
Kommunen häufig. Allerdings werden derzeit drei 
Klimaanpassungsmanager über den Landkreis 
Darmstadt-Dieburg eingestellt, die über ZUG („Zu-
kunft, Umwelt, Gesellschaft“) gefördert werden. 

In der Kategorie Sonstiges ist das Thema Kom-
munikation und Kooperation zwischen Verwaltung 
und politischen Gremien enthalten. Governance 
beschäftigt sich u.a. mit der Legitimation der Ver-
waltung, dem Vertrauen in die Verwaltung seitens 
der Politik, dem Ernstnehmen und Wertschätzen 
der in der Verwaltung geleisteten Arbeit, mit dem 
Abwägen zwischen fachlichen Anforderungen für 
welche die Verwaltung eher „zuständig“ ist und 
den politischen Opportunitäten, d.h., den Erwar-
tungen, welchen Kommunalpolitiker*innen ausge-
setzt sind.  

 
Das Erstellen von Gutachten als Mittel zum weite-
ren Erkenntnisgewinn bzw. zur Verzögerung von 
Entscheidungen ist bei knappen Ressourcen und 
unter dem Gesichtspunkt des zügigen und effizien-
ten Verwaltungshandelns wichtig. Die Herausfor-
derung besteht darin, sachliche und politische Pri-
oritäten aufeinander abzustimmen, um keine 
Frustration zu erzeugen und Prozesse zu be-
schleunigen. Weil Kommunikation hier so bedeut-
sam ist, wurde diese als zweiter Schwerpunkt des 
Projekts identifiziert: Wie spreche ich den Fachbe-
reich an? Wie gelingt die Kommunikation der eige-
nen Fachlichkeit hin zum Entscheidenden? Wel-
che Sprache wird verstanden? Was muss vorge-
legt werden, um zu überzeugen? Welcher Informa-
tionsbedarf wird für Politiker*innen benötigt?  

 

 

Im Rahmen des Projekts haben die Kommunen 
verschiedene Vorlagen erarbeitet, darunter eine 
für einen Grundsatzbeschluss, der der Verwal-
tung den Handlungsrahmen vorgibt und sie legi-
timiert, beispielsweise in Bezug auf Gebäude-
standards. Diese Standards sollen bei der Mo-
dernisierung kommunaler Liegenschaften er-
reicht werden und sind auf die Bedürfnisse klei-
ner und mittlerer hessischer Kommunen abge-
stimmt. Ihr Ziel ist es, zur Einhaltung bzw. Errei-
chung der Klimaschutzziele im Gebäudebereich 
beizutragen.  
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Die im Projekt erarbeitete Handreichung „Der 
Kommunikationsprozess“ bietet Fischbachtal 
und den anderen Projekt-Kommunen eine praxis-
nahe Orientierung, um verschiedene HGO-kon-
forme Kommunikationswege gezielt für Themen 
wie die (energetische) Modernisierung der eige-
nen Liegenschaften sowie weitere relevante Be-
reiche zu nutzen. Sie steht über die folgenden 
Projekthomepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance 
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungslo-
giken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 

https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/


Die Analyse der Rahmenbedingungen in Fisch-
bachtal verdeutlicht, wie die Gemeinde die kom-
plexen Aufgaben der Gebäudemodernisierung an-
geht. Eine Vielzahl von Maßnahmen ist bereits in 
Planung oder wird umgesetzt, um den Energiever-
brauch zu senken. 

Der Landkreis Darmstadt-Dieburg hat bereits im 
Jahr 2017 ein Integriertes Klimaschutzkonzept er-
arbeitet, in dem die Klimaziele des Kreises, aber 
auch der Kreiskommunen festgehalten sind. Die 
Finanzierung und Umsetzung der Modernisie-
rungsmaßnahmen wird verwaltungsintern mit der 
Amtsleitung Bauen und Liegenschaften und dem 
Bürgermeister abgestimmt. Alle für die Moderni-
sierung relevanten Investitionen werden im jährli-
chen Finanzhaushalt der Gemeinde abgebildet. 
Die einzelnen Projekte werden spezifiziert und mit 
Kosten/Ausgaben hinterlegt.  

Fischbachtal betreibt auf drei kommunalen Ge-
bäuden PV-Anlagen. Der Bauwagen des Waldkin-
dergartens wird ebenfalls durch ein autarkes So-
larmodul mit Strom versorgt. Zudem hat die Ge-
meinde Fischbachtal für die sieben Liegenschaf-
ten mit dem höchsten Stromverbrauch Solarste-
ckermodule (Balkonkraftwerke) angeschafft. Au-
ßerdem wurde eine energetische Sanierung des 
Bürgerhaus Billings, des Sportheims am Nonroder 
Hang sowie am Dach des Bauhofs vorgenommen.  

Eine Besonderheit neben diesen konkreten Mo-
dernisierungsmaßnahmen ist der Beschluss aus 
dem Jahr 2020, einen Leitfaden für eine klima-
freundliche Bauleitplanung in Fischbachtal zu er-
stellen. Seit Juni 2021 arbeitet ein auf freiwilliger 
Teilnahme basierender Arbeitskreis in Zusam-
menarbeit mit der Hochschule Darmstadt sowohl 
zur klimafreundlichen Bauleitplanung für Neubau-
maßnahmen, als auch an klimafreundlichen Fest-
setzungen für Bestandsgebäude und Grundstü-
cke. 

Als besonders herausfordernd wird die Ressource 
Zeit wahrgenommen – neben dem Tagesgeschäft 
Bestandsaufnahmen oder Priorisierungen der zu 

modernisierenden Gebäude vorzunehmen gestal-
tet sich schwierig. Auch wenn Förderprogramme 
Personalressourcen vorsehen, wie zum Beispiel 
die Förderung von Klimamanager*innen, sind 
diese Programme regelmäßig befristet und es be-
darf zur Verstetigung nach deren Ablauf der Kos-
tenübernahme durch die Kommune. 

 

Fazit  
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Vorwort 
 
Das Projekt „Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen 
und mittleren hessischen Kommunen“ verfolgte das Ziel, kommunale 
Akteure bei der Modernisierung ihres eigenen Gebäudebestandes zu un-
terstützen. Das Projekt wurde durch das Hessische Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum gefördert und lief 
vom 15.01.2023 bis zum 31.05.2025.  
 
Jede am Projekt teilnehmende Kommune wird in einem separaten Steck-
brief vorgestellt. Der Steckbrief enthält die wichtigsten Informationen zur 
Gebäudemodernisierung in der jeweiligen Kommune. Darüber hinaus 
werden Informationen und Maßnahmen zusammengestellt, die nicht nur 
für alle teilnehmenden Kommunen, sondern auch für weitere hessische 
Kommunen interessant sein könnten. 
 

Projektbeteiligte Kommunen in Hessen 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Inhalt 
  

Vorwort 

04    Über das Projekt 

05    Die Stadt Herborn 

06    Zuständigkeiten und Entscheidungsprozesse 

06   Finanzierung 

08   Maßnahmen 

11    Herausforderungen und Erfolgsfaktoren 

12    Fazit 

 

 

 

 

 

 

     

Foto: Herborn aus der Luft (Jasinthan Jeyasingam) 
 



 
 
 

Im Projekt Governance der Gebäudemoderni-
sierung in kleinen und mittleren hessischen 
Kommunen beschäftigten sich zwölf Kommunen 
aus Hessen mit den Herausforderungen im Be-
reich der Gebäudemodernisierung. Untersucht 
wurde dabei unter anderem, mit welchen Instru-
menten und Methoden die Gebäudemodernisie-
rung im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele 
in der jeweiligen Kommune umgesetzt wird. 

Der Begriff der Modernisierung umfasst Maßnah-
men, die zu einer nachhaltigen Verbesserung der 
Gebäudeverhältnisse beitragen und beispiels-
weise zu einer Einsparung von Energie (=energe-
tische Sanierung) oder Wasser führen. Der Begriff 
der Sanierung beschreibt alle Maßnahmen, die 
zum Erhalt eines Gebäudes beitragen. Bei einer 
Instandsetzung hingegen werden akute Schäden 
beseitigt. Da die Begriffe der Modernisierung und 
Sanierung allerdings in der kommunalen Praxis 
synonym verwendet werden, werden diese auch 
im nachfolgenden gleichermaßen verwendet.  

Die teilnehmenden Kommunen sind alle Mitglieder 
im Bündnis der Hessischen Klima-Kommunen und 
haben sich mit der Unterzeichnung der Charta 
„Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ dazu ver-
pflichtet, bis 2045 klimaneutral zu werden. Allen 
Kommunen gemeinsam ist die Absicht, die not-
wendigen Modernisierungsprozesse im kommu-
nalen Gebäudebestand in Hinblick auf die Treib-
hausgasneutralität zu beschleunigen und besser 
zu steuern. Die Projektkommunen haben sehr he-
terogene Strukturen, welche von kompakten Klein-
städten bis hin zu großen Flächengemeinden mit 
vielen Ortsteilen reichen. Entsprechend unter-
schiedlich sind die Bedarfe und Herausforderun-
gen bei der Modernisierung des jeweiligen kom-
munalen Gebäudebestandes.  

Eine der größten Herausforderungen in diesem 
Bereich stellt der allgemeine Sparkurs der kommu-
nalen Haushalte und der Personalmangel, ausge-
löst durch fehlende Fachkräfte und einen Genera-
tionenwechsel, dar. Häufig fehlen darüber hinaus 
ausreichende Kenntnisse über Auswahl und (stra-

tegischen) Einsatz von Förderprogrammen. Wei-
terhin ist eine gute Kommunikation zwischen „Po-
litik“ und Verwaltung erforderlich, um klare Auf-
träge an die Verwaltung zu formulieren und durch 
politische Beschlüsse die notwendige Legitimation 
für Verwaltungshandeln zu erreichen. Diese Er-
kenntnisse führten zur Auswahl der beiden 
Schwerpunktthemen: Förderung und Finanzie-
rung und Kommunikation, die mit allen Kommu-
nen bearbeitet werden. Die Kommunen arbeiteten 
im Rahmen des Forschungsprojekts eng mit der 
Institut Wohnen und Umwelt GmbH (IWU), der 
Hochschule Darmstadt und der Schader-Stiftung 
zusammen.  

Die Besonderheit des Projekts lag in dem partizi-
pativen Ansatz der gemeinsamen Identifikation 
und Priorisierung von Herausforderungen und der 
anschließenden Entwicklung von Lösungsansät-
zen. Die entwickelten Lösungsansätze wurden in-
nerhalb der Projektlaufzeit an verschiedenen Stel-
len in der kommunalen Praxis erprobt. Zudem fan-
den in regelmäßigen Abständen Workshops mit 
den beteiligten zwölf Kommunen statt, um einen 
Erfahrungsaustausch während der Laufzeit des 
Projekts zu gewährleisten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Über das Projekt 
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Hilfsmittel, die für die Projektgemeinden erarbei-
tet wurden, werden allgemein zugänglich ge-
macht und können von jeder interessierten Kom-
mune genutzt werden.   

Erkenntnisreich sollen die Steckbriefe und die 
Hilfsmittel auch für Fördermittelgeber oder Mini-
sterien sein, um die Unterstützung des Landes 
möglichst genau auf die Bedarfe der kleinen und 
mittelgroßen Kommunen abzustimmen. 
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Die Stadt Herborn 

Bevölkerung  
20.835 (Stand 30.09.2024) 
 
Landkreis 
Lahn-Dill-Kreis 
 
Regierungsbezirk 
Gießen 
 
Strukturraum nach Landesentwicklungspla-
nung 
Verdichteter Raum 
 
Nichtwohngebäude (NWG) in Eigentum der 
Kommune* 
90 
 
Wohngebäude (WG) in Eigentum der  
Kommune* 
5 Wohngebäude und 5 WHG in Nichtwohngebäu-
den 
 
Webseite 
https://www.herborn.de 
 
 
 
 
Ansprechpartnerin zum Thema:  
Gebäudemodernisierung 
 
Name: Petra Georg 
Funktion: Fachdienstleiterin | Bauen, Stadtent-
wicklung und Wirtschaftsförderung | Hochbau und 
techn. Gebäudeunterhaltung  
E-Mail:  p.georg@herborn.de 
Tel.: 02772 / 708 264 

 

Herborn liegt im Lahn-Dill-Kreis im Regierungs-
bezirk Gießen. Die Stadt hat ca. 21.000 Einwoh-
ner*innen (Stand: 09/2024) und besteht neben 
der Kernstadt aus den Stadtteilen Amdorf, Burg, 
Guntersdorf, Hirschberg, Hörbach, Merkenbach, 
Schönbach, Seelbach und Uckersdorf.  

Herborn liegt 220 m über NN im Dilltal zwischen 
Dillenburg und Wetzlar westlich des Westerwal-
des und östlich des Rothaargebirges. Das 
nächstgelegene Oberzentrum ist Wetzlar in etwa 
20 km Entfernung. In etwa 15 km Entfernung liegt 
der Aartalsee, welcher viele Freizeitmöglichkei-
ten bietet.  

In Urkunden erscheint Herborn erst 1048, jedoch 
deutet der Name (Herbore, mundartlich Herwen) 
auf vorgermanische Ursprünge. Als Markt- und 
Brückenort ist Herborn schon im 13. Jahrhundert 
Zollstation und Sitz eines Kaufhauses (Markt-
halle) gewesen. Herborn ist heute bekannt für 
eine gut erhaltene Altstadt mit vielen Fachwerk-
häusern und historischen Gebäuden. 

 
 
* Berücksichtigte Nichtwohngebäude (NWG) 
sind Gebäude die dauerhaft auf über 12° C be-
heizt werden und unter (die Anwendung) das 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) fallen.  
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Im Rathaus der Stadt Herborn sind insgesamt 90 
Mitarbeiter*innen inkl. Auszubildende beschäftigt.  

Für die Unterhaltung und Instandhaltung der Ge-
bäude ist grundsätzlich der Fachdienst Hochbau 
und technische Gebäudeunterhaltung zuständig. 
Er ist dem Fachbereich Bauen, Stadtentwicklung 
und Wirtschaftsförderung angegliedert.  

Neben der Kostenermittlung, Planung und Umset-
zung obliegt dem Fachdienst auch die bauliche 
Prüfung von Bedarfen, die von Nutzenden oder 
Produktverantwortlichen gemeldet werden. Die 
Produktverantwortlichen sind zudem dafür verant-
wortlich, die benötigten Gelder im Haushalt anzu-
melden.  

Aufgrund personeller Veränderungen befindet sich 
die Zusammenarbeit der Fachbereiche derzeit in 
einer Phase der Neuorientierung. In diesem Zuge 
wurden die Fachdienste Hochbau und technische 
Gebäudeunterhaltung zusammengelegt. Ziel ist 
es, die vorhandene Gebäudesubstanz wirtschaft-
lich und funktional zu erhalten sowie den aktuellen 
Anforderungen entsprechend anzupassen. 

Insbesondere das Management von Gebäuden 
soll fachdienstübergreifend mit internen und exter-
nen Akteuren auch im Zuge der Energieeinsparun-
gen in den Fokus gerückt werden. In diesem Be-
reich besteht ein hoher Energieverbrauch. Dazu 
wurde mit der Bestandaufnahme der städtischen 
Gebäude begonnen, um den aktuellen Sanie-
rungsstand zu eruieren und einen Sanierungsstau 
zu verhindern. Eine EDV-gestützte Erfassung soll 
dabei helfen, Mängel zu dokumentieren, Nutzun-
gen sichtbar zu machen und als Grundlage für die 
Budgetplanung zu dienen. Zudem ermöglicht sie 
eine langfristige Kostenplanung, etwa für den Aus-
tausch von Bodenbelägen, technischen Anlagen 
oder die Umsetzung neuer Anforderungen. Klei-
nere Bauprojekte werden durch den eigenen Bau-
hof realisiert, während größere Vorhaben auf-
grund ihrer Komplexität an externe Planer, Fachin-
genieure und Firmen vergeben werden.  

Ursprünglich war die Einstellung eines Klima-
schutzmanagers vorgesehen. Allerdings konnte 
die Förderbedingung – ein nicht älter als 36 Mo-
nate bestehendes Klimaschutzkonzept – nicht er-
füllt werden. Da auf Landkreisebene bereits ein 
Klimaschutzmanager tätig ist, wurde stattdessen 
ein Energiemanager eingestellt, der ab Frühjahr 
2025 den Aufbau und die Aktualisierung des Ener-
giemanagements übernimmt. Der Fokus liegt da-
bei auf technischem Know-how und der Optimie-
rung der Gebäudenutzung, um unterschiedliche 
Anforderungen mit aktuellen Vorgaben in Einklang 
zu bringen. Der neu etablierte gemeinsame Fach-
dienst bietet wegen der Überschneidungen in die-
sem Bereich viele Vorteile und vereinfacht die Pro-
zesse.  

Zudem wurde eine Kooperation mit der Techni-
schen Hochschule Mittelhessen (THM) etabliert. 
Das duale Bauingenieurstudium mit der Fachrich-
tung Baumanagement, Konstruktion und Infra-
struktur ermöglicht es, Studierende bereits in der 
Praxis in Projekte einzubinden und in verwaltungs-
interne Abläufe einzuarbeiten. Durch diese enge 
Verzahnung von Theorie und Praxis verkürzt sich 
die Einarbeitungszeit nach dem Studienabschluss 
erheblich. 

Finanzierung  

Im Haushalt der Stadt Herborn für 2024 waren Auf-
wendungen in Höhe von insgesamt 64,1 Millionen 
Euro vorgesehen. Mit diesem Etat sollten unter an-
derem Großprojekte im Bereich der Stadtentwick-
lung angegangen werden. Geplant waren bei-
spielsweise die Schaffung von Kindergartenbe-
treuungsplätzen in baulichen Maßnahmen, die 
Standortsuche und Entwicklung der Feuerwehr, 
die Sanierung des Gebäudekomplexes „Hohe 
Schule“ sowie die Anschaffung von PV-Anlagen.  

Die Finanzmittel der Stadt Herborn stammen größ-
tenteils aus Steuereinnahmen, die sich insgesamt 

Zuständigkeiten &  
Entscheidungsprozesse  
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auf 45,9 Millionen Euro belaufen (davon entfallen 
ca. 26 Millionen Euro auf die Gewerbesteuer).  

Die Durchführung von kommunalen Modernisie-
rungsmaßnahmen hängt sehr davon ab, inwieweit 
Fördermittel aus den verschiedenen Bundes- und 
Landesförderprogrammen in Anspruch genom-
men werden können. Die Inanspruchnahme von 
Fördermitteln wiederum hängt von verschiedenen 
Prämissen ab: passen die Förderprogramme zu 
den von der Kommune geplanten Modernisie-
rungsmaßnahmen? Stehen die erforderlichen 
kommunalen Eigenanteile zur Verfügung? Gibt es 
ausreichend Personal, welches Kenntnis über die 
einschlägigen Förderprogramme und deren jewei-
lige Voraussetzungen hat? 

In den folgenden Abschnitten wird anhand von 
durchgeführten und geplanten Maßnahmen auf 
diese Fragen eingegangen. Stellvertretend wurde 
ein Beispiel ausgewählt, welches das Vorgehen 
bei der Gebäudemodernisierung und die damit 
verbundenen Herausforderungen der Finanzie-
rung von Modernisierungsmaßnahmen in der 
Stadt Herborn illustriert. 

Finanzierung Beispiel 

Erweiterung Kindertagesstätte Mozartstraße 

Nach einem Schädlingsbefall des Gebäudes 
wurde beschlossen, die Kita zu erweitern, um den 
Betrieb aufrechtzuerhalten und dringend benötigte 
Krippenbetreuungsplätze zu schaffen. Bereits 
2018 erfolgte eine Schadensermittlung, gefolgt 
von einer umfassenden Analyse möglicher Lösun-
gen. Dazu gehörten die vorübergehende Auslage-
rung der Nutzung, eine Bestandsanalyse sowie 
eine Standortsuche. Grundlage für die Bedarfspla-
nung war eine enge Abstimmung mit den Nut-
zer*innen und fachlich Beteiligten, basierend auf 
einer Entwurfsstudie aus dem Jahr 2010. 

Parallel wurde in Zusammenarbeit mit den Betrei-
bern und Behörden eine Gesamtlösung entwickelt, 
die sowohl pädagogische Anforderungen als auch 

aktuelle bauliche und rechtliche Vorgaben berück-
sichtigte. Im Jahr 2019 wurde die Planung aktuali-
siert und der Kostenbedarf ermittelt.  

Im Zuge der Erweiterung wurden auch weitere not-
wendige Maßnahmen eingeplant. Dazu gehörte 
die Sanierung der Küche, um der gestiegenen An-
zahl betreuter Kinder und der erweiterten Mit-
tagsversorgung gerecht zu werden. Ebenso wur-
den Anpassungen im Rahmen von Integration be-
rücksichtigt sowie dringend benötigte Sozialräume 
geschaffen, darunter Personal- und Bespre-
chungsräume für die sich verändernde Mitarbei-
terstruktur. 

Für die Umsetzung waren politische Beschlüsse 
erforderlich. Nach Zustimmung der Gremien 
wurde die Haushaltsanmeldung beim Controlling 
der Stadt Herborn eingereicht. Gleichzeitig er-
folgte die Beantragung von Fördermitteln nach den 
Richtlinien des Landesinvestitionsprogramms 
„Kinderbetreuungsfinanzierung 2018–2020“ für 
die Kindertageseinrichtung Mozartstraße. 

Das Projekt stellte eine komplexe Heraus-
forderung dar: Neben der Bestandserhaltung und 
der Erweiterung auf begrenztem Grundstück 
mussten Brandschutzmaßnahmen angepasst, 
technische Erneuerungen umgesetzt und der Bau 
nach GEG-Standard realisiert werden – und das 
alles bei laufendem Betrieb. Zusätzlich 
erschwerten die Corona-Pandemie, Kosten-
steigerungen durch den Ukraine-Konflikt sowie der 
hohe Dokumentationsaufwand die Umsetzung. 
Das Vorhaben wurde in mehrere Teilprojekte 
gegliedert, um Fördermaßnahmen optimal zu 
nutzen. 

2020 erhielt die Stadt eine Förderzusage von 
250.000 Euro für die Schaffung einer Krippen-
gruppe. Weitere Fördermittel in Höhe von 188.000 
Euro wurden für die Sanierung des Untergeschos-
ses (Schädlingsbefall) in den Jahren 2018 - 2019 
und der Einrichtung einer Waldgruppe im Jahr 
2019 gewährt. Aufgrund gestiegener Kosten war 
2020 eine erneute politische Beschlussfassung 
zur Absicherung der Baumaßnahmen erforderlich. 
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Die Bauzeit erstreckte sich von 2021 bis 2023. 
Während der Umsetzung waren weitere politische 
Entscheidungen notwendig, insbesondere bei 
Vergaben und Kostenänderungen. Zudem wurde 
fortlaufend über den Baufortschritt berichtet. 

Im Jahr 2024 erfolgte die finale Fertigstellung. Mit 
Abschluss der Förderung wurden die Dokumenta-
tion, der Abruf der Fördermittel sowie die Bericht-
erstattung zu den durchgeführten Änderungen ab-
geschlossen. 

Maßnahmen 

Die Stadt Herborn ist seit Sommer 2017 Teil der 
Hessischen Klima-Kommunen. Grundlage für ihr 
Engagement im lokalen Klimaschutz ist die 
„Charta der 100 Kommunen für den Klimaschutz“. 
Bereits 2015 war das Klimaschutzkonzept des 
Landkreises erstellt worden. Im Zuge der Teil-
nahme an den Klima-Kommunen folgte 2018 die 
Erarbeitung eines Klimaaktionsplans, der 2023 
fortgeschrieben wurde. 

Ein weiterer Schritt war die Einführung einer 
Dienstvereinbarung zur „Energieeinsparung durch 
Nutzerverhalten in städtischen Gebäuden“, die 
2022 beschlossen und umgesetzt wurde. Zudem 
wurde das ursprüngliche Ziel der Klimaneutralität 
bis 2050 durch einen neuen Beschluss verschärft 
– nun soll Herborn bis 2045 klimaneutral werden.  

Am 15. Juli 2021 konkretisierte ein Stadtverordne-
tenbeschluss den Klimaaktionsplan mit Maßnah-
men, die bis 2030 umgesetzt werden sollen. Die 
Schwerpunkte dieser Maßnahmen liegen in den 
Bereichen: Energieeffizienz, Wärme- und Ener-
giemanagement, Straßenbeleuchtung, Bautechnik 
und energetische Sanierung, Erneuerbare Ener-
gien, E-Mobilität und alternative Antriebsformen, 
Rad- und Fußverkehr, Car-Sharing und ÖPNV, 
Land- und Forstwirtschaft. Zudem wurden Maß-
nahmen zur Klimaanpassung mit folgenden 

Schwerpunkten formuliert: Gesundheit, Katastro-
phenschutz, Stadt- und Raumplanung, Stadtgrün, 
Stadtbäume, Hochwasserschutz wegen Starkre-
gen und Sturzfluten, Entsiegelung, Naturschutz. 

Zur Sicherstellung der Klimarelevanz bei politi-
schen Beschlüssen wurde ein 5-Punkte-System 
eingeführt. Eine Checkliste hilft dabei, die Auswir-
kungen zu bewerten und eine Einordnung vorzu-
nehmen. Die Bearbeiter*innen von Beschlussvor-
lagen nutzen hierfür ein Ampelsystem, das die 
Klimarelevanz sichtbar macht. Zusätzlich erfolgt 
eine Prüfung möglicher Alternativen mit entspre-
chender Begründung, um sicherzustellen, dass kli-
marelevante Aspekte in Entscheidungsprozesse 
einfließen. 

 

 

Nutzung erneuerbarer Energiequellen  

Seit 2011 arbeitet Herborn an der Nutzung erneu-
erbarer Energiequellen. Im Stadtgebiet existieren 
Anlagen mit einer Gesamtleistung von ca. 10.500 
kW (Stand Dezember 2021), die den benötigten 
Strom aus erneuerbaren Energien (insb. PV-Anla-
gen) gewinnen. Zudem bieten die Stadtwerke Her-
born schon seit 2008 nur noch Strom aus Wasser-
kraft an. Dadurch kann eine CO2-Einsparung in 
Höhe von 16.500 Tonnen/Jahr erzielt werden.  

Beginnend mit dem Förderprogramm Konjunktur-
paket II (2009) wurden bereits auf fünf  städtischen 
Gebäuden PV-Anlagen durch die Stadtwerke Her-
born installiert – damals noch ohne den Aspekt 
des Eigenenergieverbrauches. 

Anschließend wurde im Jahr 2015 eine PV-Anlage 
auf dem städtischen Bauhof installiert. Durch-
schnittlich können etwa 10 % für den Eigenbedarf 
des Bauhofes genutzt werden. Das langfristige 
Ziel ist es, den Gesamtbedarf zu decken, dazu 
wurde ein Speichersystem angeschafft.  

Herborn hat u.a. folgende Maßnahmen umge-
setzt oder arbeitet an der Umsetzung: 
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Im Jahr 2018 konnte eine PV-Anlage auf dem Be-
triebsgebäude des Freibades in Schönbach instal-
liert werden. Damit konnte ein Autarkiegrad von 
knapp 29 % erzielt werden.  

Energetische Sanierung / Neubauten 

Die Stadt Herborn besitzt und unterhält ca. 100 
Gebäude. Zu den verbrauchsintensivsten gehören 
das Rathaus, die Kindertagesstätten und die Feu-
erwehren. In den letzten Jahren wurden in Herborn 
insgesamt 7 kommunale Gebäude energetisch sa-
niert bzw. abgerissen und neugebaut. Dadurch 
konnten Einsparungen bei der Wärmeenergie von 
ca. 62 % und bei Strom von ca. 36 % pro Jahr er-
zielt werden. Im nachfolgenden werden einige die-
ser Projekte exemplarisch beschrieben.  

Sanierung des Bürgerhauses Merkenbach und 
der Mehrzweckhalle Hörbach 

Von 2010 bis 2014 wurde das Bürgerhaus Mer-
kenbach aus Mitteln des Konjunkturpaketes II des 
Bundes saniert. Dabei wurden eine Dämmung des 
Dachs und der Fassade vorgenommen, eine Lüf-
tungsanlage eingebaut sowie die Elektroinstallati-
onen und die Beleuchtung erneuert.  

Vor der Sanierung lag der Energieverbrauch für 
die Wärmeleistung noch bei einem Jahresdurch-
schnitt von 180.292 kWh und für Strom bei  
9.030 kWh. Nach der Sanierung ergibt sich eine 
durchschnittliche jährliche Einsparung von 
131.093 kWh bei der Wärmeenergie (Reduktion 
um ca. 73 %) bei erhöhtem Stromverbrauch in 
Höhe von 4.318 kWh (Mehrbedarf von ca. 20 %).  

Die Mehrzweckhalle in Hörbach wurde im Jahr 
2011 energetisch saniert. Auch hier wurde eine 
umfassende Dämmung des Gebäudes vorgenom-
men, sämtliche Fenster und Türen ausgetauscht 
sowie das Satteldach mit einer PV-Anlage neu er-
richtet.  

Vor der Sanierung wurden im Jahresdurchschnitt 
190.631 kWh Heizenergie und 20.072 kWh Strom 

verbraucht. Nach der Sanierung wurden durch-
schnittlich 94.528 kWh Heizenergie und 14.594 
kWh Strom pro Jahr verbraucht. Dadurch konnten 
Einsparungen von 96.103 kWh (ca. 50 %) bei der 
Wärmeenergie und 5.478 kWh (ca. 27 %) beim 
Strombedarf im Jahr erzielt werden.  

Neubau des Bürgerhauses Burg 

Im Jahr 2015 wurde das ursprüngliche Bürgerhaus 
aus dem Jahr 1969 abgerissen und ein Ersatzneu-
bau errichtet. Die Heizungs- und Elektroinstallatio-
nen und alle baulichen Standards des Neubaus 
entsprechen aktuellen Energiestandards oder ge-
hen darüber hinaus.  

Mit dem Neubau wurde die Grundfläche von ca. 
1.000 m2 auf 700 m2 verkleinert. 

Vor dem Neubau wurden ca. 54.000 kWh Strom 
und 516.000 kWh Gas für die Wärmeleistung be-
nötigt. In den letzten Jahren wurden ca. 13.000 
kWh Strom und 63.000 kWh an Wärmeleistung be-
nötigt. Dies entspricht einer Einsparung von ca.  
76 % für Strom und 88 % für den Wärmebedarf.  

Energetische Sanierung Baubetriebshof 

Auf dem Baubetriebshof wurden in den letzten 
Jahren verschiedene Maßnahmen umgesetzt. Un-
ter anderem wurde im Jahr 2016 eine Holzhack-
schnitzel-Anlage installiert. Mit dieser Anlage wird 
der Wärmebedarf für die Heizung gedeckt und das 
wenige benötigte Brauchwasser elektrisch er-
wärmt. Ein auffälliger Mehrverbrauch an elektri-
scher Energie ist nicht messbar. 

Seit Inbetriebnahme wurden ca. 150 m3/Jahr 
Hackschnitzel benötigt. Das entspricht einem 
Energiewert von ca. 130.000 kWh/Jahr. Die Holz-
hackschnitzel werden selbst produziert und stam-
men aus der Baum- und Gewässerpflege inner-
halb der Stadt Herborn.  

Zudem wurde im Jahr 2014 die Dachfläche mit 
Sandwichplatten aus Hartschaum-Isolation neu 
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eingedeckt. Im Jahr 2015 wurde darauf eine PV-
Anlage installiert.  

Kommunale Wärmeplanung 

Im Neubaugebiet der Stadt Herborn ist eine zent-
rale Wärmeversorgung geplant. Diese besteht aus 
Geothermie, Pelletkesseln sowie aus PVT-Kollekt-
oren. Hierzu fanden im Jahr 2022 bereits Erdwär-
mebohrungen für die Erstellung eines Versor-
gungskonzeptes statt.  

Gem. § 13 HEG sind Gemeinden mit mehr als 
20.000 Einwohner*innen ab November 2023 dazu 
verpflichtet, eine kommunale Wärmeplanung zu 
entwickeln und fortlaufend zu aktualisieren und zu 
veröffentlichen. Diese wurde in Herborn bereits im 
Jahr 2022 seitens der Stadtverwaltung angesto-
ßen. Bis zum Jahr 2040 soll das Gebiet der Stadt 
Herborn CO2-neutral versorgt werden. Dafür er-
folgt eine Zusammenarbeit mit der Stadt und den 
Stadtwerken. Zudem soll die Erstellung eines inte-
grierten Planwerks erfolgen. Hierzu laufen aktuell 
Ausschreibungsverfahren für die einzelnen Be-
standteile. Die Ergebnisse der kommunalen Wär-
meplanung sollen hier einfließen. Dieses beinhal-
tet ein Stadtentwicklungskonzept als übergeord-
netes Leitbild für den Flächennutzungsplan, Land-
schaftsplan, eine Bevölkerungsprognose, ein 
Wohnbauflächenentwicklungskonzept, ein Gewer-
beflächenkonzept, ein Klimaanpassungskonzept 
inkl. Klimafunktionskarten und Klimaplanatlanten 
sowie die kommunale Wärmeplanung. Auch eine 
Zisternensatzung ist mit Beschluss vom August 
2024 in Kraft getreten. 
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 Die Governance der Gebäudemodernisierung 
stellt Herborn und die weiteren am Projekt 
beteiligten Kommunen vor vielfältige 
Herausforderungen. Gleichzeitig zeigen prak-
tische Erfahrungen aus dem Projekt, welche 
Erfolgsfaktoren eine erfolgreiche Umsetzung 
begünstigen. Diese Erkenntnisse lassen sich in 
verschiedenen Kategorien zusammenfassen. 

In der Kategorie Information/Beratung stellt der 
Mangel an Unternehmen, die entsprechende 
Dienstleistungen anbieten, eine besondere Her-
ausforderung dar. Beratungsangebote sind so-
wohl intern in der Verwaltung als auch extern er-
forderlich, um den Handlungsbedarf nachvollzieh-
bar darzulegen und die Akzeptanz sowie die Be-
reitschaft zur Umsetzung zu erhöhen. 

In der Kategorie Regeln und Festsetzungen wer-
den insbesondere die komplexen Anforderungen 
an den Brandschutz, die Erstellung von Energie-
ausweisen sowie die barrierefreie Gestaltung öf-
fentlicher Gebäude als herausfordernd beschrie-
ben. Diese Maßnahmen erfordern einen erhebli-
chen Zeit- und Ressourcenaufwand, den die Stadt 
neben dem Alltagsgeschäft oft nur mit Verzöge-
rung bewältigen kann.  

Die Förderung und Finanzierung von Moderni-
sierungsmaßnahmen wird seit 2022 zunehmend 
durch finanzielle Engpässe erschwert. Besonders 
problematisch sind. fehlende Mittel für die Gebäu-
deunterhaltung sowie die Kostenunsicherheit bei 
langfristigen Investitionen. Für die konkrete Um-
setzung von Maßnahmen ist die Stadt Herborn da-
her oftmals auf die Verfügbarkeit von Fördermitteln 
angewiesen.  

 

In der Kategorie Anpassung der Verwaltungs-
struktur wurden verschiedene Herausforderun-
gen benannt. Die Abwägung zwischen wirtschaft-
lichen Interessen und dem Gemeinwohl gestaltet 
sich oft schwierig. Zudem führen unterschiedliche 
Arbeitsweisen in Verwaltung und Technik zu Unei-
nigkeit über das weitere Vorgehen. Ein weiteres 
Problem ist der Mangel an Verwaltungskapazitä-
ten für die Umsetzung von Maßnahmen, die durch 
Förderprogramme angestoßen wurden. Trotz fi-
nanzieller Zuschüsse geraten Projekte ins Sto-
cken oder können nur mit Verzögerung realisiert 
werden. Generell wurde die Personalstruktur und 
-koordination als herausfordernd beschrieben. Ein 
wichtiger Fortschritt ist jedoch die Einstellung ei-
nes Energiemanagers ab Februar 2025, der das 
kommunale Energiemanagement aufbauen soll. 

 
Zusätzliche Herausforderungen, die sich keiner 
der genannten Kategorien zuordnen lassen, 
werden unter Sonstiges zusammengefasst. Dazu 
zählt die Erstellung von Nutzungskonzepten für 
Gebäude oder einzelne Räume. Auch die 
Kommunikation und Zusammenarbeit zwischen 
Verwaltung und politischen Gremien wurde als 
Schwierigkeit benannt, insbesondere wenn es 
darum geht, sachliche und politische Prioritäten in 
Einklang zu bringen. 

 

 

 

Im Rahmen des Projekts haben die Kommunen 
verschiedene Vorlagen erarbeitet, darunter eine 
für einen Grundsatzbeschluss, der der Verwal-
tung den Handlungsrahmen vorgibt und sie legiti-
miert, beispielsweise in Bezug auf Gebäudestan-
dards. Diese Standards sollen bei der Moderni-
sierung kommunaler Liegenschaften erreicht wer-
den und sind auf die Bedürfnisse kleiner und mitt-
lerer hessischer Kommunen abgestimmt. Ihr Ziel 
ist es, zur Einhaltung bzw. Erreichung der Klima-
schutzziele im Gebäudebereich beizutragen.  
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Herausforderungen & 
Erfolgsfaktoren 
 

Die im Projekt entwickelte Handreichung  
„Der Förderprozess“ gibt Herborn und den an-
deren Projekt-Kommunen eine praxisnahe Ori-
entierung zur gezielten Nutzung verschiedener 
Förderprogramme. Sie steht über die folgenden 
Projekthomepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungs-
logiken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
 

https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/


 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In diesem Steckbrief werden die Voraussetzungen 
und Fortschritte im Bereich der Gebäudemoderni-
sierung in Herborn dargestellt. Die Stadt setzt be-
reits vielfältige Maßnahmen um, um ihr Gebäude-
portfolio nachhaltiger zu gestalten. 

Herborn hat viele kommunale Gebäude, teils mit 
historischer Bausubstanz, die es zu modernisieren 
gilt. Die große Aufgabe, denen sich Herborn stellt, 
ist eine vollständige Gebäudeaufnahme mit Blick 
auf die Erfassung der energetischen Verbräuche. 
Für die Priorisierung der Umsetzung benötigt die 
Verwaltung politische Entscheidungen (Be-
schlüsse der Stadtverordneten). Die Verwaltungs-
vorlagen hierzu sind in Arbeit. 

Bereits seit 2011 arbeitet Herborn an der Nutzung 
erneuerbarer Energiequellen. Zu den verbrauchs-
intensivsten Gebäuden in der Kommune gehören 
das Rathaus, die Kindertagesstätten und die Feu-
erwehren. In den letzten Jahren wurden in Herborn 
insgesamt 7 kommunale Gebäude energetisch sa-
niert bzw. abgerissen und neu gebaut. Dadurch 
konnte insgesamt bei der Wärmeenergie eine Ein-
sparung von ca. 62 % und beim Strom ca. 36 % 
pro Jahr erzielt werden. Zudem hat die Stadt mit 
der Wärmeplanung begonnen und braucht auch 

hierfür Zustands- und Zielbeschreibungen der zu 
versorgenden (kommunalen) Gebäude. 

Im Jahr 2015 wurde das Klimaschutzkonzept des 
Landkreises Lahn-Dill-Kreis erstellt. Im Rahmen 
der Teilnahme an den hessischen Klima-Kommu-
nen entstand im Jahr 2018 darüber hinaus ein 
Klimaaktionsplan. Eine Fortschreibung ist im Jahr 
2023 erfolgt. Weiterhin wurde eine Dienstverein-
barung zur „Energieeinsparung durch Nutzerver-
halten in städtischen Gebäuden“ im Jahr 2022 be-
schlossen und umgesetzt. 

Die Berücksichtigung der Klimarelevanz im Rah-
men von politischen Beschlüssen wird durch ein 5-
Punkte-System gesichert. Dabei wird eine Tabelle 
bzw. Checkliste im Hintergrund ausgefüllt, um die 
Auswirkungen besser einordnen zu können und im 
Anschluss eine Klimarelevanz bestätigen oder 
ausschließen zu können. 

Um die anstehenden Aufgaben zu bewältigen, 
wurden in Herborn Anpassungen der Verwal-
tungsstruktur vorgenommen, indem die Fach-
dienste Hochbau und technische Gebäudeunter-
haltung zusammengelegt wurden. Auf Landkreis-
ebene gibt es zudem einen Klimamanager. Ab 
dem Frühjahr von 2025 soll außerdem ein Ener-
giemanager auf städtischer Ebene in Herborn ein-
gestellt werden.  

Mit der Möglichkeit eines dualen Studiums im Be-
reich Bauingenieurwesen werden darüber hinaus 
potenzielle neue Mitarbeiter*innen im Fachbereich 
Bauen, Stadtentwicklung und Wirtschaftsförde-
rung ausgebildet. 

Als herausfordernd werden unter anderem unter-
schiedliche Arbeitslogiken bei Verwaltung und 
Technik beschrieben, die zu Uneinigkeit über das 
weitere Vorgehen führen. Zudem fehlt es für die 
Umsetzung der durch Förderprogramme initiierten 
Maßnahmen an Verwaltungskapazitäten, sodass 
trotz finanzieller Zuwendungen die Umsetzung 
von Maßnahmen stockt oder nur verzögert stattfin-
det. Generell wurde die Personalstruktur und -ko-
ordinierung als herausfordernd bezeichnet. 

Fazit  
 

 

Die im Projekt erarbeitete Handreichung „Der 
Kommunikationsprozess“ bietet Herborn und 
den anderen Projekt-Kommunen eine praxisnahe 
Orientierung, um verschiedene HGO-konforme 
Kommunikationswege gezielt für Themen wie die 
(energetische) Modernisierung der eigenen Lie-
genschaften sowie weitere relevante Bereiche zu 
nutzen. Sie steht über die folgenden Projekt-
homepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance 
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungslo-
giken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
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Vorwort 
 
Das Projekt „Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen 
und mittleren hessischen Kommunen“ verfolgte das Ziel, kommunale 
Akteure bei der Modernisierung ihres eigenen Gebäudebestandes zu un-
terstützen. Das Projekt wurde durch das Hessische Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum gefördert und lief 
vom 15.01.2023 bis zum 31.05.2025.  
 
Jede am Projekt teilnehmende Kommune wird in einem separaten Steck-
brief vorgestellt. Der Steckbrief enthält die wichtigsten Informationen zur 
Gebäudemodernisierung in der jeweiligen Kommune. Darüber hinaus 
werden Informationen und Maßnahmen zusammengestellt, die nicht nur 
für alle teilnehmenden Kommunen, sondern auch für weitere hessische 
Kommunen interessant sein könnten. 
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Im Projekt Governance der Gebäudemoderni-
sierung in kleinen und mittleren hessischen 
Kommunen beschäftigten sich zwölf Kommunen 
aus Hessen mit den Herausforderungen im Be-
reich der Gebäudemodernisierung. Untersucht 
wurde dabei unter anderem, mit welchen Instru-
menten und Methoden die Gebäudemodernisie-
rung im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele 
in der jeweiligen Kommune umgesetzt wird. 

Der Begriff der Modernisierung umfasst Maßnah-
men, die zu einer nachhaltigen Verbesserung der 
Gebäudeverhältnisse beitragen und beispiels-
weise zu einer Einsparung von Energie (=energe-
tische Sanierung) oder Wasser führen. Der Begriff 
der Sanierung beschreibt alle Maßnahmen, die 
zum Erhalt eines Gebäudes beitragen. Bei einer 
Instandsetzung hingegen werden akute Schäden 
beseitigt. Da die Begriffe der Modernisierung und 
Sanierung allerdings in der kommunalen Praxis 
synonym verwendet werden, werden diese auch 
im nachfolgenden gleichermaßen verwendet.  

Die teilnehmenden Kommunen sind alle Mitglieder 
im Bündnis der Hessischen Klima-Kommunen und 
haben sich mit der Unterzeichnung der Charta 
„Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ dazu ver-
pflichtet, bis 2045 klimaneutral zu werden. Allen 
Kommunen gemeinsam ist die Absicht, die not-
wendigen Modernisierungsprozesse im kommu-
nalen Gebäudebestand in Hinblick auf die Treib-
hausgasneutralität zu beschleunigen und besser 
zu steuern. Die Projektkommunen haben sehr he-
terogene Strukturen, welche von kompakten Klein-
städten bis hin zu großen Flächengemeinden mit 
vielen Ortsteilen reichen. Entsprechend unter-
schiedlich sind die Bedarfe und Herausforderun-
gen bei der Modernisierung des jeweiligen kom-
munalen Gebäudebestandes.  

Eine der größten Herausforderungen in diesem 
Bereich stellt der allgemeine Sparkurs der kommu-
nalen Haushalte und der Personalmangel, ausge-
löst durch fehlende Fachkräfte und einen Genera-
tionenwechsel, dar. Häufig fehlen darüber hinaus 
ausreichende Kenntnisse über Auswahl und (stra-

tegischen) Einsatz von Förderprogrammen. Wei-
terhin ist eine gute Kommunikation zwischen „Po-
litik“ und Verwaltung erforderlich, um klare Auf-
träge an die Verwaltung zu formulieren und durch 
politische Beschlüsse die notwendige Legitimation 
für Verwaltungshandeln zu erreichen. Diese Er-
kenntnisse führten zur Auswahl der beiden 
Schwerpunktthemen: Förderung und Finanzie-
rung und Kommunikation, die mit allen Kommu-
nen bearbeitet werden. Die Kommunen arbeiteten 
im Rahmen des Forschungsprojekts eng mit der 
Institut Wohnen und Umwelt GmbH (IWU), der 
Hochschule Darmstadt und der Schader-Stiftung 
zusammen.  

Die Besonderheit des Projekts lag in dem partizi-
pativen Ansatz der gemeinsamen Identifikation 
und Priorisierung von Herausforderungen und der 
anschließenden Entwicklung von Lösungsansät-
zen. Die entwickelten Lösungsansätze wurden in-
nerhalb der Projektlaufzeit an verschiedenen Stel-
len in der kommunalen Praxis erprobt. Zudem fan-
den in regelmäßigen Abständen Workshops mit 
den beteiligten zwölf Kommunen statt, um einen 
Erfahrungsaustausch während der Laufzeit des 
Projekts zu gewährleisten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Über das Projekt 

04 

Hilfsmittel, die für die Projektgemeinden erarbei-
tet wurden, werden allgemein zugänglich ge-
macht und können von jeder interessierten Kom-
mune genutzt werden.   

Erkenntnisreich sollen die Steckbriefe und die 
Hilfsmittel auch für Fördermittelgeber oder Mini-
sterien sein, um die Unterstützung des Landes 
möglichst genau auf die Bedarfe der kleinen und 
mittelgroßen Kommunen abzustimmen. 
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Die Gemeinde 
Kaufungen   

Bevölkerung  
12.752 (Stand: 31.12.2023) 
 
Landkreis 
Kassel 
 
Regierungsbezirk 
Kassel 
 
Strukturraum nach Landesentwicklungspla-
nung 
Verdichteter Raum  
 
Nichtwohngebäude (NWG) in Eigentum der 
Kommune* 
27 
 
Wohngebäude (WG) in Eigentum der  
Kommune 
17 (mit etwa 150 Wohnungen) 
 
Webseite 
www.kaufungen.eu 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ansprechpartnerin zum Thema:  
Gebäudemodernisierung 
 
Name: Lisa Haubner 
Funktion: Klimaschutzmanagement  
(an das Bauamt angegliedert) 
E-Mail: l.haubner@kaufungen.de 
Tel.: 05605 802-2740 / 0174 1789565 
 

Die Gemeinde Kaufungen liegt im Landkreis Kas-
sel in Nordhessen (Regierungsbezirk Kassel). 
Die Gemeinde hat 12.752 Einwohner*innen 
(Stand 31.12.2023, Hessisches Statistisches 
Landesamt) und umfasst die Ortsteile Niederkau-
fungen, Oberkaufungen und Papierfabrik. 

Kaufungen ist östlich von Kassel im Tal der 
Losse gelegen. Es liegt 200 m über NN und ist 
umgeben vom Kaufunger Wald und der Söhre. 
Es ist Teil des Geo-Naturparks Frau-Holle-Land, 
welches das zweitgrößte FFH-Gebiet Deutsch-
lands ist (Flora-Fauna-Habitat).  

Das nächstgelegene Oberzentrum ist Kassel, 
welches ca. 10 km entfernt ist und an dessen 
Straßenbahnnetz Kaufungen und die östlichen 
Nachbargemeinden angeschlossen sind.  

Kaufungen ist eine Gemeinde mit über 1000-jäh-
riger Geschichte und einer Kirche aus dieser Zeit 
(Stiftskirche, romanische Basilika, geweiht im 
Jahr 1025). Sie ist umgeben von Wiesen und 
Wäldern und geprägt von Fachwerkhäusern. In 
Kaufungen gibt es viele Sport- und Kulturvereine 
sowie eine Vielzahl unterschiedlicher Unterneh-
men. 

 
 
 
* Berücksichtigte Nichtwohngebäude (NWG) 
sind Gebäude die dauerhaft auf über 12° C be-
heizt werden und unter (die Anwendung) das 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) fallen.  
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Die Gemeinde Kaufungen beschäftigt ca. 265 Mit-
arbeiter*innen, davon arbeiten 51 im Bereich der 
Kernverwaltung, 120 in den sieben Kindertages-
stätten (Erzieher*innen, Reinigung, Pädagogische 
Hilfskräfte) und 18 in der Schulbetreuung „Pakt für 
den Nachmittag“. Die übrigen Mitarbeitenden sind 
auf weitere Außenstellen wie den Bauhof, das Re-
gionalmuseum „Alte Schule“, die Gemeinde- und 
Schulbücherei mit drei Standorten, die Begeg-
nungsstätte (u.a. Seniorenarbeit) sowie den Ge-
meindebetrieben (Wasserversorgung, Wohnungs-
wirtschaft, u. a. m.) verteilt. 

Die Gemeinde bietet eine Ausbildung in folgenden 
Berufen an: Verwaltungsfachangestellte, Fach-
kraft für Bürokommunikation, Fachkraft für Was-
serversorgung und Fachkraft für Garten- und 
Landschaftsbau sowie Anerkennungsjahr für an-
gehende Erzieher*innen. Die Ausbildung zur Ver-
waltungsfachangestellten wird als Interkommu-
nale Zusammenarbeit (IKZ) gemeinsam mit weite-
ren Gemeinden aus dem östlichen Teil des Land-
kreises Kassel bewerkstelligt. Auch andere Ver-
waltungsaufgaben wie Ordnungsbehörde, Stan-
desamt und Gemeindekasse werden im Rahmen 
einer IKZ durchgeführt. 

Die Verwaltung gliedert sich in drei Fachbereiche: 
die Haupt-, Finanz- und Bauverwaltung. 

Zur Hauptverwaltung (Hauptamt/Zentrale Dienste) 
zählen das Personalwesen, Kindergartenangele-
genheiten, Allgemeine Verwaltung (Vereinswe-
sen, Wahlen, Friedhofsverwaltung, Öffentlichkeits-
arbeit, Städtepartnerschaften, kulturelle Veranstal-
tungen), Sozialwesen, Jugendpflege, Ordnungs-
verwaltung, Standesamt und Personenstandswe-
sen. 

Die Finanzverwaltung umfasst die Kämmerei, die 
interkommunal geführte Gemeindekasse, die 
Steuer- und Abgabenverwaltung sowie die Ver-
waltung von rund 150 Wohnungen im Betriebs-
zweig Wohnungswirtschaft der Gemeindebetriebe 
Kaufungen. Die Bauverwaltung/Bauamt befasst 
sich u.a. mit der Bauleit- sowie Grünflächenpla-

nung, der Straßen- und Kanalerneuerung, der Ver-
waltung der Liegenschaften, dem Bauhof und der 
Sanierung sowie der Bewirtschaftung der ge-
meindlichen Gebäude und Anlagen.  

An das Bauamt ist die Stelle des Klimaschutzma-
nagements angegliedert. Seit September 2020 
gibt es eine durch die Nationale Klimaschutzinitia-
tive (NKI des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Klimaschutz, BMWK) geförderte Stelle zur 
Umsetzung des kommunalen Klimaschutzkon-
zepts. Die Projektlaufzeit betrug zunächst drei 
Jahre, anschließend wurde ein Folgeantrag für 
weitere zwei Jahre gestellt und bewilligt. Entspre-
chend läuft die Förderung noch bis August 2025. 
Eine Fortführung und somit Entfristung ist für die 
Folgezeit vorgesehen, d.h. die Gemeinde plant, 
dafür eigene Mittel in den Haushalt einzustellen. 

Für Modernisierungsmaßnahmen ist grundsätzlich 
das Bauamt zuständig. Durch die Bereitstellung 
von Mitteln für die energetische Gebäudemoderni-
sierung für die nächsten Jahre auf Initiative von 
Bürgermeister Arnim Roß entstand Klarheit bzgl. 
der kommunalen Schwerpunktsetzung. Entspre-
chend hat das Klimaschutzmanagement eine „Ge-
samtschau der kommunalen Gebäude der Ge-
meinde Kaufungen (Schwerpunkt Klima-
schutz/Energetische Sanierung)“ erstellt und eine 
Bearbeitungsreihenfolge wurde erarbeitet. 

Neben den politischen Entscheidungsgremien 
(Gemeindevorstand, Ausschüsse: Haupt- und Fi-
nanzausschuss, Ausschuss Bauen-Planen-Um-
welt-Energie, Ausschuss Jugend-Sport-Soziales-
Kultur, Gemeindevertretung sowie Betriebskom-
mission) gibt es u.a. die Lenkungsgruppe „Kaufun-
gen aktiv fürs Klima“. Die Lenkungsgruppe ist aus 
dem Prozess der Erstellung des Klimaschutzkon-
zeptes entstanden und tagt viermal jährlich. Ihre 
Mitglieder sind aus der Gemeindevertretung, der 
Gemeindeverwaltung sowie der Zivilgesellschaft, 
darunter Vertreter*innen der EnergieGenossen-
schaft Kaufunger Wald eG, Spurwechsel e.V. (lo-
kaler Mobilitätswendeverein) und weiteren enga-
gierten Bürger*innen. 

Zuständigkeiten &  
Entscheidungsprozesse  
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Im Haushaltsplan 2024 spiegeln sich Herausforde-
rungen wie eine gestiegene Kreis- und Schulum-
lage, steigende Personalkosten sowie allgemeine 
Preissteigerungen wider. Ferner ist ein Rückgang 
der Schlüsselzuweisung zu verzeichnen. Der Etat-
entwurf sieht Einnahmen in Höhe von 34,8 Millio-
nen Euro und Ausgaben von 35,6 Millionen Euro 
vor. 832.000 Euro werden aus der Rücklage ent-
nommen, um die steigenden Kosten abzufedern.  

Alle für die Modernisierung relevanten Investitio-
nen werden im jährlichen Finanzhaushalt der Ge-
meinde veranschlagt und für den Finanzplanungs-
zeitraum im Investitionsprogramm abgebildet. Im 
Bereich der Modernisierungsmaßnahmen der Ge-
meinde sind zahlreiche Investitionen geplant. 
500.000 Euro sollen in die energetische Moderni-
sierung der gemeindlichen Gebäude einfließen. 
Auch für die Folgejahre sind Mittel im Investitions-
haushalt vorgesehen: je eine Million Euro für 2025, 
2026 und 2027. Der Entwurf des Investitionspro-
gramms 2025 sieht vor, dass auch im Jahr 2028 
eine Million Euro für energetische Modernisie-
rungsmaßnahmen zur Verfügung stehen.  

Die Durchführung von kommunalen Modernisie-
rungsmaßnahmen hängt allerdings auch sehr da-
von ab, inwieweit Fördermittel aus den verschie-
denen Bundes- und Landesförderprogrammen in 
Anspruch genommen werden können. Die Inan-
spruchnahme von Fördermitteln wiederum hängt 
von verschiedenen Prämissen ab: Gibt es ausrei-
chend Personal, welches Kenntnis über die ein-
schlägigen Förderprogramme und deren jeweili-
gen Voraussetzungen hat? Passen die Förderpro-
gramme zu den von der Kommune geplanten Mo-
dernisierungsmaßnahmen? Stehen die erforderli-
chen kommunalen Eigenanteile zur Verfügung? 

Auch in den folgenden Abschnitten wird im Rah-
men von durchgeführten und geplanten Maßnah-
men der Gemeinde auf diese Thematik näher ein-
gegangen.  

Stellvertretend wurde vorneweg ein Beispiel aus-
gewählt, welches das Vorgehen bei der Gebäude-

modernisierung und die damit verbundenen Her-
ausforderungen der Finanzierung von Modernisie-
rungsmaßnahmen innerhalb der Gemeinde Kau-
fungen exemplarisch illustriert. 

Finanzierung Beispiel 
Modernisierung der Haferbachhalle alt und 
Kita Feldhof 
Die Haferbachhalle alt (s. Abb. nächste Seite) 
dient als Bürgerhaus im Ortsteil Niederkaufungen 
mit Vereinsraum, Bürgerservice mit Postagentur 
sowie Büchereistandort. Diese ist direkt verknüpft 
mit dem Veranstaltungsraum der Haferbachhalle 
neu. Nach der Corona-Pandemie ergab sich die 
Möglichkeit der baulichen Modernisierung durch 
Fördermittel zur Förderung des Vereinslebens. 
Die Planungen waren bereits vorangeschritten, als 
sich die damals neueingerichtete Stelle des Klima-
schutzmanagements erkundigte, welche energeti-
schen Maßnahmen dabei ergriffen werden konn-
ten. Es stellte sich heraus, dass es zu diesem Zeit-
punkt noch keine Planungen für eine energetische 
Modernisierung gab. Entsprechend wurde eine 
Gebäudeenergieberatung zur Erfassung der ener-
getischen Modernisierungsbedarfe beauftragt. An-
schließend wurde die Planung der Modernisierung 
durch das Planungsbüro überarbeitet sowie die 
Kostenkalkulation erneuert. Durch das Klima-
schutzmanagement wurden zwei Förderanträge 
(beim Bund: „Ausgewählte Klimaschutzmaßnah-
men aus einem Klimaschutzkonzept“, Richtlinie 
zur Förderung von Klimaschutzprojekten im kom-
munalen Umfeld „Kommunalrichtlinie“, Nationale 
Klimaschutzinitiative NKI sowie beim Land Hes-
sen: „Landesprogramm zur Förderung der Ener-
gieeffizienz und Nutzung erneuerbarer Energien in 
Kommunen (Kommunalrichtlinie), Förderung der 
energetischen Modernisierung) gestellt, die ge-
meinsam ca. 90 % der energetischen Modernisie-
rungsmaßnahmen abdecken. Die ausführenden 

Finanzierung 
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Gewerke mussten zweimal ausgeschrieben wer-
den. Die Ergebnisse der ersten Ausschreibung 
(Frühjahr 2022) waren unverhältnismäßig, geprägt 
durch den russischen Angriffskrieg auf die Ukra-
ine. Monate später erfolgte eine weitere Aus-
schreibung. Nun laufen die Bauarbeiten an der Ha-
ferbachhalle alt. Die Verknüpfung von baulicher 
mit einer energetischen Modernisierung ist gelun-
gen. Baulich ist die Haferbachhalle alt mit einer 
Turnhalle (Landkreis Kassel) sowie einem Veran-
staltungsraum (Haferbachhalle neu) direkt ver-
knüpft; alle drei Gebäudeteile nutzen einen Hei-
zungsraum. Noch wird mit Gas geheizt, jedoch auf 
eine Beheizung mit niedrigeren Vorlauftemperatu-
ren vorbereitet. Sinnvoll wäre eine zukünftige Wär-
meplanung gemeinsam mit den benachbarten Ge-
bäuden: der Turnhalle und Haferbachhalle neu, 
sowie Kita Feldhof (Gemeinde Kaufungen) und 
dem geplanten Neubau der Grundschule (Land-
kreis Kassel). Dies ist auch abhängig vom Land-
kreis Kassel, bei dem finanzielle und personelle 
Ressourcen derzeit besonders knapp sind.  

 
 

 

 

 

 

 
Haferbachhalle alt, Stand: 03.09.2024 (Gemeinde 
Kaufungen). Im Hintergrund: Turnhalle mit ihren 
Umkleiden. Nochmals dahinter schließt sich die 
Haferbachhalle neu an (auf beiden Bildern nicht 
erkennbar). Die Fassadendämmung wird an die 

Haferbachhalle alt (mit Vereinsraum, Bürgerser-
vice, Büchereistandort) angebracht. Das Lüftungs-
gerät auf dem Dach ist bereits installiert.  

Als weitere Maßnahme soll die Kita Feldhof bald-
möglichst auch energetisch modernisiert werden. 
Dafür wurde Ende 2024 eine Gebäudeenergiebe-
ratung beauftragt.  

Maßnahmen 

Kaufungen ist seit 2021 Mitglied im Bündnis der 
Hessischen Klima-Kommunen. Mit Beschluss vom 
Februar 2011 hat sich Kaufungen das Ziel gesetzt, 
bis 2030 vollständig mit erneuerbaren Energien 
versorgt zu sein (CO2-Neutralität).  

Im Jahr 2013 hat Kaufungen den Rückkauf des 
Stromnetzes der Gemeinde Kaufungen von der 
Energienetz Mitte beschlossen und gemeinsam 
mit der Städtischen Werke AG (STW) ein regiona-
les Gemeindewerk gegründet, das Gemeindewerk 
Kaufungen GmbH & Co. KG (GWK; Anteil STW: 
74,9 % und Anteil Gemeinde Kaufungen: 25,1 %). 
Seit 2014 ist das GWK aktiv. Der Betrieb des 
Stromnetzes ist derzeit in einem Pachtmodell an 
die Städtische Werke Netz + Service GmbH ver-
geben. Das Gemeindewerk bietet für Verbrau-
cher*innen „Losse-Strom“ aus erneuerbaren Ener-
giequellen und klimaneutrales „Losse-Gas“ an.  

Die Gemeinde Kaufungen ist zudem an den zwei 
örtlichen Windparkanlagen (Stiftswald und Kreuz-
stein) beteiligt. 

Im Jahr 2013 wurde ein umfassendes Klima-
schutzkonzept mit konkreten Maßnahmen ausge-
arbeitet. Dieses wurde im Juni 2019 fortgeschrie-
ben. Es bildet die Arbeitsgrundlage der Stelle des 
Klimaschutzmanagements. 

Der Landkreis Kassel hat im November 2021 ein 
integriertes Klimaschutzkonzept beschlossen, an 
dessen Umsetzung eine Klimaschutzmanagerin 
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arbeitet. Bei der Energieagentur im Landkreis Kas-
sel, Energie 2000, ist die Gemeinde Kaufungen 
Mitglied.  

 

 

 

 

Photovoltaikanlagen auf gemeindeeigenen  
Gebäudedächern 

Die Gemeinde Kaufungen betreibt drei Photovol-
taikanlagen auf kommunalen Dachflächen (Kita 
Kunterbunt, Kita Pusteblume, Sporthalle Lossetal-
Halle). An einem Standort der Wasserversorgung 
wird derzeit auf einem Hochbehälter eine weitere 
PV-Anlage gebaut. Dann betreibt die Gemeinde 
insgesamt PV-Anlagen mit einer Leistung von 
etwa 150 kWp. Weitere kommunale Dächer sind 
an externe Betreiber*innen verpachtet, darunter 
die Energiegenossenschaft Kaufunger Wald (ca. 
140 kWp) sowie private Investor*innen (ca. 350 
kWp). Es befinden sich in Summe ca. 20 PV-Anla-
gen mit ca. 650 kWp auf den gemeindeeigenen 
Dächern. 

Ökostrom für die kommunalen Liegenschaften 

In allen gemeindlichen Liegenschaften und für die 
Straßenbeleuchtung wird seit 2012 Ökostrom ver-
wendet.  

Energetische Modernisierung des  
Bürgerhauses Kaufunger Wald und Rathaus  

Die Gebäude wurden von 2009 bis 2013 baulich 
und anhand der damaligen Standards energetisch 
modernisiert. Zudem ist aktuell die Erneuerung der 
Heizung des Bürgerhauses gemeinsam mit den 
benachbarten Gebäuden des Bauhofs und einer 
von der Gemeinde verpachteten Gaststätte ge-
plant. Entweder sollen die genannten Gebäude 
eine gemeinsame regenerative Wärmeversorgung 
erhalten oder in das potenzielle Nahwärmenetz 

Oberkaufungen (s.u.) eingebunden werden. Für 
die Erstellung eines Heizkonzepts wurde ein För-
derantrag im Rahmen der Kommunalrichtlinie des 
Bundes gestellt.  

Am Rathaus (Teil des Bürgerhauses) sind eine 
Verbesserung der Dachdämmung und eine Erneu-
erung der Gauben für sommerlichen und winterli-
chen Wärmeschutz angestrebt. Dazu wurde im 
vierten Quartal 2024 eine Gebäudeenergiebera-
tung beauftragt.  

Energetische Modernisierung der  
Kita Pusteblume 

Das Gebäude aus dem Jahr 1980 mit verschiede-
nen Anbauten wurde 2010 nach damaligem Stan-
dard energetisch modernisiert. 

Kita „Zur Schönen Aussicht“  

Die Kita Zur Schönen Aussicht befindet sich im 
fachwerkgeprägten Altdorf in Oberkaufungen und 
gleichzeitig im Gebiet des Städtebauförderpro-
gramms „Lebendige Zentren“. Da die Betreuungs-
kapazitäten in der Kita gesteigert werden müssen 
ist eine Erweiterung (u.a. gefördert durch „Leben-
dige Zentren“) geplant, womit sich derzeit eine 
Machbarkeitsstudie auseinandersetzt. Für das Be-
standsgebäude wurde im 4. Quartal 2024 eine Ge-
bäudeenergieberatung beauftragt, um so potenti-
ell eine energetische Modernisierung gemeinsam 
mit einem Anbau umsetzen zu können (nicht Teil 
des Budgets für energetische Modernisierungen, 
eigenes Investitionsbudget). 

Potenzielles Nahwärmenetz Oberkaufungen  

Für das Altdorf und die Stiftsfreiheit Oberkaufun-
gen ist aktuell ein Nahwärmenetz aus regenerati-
ver Wärmequelle in Planung. Eine Machbarkeits-
studie, gefördert durch die Bundesförderung „Effi-
ziente Wärmenetze“, wird derzeit ausgearbeitet.  

Das vorgesehene Gebiet ist teilweise eng bebaut, 
was individuelle Heizungslösungen erschwert, im 

Kaufungen hat u.a. folgende Maßnahmen umge-
setzt oder arbeitet an der Umsetzung: 

 



Gebiet gibt es jedoch einige Großabnehmer*in-
nen, nämlich die Ernst-Abbe-Schule (Landkreis 
Kassel), die Kita Zur Schönen Aussicht und meh-
rere Gebäude des Ritterschaftlichen Stifts sowie 
der Evangelischen Kirchengemeinde. Weitere ge-
meindliche Gebäude im geplanten Gebiet sind das 
Regionalmuseum „Alte Schule“ und das Mitmach-
haus (Nutzung: vermietet an Musikschule und 
zwei Wohnungen). 

Stützpunktfeuerwache 

Das Feuerwehrhaus wurde Anfang der 1990er 
Jahre mit einer Gasheizung – wie mehrere Ge-
bäude der Gemeinde Kaufungen – erbaut. Auf-
grund von sicherheitstechnischen Anforderungen 
stehen bauliche Maßnahmen an. Auch die bereits 
erwähnte Heizung muss erneuert werden. Eine 
Gebäudeenergieberatung liegt bereits vor. Zudem 
ist aufgrund behördlicher Auflagen eine bauliche 
Erweiterung mit einer Atemschutzgerätewerkstatt 
notwendig. Im Zuge der baulichen Erweiterung 
sollen die Bestandsgebäude energetisch moderni-
siert werden (nicht Teil des Budgets für energeti-
sche Modernisierungen, eigenes Investitions-
budget). 

Clever fürs Klima – Kitas 

Im Rahmen dieses Projekts („Einführung und Um-
setzung von Energiesparmodellen“ via Nationale 
Klimaschutzinitiative, NKI) stehen Fördermittel aus 
dem Starterpaket zur Verfügung. Es sollen diverse 
kleinere nicht-investive Maßnahmen an den kom-
munalen Kitas umgesetzt werden, die den energe-
tischen Zustand jeweils verbessern können: Hyd-
raulische Abgleiche der Heizungen, Einbau intelli-
genter Thermostatventile, Abdichtungen an Türen 
und Fenstern, Sonnenschutz zur Reduktion der 
Hitzeeinstrahlung in einzelnen Kitas und Stecker-
PV-Anlagen für jede Kita (nicht Teil des Budgets 
für energetische Modernisierungen, abzudecken 
aus dem Ergebnishaushalt).

Gesamtschau der kommunalen Gebäude 
(Schwerpunkt Klimaschutz/Energetische  
Sanierung)“ 

Basierend auf den Energieberichten, die seit meh-
reren Jahren jährlich erstellt werden, sowie vielen 
Informationen rund um die kommunalen Gebäude, 
ist Ende 2023 eine „Gesamtschau“ entstanden, die 
einen Überblick zum energetischen Stand aller 
Gebäude darstellt. Diese bildet nun die Grundlage 
für die Bearbeitungsreihenfolge (Priorisierung) der 
energetischen Modernisierungsvorhaben und 
wurde in kurzgefasster Form der Gemeindevertre-
tung als Bericht „Energetische Sanierung ge-
meindlicher Gebäude“ zur Kenntnisnahme vorge-
legt (Beschluss im Juni 2024). 
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Die Governance der Gebäudemodernisierung 
stellt Kaufungen und die weiteren am Projekt 
beteiligten Kommunen vor vielfältige 
Herausforderungen. Gleichzeitig zeigen prak-
tische Erfahrungen aus dem Projekt, welche 
Erfolgsfaktoren eine erfolgreiche Umsetzung 
begünstigen. Diese Erkenntnisse lassen sich in 
verschiedenen Kategorien zusammenfassen. 

In der Kategorie Information/Beratung wurde 
das Filtern von Informationen als Herausforderung 
benannt. So ist es oft nicht direkt ersichtlich, wel-
che Informationen speziell für die Gemeinde Kau-
fungen von Bedeutung sind und für die Gebäude 
im Hinblick auf Übertragbarkeit überhaupt relevant 
sein könnten. Auch die Suche nach einer Stelle für 
eine geeignete Beratung ist herausfordernd. 

Zudem wird als Herausforderung beschrieben, 
dass Arbeitsunterlagen wie etwa Pläne teilweise 
durch ein Hochwasser vernichtet wurden bzw. 
grundsätzlich nicht vorliegen. Dies erschwert u.a. 
die Beauftragung von Gebäudeenergieberatungen 
und auch spätere Modernisierungen. 

Im Bereich der Regeln und Festsetzungen wurde 
die konkrete Umsetzung von Vorschriften bspw. im 
Bereich Modernisierung/Heizung als herausfor-
dernd bezeichnet. Auch ist die Priorisierung der zu 
modernisierenden Gebäude und die Entschei-
dung, welche Maßnahmen konkret umgesetzt 
werden sollen, schwierig. Offen ist, welcher ener-
getische Standard durch die Modernisierung je-
weils erzielt werden soll, insbesondere im Hinblick 
auf den zukünftigen gesetzlichen Rahmen und 
was in diesem Zusammenhang technisch sinnvoll 
ist. Durch einen intensiven Austausch mit der Ver-
waltungsspitze im Zuge der Erstellung des Be-
richts „Energetische Sanierung gemeindlicher Ge-
bäude“ (Kenntnisnahme durch Gemeindevertre-
tung) konnte ein Fortschritt bezüglich der Priorisie-
rung erzielt werden. Allerdings ist vieles auch von 
der Einbindung bzw. Verfügbarkeit von Fördermit-
teln abhängig.  

Die Förderung und Finanzierung der Moderni-
sierungsmaßnahmen wird - vor allem seit 2024 - 

geprägt durch die zunehmende Unterfinanzierung 
der Kommunen bei gleichzeitigem Aufgabenzu-
wachs. Problematisch sind bspw. fehlende Mittel 
für die Gebäudeunterhaltung und auch bei lang-
fristigeren Maßnahmen ist die Kostenunsicherheit 
ein begleitender Faktor. Für die konkrete Umset-
zung von Maßnahmen sind die Gemeinden daher 
oftmals auf die Verfügbarkeit von Fördermitteln an-
gewiesen.  

 
Über den Finanzhaushalt können grundhafte Sa-
nierungsmaßnahmen finanziert werden, die eine 
wesentliche Verbesserung bzw. eine Wertsteige-
rung der Gebäude erzielen. Einzelne Maßnahmen 
wie etwa ein Heizungstausch gelten als reine Un-
terhaltung und sind somit Teil des Ergebnishaus-
halts, welcher derzeit geringe Mittel für derartige 
Vorhaben aufgrund der bereits geschilderten fi-
nanziellen Herausforderungen vorsehen kann. So 
lässt sich ein neues Gebäude über eine Kreditauf-
nahme finanzieren, die Gebäudeunterhaltung je-
doch nicht.  

Auch die vorläufige Mittelplanung für Maßnahmen 
gilt als herausfordernd, da oft unklar ist, wie um-
fangreich die Maßnahmen tatsächlich sein wer-
den. Die Gemeindevertretung beruft sich auf den 
festgelegten Betrag, der für die Maßnahme veran-
schlagt wurde. Im Folgejahr müssen die Maßnah-
men mit dem genauen veranschlagten Betrag um-
gesetzt werden, was sich oft durch Nichtverfügbar-
keit von Fachbetrieben und auch Materiallie-
ferengpässen schwierig gestaltet. Hier hilft die 

Die im Projekt entwickelte Handreichung  
„Der Förderprozess“ weist Kaufungen und den 
anderen Projekt-Kommunen den Weg zum ange-
passten Einsatz der vielfältigen Förderpro-
gramme. Sie steht über die folgenden Projekt-
homepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungslo-
giken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
 

Herausforderungen & 
Erfolgsfaktoren 
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kontinuierliche Bereitstellung von Mitteln im Inves-
titionshaushalt für energetische Sanierungen. 

Als Erfolg verbucht werden kann, dass sich einige 
Gemeinden aus dem östlichen Teil des Landkrei-
ses Kassel, darunter Kaufungen, zu einer inter-
kommunalen Zusammenarbeit zusammenge-
schlossen und gemeinsam im Mai 2023 eine För-
dermittelmanagerin eingestellt haben.  

Eng verbunden mit den finanziellen Ressourcen 
sind Herausforderungen, die sich aus der notwen-
digen Anpassung der Verwaltungsstruktur er-
geben.  

Im Bauamt besteht ein Bedarf an größeren perso-
nellen Ressourcen. So gibt es immer mehr Ge-
bäude, allerdings ist das Personal zur Bewirtschaf-
tung nicht in gleichem Maße gewachsen. Daher 
bleibt neben dem laufenden Tagesgeschäft nur 
wenig Zeit für eine intensive Beschäftigung mit den 
Modernisierungsvorhaben. Schwung in den Pro-
zess zur energetischen Modernisierung kommu-
naler Gebäude hat die seit 2020 aktive Stelle des 
Klimaschutzmanagements gebracht. Das Klima-
schutzmanagement hat sich zu Beginn zunächst 
auf Teilbereiche konzentriert, dadurch aber di-
verse Initiativen ergriffen, darunter die Beauftra-
gung und Begleitung erster Gebäudeenergiebera-
tungen. Durch den Willen der Verwaltungsspitze 
und die politischen Entwicklungen im Hinblick auf 
die Energiekrise 2022 wurde der Beschluss ge-
fasst, die notwendigen energetischen Modernisie-
rungen anzugehen. Dafür stehen im Investitions-
haushalt nun beträchtliche Summen zur Verfü-
gung. 

Die klare Aufgabenstellung durch die Verwal-
tungsspitze, sich strategisch mit den Notwendig-
keiten energetischer Modernisierungen auseinan-
derzusetzen, hat den Prozess der energetischen 
Modernisierung der kommunalen Gebäude stark 
vorangetrieben. War es zuvor eine Zuständigkeits-
frage, wer sich um energetische Modernisierungs-
maßnahmen kümmert, so hat es sich nun zu einer 
Kapazitätsfrage verschoben. Um die notwendigen 
Aufgaben für die energetische Modernisierung der 

gemeindlichen Gebäude zu bewältigen, bedarf es 
weiterer personeller Kapazitäten im Bauamt für die 
Planung und Baubegleitung. Auch wenn Aufgaben 
ausgelagert und externe Dienstleister*innen be-
auftragt werden, ist dies weiterhin mit einem hohen 
Betreuungsaufwand, welcher durch das Verwal-
tungspersonal geleistet werden muss, verbunden. 
Eine Möglichkeit bietet das Förderprogramm „Im-
plementierung und Erweiterung eines Energiema-
nagements“ (via Nationale Klimaschutzinitiative, 
NKI). Die Verbesserung des gemeindlichen Ener-
giemanagements bietet gleichzeitig eine gute 
Grundlage und Begleitung der energetischen Mo-
dernisierungen. Zusätzliche Strom- und Wär-
memengenzähler einzubauen kann helfen, Ver-
bräuche besser zuzuordnen und zu beurteilen. Die 
mit der Bewilligung verbundene Beantragung der 
Fördermittel für eine solche geförderte Stelle kann 
jedoch viel Zeit in Anspruch nehmen. 

Im Bauamt gab es mehrere Wechsel auf der Lei-
tungsebene. Dadurch entstanden ein institutionel-
ler Wissensverlust und auch Kenntnisse zu Abläu-
fen innerhalb der Verwaltung sowie im Austausch 
mit der Politik fehlen. Teilweise sind Zuständigkei-
ten Einzelner noch zu klären.  

In der Kategorie Sonstiges ist die Kommunikation 
zwischen den verschiedenen Gremien, der Ver-
waltungsspitze, der Verwaltung und der Kommu-
nalpolitik sowie die Kommunikation nach außen in 
die Bürgerschaft verortet.  

Weil das Thema der Kommunikation in der Verwal-
tung so bedeutsam ist, wurde diese als zweiter 
Schwerpunkt des Projekts identifiziert: Wie spre-
che ich den Fachbereich an? Wie gelingt die Kom-
munikation der eigenen Fachlichkeit hin zu den 
Entscheidungsträgern und -Trägerinnen? Welche 
Sprache wird verstanden? Was muss vorgelegt 
werden, um zu überzeugen? Welcher Informati-
onsbedarf besteht auf politischer Entscheidungs-
ebene?  
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Ein illustratives Beispiel aus der jüngeren Verwal-
tungspraxis waren die Arbeiten für die Verwen-
dung der in die Haushalte 2023-2026 eingestellten 
Investitionsmittel für energetische Modernisie-
rungsmaßnahmen. Wenngleich sich von der Ver-
waltungsspitze die externe Erstellung einer „Ge-
samtschau der kommunalen Gebäude der Ge-
meinde Kaufungen (Schwerpunkt Klima-
schutz/Energetische Sanierung)“ gewünscht 
wurde, wollte und konnte die Klimaschutzmanage-
rin ihre Ressourcen darauf verwenden, die an ver-
schiedenen Stellen im Bauamt (vor allem Grund-
stücks- und Gebäudemanagement) vorhandenen 
Information zu sichten und zusammenzutragen. 
Solche „Anfragen“ (in Aussicht genommene ex-
terne Beauftragungen) sind häufig eine gute Gele-
genheit, etwas abseits vom Tagesgeschäft die be-
reits geleisteten Arbeiten und vorhandenen Daten 
innerhalb der Verwaltung – ohne Unterstützung 
von außen – wieder ins Bewusstsein zu heben, 
passend zusammenzutragen und daran weiter zu 
arbeiten. Knappe personelle Ressourcen können 
dazu verlocken, zu externen Beauftragungen zu 
greifen, ohne zuvor die verwaltungsinternen Res-
sourcen zu überprüfen, denn auch externe Verga-
ben binden interne Kapazitäten. Schließlich hat die 
Gesamtschau eine gute Grundlage für den Bericht 
„Energetische Sanierung gemeindlicher Gebäude“ 
(Gemeindevertretungsbeschluss im Juni 2024) 

gelegt und wird auch zukünftig als hilfreiche Liste 
zur Verfügung stehen.  

Als Erfolg zu verzeichnen ist, dass durch die Ver-
knüpfung mehrerer Fördertöpfe ambitionierter ge-
plant wird. Beispielsweise ist ein Teil des Altdorfs 
Oberkaufungen im Gebiet des Städtebauförder-
programms „Lebendige Zentren“. Hier soll ein An-
bau an die Kita „Zur Schönen Aussicht“ entstehen. 
Im gleichen Zuge ist eine energetische Moderni-
sierung des Bestandsgebäudes geplant. Beides 
zu verbinden ist zwar sinnvoll, jedoch könnte das 
zeitliche Zusammenspiel der Maßnahmen eine 
Herausforderung darstellen. Im gleichen Gebiet 
läuft ebenfalls die Planung für ein potentielles Nah-
wärmenetz, an das mehrere Gebäude der Ge-
meinde angeschlossen werden sollen. Falls die 
Machbarkeitsstudie zu einem negativen Ergebnis 
kommt, bedeutet das auch, dass die gemeindli-
chen Gebäude andere regenerative Wärmequel-
len benötigen.  

In den letzten Jahren war es mehrfach schwierig, 
eine gute Planung für die technische Gebäudeaus-
stattung zu beauftragen. Dies lag unter anderem 
an fehlenden Angeboten und dem Fehlen von Pla-
ner*innen für die technische Gebäudeausrüstung 
(TGA).  

Wie die nötigen energetischen Modernisierungen 
und allen voran Heizungstausche in den Wohnge-
bäuden der Gemeinde Kaufungen bestritten wer-
den können, findet derzeit noch keine Berücksich-
tigung. Schwierigkeiten erzeugt hier die finanzielle 
Ausstattung des Eigenbetriebs Wohnungswirt-
schaft, u.a. da es Anspruch ist, günstige Wohnun-
gen zur Verfügung zu stellen, sowie dass die Woh-
nungen jeweils bewohnt sind. 

 

 

 

 

 

 

Die im Projekt erarbeitete Handreichung „Der 
Kommunikationsprozess“ bietet Kaufungen 
und den anderen Projekt-Kommunen eine pra-
xisnahe Orientierung, um verschiedene HGO-
konforme Kommunikationswege gezielt für The-
men wie die (energetische) Modernisierung der 
eigenen Liegenschaften sowie weitere relevante 
Bereiche zu nutzen. Sie steht über die folgenden 
Projekthomepages zur Verfügung:  
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungs-
logiken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
 

Im Rahmen des Projekts haben die Kommunen 
verschiedene Vorlagen erarbeitet, darunter eine 
für einen Grundsatzbeschluss, der der Verwal-
tung den Handlungsrahmen vorgibt und sie legiti-
miert, beispielsweise in Bezug auf Gebäudestan-
dards. Diese Standards sollen bei der Modernisie-
rung kommunaler Liegenschaften erreicht werden 
und sind auf die Bedürfnisse kleiner und mittlerer 
hessischer Kommunen abgestimmt. Ihr Ziel ist es, 
zur Einhaltung bzw. Erreichung der Klimaschutz-
ziele im Gebäudebereich beizutragen.  
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Der Steckbrief zeigt, wie Kaufungen die Heraus-
forderungen im Bereich der Gebäudemodernisie-
rung angeht und dabei wichtige Rahmenbedingun-
gen berücksichtigt. Die Gemeinde hat bereits be-
gonnen, umfangreiche Maßnahmen zur Moderni-
sierung ihrer Liegenschaften umzusetzen. 

Für Modernisierungsmaßnahmen ist grundsätzlich 
das Bauamt zuständig. Daran angegliedert ist die 
Stelle des Klimaschutzmanagements. Das im Jahr 
2013 erstellte und 2019 fortgeschriebene Klima-
schutzkonzept bildet die Arbeitsgrundlage des Kli-
maschutzmanagements. 

Eine in der kommunalen Familie noch nicht weit 
verbreitete Besonderheit ist, dass Kaufungen be-
reits mit einer Bestandsaufnahme und einer ratio-
nalen Priorisierung an die anstehenden Moderni-
sierungsmaßnahmen herangeht. Dabei ist deutlich 
geworden, dass die Modernisierung der kommu-
nalen Gebäudebestände in den nächsten Jahren 
nicht ohne erhebliche finanzielle Mittel bewältigt 
werden kann. Im Investitionshaushalt sind daher 
Mittel in Höhe von mehr als 2,5 Millionen Euro für 
die nächsten 3 Jahre vorgesehen. Gleichzeitig 
wird durch die Kombination unterschiedlicher För-
derprogramme eine möglichst hohe Förderquote 
bei den zu modernisierenden Gebäuden ange-
strebt. 

Von 2009 bis 2013 konnten unter anderem das 
Bürgerhaus „Kaufunger Wald“ und das Rathaus 
energetisch modernisiert werden. Aktuell ist zu-
dem geplant, die Heizung des Bürgerhauses zu er-
neuern. Am Rathaus ist eine Verbesserung der 
Dachdämmung in Planung. Zudem wurde die Kita 
„Pusteblume“ energetisch modernisiert und eine 
Erweiterung der Kita „Zur Schönen Aussicht“ ist in 
Planung.  

Besonders herausfordernd ist unter anderem die 
zunehmende Unterfinanzierung der Kommunen 
bei gleichzeitigem Aufgabenzuwachs. Wegen den 
fehlenden personellen Ressourcen bleibt neben 
dem laufenden Tagesgeschäft nur wenig Zeit für 
eine intensive Beschäftigung mit den Modernisie-
rungsvorhaben. 

Fazit  
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Vorwort 
 
Das Projekt „Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen 
und mittleren hessischen Kommunen“ verfolgte das Ziel, kommunale 
Akteure bei der Modernisierung ihres eigenen Gebäudebestandes zu un-
terstützen. Das Projekt wurde durch das Hessische Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum gefördert und lief 
vom 15.01.2023 bis zum 31.05.2025.  
 
Jede am Projekt teilnehmende Kommune wird in einem separaten Steck-
brief vorgestellt. Der Steckbrief enthält die wichtigsten Informationen zur 
Gebäudemodernisierung in der jeweiligen Kommune. Darüber hinaus 
werden Informationen und Maßnahmen zusammengestellt, die nicht nur 
für alle teilnehmenden Kommunen, sondern auch für weitere hessische 
Kommunen interessant sein könnten. 
 

Projektbeteiligte Kommunen in Hessen 
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Im Projekt Governance der Gebäudemoderni-
sierung in kleinen und mittleren hessischen 
Kommunen beschäftigten sich zwölf Kommunen 
aus Hessen mit den Herausforderungen im Be-
reich der Gebäudemodernisierung. Untersucht 
wurde dabei unter anderem, mit welchen Instru-
menten und Methoden die Gebäudemodernisie-
rung im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele 
in der jeweiligen Kommune umgesetzt wird. 

Der Begriff der Modernisierung umfasst Maßnah-
men, die zu einer nachhaltigen Verbesserung der 
Gebäudeverhältnisse beitragen und beispiels-
weise zu einer Einsparung von Energie (=energe-
tische Sanierung) oder Wasser führen. Der Begriff 
der Sanierung beschreibt alle Maßnahmen, die 
zum Erhalt eines Gebäudes beitragen. Bei einer 
Instandsetzung hingegen werden akute Schäden 
beseitigt. Da die Begriffe der Modernisierung und 
Sanierung allerdings in der kommunalen Praxis 
synonym verwendet werden, werden diese auch 
im nachfolgenden gleichermaßen verwendet.  

Die teilnehmenden Kommunen sind alle Mitglieder 
im Bündnis der Hessischen Klima-Kommunen und 
haben sich mit der Unterzeichnung der Charta 
„Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ dazu ver-
pflichtet, bis 2045 klimaneutral zu werden. Allen 
Kommunen gemeinsam ist die Absicht, die not-
wendigen Modernisierungsprozesse im kommu-
nalen Gebäudebestand in Hinblick auf die Treib-
hausgasneutralität zu beschleunigen und besser 
zu steuern. Die Projektkommunen haben sehr he-
terogene Strukturen, welche von kompakten Klein-
städten bis hin zu großen Flächengemeinden mit 
vielen Ortsteilen reichen. Entsprechend unter-
schiedlich sind die Bedarfe und Herausforderun-
gen bei der Modernisierung des jeweiligen kom-
munalen Gebäudebestandes.  

Eine der größten Herausforderungen in diesem 
Bereich stellt der allgemeine Sparkurs der kommu-
nalen Haushalte und der Personalmangel, ausge-
löst durch fehlende Fachkräfte und einen Genera-
tionenwechsel, dar. Häufig fehlen darüber hinaus 
ausreichende Kenntnisse über Auswahl und (stra-

tegischen) Einsatz von Förderprogrammen. Wei-
terhin ist eine gute Kommunikation zwischen „Po-
litik“ und Verwaltung erforderlich, um klare Auf-
träge an die Verwaltung zu formulieren und durch 
politische Beschlüsse die notwendige Legitimation 
für Verwaltungshandeln zu erreichen. Diese Er-
kenntnisse führten zur Auswahl der beiden 
Schwerpunktthemen: Förderung und Finanzie-
rung und Kommunikation, die mit allen Kommu-
nen bearbeitet werden. Die Kommunen arbeiteten 
im Rahmen des Forschungsprojekts eng mit der 
Institut Wohnen und Umwelt GmbH (IWU), der 
Hochschule Darmstadt und der Schader-Stiftung 
zusammen.  

Die Besonderheit des Projekts lag in dem partizi-
pativen Ansatz der gemeinsamen Identifikation 
und Priorisierung von Herausforderungen und der 
anschließenden Entwicklung von Lösungsansät-
zen. Die entwickelten Lösungsansätze wurden in-
nerhalb der Projektlaufzeit an verschiedenen Stel-
len in der kommunalen Praxis erprobt. Zudem fan-
den in regelmäßigen Abständen Workshops mit 
den beteiligten zwölf Kommunen statt, um einen 
Erfahrungsaustausch während der Laufzeit des 
Projekts zu gewährleisten. 
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Hilfsmittel, die für die Projektgemeinden erarbei-
tet wurden, werden allgemein zugänglich ge-
macht und können von jeder interessierten Kom-
mune genutzt werden.   

Erkenntnisreich sollen die Steckbriefe und die 
Hilfsmittel auch für Fördermittelgeber oder Mini-
sterien sein, um die Unterstützung des Landes 
möglichst genau auf die Bedarfe der kleinen und 
mittelgroßen Kommunen abzustimmen. 
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Die Stadt  
Ober-Ramstadt  

Bevölkerung  
15.211 (Stand: 09/2022) 
 
Landkreis 
Darmstadt-Dieburg 
 
Regierungsbezirk 
Darmstadt 
 
Strukturraum nach Landesentwicklungspla-
nung 
Verdichteter Raum  
 
 
Nichtwohngebäude (NWG) in Eigentum der 
Kommune* 
24* 
 
Wohngebäude (WG) in Eigentum der  
Kommune 
9 Wohngebäude mit 26 WE 
 
Webseite 
www.ober-ramstadt.de 
 
 
 
 
Ansprechpartner*Innen zum Thema:  
Gebäudemodernisierung 
 
Name:  Ira Frank & Uwe Leder 
Funktion:  Fachbereichsleitung +  

Sachbearbeiter 
E-Mail:  bauenundumwelt 
                       @ober-ramstadt.de 
 
Tel.:   06154 702 300 
 

Ober-Ramstadt liegt im Landkreis Darmstadt-
Dieburg in Südhessen (Regierungsbezirk Darm-
stadt). Die Stadt hat ca. 15.000 Einwohner*innen 
(Stand 09/2022 laut Hessischer Gemeindestatis-
tik). Davon leben ca. 11.000 Personen in der 
Kernstadt, die übrigen Einwohner*innen verteilen 
sich auf die Stadtteile Modau, Rohrbach und 
Wembach-Hahn.  

Ober-Ramstadt ist eine industriell geprägte Klein-
stadt. Prägend für das Stadtbild ist ein Farbunter-
nehmen sowie die Vielfalt der Kulturen in der 
Stadt. Ober-Ramstadt hat sich im Rahmen eines 
Stadtleitbildes daher den Namen „Stadt der Far-
ben“ gegeben. 

Ober-Ramstadt liegt ca. 200 m über NN am 
Rande des Odenwalds. Das nächstgelegene 
Oberzentrum ist Darmstadt in etwa 10 km Entfer-
nung. In etwa 25 km Entfernung liegt der Natur-
park Bergstraße-Odenwald. Im Eigentum der 
Kommune befinden sich aktuell 24 Nichtwohnge-
bäude sowie neun Wohngebäude mit 26 
Wohneinheiten. 

 

 
 
* Berücksichtigte Nichtwohngebäude (NWG) 
sind Gebäude die dauerhaft auf über 12° C be-
heizt werden und unter (die Anwendung) das 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) fallen.  
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Im Rathaus (Verwaltung) der Stadt Ober-
Ramstadt sind insgesamt ca. 50 Mitarbeiter*innen 
beschäftigt.  

Die Verwaltung gliedert sich in folgende Fachbe-
reiche: 

- Fachbereich 1 Finanz- und Personalma-
nagement  

- Fachbereich 2 Sicherheit und Ordnung und 
soziale Angelegenheiten der Stadt 

- Fachbereich 3 Bauen | Liegenschaften | 
Umwelt | Energie 

- Fachbereich 4 Baubetriebshof  

 

Fachbereich 3 hat vielfältige Aufgaben und ist u.a. 
zuständig für das kommunale Gebäudemanage-
ment, die Verwaltung der städtischen Liegen-
schaften, die Bauordnung und sonstige Bauange-
legenheiten.  

Finanzierung 
Der Haushalt 2024 von Ober-Ramstadt war ge-
prägt von erheblich gesunkenen Einnahmen von 
Gewerbesteuern und einer Erhöhung von Umla-
gen. Somit begegnet die Gemeinde finanziellen 
Schwierigkeiten.  

Ertrag:  38.464.087 Euro 

Aufwand:  41.635.045 Euro 

Plandefizit: - 3.170.957 Euro 

Als Reaktion darauf mussten die Hebesätze von 
Grund- und Gewerbesteuer erhöht werden. Zu-
dem wurden Einsparungen bei den Investitionen 
und den Sach- und Dienstleistungen eingeplant. 
Dies betrifft auch den Bereich der Gebäudemoder-
nisierung.  

Die Durchführung von kommunalen Modernisie-
rungsmaßnahmen hängt somit umso mehr davon 
ab, inwieweit Fördermittel aus den verschiedenen 

Bundes- und Landesförderprogrammen in An-
spruch genommen werden können. Die Inan-
spruchnahme von Fördermitteln wiederum hängt 
von verschiedenen Prämissen ab: Gibt es ausrei-
chend Personal, welches Kenntnis über die ein-
schlägigen Förderprogramme und deren jeweili-
gen Voraussetzungen hat? Passen die Förderpro-
gramme zu den von der Kommune geplanten Mo-
dernisierungsmaßnahmen? Stehen die erforderli-
chen kommunalen Eigenanteile zur Verfügung? 

Auch in den folgenden Abschnitten wird im Rah-
men von durchgeführten und geplanten Maßnah-
men der Gemeinde auf diese Thematik näher ein-
gegangen. Stellvertretend wurde ein Beispiel aus-
gewählt, welches das Vorgehen bei der Gebäude-
modernisierung und die damit verbundenen Her-
ausforderungen der Finanzierung von Modernisie-
rungsmaßnahmen innerhalb von Ober-Ramstadt 
exemplarisch illustriert. 

Finanzierung Beispiel 
Neues Bürgerhaus 

Das Bürgerhaus wird seit 2020/2021 durch einen 
Neubau ersetzt. Der neue Gebäudekomplex ent-
hält ein Bürgerhaus mit Mehrzweckraum. Auf dem 
Grundstück des alten Bürgerhauses entsteht der-
zeit ein Feuerwehrgerätehaus.  

Mit Mitteln aus der IKEK-Förderung (Dorfentwick-
lung) wird der Gebäudeteil Bürgerhaus mit Außen-
anlagen gefördert. Die technische Gebäudeaus-
stattung wird mit regenerativen Energien wie Erd-
wärme, PV-Anlage, Dachbegrünung und Wasser-
rückhaltung installiert/errichtet.  

Die Baukosten liegen bei 8,5 Millionen Euro und 
sind mit 2 Millionen Euro für die Außenanlagen er-
gänzt worden. Der hohe Eigenanteil des Projekts 
wurde aus dem Haushalts-Budget 2022/23 mit  
10 Millionen Euro finanziert. Damit war das Kon-

Zuständigkeiten &  
Entscheidungsprozesse  
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tingent für entsprechende Maßnahmen durch die-
ses Projekt erschöpft und konnte nicht für andere 
Projekte genutzt werden.  

Das Förderprogramm wurde als sehr komplex und 
aufwändig empfunden und hat viel Verwaltungska-
pazität erfordert. Erschwert wurde die Pro-
grammabwicklung auch durch internen Personal-
wechsel.  

 
 

Maßnahmen 

Seit 2020 ist Ober-Ramstadt Teil der Hessischen 
Klima-Kommunen und hat sich verpflichtet, bis 
zum Jahr 2045 klimaneutral zu werden.  

Darüber hinaus war bereits 2017 ein integriertes 
Klimaschutzkonzept im Landkreis Darmstadt-Die-
burg und die kreisangehörigen Kommunen be-
schlossen worden. Für die Stadt Ober-Ramstadt 
war hieraus vertiefend ein eigener Kommunalteil 
mit Handlungsempfehlungen und Maßnahmen-
empfehlungen abgeleitet worden.  

Derzeit wird das integrierte Klimaschutzkonzept 
des Landkreises Darmstadt-Dieburg fortgeschrie-
ben. 

 

Nutzung regenerativer Energien 

Seit 2014 bezieht Ober-Ramstadt Ökostrom. PV-
Anlagen zur Stromgewinnung auf eigenen Liegen-
schaften wurden sowohl auf dem Rathausdach als 
auch auf dem Dach der KiTa Ackermann installiert. 
Eine weitere PV-Anlage wird aktuell an der Kinder-
tagesstätte Himmelszelt errichtet, durch die be-
reits vorhandene Erdwärmepumpe wird dieses 
Gebäude dann CO2-neutral. Mit dem Bau des Bür-
gerhauses und der Feuerwehr Rohrbach werden 
weitere regenerative Energien, hier Erdwärme und 
Photovoltaik genutzt. 

Die Sportanlage Modau, die KiTa Ackermann und 
die Waldenserhalle wurden mit heizungsunterstüt-
zender Solarthermie ausgestattet. Das sanierte 
Schwimmbad wird mit Solarthermie geheizt. Dar-
über hinaus wurden 2 Windenergieanlagen mit ei-
ner Anlagenleistung von 4,2 MW errichtet. Diese 
Anlagen speisen seit Ende 2020 Windstrom für ca. 
2.500 Haushalte pro Jahr in das öffentliche Strom-
netz ein. Dadurch wird der CO2-Ausstoß um ca. 
6000 Tonnen pro Jahr reduziert.  

Energetische Gebäudesanierung  

In den letzten Jahren wurden an folgenden Gebäu-
den energetische Sanierungsmaßnahmen durch-
geführt: Rathaus, Zulassungsstelle, Feuerwehrge-
rätehaus Modau und Sportanlage Modau.  

Modernisierung Kita Ackermann 

Bei der ca. 30 Jahre alten Kita Ackermann wurde 
eine Modernisierung des Innenausbaus nach ei-
nem Wasserschaden vorgenommen. Die vorhan-
dene Gebäudesubstanz entsprach nicht mehr den 
heutigen Standards. Bei der Modernisierung wur-
den unter anderem auch Vorkehrungen für die 
Heizungsumstellung auf eine Wärmepumpen-Lö-
sung getroffen. 

Als problematisch erwiesen sich Schwierigkeiten 
mit der Versicherung. Diese führten im Ergebnis 
zu einer erhöhten/vollständigen Eigenfinanzierung 
der Maßnahme. 

Ober-Ramstadt hat u.a. folgende Maßnahmen 
umgesetzt oder arbeitet an der Umsetzung: 

 

Baustelle des neuen Bürgerhauses 
(Stadt Ober-Ramstadt) 
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Die Herausforderungen, welche Ober-Ramstadt 
(und den anderen Kommunen im Projekt) bei der 
Governance der Gebäudemodernisierung bevor-
stehen, wurden in verschiedene unterteilt. 
Dadurch kann ein guter erster Überblick für die 
Herausforderungen gewährleistet werden. 

Für die Kategorie Information/Beratung ist ge-
plant, ab 2025 eine/n Klimaschutzmanager*in ein-
zustellen, die/der einen Teil der anfallenden Auf-
gaben im Bereich Klimaschutz übernehmen soll. 

Im Bereich der Regeln und Festsetzungen ist es 
besonders herausfordernd, dass ein Gesamtkon-
zept für die Gebäudemodernisierung fehlt und ein 
solches aufgrund von sich ständig ändernden Vor-
gaben auch schwierig umzusetzen ist.  

Die Förderung und Finanzierung der Moderni-
sierungsmaßnahmen wird - vor allem seit 2022 - 
geprägt durch die zunehmend „leeren Kassen“. 
Als zusätzlich herausfordernd wird beschrieben, 
dass viele kommunale Gebäude zur gleichen Zeit 
gebaut und demnach jetzt zur gleichen Zeit sanie-
rungsbedürftig wurden. Eine Sanierung bzw. Mo-
dernisierung kann aufgrund von personellen und 
finanziellen Kapazitäten allerdings nur schrittweise 
erfolgen. Zudem sind die mit einer Förderung ein-
hergehenden Anforderungen sehr hoch und es be-
steht die Gefahr, dass Geld zurückgezahlt werden 
muss.  

Für alle am Projekt beteiligten Kommunen ist die 
Förderung und Finanzierung von Modernisie-
rungsmaßnahmen eine sehr wesentliche Heraus-
forderung. Deshalb wurden diese Fragen zu einem 
Schwerpunktthema des Projektes Governance der 
Gebäudemodernisierung gemacht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ein weiterer zentraler Aspekt einer funktionieren-
den Governance sind die gute Kommunikation und 
Kooperation zwischen Verwaltung und politischen 
Gremien. Da sich dieses Thema nicht eindeutig in 
bestehende Kategorien einordnen lässt, wird es 
unter Sonstiges geführt. Aufgrund seiner hohen 
Relevanz wurde es jedoch als zweiter Schwer-
punkt des Projekts identifiziert. 

Im Mittelpunkt stehen dabei zentrale Fragen: 

• Wie kann der Fachbereich gezielt angespro-
chen werden? 

• Wie gelingt es, die eigene fachliche Expertise 
verständlich an Entscheidungsträger*innen zu 
vermitteln? 

• Welche Sprache wird verstanden? 
• Welche Unterlagen sind erforderlich, um Über-

zeugungsarbeit zu leisten?  
• Welcher Informationsbedarf besteht auf politi-

scher Entscheidungsebene? 

Governance umfasst in diesem Zusammenhang 
die Legitimation der Verwaltung, das Vertrauen 
der Politik in die Verwaltung sowie die Wertschät-
zung und Anerkennung der geleisteten Arbeit. Sie 
erfordert ein sensibles Abwägen zwischen fachli-
chen Anforderungen – für die die Verwaltung pri-
mär verantwortlich ist – und den politischen Oppor-
tunitäten, also den Erwartungen, denen Kommu-
nalpolitiker*innen ausgesetzt sind. 

Die im Projekt entwickelte Handreichung  
„Der Förderprozess“ gibt Ober-Ramstadt und 
den anderen Projekt-Kommunen eine praxis-
nahe Orientierung zur gezielten Nutzung ver-
schiedener Förderprogramme. Sie steht über die 
folgenden Projekthomepages zur Verfügung: 
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungs-
logiken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
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Fazit 

Dieser Steckbrief skizziert die Rahmenbedingun-
gen, unter denen die Stadt Ober-Ramstadt Maß-
nahmen zur energetischen Modernisierung um-
setzt. Bereits jetzt engagiert sich die Stadt in zahl-
reichen Projekten, um ihre Liegenschaften nach-
haltig zu entwickeln. 

Im Jahr 2017 wurde ein integriertes Klimaschutz-
konzept im Landkreis Darmstadt-Dieburg erarbei-
tet und beschlossen. Für die Stadt Ober-Ramstadt 
wurde daraus vertiefend ein eigener Kommunalteil 

mit Handlungs- und Maßnahmenempfehlungen 
abgeleitet. 

Einen besonderen Fokus legt Ober-Ramstadt auf 
erneuerbare Energien. Seit 2014 fokussiert sich 
die Kommune auf die Nutzung regenerativer Ener-
gien. Die Stadt bezieht seit 2014 Ökostrom und hat 
einige kommunale Gebäude mit heizungsunter-
stützender Solarthermie ausgestattet. Darüber 
hinaus wurden sowohl auf dem Rathausdach als 
auch auf dem Dach der KiTa „Ackermann“ eine 
PV-Anlage installiert. Eine weitere PV-Anlage wird 
derzeit an der Kita „Himmelszelt“ errichtet. Durch 
die Kombination mit der vorhandenen Erdwärme-
pumpe wird dieses Gebäude CO2-neutral sein. 
Beim Bau des Bürgerhauses und der Feuerwehr 
Rohrbach wurde darauf geachtet, regenerative 
Energien wie Erdwärme und Photovoltaik in die 
Energieversorgung der Gebäude zu integrieren. 

Zudem hat Ober-Ramstadt zwei Windenergieanla-
gen errichtet. Diese Anlagen speisen seit Ende 
2020 Windstrom für ca. 2.500 Haushalte pro Jahr 
in das öffentliche Stromnetz ein. Dadurch wird der 
CO2-Ausstoß um ca. 6000 Tonnen pro Jahr redu-
ziert. 

Eine besondere Herausforderung im Zuge der Ge-
bäudemodernisierung stellt unter anderem die fi-
nanzielle Situation der Stadt dar. Der Haushalt 
2024 von Ober-Ramstadt war geprägt von erheb-
lich niedrigeren Einnahmen durch Gewerbesteuer 
und einer Erhöhung von Umlagen. Als Reaktion 
darauf mussten die Hebesätze von Grund- und 
Gewerbesteuer erhöht werden. Zudem wurden 
Einsparungen bei den Investitionen und den Sach- 
und Dienstleistungen eingeplant. Dies betraf auch 
den Bereich der Gebäudemodernisierung.  

Diese angespannte finanzielle Lage macht die 
Nutzung von Fördermitteln dringender denn je. 
Aber auch aufgrund der Personalknappheit kön-
nen einige anstehende Aufgaben nicht erledigt 
werden oder müssen zurückgestellt werden. 

 

 

Die im Projekt erarbeitete Handreichung  
„Der Kommunikationsprozess“ bietet Ober-
Ramstadt und den anderen Projekt-Kommunen 
eine praxisnahe Orientierung, um verschiedene 
HGO-konforme Kommunikationswege gezielt für 
Themen wie die (energetische) Modernisierung 
der eigenen Liegenschaften sowie weitere rele-
vante Bereiche zu nutzen. Sie steht über die fol-
genden Projekthomepages zur Verfügung: 
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungslo-
giken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
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Im Rahmen des Projekts haben die Kommunen 
verschiedene Vorlagen erarbeitet, darunter eine 
für einen Grundsatzbeschluss, der der Verwal-
tung den Handlungsrahmen vorgibt und sie legi-
timiert, beispielsweise in Bezug auf Gebäude-
standards. Diese Standards sollen bei der Moder-
nisierung kommunaler Liegenschaften erreicht 
werden und sind auf die Bedürfnisse kleiner und 
mittlerer hessischer Kommunen abgestimmt. Ihr 
Ziel ist es, zur Einhaltung bzw. Erreichung der Kli-
maschutzziele im Gebäudebereich beizutragen.  
 

https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
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Vorwort 
 
Das Projekt „Governance der Gebäudemodernisierung in kleinen 
und mittleren hessischen Kommunen“ verfolgte das Ziel, kommunale 
Akteure bei der Modernisierung ihres eigenen Gebäudebestandes zu un-
terstützen. Das Projekt wurde durch das Hessische Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum gefördert und lief 
vom 15.01.2023 bis zum 31.05.2025.  
 
Jede am Projekt teilnehmende Kommune wird in einem separaten Steck-
brief vorgestellt. Der Steckbrief enthält die wichtigsten Informationen zur 
Gebäudemodernisierung in der jeweiligen Kommune. Darüber hinaus 
werden Informationen und Maßnahmen zusammengestellt, die nicht nur 
für alle teilnehmenden Kommunen, sondern auch für weitere hessische 
Kommunen interessant sein könnten. 
 

Projektbeteiligte Kommunen in Hessen 
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Im Projekt Governance der Gebäudemoderni-
sierung in kleinen und mittleren hessischen 
Kommunen beschäftigten sich zwölf Kommunen 
aus Hessen mit den Herausforderungen im Be-
reich der Gebäudemodernisierung. Untersucht 
wurde dabei unter anderem, mit welchen Instru-
menten und Methoden die Gebäudemodernisie-
rung im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele 
in der jeweiligen Kommune umgesetzt wird. 

Der Begriff der Modernisierung umfasst Maßnah-
men, die zu einer nachhaltigen Verbesserung der 
Gebäudeverhältnisse beitragen und beispiels-
weise zu einer Einsparung von Energie (=energe-
tische Sanierung) oder Wasser führen. Der Begriff 
der Sanierung beschreibt alle Maßnahmen, die 
zum Erhalt eines Gebäudes beitragen. Bei einer 
Instandsetzung hingegen werden akute Schäden 
beseitigt. Da die Begriffe der Modernisierung und 
Sanierung allerdings in der kommunalen Praxis 
synonym verwendet werden, werden diese auch 
im nachfolgenden gleichermaßen verwendet.  

Die teilnehmenden Kommunen sind alle Mitglieder 
im Bündnis der Hessischen Klima-Kommunen und 
haben sich mit der Unterzeichnung der Charta 
„Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ dazu ver-
pflichtet, bis 2045 klimaneutral zu werden. Allen 
Kommunen gemeinsam ist die Absicht, die not-
wendigen Modernisierungsprozesse im kommu-
nalen Gebäudebestand in Hinblick auf die Treib-
hausgasneutralität zu beschleunigen und besser 
zu steuern. Die Projektkommunen haben sehr he-
terogene Strukturen, welche von kompakten Klein-
städten bis hin zu großen Flächengemeinden mit 
vielen Ortsteilen reichen. Entsprechend unter-
schiedlich sind die Bedarfe und Herausforderun-
gen bei der Modernisierung des jeweiligen kom-
munalen Gebäudebestandes.  

Eine der größten Herausforderungen in diesem 
Bereich stellt der allgemeine Sparkurs der kommu-
nalen Haushalte und der Personalmangel, ausge-
löst durch fehlende Fachkräfte und einen Genera-
tionenwechsel, dar. Häufig fehlen darüber hinaus 
ausreichende Kenntnisse über Auswahl und (stra-

tegischen) Einsatz von Förderprogrammen. Wei-
terhin ist eine gute Kommunikation zwischen „Po-
litik“ und Verwaltung erforderlich, um klare Auf-
träge an die Verwaltung zu formulieren und durch 
politische Beschlüsse die notwendige Legitimation 
für Verwaltungshandeln zu erreichen. Diese Er-
kenntnisse führten zur Auswahl der beiden 
Schwerpunktthemen: Förderung und Finanzie-
rung und Kommunikation, die mit allen Kommu-
nen bearbeitet werden. Die Kommunen arbeiteten 
im Rahmen des Forschungsprojekts eng mit der 
Institut Wohnen und Umwelt GmbH (IWU), der 
Hochschule Darmstadt und der Schader-Stiftung 
zusammen.  

Die Besonderheit des Projekts lag in dem partizi-
pativen Ansatz der gemeinsamen Identifikation 
und Priorisierung von Herausforderungen und der 
anschließenden Entwicklung von Lösungsansät-
zen. Die entwickelten Lösungsansätze wurden in-
nerhalb der Projektlaufzeit an verschiedenen Stel-
len in der kommunalen Praxis erprobt. Zudem fan-
den in regelmäßigen Abständen Workshops mit 
den beteiligten zwölf Kommunen statt, um einen 
Erfahrungsaustausch während der Laufzeit des 
Projekts zu gewährleisten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Über das Projekt 
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Hilfsmittel, die für die Projektgemeinden erarbei-
tet wurden, werden allgemein zugänglich ge-
macht und können von jeder interessierten Kom-
mune genutzt werden.   

Erkenntnisreich sollen die Steckbriefe und die 
Hilfsmittel auch für Fördermittelgeber oder Mini-
sterien sein, um die Unterstützung des Landes 
möglichst genau auf die Bedarfe der kleinen und 
mittelgroßen Kommunen abzustimmen. 
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Die Gemeinde 
Weilrod  

Bevölkerung  
6.731 (Stand 01.10.2023) 
 
Landkreis 
Hochtaunuskreis  
 
Regierungsbezirk 
Darmstadt 
 
Strukturraum nach Landesentwicklungspla-
nung 
Dünn besiedelter ländlicher Raum 
 
Nichtwohngebäude (NWG) in Eigentum der 
Kommune* 
86 
 
Wohngebäude (WG) in Eigentum der Kommune 
/ 
 
Webseite 
www.weilrod.de 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ansprechpartner zum Thema:  
Gebäudemodernisierung 
 
Name: Götz Esser  
Funktion: Bürgermeister 
E-Mail: esser@weilrod.de 
Tel.: 06083/9509-33 

 

Weilrod liegt im Hochtaunuskreis (Regierungsbe-
zirk Darmstadt). Die Gemeinde hat 6.731 Einwoh-
ner*innen (Stand 01.10.2023). Weilrod liegt im 
Weiltal, nördlich des Taunuskammes in 210 bis 
626 m ü. NN. 1972 wurde die Großgemeinde 
Weilrod aus dreizehn Dörfern des Usinger Landes 
gebildet und ist mit 71,16 km2 die flächengrößte 
Gemeinde im Hochtaunuskreis. Weilrod entstand 
1972 im Zuge der Gebietsreform in Hessen durch 
den freiwilligen Zusammenschluss der bis dahin ei-
genständigen Gemeinden Emmershausen, Has-
selbach, Niederlauken, Oberlauken, Rod an der 
Weil und Weilnau.  

Die Gemeinde Rod an der Weil war schon 1971 
aus dem freiwilligen Zusammenschluss der Ge-
meinden Rod an der Weil, Cratzenbach, Gemün-
den und Winden hervorgegangen, genauso wie die 
Gemeinde Weilnau bereits 1970 durch den freiwil-
ligen Zusammenschluss der Gemeinden Altweil-
nau, Finsternthal, Mauloff, Neuweilnau und Riedel-
bach entstanden war. Der Name Weilrod wurde 
erst bei der Zusammenlegung der Gemeinden ge-
bildet und setzt sich aus den beiden Silben Weil 
und Rod zusammen, die in den Namen der ehe-
mals selbstständigen Gemeinden mehrfach vor-
handen sind.  

In der Umgebung von Weilrod gibt es zahlreiche 
Wanderwege und Naturparks, die zur Erholung, 
aber auch zu Erkundungstouren einladen. Auch 
größere Städte sind nicht weit entfernt. So liegt 
Limburg an der Lahn mit 22 km und Frankfurt am 
Main mit 33 km Entfernung in der Nähe. Weilrod 
gehört zu den 5 waldreichsten Kommunen Hes-
sens mit 3100 ha Gemeindewald und 1100 ha 
Staatsforst und ist Stammsitz der Holzagentur 
Taunus GmbH.  
 
* Berücksichtigte Nichtwohngebäude (NWG) sind 
Gebäude die dauerhaft auf über 12° C beheizt 
werden und unter (die Anwendung) das Gebäu-
deenergiegesetz (GEG) fallen.  
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Die Gemeinde Weilrod beschäftigt derzeit etwa 80 
Mitarbeiter*innen. Anfang 2024 wurde die Organi-
sationsstruktur von vier auf sieben Abteilungen er-
weitert. Neben den Verwaltungsmitarbeiter*innen, 
den Mitarbeiter*innen der Wasserversorgung und 
des Bauhofs gehören auch die Erzieherinnen, die 
in den gemeindeeigenen Kindertagesstätten ar-
beiten, zu den Beschäftigten. 

Neue Struktur und Verantwortlichkeiten 

Liegenschaftsverwaltung: Diese war bisher dem 
Bauamt untergeordnet und ist seit März 2024 bis 
auf die Liegenschaften Forst (3.100 ha Kommunal-
wald) an die Finanzverwaltung angegliedert. 

Wasserwerk und Bauhof: Beide sind seit Mitte 
2023 eigenständige Fachabteilungen mit eigener 
Personal- und Budgetverantwortung. 

Wasserwerk: 4 Mitarbeiter*innen 

Bauhof: 12 Mitarbeiter*innen 

Entscheidungs- und Umsetzungsprozesse 

Verkürzte Entscheidungswege: Durch die Ei-
genständigkeit der Fachabteilungen Wasserwerk 
und Bauhof sind die Entscheidungs- und Umset-
zungsprozesse verkürzt. 

Abteilungsrunden:  

Jede Woche findet eine Abteilungsrunde statt, an 
der Vertreterinnen und Vertreter aller Abteilungen 
teilnehmen. 

Protokollierung: Für jede Abteilungsrunde wird 
ein Protokoll erstellt, das festhält, welche Fachab-
teilung die Federführung für bestimmte Prozesse 
übernimmt. 

Übergreifende Prozesse: Diese werden von ei-
ner Person der federführenden Abteilung betreut 
und beaufsichtigt, die abteilungsübergreifend ar-
beitet. 

Neue Software: Demnächst wird eine neue Pro-
zess- und Zeitsteuerungssoftware eingeführt, um 
die Effizienz weiter zu steigern. 

Durch all diese Maßnahmen soll eine effiziente 
und transparente Verwaltungsstruktur gewährleis-
tet werden, die eine schnelle und klare Verantwor-
tungszuweisung ermöglicht. 

 

Finanzierung 
Der Haushaltsplan für Weilrod umfasst für das 
Jahr 2024 ca. 19 Millionen Euro. Sofern es möglich 
ist, werden Gelder nicht streng maßnamenbezo-
gen in den Haushaltsplan aufgenommen, um eine 
größere Flexibilität zu gewährleisten.  

Jedes Jahr werden 75.000 Euro für die Instandhal-
tung der Bestandsgebäude (Trauerhallen, DGH, 
Feuerwehrhäuser) eingestellt, ebenso 150.000 
Euro für den Fuhrpark der Feuerwehr.  

Weilrod möchte neue Wege zur Finanzierung der 
kommunalen Aufgaben finden und wird auch ggf. 
neue Wege gehen.  

Hierfür schätzt die Gemeinde die positiven Effekte 
der interkommunalen Zusammenarbeit mit Nach-
bargemeinden in privatwirtschaftlicher Organisati-
onsform. So wurde ein interkommunales Feuer-
wehrdienstleistungszentrum „Goldener Grund – 
Taunus“ gGmbH“ oder die Holzagentur Taunus 
GmbH gegründet: 

Die Holzagentur Taunus GmbH wurde 2019 als 
erste Verkaufsorganisation ihrer Art in Hessen ge-
gründet. Sie hat ihren Sitz in Weilrod und vermark-
tet Holz aus den kommunalen Wäldern ihrer Mit-
glieder.  

Seit 2021 sind neben 22 Gemeinden auch private 
Waldeigentümer Mitglied der Holzagentur Taunus 
GmbH. Die Gemeinde Weilrod ist im Besitz von 
3100 ha Gemeindewald und hat damit das größte 
Waldgebiet aller Mitgliedsgemeinden. 

Nach der Entscheidung des Bundeskartellamtes, 
dass der Landesbetrieb Hessen Forst aus wettbe-
werbsrechtlichen Gründen kein kommunales Holz 

Zuständigkeiten &  
Entscheidungsprozesse  
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vermarkten darf, entschieden sich die Gemeinden 
der Holzagentur Taunus GmbH dazu, ihr Holz 
selbst zu vermarkten und gründeten in interkom-
munaler Zusammenarbeit die Holzagentur Taunus 
GmbH. 

Finanzierung Beispiel 

Interkommunales  
Feuerwehrdienstleistungszentrum  

Die Kommunen Bad Camberg, Brechen, Hünfel-
den, Selters und Weilrod verfolgen seit 2019 die 
Idee eines gemeinsamen Feuerwehrdienstleis-
tungszentrums, um das Ehrenamt im Bereich der 
Feuerwehr überkommunal zu entlasten. Die fünf 
Kommunen haben zusammen ca. 45.000 Einwoh-
ner*innen und 219,35 km2 Fläche, die durch 33 
Ortsteilwehren (insgesamt 921 Einsatzkräfte) be-
treut werden.  

Viele zeitintensive Arbeiten erfolgen in den Feuer-
wehren in ähnlicher Weise, bspw. die Gerätewar-
tung und Verwaltung. 2021/22 wurde eine Mach-
barkeitsstudie zur Konzeptentwicklung für die Er-
richtung und Betreibung eines Dienstleistungs-
zentrums durchgeführt. Daraufhin wurden in allen 
fünf Kommunen Beschlüsse gefasst, ein gemein-
sames Feuerwehrdienstleistungszentrum in inter-
kommunaler Zusammenarbeit zu gründen. Zu den 
Aufgaben des Dienstleistungszentrums zählen 
bspw. die Prüfung, Wartung und Instandsetzung 
der Atemschutzgeräte sowie die Reinigung der 
Einsatzkleidung, die Prüfung, Wartung und Pflege 
der Feuerlöschschläuche und auch die Beschaf-
fung.  

Das Dienstleistungszentrum „Goldener Grund - 
Taunus“ wird auf einem Investorengrundstück er-
richtet und durch eine im Jahr 2023 neu gegrün-
dete gemeinnützige Gesellschaft betrieben. Im 
September 2023 fand die erste Gesellschafterver-
sammlung des Feuerwehrdienstleistungszent-
rums „Goldener Grund – Taunus“ gGmbH“ statt.  

Feuerwehrverbände sowie das zuständige Innen-
ministerium haben sich bereits sehr positiv über 
das Gemeinschaftsprojekt geäußert, die Kommu-
nen hoffen auf eine Förderung der interkommuna-
len Zusammenarbeit. 
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Da sich die 13 Ortsteile der Gemeinde Weilrod bis 
1970/1972 aus eigenständigen Gemeinden zu-
sammensetzten, sind viele kommunale Gebäude 
mehrfach vorhanden. So gibt es in jedem Ortsteil 
ein Dorfgemeinschaftshaus, ebenso existieren 
mehrere Feuerwehren, ehemalige Rathäuser und 
alte Backhäuser. Für die Gemeinde Weilrod be-
deutet diese Struktur einen erheblichen finanziel-
len Aufwand für den Unterhalt der vielen kommu-
nalen Liegenschaften. 

Im Oktober 2021 wurde der Arbeitskreis Liegen-
schaften mit dem Ziel, alle kommunalen Gebäude 
und sonstige Liegenschaften auf ihre bauliche 
Substanz hin einzuschätzen, die voraussichtlichen 
Renovierungs- und Instandhaltungskosten zu er-
mitteln und eine Empfehlung über weitere Maß-
nahmen (Veräußerung, Übernahme durch Verein 
etc.) auszusprechen, gegründet. Auch hier werden 
neue Wege – vor allem die Kooperation mit Verei-
nen, Privatpersonen oder wie weiter unten be-
schreiben mit dem Bistum Limburg eingeschlagen. 

Altweilnau: Wiegehäuschen (Gespräch mit Orts-
beirat, Burgverein und Dorfgemeinschaft zur Über-
nahme und Unterhaltung sowie Nutzung durch ei-
nen der Vereine) 

Finsternthal: Altes Rathaus/Backes (Gespräche 
mit Ortsbeirat und Dorfgemeinschaft zur Über-
nahme und Unterhaltung sowie Nutzung durch ei-
nen Verein) 

Hasselbach: Bildstock (Gespräch mit Ortsbeirat 
und kath. Kirche bzgl. Übernahme und Unterhal-
tung durch die kath. Kirche) 

Mauloff: Notunterkunft (kein Verkauf, Einbindung 
beim Umbau des Platzes in das Dorferneuerungs-
programm) 

Oberlauken: Wiegehäuschen (Gespräch mit Orts-
beirat und Dorfgemeinschaft zur Übernahme und 
Unterhaltung sowie Nutzung durch einen Verein) 

Rod an der Weil: Altes Forsthaus & Backhaus 
(Gespräch mit Ortsbeirat und Heimat- und Ver-

kehrsverein zur Übernahme und Unterhaltung so-
wie Nutzung durch einen Verein, ansonsten Ver-
äußerung an einen privaten Interessenten) 

Winden: Backes (Gespräch mit Ortsbeirat und ört-
lichen Vereinen zur Übernahme und Unterhaltung 
sowie Nutzung durch einen der Vereine) 

Die Sanierung der Backhäuser in den Ortsteilen 
Emmershausen und Winden soll mit Fördergel-
dern aus dem Förderprogramm des Bundes „So-
ziale Dorfentwicklung – Starke Gemeinschaften 
für zukunftsfähige ländliche Räume“ (BULEplus) 
umgesetzt werden. Weilrod hat hierfür Ende 2023 
eine Projektskizze eingereicht. 

 

 Backhaus Winden  

Maßnahmen 

Backhaus Emmershausen 
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Dorferneuerungsprogramm 

Im Jahr 2013 wurde die Gemeinde Weilrod mit al-
len 13 Ortsteilen in das Dorfentwicklungspro-
gramm des Landes Hessen aufgenommen. Als 
Grundlage für die künftigen Projekte und Entwick-
lungen der Gemeinde Weilrod, wurde zwischen 
2014 und 2015 ein Integriertes Kommunales Ent-
wicklungskonzept (IKEK) erarbeitet. Anschließend 
erfolgte die Umsetzungsphase (bis ins Jahr 2022). 
Gefördert wurden u.a. Investitionen in die Umnut-
zung, Sanierung, Erweiterung und Neubau von 
Gebäuden im Ortskern. Hierbei handelt es sich 
vorrangig um energieeffiziente Maßnahmen. In Ar-
beitsgruppen wurden verschiedene Schwerpunkte 
bearbeitet, darunter die künftige Ausrichtung der 
Gemeinschaftshäuser in den 13 Ortsteilen. Hier 
stellt sich die Frage welche Sanierungsmaßnah-
men durchgeführt werden müssen und wie die 
Wirtschaftlichkeit der Gebäude (Auslastung) ver-
bessert werden kann. Bau- und Sanierungsmaß-
nahmen in den Ortsteilen von Weilrod wurden 
während der Umsetzungsphase finanziell geför-
dert.  

Bauherren konnten im Rahmen eines kostenlosen 
und unverbindlichen Beratungstermins baufachli-
che Auskünfte und Informationen über die Förder-
möglichkeiten von privaten Umbau- und Sanie-
rungsmaßnahmen durch das Dorfentwicklungs-
programm erhalten. Aus dem IKEK wurden ca. 1,6 
Millionen Euro an Fördergeldern an die Gemeinde 
bezahlt. Hinzu kamen viele private Förderungen in 
Höhe von ca. 6 Millionen Euro, die auch der loka-
len Wirtschaft (Handwerk, in der Region ansässige 
Unternehmen) zugutekommen. 

 

 

 
Energie aus Windkraftanlagen und PV auf kom-
munalen Liegenschaften 

Auf dem Gebiet der Gemeinde Weilrod ging Ende 
2014 der Windpark Weilrod-Riedelbach mit sieben 
Anlagen ans Netz. Der Windpark hat eine Gesamt-
leistung von 16,8 MW und produziert damit in et-
was so viel Strom, wie rund 30.000 Menschen ver-
brauchen. Der Windpark soll erweitert werden, zu-
dem werden Flächen in Emmershausen und Has-
selbach geprüft. Alle zu prüfenden Flächen sind 
als regionale Vorrangflächen für Windenergie aus-
gewiesen.     Alte Schule/Kirche Gemünden 

Altes Rathaus Finsternthal  

 

Altes Rathaus Altweilnau 

 

09 
 



2023 wurde eine Firma mit einer Machbarkeitsstu-
die beauftragt, da die Gemeinde Weilrod plant, 
ihre kommunalen Liegenschaften mit PV-Anlagen 
auszustatten. Anschließend wurde eine Prioritä-
tenliste mit kommunalen Gebäuden, die eine PV-
Anlage erhalten sollen, erstellt und im Februar 
2024 durch die Gemeindevertretung beschlossen. 

Herausforderungen & 
Erfolgsfaktoren 

Die Herausforderungen, welche Weilrod (und den 
anderen Kommunen im Projekt) bei der Gover-
nance der Gebäudemodernisierung bevorstehen, 
wurden in verschiedene Kategorien unterteilt. 
Dadurch kann ein guter erster Überblick für die 
Herausforderungen gewährleistet werden.  

In der Kategorie Information/Beratung wurde die 
Notwendigkeit von externen Beratungen für För-
dermittel genannt, da die Modalitäten häufig sehr 
komplex sind (hoher Verwaltungsaufwand) und 
die Förderbedingungen einem stetigen Wandel 
unterliegen. Diese hohen zeitlichen und personel-
len Anforderungen können durch die Verwaltungs-
mitarbeiterinnen und -mitarbeiter nicht geleistet 
werden, daher wird in Weilrod eine externe Förder-
mittelberatung in Anspruch genommen. Durch den 
externen Fördermittelbeauftragten findet ein um-
fassendes Screening möglicherweise passender 
Förderprogramme statt. Auf diese Weise konnte 
auch die Sanierung der Backhäuser in den Orts-
teilen Emmershausen und Winden angestoßen 
werden.  

In der Kategorie Regeln und Festsetzungen wird 
zuerst die Wirtschaftlichkeit und Langfristigkeit be-
rücksichtigt. Außerdem wird geprüft, ob Kosten 
durch mögliche Quersubventionierungen oder ei-
nen Verkauf beglichen werden können. 

In der Kategorie Förderung und Finanzierung 
wurde das in Anspruch genommene IKEK Pro-

gramm der WI-Bank erwähnt. Das Programm er-
wies sich während der Corona-Pandemie als Mo-
tor für das heimische Handwerk, so dass kaum 
Gewerbesteuereinbußen während der Pandemie 
verzeichnet wurden. Die Erstellung der Fördermit-
telnachweise für das Dorferneuerungsprogramm 
führt zu einem ganz erheblichen Verwaltungsauf-
wand und bindet eine gesamte Personalstelle in 
Vollzeit. 

 
In der Kategorie Teilnahme an Netzwerken/ Aus-
tausch wurde insbesondere die Notwendigkeit ei-
ner interkommunalen Zusammenarbeit mit den 
Kommunen im Nahbereich betont. Gute Erfahrun-
gen in der Zusammenarbeit wurden bei der Initiie-
rung des interkommunalen Feuerwehrdienstleis-
tungszentrums gemacht und der Holzagentur 
Taunus GmbH gemacht. Sollte bei Nachbarge-
meinden kein Interesse an einer Zusammenarbeit 
besteht, sind Kommunen, die weiter entfernt lie-
gen, anzusprechen. 

In der Kategorie Anpassung der Verwaltungs-
struktur wurde die Umstrukturierung der Organi-
sationsstruktur in der Gemeindeverwaltung erläu-
tert. Die vier bestehenden Hauptämter wurden 
durch drei weitere Ämter ergänzt.  Das Liegen-
schaftsamt ist nun nicht mehr dem Bauamt, son-
dern der Finanzverwaltung zugeordnet.  

Es wird die Gründung einer kommunalen Liegen-
schaftsverwaltung GmbH (Gemeinde 51 % und 
privater Partner 49 %) angestrebt. Für die GmbH 

Die im Projekt entwickelte Handreichung  
„Der Förderprozess“ gibt Weilrod und den an-
deren Projekt-Kommunen eine praxisnahe Orien-
tierung zur gezielten Nutzung verschiedener För-
derprogramme. Sie steht über die folgenden  
Projekthomepages zur Verfügung: 
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungslo-
giken/governance-der-gebaeudemodernisie-
rung-in-kommunen/ 
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vorgesehene Aufgaben sind u.a. die Bauunterhal-
tung, Reinigung der Liegenschaften und der Neu-
bau einer Kita auf kommunaler Fläche. 

Weitere Herausforderungen, welche sich keiner 
der oben genannten Kategorien zuordnen lassen, 
werden unter der Kategorie Sonstiges zusam-
mengefasst.  

Kirchliche Immobilien Strategie im Ortsteil 
Hasselbach 

Sinkende Mitgliederzahlen und demografischer 
Wandel im Bistum Limburg machen die Auseinan-
dersetzung mit dem kirchlichen Gebäudebestand 
in der Region notwendig. Das Bistum Limburg hat 
dazu das Projekt „Kirchliche Immobilien Strategie“ 
(KIS) gestartet, um Pfarreien bei der Neuausrich-
tung ihres Gebäudebestands zu unterstützen.  

Wenn eine Nutzungsänderung oder ein Verkauf 
der teilweise ortsbildprägenden, denkmalge-
schützten kirchlichen Immobilien ansteht, hat das 
Vorgehen auch Auswirkungen auf die Kommune 
als Standort der kirchlichen Gebäude.  Im KIS-Pro-
jekt wurden fünf Immobilien im Ortsteil Hasselbach 
bewertet. Die Kindertagesstätte/Wohngebäude 
(ehemaliges Schwesternhaus) St. Margaretha in 
Hasselbach soll aufgegeben werden. Hier stehen 
Gespräche mit der Gemeinde Weilrod zu einer 
möglichen Nachnutzung an. Das Gemeindehaus 
und Pfarrhaus St. Margaretha in Hasselbach ist 
derzeit an die Gemeinde vermietet und wird als 
Unterkunft für Geflüchtete genutzt. In zwei bis vier 
Jahren soll das Gebäude nochmals einer Neube-
trachtung unterzogen werden. 

 

Aspekte von Governance beinhalten u.a. die Le-
gitimation der Verwaltung, das Vertrauen in die 
Verwaltung seitens der Politik, das Ernstnehmen 
und Wertschätzen der in der Verwaltung geleiste-
ten Arbeit, das Abwägen zwischen fachlichen An-
forderungen, für welche die Verwaltung eher „zu-
ständig“ ist und den politischen Opportunitäten, 

d.h., den Erwartungen, welchen Kommunalpoliti-
kerinnen und -politiker ausgesetzt sind. Die Her-
ausforderung besteht darin, sachliche und politi-
sche Prioritäten aufeinander abzustimmen, um 
keine Frustration zu erzeugen und Prozesse zu 
beschleunigen.  

Weil Kommunikation in der Verwaltung so bedeut-
sam ist, wurde diese als zweiter Schwerpunkt des 
Projekts identifiziert: Wie spreche ich den Fachbe-
reich an? Wie gelingt die Kommunikation der eige-
nen Fachlichkeit hin zu den Entscheidungsträ-
ger*innen? Welche Sprache wird verstanden? 
Was muss vorgelegt werden, um zu überzeugen? 
Welcher Informationsbedarf besteht auf politischer 
Entscheidungsebene?  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die im Projekt erarbeitete Handreichung „Der 
Kommunikationsprozess“ bietet Weilrod und 
den anderen Projekt-Kommunen eine praxisnahe 
Orientierung, um verschiedene HGO-konforme 
Kommunikationswege gezielt für Themen wie die 
(energetische) Modernisierung der eigenen Lie-
genschaften sowie weitere relevante Bereiche zu 
nutzen. Sie steht über die folgenden Projekt-
homepages zur Verfügung: 
Schader-Stiftung: https://www.schader-stif-
tung.de/gebaeudegovernance  
IWU: https://www.iwu.de/forschung/handlungslo-
giken/governance-der-gebaeudemodernisierung-
in-kommunen/ 
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Im Rahmen des Projekts haben die Kommunen 
verschiedene Vorlagen erarbeitet, darunter eine 
für einen Grundsatzbeschluss, der der Verwal-
tung den Handlungsrahmen vorgibt und sie legiti-
miert, beispielsweise in Bezug auf Gebäudestan-
dards. Diese Standards sollen bei der Modernisie-
rung kommunaler Liegenschaften erreicht werden 
und sind auf die Bedürfnisse kleiner und mittlerer 
hessischer Kommunen abgestimmt. Ihr Ziel ist es, 
zur Einhaltung bzw. Erreichung der Klimaschutz-
ziele im Gebäudebereich beizutragen.  
 

https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/
https://www.iwu.de/forschung/handlungslogiken/governance-der-gebaeudemodernisierung-in-kommunen/


Im Rahmen des Projekts erarbeiten daher einige 
Gemeinden eine Vorlage für einen Grundsatzbe-
schluss sowie Gebäudestandards kommunaler 
Liegenschaften. Weilrod erhofft sich davon eine 
Beschleunigung der Modernisierungsaktivitäten. 

Fazit  

In diesem Steckbrief werden die spezifischen Her-
ausforderungen und Erfolge von Weilrod bei der 
Modernisierung kommunaler Liegenschaften vor-
gestellt. Mit vielfältigen Maßnahmen trägt die Ge-
meinde aktiv zur Reduktion von Emissionen bei. 

Eine besondere Herausforderung ergibt sich aus 
der Struktur der Gemeinde. Da sich die 13 Ort-
steile der Gemeinde Weilrod bis 1970/1972 aus ei-
genständigen Gemeinden zusammensetzten, sind 
viele kommunale Gebäude mehrfach vorhanden – 
daraus ergibt sich ein umfassender kommunaler 
Gebäudebestand, den es zu modernisieren gilt. In 
Weilrod werden allerdings bereits zahlreiche Maß-
nahmen umgesetzt, um das vielfältige Portfolio 
kommunaler Liegenschaften zu modernisieren.  

Ende 2014 ging der Windpark Weilrod-Riedelbach 
mit sieben Anlagen ans Netz – dieser soll nun er-
weitert werden. Zudem wurde im Jahr 2023 eine 
Machbarkeitsstudie beauftragt, da geplant ist, die 
kommunalen Liegenschaften mit PV-Anlagen aus-
zustatten.  

Im Oktober 2021 wurde der Arbeitskreis Liegen-
schaften gegründet, um alle kommunalen Ge-
bäude und sonstige Liegenschaften auf ihre bauli-
che Substanz hin einzuschätzen, die voraussicht-
lichen Renovierungs- und Instandhaltungskosten 
zu ermitteln und eine Empfehlung über weitere 
Maßnahmen auszusprechen. Auch hier werden 
neue Wege eingeschlagen - vor allem die Koope-
ration mit Vereinen, Privatpersonen oder, wie wei-
ter unten beschrieben, mit dem Bistum Limburg. 

Anfang 2024 wurde in der Verwaltung die Organi-
sationsstruktur von vier auf sieben Abteilungen er-
weitert. Diese Maßnahme soll eine effiziente und 
transparente Verwaltungsstruktur gewährleistet 
werden, die eine schnelle und klare Verantwor-
tungszuweisung ermöglicht. Im Rahmen der Fi-
nanzierung möchte Weilrod neue Wege gehen: 
Hierfür schätzt die Gemeinde die positiven Effekte 
der interkommunalen Zusammenarbeit mit Nach-
bargemeinden in privatwirtschaftlicher Organisati-
onsform. So wurde ein bspw. interkommunales 
Feuerwehrdienstleistungszentrum gegründet. 

Eine große Herausforderung stellt unter anderem 
die Beantragung von Fördermitteln dar. Die hohen 
zeitlichen und personellen Anforderungen können 
durch die Veraltungsmitarbeiter*innen nicht geleis-
tet werden. Daher wird in der Kommune eine ex-
terne Fördermittelberatung in Anspruch genom-
men.  
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Titelbild: Wie können innova- 
tive Lösungsansätze für die 
Steuerung von kommunaler 
Gebäudemodernisierungen 
aussehen? Zwölf kleine und 
mittlere Kommunen aus Hes- 
sen haben zusammen mit dem 
Institut Wohnen und Umwelt, 
der Hochschule Darmstadt und 
der Schader-Stiftung solche 
Ansätze gemeinsam entwickelt. 
Und manchmal hilft es, die 
gemeinsamen Vorstellungen 
auch zu visualisieren, wie hier 
im Rathaus von Fischbachtal.
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E D I TO R I A L
Die sozialökologische Transformation wird vor Ort umgesetzt werden, sie wird multi-
sektoral angelegt und wissenschaftlich fundiert sein, sowie Akteure in Beziehung und 
Aktion setzen – oder nicht geschehen. Mit einem ebenso herausfordernden wie wert-
schätzenden Blick auf die Gesellschaft vor Ort, besonders auf die oft übersehenen klei-
nen und mittleren Kommunen in oft vielschichtigem politischem Umfeld startete das 
Projekt „Governance der Gebäudemodernisierung“. Dabei diente die Governance – die 
Steuer- und Kontrollfähigkeit – als Dreh- und Angelpunkt für technische, wirtschaftliche, 
ökologische und soziale Fragen. Kein Zufall, dass die Hauptpersonen in der Auftakt- 
konferenz jene Kolleg*innen waren, die in den Kommunen als Klimamanagerin, Bauamts- 
mitarbeiter oder Verwaltungskraft maßgeblich für den Erfolg von Transformation vor 
Ort sind.

Wie in den Projektkommunen zählt auch im Projektteam ein sorgfältig aufgebautes  
gemeinsames Problemverständnis, Anerkennung der gegenseitigen Expertise und Ver-
trauen. Deshalb hat es sich bewährt, dass dieses Vorhaben auf das Verbundprojekt 
„Systeminnovation für Nachhaltige Entwicklung (s:ne)“ aufbauen konnte, in dem alle 
Partnerinnen bereits beteiligt waren. Institut Wohnen und Umwelt GmbH, Hochschule 
Darmstadt und Schader-Stiftung haben sich hervorragend ergänzt in Expertise und En-
gagement und ganz im Sinne transdisziplinärer Projekte nicht nur für das Transferziel, 
sondern auch die eigene Organisation kontinuierlich dazugelernt.

Die zweieinhalbjährige Reise zur Transformation vor Ort begann mit den Personen vor 
Ort und endete auch mit ihnen – ergänzt durch den hessischen Wirtschaftsminister auf 
dem Podium. Nicht nur die mit dieser Broschüre vorliegenden Projektergebnisse, auch 
die Ernsthaftigkeit und Wertschätzung der Diskussion dieser Akteure zeigt den Sinn und 
Effekt solcher Vorhaben zwischen Kommunen, Hochschulen, Fachinstituten und inter-
mediären Institutionen.

Unserer Kollegin Luise Spieker ist besonders zu danken für die Durchführung im Hori-
zont der Schader-Stiftung, die hervorragende Einbindung etlicher Praktikant*innen in 
das Projekt und nicht zuletzt für die Edition dieser Dokumentation.

A L E X A N D E R 

G E M E I N H A R DT

Vorstand der 
Schader-Stiftung



4 G E B ÄU D E M O D E R N I S I E R U N G  G E S TA LT E N4

G O V E R N A N C E  I M  
KO N T E X T  D E R  
G E B Ä U D E - 
M O D E R N I S I E R U N G

Viele kommunale Gebäude müssen modernisiert werden. Doch wie können  
Modernisierungsprozesse demokratisch legitimiert und politisch gesteuert  
werden? Wer sind die relevanten Akteure, wo liegen Herausforderungen und 
Chancen? Das Forschungs- und Transferprojekt widmet sich diesen Fragen  
in kleinen und mittleren Kommunen in Hessen.

Ob Kindergärten, Feuerwachen, Verwaltungsgebäude 
oder Bauhöfe – Kommunen besitzen und betreiben eine Viel- 
zahl von Gebäuden. Viele dieser Immobilien sind in die  
Jahre gekommen und erfüllen aus heutiger Sicht weder die 
Anforderungen zeitgemäßer Nutzungen noch des Klima-
schutzes im Sinne einer Nachhaltigen Entwicklung.

Die Modernisierung von Gebäuden zur Anpassung an 
aktuelle Bedarfe und Gegebenheiten stellt die Kommunen 
vor große Herausforderungen. Dies betrifft insbesondere 
mittlere und kleinere Kommunen, deren vielfach niedrige 
Ressourcenausstattung und historisch bedingte Strukturen 
eine schwierigere Ausgangslage darstellt als die einer dicht 
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besiedelten Stadt im urbanen Raum. So unterhalten viele 
Kommunen in dünn besiedelten Räumen aufgrund von Ge-
bietsreformen oder Eingemeindungen weitläufige und teils  
redundante Gebäudeinfrastrukturen, die von einer geringeren 
Bevölkerung getragen werden müssen als in Städten.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie Kom-
munen die notwendige Modernisierung ihrer Gebäude  
feststellen, steuern und umsetzen können. Das aus dem Eng-
lischen entlehnte politikwissenschaftliche Konzept der 
„Governance“ bietet eine breit gefächerte Perspektive auf 
Steuerungsprozesse, da es im Vergleich zu dem deutlich 
enger gefassten Begriff der Regierung („Government“) auch 
Akteure und Prozesse außerhalb der klassischen Regierungs- 
institutionen in den Blick nimmt. Die Governance-Perspek-
tive reagiert also auf die Einsicht, dass die immer komplexer 
werdenden gesellschaftspolitischen Probleme des 21. Jahr-
hunderts nicht von Regierungen (hier: Ortsbeiräten, Gemein- 
deräten, Stadtverordnetenversammlungen) im Alleingang 
gelöst werden können. Dies betrifft auch und gerade den Be- 
reich Gebäudemodernisierung, bei dem die Kommunen  
auf die Mitwirkung und Kooperation diverser Akteure ange-
wiesen sind.

In seinem offenen und ko-produktiven Ansatz hat sich 
das vorliegende Forschungs- und Transferprojekt vor diesem 
Hintergrund zum Ziel gesetzt, Herausforderungen und da- 
zugehörige Lösungs- und Entwicklungsmöglichkeiten bei 
der Gebäudemodernisierung kleinerer und mittlerer Kom-
munen in Hessen zu untersuchen. Im Gegensatz zu etablier-
ten Forschungsansätzen waren dabei die Kommunen und 
die dortigen Mitarbeitenden unterschiedlicher Hierarchie-
ebenen Ausgangspunkt der gemeinsamen Betrachtung und 
Weiterentwicklung der Governance. Eine Zusammenarbeit 
auf Augenhöhe jenseits einer distanzierten Forschung er-
möglichte es Akteuren aus zwölf ausgewählten hessischen 
Kommunen und aus den beteiligten Institutionen Institut 
Wohnen und Umwelt GmbH (IWU), Hochschule Darmstadt 
und Schader-Stiftung im Sinne einer transdisziplinären For-
schungsarbeit sowohl ein gemeinsames Problemverständnis 
zu entwickeln als auch Lösungen zu erarbeiten und diese 
dann zu erproben. Dabei spielte die gelebte Praxiserfahrung 
ebenso eine tragende Rolle wie gesellschaftswissenschaft- 
liche und technische Aspekte der Gebäudemodernisierung.

Der ausdrückliche Wunsch der teilnehmenden Kommu-
nen, den Fokus des Arbeitens auf kommunale Gebäude  
zu legen, gab dem Projekt früh eine klare Richtung. In der 
Folge wurden in strukturierten Workshops mit Vertreterinnen 
und Vertretern von Kommunen aus verschiedenen hessi-
schen Regionen zunächst die Hürden in der Governance der 
Gebäudemodernisierung herausgearbeitet. Ziel war es hier, 
unterschiedliche Aspekte der Governance zu beleuchten. 

Diese beinhalteten die beteiligten Akteure und Strukturen 
innerhalb und außerhalb der Kommunen, die verwendeten 
Steuerungsinstrumente wie strategische Planungen und  
Finanzierungsmöglichkeiten, aber auch die Interaktion über 
unterschiedliche Governance-Ebenen hinweg, beispiels- 
weise der Austausch mit den Landkreisen, der Landes- oder 
Bundesebene. In diesem Prozess wurden eine Reihe von 
Problemfeldern sichtbar, die sortiert und für die weitere Be-
arbeitung priorisiert wurden. Mit Blick auf Lösungsmög- 
lichkeiten wurde ein Fokus auf die Kommunikation gelegt – 
sowohl zwischen Akteuren als auch über unterschiedliche 
Hierarchieebenen hinweg. Ein zweiter Schwerpunkt wurde 
im Bereich Finanzierung und Förderung gesetzt, in dem  
die Kommunen für sich Verbesserungs- und Handlungsop- 
tionen sehen und sich weiterentwickeln möchten. Die vor- 
liegende Publikation stellt wichtige Schlüsselergebnisse aus 
diesem Prozess vor.

Die Projektergebnisse finden Sie auch unter 
https://www.schader-stiftung.de/gebaeudegovernance

I R I S  B E H R
ist Wissenschaftliche  
Mitarbeiterin der Hoch- 
schule Darmstadt.

G OV E R N A N C E  I M  KO N T E X T  D E R  G E B Ä U D E M O D E R N I S I E R U N G

J O N A S  J .  S C H O E N E F E L D
ist Wissenschaftler beim  
Institut Wohnen und Umwelt  
und Leitung des Projekts 
„Governance der Gebäude- 
modernisierung in kleinen  
und mittleren hessischen  
Kommunen“.
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G E S U C H T   —  G E F U N D E N :
E N G A G I E R T E  
KO M M U N E N  F Ü R  
D I E  G E B Ä U D E - 
M O D E R N I S I E R U N G
Zwölf kleine und mittlere Kommunen wurden auf Grundlage von Daten aus  
verfügbaren Statistiken und den Datenbeständen der beteiligten Institutionen 
für das Projekt zur Governance der Gebäudemodernisierung ausgewählt. 
Ziel der Auswahlstrategie war es, hessenweit Kommunen mit unterschiedlichen  
Voraussetzungen, Kontexten und politischen Situationen zu gewinnen, die alle 
ein Interesse an einer intensiven Zusammenarbeit im Bereich der Gebäude-
modernisierung zeigen.

Mit der entwickelten Auswahlstrategie sollten Kommu-
nen gefunden werden, die nicht nur empirisch passten, son-
dern sich aktiv im Projekt einbringen wollten. Um mit dem 
ko-produktiven Projektdesign (zahlreiche gemeinsame Work-
shops, Arbeitsgruppen, Projektaufgaben) erfolgreich zu  
sein, war immerhin ein erheblicher Einsatz personeller und 
zeitlicher Ressourcen seitens der Kommunen erforderlich. 
Zunächst wurden die Variablen der Einwohnerzahl, des Struk- 
turraums und Regierungsbezirks betrachtet, denn die Zu-
sammensetzung der final ausgewählten Kommunen sollte 
eine möglichst hohe Varianz dieser Variablen aufweisen.  
Weitere berücksichtigte Variablen waren unter anderem Da-
ten zu angestellten Klimamanager*innen sowie kommunale 
Maßnahmen zum Schutz des Klimas und zur Anpassung an 
den Klimawandel.  Alle Projekt-Kommunen sind Teil der 
Hessischen Klima-Kommunen und haben sich im Rahmen 
ihrer Mitgliedschaft zu einer CO2-Neutralität bis 2045 ver-
pflichtet. Das Netzwerk der Hessischen Klimakommunen ist 
seit dem Jahr 2009 stetig angewachsen. Inzwischen haben 
399 Städte, Gemeinden und Landkreise – und damit eine 
große Mehrheit der hessischen Gemeinden - die Charta 
„Hessen aktiv: Die Klima-Kommunen“ unterzeichnet 
(Stand 10/2024). 

Aus den teilnehmenden Kommunen wirkten im Rahmen 
 des Projekts verschiedene Personengruppen in unterschied- 
lichen Positionen mit. Alle Personen sind in ihrer täglichen 
Arbeit mit der Modernisierung kommunaler Liegenschaften 
betraut; im Klimamanagement, in Bauämtern und als Bürger- 
meister*innen. Die Mitwirkung bestand sowohl in der ak- 
tiven Teilnahme an Workshops und Arbeitsgruppen als auch 
in der gemeinsamen Erstellung kommunaler Steckbriefe. 

J U D I T H  H E I L M A N N
ist Wissenschaftliche 
Sachbearbeiterin am  
Institut Wohnen und 
Umwelt.

A N N A  WA S M E R 
ist Wissenschaftliche  
Mitarbeiterin der Hoch-
schule Darmstadt.
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Regierungsbezirke Hessen

Projektkommunen

Kommunen Hessen

Legende

Quelle: eigene Darstellung, Daten zur  
Verfügung gestellt durch Bundesamt für 
Kartographie und Geodäsie (BKG),   
Datensatz VG5000, Stand 01.01.2023)
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U N S E R E  KO M M U N E N 
S T E L L E N  S I C H  V O R
A L H E I M  —  P I O N I E R  D E R 

N AC H H A LT I G K E I T

Einwohnende: 4945 (31.12.2023)
Nichtwohngebäude im Eigentum der Kommune: 18
Wohngebäude im Eigentum der Kommune: 5

Als Flächengemeinde mit zehn Ortsteilen verfügt Alheim 
über zahlreiche kommunale Nichtwohngebäude, die in ih- 
rer Funktion teilweise in mehreren Ortsteilen vorhanden sind 
und die es zu unterhalten und zu modernisieren gilt. Dazu 
gehören beispielsweise Dorfgemeinschaftshäuser und Orts-
feuerwehren in den einzelnen Ortsteilen. In interkommu- 
naler Zusammenarbeit zwischen Rotenburg ob der Fulda, 
Bebra und Alheim (zuBRA) entstand 2014 ein gemeinsamer 
Masterplan Energie. Dort sind zahlreiche Maßnahmen mit 
Bezug zur Gebäudemodernisierung in unterschiedlichen Hand- 
lungsfeldern benannt, darunter bspw. zielgruppengerechte 
Informationen und Angebote für sanierungswillige Privat-
leute, eine Sanierungskampagne oder die modellhafte Sa- 
nierung von Musterhaussiedlungen sowie die Förderung ei-
nes Klimaschutzmanagers. Zudem wurde im Jahr 2016 ein 
integriertes kommunales Entwicklungskonzept für Alheim 
erstellt, in dem u.a. Sanierungsbedarfe der Dorfgemein-
schaftshäuser in den Ortsteilen beschrieben wurden. Auf-
grund des breiten Spektrums an Maßnahmen gewann Al-
heim im Jahr 2016 den Deutschen Nachhaltigkeitspreis in 
der Kategorie „Deutschlands nachhaltigste Kleinstädte 
und Gemeinden“.

Im Jahr 2019 wurde die energetische Sanierung des 
Dorfgemeinschaftshauses im Ortsteil Sterkelshausen abge-
schlossen. Seit 2023 werden die drei Dorfgemeinschafts- 

A L L E N D O R F  ( E D E R )  —  I N T E R -

KO M M U N A L E  KO O P E R AT I O N  A L S 

S C H L Ü S S E L  Z U M  E R F O LG

EW: 7649 (31.12.2023)
NWG im Eigentum der Kommune: 32
WG im Eigentum der Kommune: 5

Die 32 kommunalen Nichtwohngebäude, die es zu mo-
dernisieren und zu unterhalten gilt, sind beispielsweise 
Dorfgemeinschaftshäuser, Feuerwachen, Kindergärten, die 
Schützen- und Mehrzweckhalle, kleinere Museen sowie  
ein Dienstleistungszentrum. Zwei Verwaltungsgebäude, die 
neben den Kindergärten und einem Bürgerhaus die höchste 
Nutzungsrate und somit den höchsten Energieverbrauch auf- 
weisen, gilt es ebenfalls zu sanieren.

Die Gemeinde nutzt die interkommunale Zusammen- 
arbeit mit benachbarten Kommunen, um Aufgaben effizien-
ter zu bewältigen und Kosten zu senken. Seit 2011 besteht 
die interkommunale Arbeitsgemeinschaft Ederbergland  
(Allendorf [Eder], Battenberg [Eder], Hatzfeld [Eder], Broms- 
kirchen), welche gemeinsam die Erstellung eines Klima-
schutzkonzeptes realisierte und seit 2013 die Stelle eines Kli- 
maschutzmanagers finanziert. Die freiwillige Eingliederung 
der Gemeinde Bromskirchen zum 1. Januar 2023 verdeut- 
licht den Ansatz, durch Bündelung von Aufgaben eine zu-
kunftsfähige Gemeindestruktur im ländlichen Raum gemein- 
schaftlich aufzubauen. Für alle kommunalen Gebäude in  
Allendorf (Eder) wurden bereits im Jahr 2022 entsprechende 
Haushaltsmittel für individuelle Sanierungsfahrpläne (iSFP) 
bereitgestellt. Die Ausarbeitung dieser Fahrpläne verzögert 
sich, da für diese Aufgabe nur wenige zugelassene regionale 
Energieeffizienzexperten zur Verfügung stehen. Auch eine 

häuser Obergude, Niedergude und Niederellenbach energe-
tisch saniert. Weitere Sanierungspläne gibt es für zwei Feuer-
wehrgerätehäuser und zwei weitere Dorfgemeinschaftshäuser.

Alheim produziert mehr erneuerbare Energie als von 
den Haushalten verbraucht wird (187%, Stand 2021). Es 
gibt insgesamt u.a. drei Solarparks, eine Biogasanlage so- 
wie ein Nahwärmenetz.
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kommunale Wärmeplanung wurde bereits in Auftrag gegeben. 
Diese erfolgt in Kooperation mit dem Landkreis. Derzeit 
werden Maßnahmen zur energetischen Sanierung der kom-
munalen Liegenschaften geplant. 

A L L E N D O R F  ( L U M DA )  —  M I T  E N E R -

G I E B E R AT U N G  Z U R  E N E R G E T I S C H E N 

G E B Ä U D E M O D E R N I S I E R U N G

EW: 4101 (31.12.2023)
NWG im Eigentum der Kommune: 8
WG im Eigentum der Kommune: 1

Die Gemeinde Allendorf (Lumda) hat acht kommunale 
Nichtwohngebäude, die es zu modernisieren und zu unterhal-
ten gilt. Im Jahr 2021 wurde ein Klimaschutzmanagement  
im Bauamt angesiedelt, welches insbesondere mit der Umset-
zung des Klimaschutzkonzeptes in Zusammenarbeit mit  
dem Landkreis beauftragt wurde. Im Zuge dessen wurde für 
die Modernisierungs- und Sanierungsprojekte eine Priori- 
tätenliste erstellt. Im Jahr 2022 begann die Erstellung eines 
energetischen Quartierskonzeptes als Grundlage für die  
Etablierung eines Sanierungsmanagements. 2023 wurde durch 
die Stadt Allendorf (Lumda) in Zusammenarbeit mit der 
LandesEnergieAgentur Hessen (LEA Hessen) eine kosten-
freie Erstenergieberatung angeboten.

Außerdem sollen in Allendorf (Lumda) bis zum Jahr 
2030 acht Windenergieanlagen errichtet werden sowie eine 
Ausweitung der Nutzung von Solarenergie und Umweltwärme 
um mindestens 3 % der Gebäude pro Jahr erzielt werden. 

A L S F E L D  —  M I T  S T R AT E G I E  Z U R 

U M FA S S E N D E N  S A N I E R U N G 

KO M M U N A L E R  G E B Ä U D E B E S TÄ N D E

EW: 16.205 (31.12.2023)
NWG im Eigentum der Kommune: 69
WG im Eigentum der Kommune: 1

Im kommunalen Eigentum der Stadt Alsfeld befinden 
sich 69 Nichtwohngebäude, die es zu unterhalten und teil-
weise zu modernisieren gilt. Alsfeld hat eine geschlossene 
historische Bebauung aus dem Mittelalter, was die Stadt im 
Kontext der Modernisierungsvorhaben vor zusätzliche  
Herausforderungen stellt.

Seit 2016 wird regelmäßig ein Energie- und Klimabe-
richt erstellt. Darin wird die energetische Situation der Lie-
genschaften sowie deren Verbrauchsentwicklung dargestellt.  
Es besteht ein Energiemonitoring für 54 der kommunalen 
Gebäude. Mit dem Aktionsplan 2022–2027 werden die  
konkreten Maßnahmen für den Klimaschutz im Bereich der 
städtischen Liegenschaften aufgezeigt. Er dient der Stadt- 
verwaltung als Leitfaden hinsichtlich der Zeit- und Ressour-
cenplanung und veranschaulicht transparent die Strategie, 
wie Treibhausgasemissionen gezielt reduziert werden sollen. 
Der Aktionsplan knüpft nahtlos an den Energie- und Klima- 
bericht 2022–2027 an.

Alsfeld hat in den letzten Jahren energetische Sanierungs- 
maßnahmen am Baubetriebshof, den kommunalen Liegen-
schaften am Marktplatz, am Minnigerodehaus (Stadtmuseum) 
und einer Kindertagesstätte umsetzten können oder arbeitet 
an der Umsetzung. Außerdem wurde 2021 eine Energie- 
und Klimaschutzförderrichtlinie erarbeitet, die der Stadtbe-
völkerung Fördermittel zur Finanzierung von Maßnahmen 
zur Verfügung stellt, die zur Energieeinsparung oder Minde-
rung von Luftschadstoffen erforderlich sind. 
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B A D  S O D E N  A M  TA U N U S  – 

G E B Ä U D E M O D E R N I S I E R U N G  M I T 

H I S TO R I S C H E M  C H A R M E

EW: 23.174 (31.12.2023)
NWG im Eigentum der Kommune: 31
WG im Eigentum der Kommune: 3

Die Stadt Bad Soden am Taunus besitzt einen im bun-
desweiten Vergleich weit überdurchschnittlichen Kaufkraft-
index. Ohne größere Industrieansiedlungen wird die Stadt 
wirtschaftlich aber vor allem durch die Rhein-Main-Region 
im Frankfurter Speckgürtel sowie einige wenige Verwal-
tungsgebäude und kleinere und mittelständische Unternehmen 
geprägt. Zu diesen zählen regionale Handwerksbetriebe, 
Dienstleister und die Landwirtschaft, welche eine wichtige 
Rolle in der lokalen Wirtschaft spielen. 

Der kommunale Gebäudebestand besteht überwiegend 
aus Nichtwohngebäuden, einzelnen Wohngebäuden und  
einer Vielzahl unbeheizter Bauwerke. Rund ein Drittel der 
kommunalen Gebäude steht unter Denkmalschutz. Eine 
Reihe von Gebäuden mit ihren Einrichtungen und Funktio-
nen haben die Gebietsreform 1977 mit der Zusammen- 
legung der drei Stadtteile überdauert und sind daher entweder 
in ihrer Funktion mehrfach vorhanden oder wurden zum 
Teil umgenutzt.

Im Januar 2024 wurde die Umnutzung und Sanierung 
des seit 2019 leerstehenden Medico-Palais als Verwaltungs- 
standort der Bad Sodener Stadtverwaltung beschlossen.  
Ziel ist es, die bisher auf mehrere Standorte verteilten Verwal- 
tungsstellen zu bündeln, um so Betriebs- und Unterhal-
tungskosten zu reduzieren. Die bisherigen fünf Verwaltungs-
standorte in Bad Soden am Taunus, die sich durchweg in 
älteren, sanierungsbedürftigen Liegenschaften befinden, sol-
len spätestens 2028 in den neu geschaffenen Verwaltungs- 
standort einziehen. Das Palais, ein historisches Gebäude aus 
dem Jahr 1912, soll dafür saniert, umgebaut und erweitert 
werden. 

BAD HERSFELD – AMBITIONIERTE 

BESCHLÜSSE FÜR KLIMASCHUTZ UND 

E N E R G E T I S C H E  M O D E R N I S I E RU N G

EW: 30.770 (31.12.2023)
NWG im Eigentum der Kommune: 63  
WG im Eigentum der Kommune: 50 
 
Bad Hersfeld hat im September 2020 den Klimanot-

stand ausgerufen, um den Klimaschutz und entsprechende 
Maßnahmen in den Fokus zu rücken. Darüber hinaus plant 
Bad Hersfeld einen Klimaaktionsplan zur Klimaneutralität 
schon bis 2035 zu erstellen. Das bestehende Klimaschutz-
konzept „Vorreiterkonzept“ soll bis September 2025 aktuali-
siert und daran angepasst werden. Bei den Nichtwohnge-
bäuden gehören zwei der Wirtschaftsbetriebe Bad Hersfeld 
GmbH, die Wohngebäude sind teilweise einer städtischen 
Stiftung zugehörig bzw. die Stadt fungiert als Generalmieter.

Im Jahr 2024 erfolgte der Abschluss von fünf seit August 
2023 in Bearbeitung befindlichen Sanierungsfahrplänen  
für kommunale Liegenschaften mit resultierender Investitions- 
planung für folgende Liegenschaften: Stadthalle, Haupt- 
feuerwehrwache, Mehrzweckhalle und zwei Kindertagesstätten 
samt Gemeinschaftsräumen und ein Sportfunktionsgebäude. 
Im Rahmen der Altbausanierungskampagne „Bad Hersfeld 
saniert sich“ wurden verschiedene Beratungsinstrumente 
bereitgestellt, um eine breite Öffentlichkeit durch Infor- 
mationsveranstaltungen und Ausstellungen anzusprechen. 
Darüber hinaus wurde im Jahr 2023 ein kommunales Pro-
gramm zur Förderung von PV-Anlagen im Stadtgebiet etabliert.
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F I S C H B AC H TA L  –  E R F O LG 

D U R C H  E X T E R N E  B E R AT U N G 

U N D  KO O P E R AT I O N

EW: 2.785 (31.12.2023)
NWG im Eigentum der Kommune: 11
WG im Eigentum der Kommune: 0

Die Gemeinde Fischbachtal liegt mit vier Ortsteilen im 
Vorderen Odenwald und ist ländlich geprägt. Sie unterhält 
einige kommunale Nichtwohngebäude, beispielsweise Feuer- 
wehrhäuser, eine Kindertagesstätte, ein Rathaus sowie zwei 
Bürgerhäuser, den Bauhof und das Sportheim. 

In der Gemeindeverwaltung, die im Rathaus angesiedelt 
ist, arbeiten insgesamt zehn Personen. Auch in einer kleinen 
Gemeinde fallen vielfältige Aufgaben im Bauamt an. Dieses 
ist für alle Belange rund um Tiefbau, Hochbau, Gebäude-
management, Liegenschaftsverwaltung und Grundstücks-
management bis hin zur Städteplanung verantwortlich. Um 
dieses weite Aufgabenspektrum zu bearbeiten, sind 1,5 Voll-
zeitäquivalente im Stellenplan vorgesehen. Das Tagesge-
schäft und dringende Instandhaltungsaufgaben lasten das 
Bauamt mithin so aus, dass wenig bis keine Zeit für grund-
sätzliche oder strategische Überlegungen zur Modernisierung 
bleibt. Die Erhebung der Ist-Zustände kommunaler Ge- 
bäude in Fischbachtal wird daher als wichtiges Ziel angesehen. 
Für die Planung und Umsetzung von Modernisierungspro- 
jekten werden häufig externe Berater*innen hinzugezogen. 
Zudem wird auf den Austausch mit anderen Kommunen  
im Landkreis Wert gelegt, unter anderem durch Treffen der 
Klimamanager*innen sowie Treffen der Bauamtsleitungen. 
Seit 2020 besteht eine enge Zusammenarbeit mit der Hoch-
schule Darmstadt. Im Juni 2021 wurde ein Arbeitskreis 
„Klimafreundliche Bauleitplanung“ gegründet, Vertretungen 
aller Fraktionen der Gemeindevertretung, der Bürgermeister 
und auch Verwaltungsmitarbeitende sind Teil dieses Arbeits-
kreises. Im September 2024 fasste die Gemeindevertretung 
einstimmig den Grundsatzbeschluss, die Bauleitplanung  
in ihrem Gebiet an den Grundsätzen einer „klimafreundli-
chen Bauleitplanung“ auszurichten. 

H E R B O R N  –  M I T  A N PA S S U N G  D E R 

V E R WA LT U N G S S T R U K T U R  D I E 

G R O S S E N  A U F G A B E N  B E WÄ LT I G E N

EW: 21.142 (31.12.2023)
NWG im Eigentum der Kommune: 90
WG im Eigentum der Kommune: 5 (+ 5 WHG in NWG)

Die Stadt Herborn hat 90 kommunale Nichtwohnge-
bäude, teils mit historischer Bausubstanz, die es teilweise zu 
modernisieren und zu unterhalten gilt. Die große Aufgabe, 
der sich Herborn stellt, ist eine vollständige Erfassung der 
energetischen Verbräuche kommunaler Gebäude. Zu den 
verbrauchsintensivsten Gebäuden gehören das Rathaus, die 
Kindertagesstätten und die Feuerwehren. In den letzten  
Jahren wurden in Herborn insgesamt sieben kommunale Ge- 
bäude energetisch saniert bzw. abgerissen und neu gebaut.

Um diese anstehenden Aufgaben zu bewältigen, wurden 
Anpassungen der Verwaltungsstruktur vorgenommen und 
die Fachdienste Hochbau und technische Gebäudeunterhal-
tung zusammengelegt. Zudem wurde die Zusammenarbeit 
mit den Stadtwerken intensiviert und ein Energie-Contract- 
ing ist entstanden. Mit der Möglichkeit eines Dualen Stu- 
diums im Bereich Bauingenieurwesen werden potenzielle 
neue Mitarbeiter*innen im Fachbereich Bauen, Stadtent-
wicklung und Wirtschaftsförderung ausgebildet.

Die Berücksichtigung der Klimarelevanz im Rahmen von 
politischen Beschlüssen wird durch ein 5-Punkte-System  
gesichert. Dabei wird eine Checkliste im Hintergrund aus-
gefüllt, um die Auswirkungen besser einordnen zu können 
und im Anschluss eine Klimarelevanz bestätigen oder ableh-
nen zu können.

U N S E R E  KO M M U N E N  S T E L L E N  S I C H  VO R
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K A U F U N G E N  –  M I T  S T R AT E G I E  U N D 

F I N A N Z I E L L E N  M I T T E L N  A N S T E -

H E N D E  A U F G A B E N  B E WÄ LT I G E N

EW: 12.752 (31.12.2023)
NWG im Eigentum der Kommune: 27
WG im Eigentum der Kommune: 17

Mit Beschluss vom Februar 2011 hat sich Kaufungen das 
Ziel gesetzt, bis 2030 vollständig mit erneuerbaren Energien 
versorgt zu sein (CO2-Neutralität). Im Jahr 2013 wurde ein 
umfassendes Klimaschutzkonzept mit konkreten Maßnah-
men ausgearbeitet. So wurde beispielsweise in der Haferbach- 
halle im Jahr 2015 die Fensterfassade erneuert oder auch  
im Jahr 2016 im Bauhof eine hocheffiziente Wärmepumpe 
installiert. Das Klimaschutzkonzept wurde im Juni 2019 
fortgeschrieben und bildet die Arbeitsgrundlage für das Kli-
maschutzmanagement. In der Gemeinde Kaufungen arbei- 
ten zwei Personen im Klimaschutzmanagement (entspricht 
einer Vollzeitstelle). Zudem wurde vom Landkreis Kassel  
im November 2021 ein integriertes Klimaschutzkonzept be-
schlossen.

Eine in der kommunalen Familie noch nicht weit ver-
breitete Besonderheit ist, dass die Gemeinde Kaufungen be-
reits mit einer umfassenden Bestandsaufnahme und einer 
daraus resultierenden Priorisierung die anstehenden Moder-
nisierungsmaßnahmen der insgesamt 27 kommunalen 
Nichtwohngebäude vorbereitet. Die Verantwortlichen haben 
erkannt, dass die Modernisierung der kommunalen Ge- 
bäudebestände in den nächsten Jahren nicht ohne erhebliche 
finanzielle Mittel bewältigt werden kann. Im Investitions-
haushalt von Kaufungen sind daher Mittel in Höhe von mehr 
als 2,5 Millionen Euro für die nächsten drei Jahre vorgese-
hen. Gleichzeitig wird durch die Kombination unterschiedli-
cher Förderprogramme eine möglichst hohe Förderquote 
bei den zu modernisierenden Gebäuden angestrebt. 

O B E R - R A M S TA DT  –  D E N  F O K U S  A U F 

E R N E U E R B A R E  E N E R G I E N  R I C H T E N

EW: 15.313 (31.12.2023)
NWG im Eigentum der Kommune: 40 
WG im Eigentum der Kommune: 9

Zu den kommunalen Nichtwohngebäuden in Ober-
Ramstadt gehören das Rathaus mit Verwaltungsgebäude, drei 
Kindergärten, vier Feuerwehrhäuser, fünf Dorfgemein-
schaftshäuser sowie vier Sportanlagen, dazu eine Sporthalle 
und ein Freibad. 2017 wurde ein integriertes Klimaschutz-
konzept im Landkreis Darmstadt-Dieburg beschlossen, wel-
ches aktuell fortgeschrieben wird. Für die kommunale  
Ebene von Ober-Ramstadt wurde daraus vertiefend ein eige-
ner Kommunalanteil mit Handlungsempfehlungen und 
Maßnahmenempfehlungen abgeleitet. 

Ober-Ramstadt fokussiert sich seit 2014 auf die Nutzung 
regenerativer Energien. Seit 2014 bezieht die Gemeinde 
Ökostrom und hat einige kommunale Gebäude mit heizungs- 
unterstützender Solarthermie ausgestattet. Darüber hinaus 
wurden sowohl auf dem Rathausdach als auch auf dem Dach 
der KiTa Ackermann eine PV-Anlage installiert. Eine weitere 
PV-Anlage wird derzeit an der Kita Himmelszelt errichtet. 
Durch die Kombination mit der vorhandenen Erdwärme-
pumpe wird dieses Gebäude CO2-neutral sein. Mit dem 
Bau des Bürgerhauses und der Feuerwehr Rohrbach werden 
weitere regenerative Energien, Erdwärme und Photovoltaik 
genutzt. Zudem hat Ober-Ramstadt zwei Windenergieanlagen 
errichtet. Diese Anlagen speisen seit Ende 2020 Windstrom 
für ca. 2.500 Haushalte pro Jahr in das öffentliche Stromnetz 
ein. Dadurch wird der CO2-Ausstoß um ca. 6.000 Tonnen 
pro Jahr reduziert. In den letzten Jahren wurden am Rathaus, 
der Zulassungsstelle, einem Feuerwehrgerätehaus und einer 
Sportanlage energetische Sanierungsmaßnahmen durchgeführt. 
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W E I L R O D  –  N E U E  O R G A N I S AT I O N S - 

F O R M E N  E N T W I C K E L N

EW: 6.781 (31.12.2023)
NWG im Eigentum der Kommune: 86
WG im Eigentum der Kommune: 0

Die Gemeinde Weilrod liegt im Hochtaunuskreis und ist 
mit einer Fläche von 71,16 km² die flächenmäßig größte 
Kommune im Hochtaunuskreis. Die 13 Ortsteile von Weil-
rod bestanden bis 1970/1972 als eigenständige Gemeinden 
im damaligen Landkreis Usingen, daher sind viele kommu-
nale Gebäude in ihren strukturellen und funktionalen Aus- 
prägungen heute mehrfach vorhanden. So gibt es in jedem 
Ortsteil ein Dorfgemeinschaftshaus sowie mehrere Feuer-
wehren in der Gesamtgemeinde. Diese Struktur bringt für 
die Gemeinde erhebliche finanzielle Herausforderungen  
mit sich, da sie den Unterhalt von insgesamt 86 kommunalen 
Liegenschaften sicherstellen muss, die teilweise unter Denk-
malschutz stehen.

Um neue Wege zur Finanzierung kommunaler Aufgaben 
zu beschreiten, setzt Weilrod auf die positiven Effekte in- 
terkommunaler Zusammenarbeit mit Nachbargemeinden in 
privatwirtschaftlicher Organisationsform. Ein Beispiel hier- 
für ist das interkommunale Feuerwehrdienstleistungszentrum 
„Goldener Grund – Taunus“ gGmbH, das landkreisüber-
greifend gemeinsam mit den Kommunen Bad Camberg, 
Brechen, Hünfelden, Selters und Weilrod gegründet wurde. 
Ziel ist es, das Ehrenamt im Bereich der Feuerwehr über  
die Gemeindegrenzen hinweg zu entlasten. Zu den Aufgaben 
des Dienstleistungszentrums gehören unter anderem die 
Prüfung, Wartung und Instandsetzung der Atemschutzgeräte, 
die Reinigung der Einsatzkleidung sowie die Pflege und 
Wartung der Feuerwehrschläuche und die Beschaffung von 
Ausrüstungsgegenständen. 

U N S E R E  KO M M U N E N  S T E L L E N  S I C H  VO R

J U D I T H  H E I L M A N N
ist Wissenschaftliche  
Sachbearbeiterin am Institut  
Wohnen und Umwelt.

A N N A  WA S M E R 
ist Wissenschaftliche  
Mitarbeiterin der Hochschule 
Darmstadt.
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G E M E I N S A M  L Ö S U N G E N 
G E S TA LT E N  A U F  D E M 
W E G  Z U R  KO M M U N A L E N 
G E B Ä U D E - 
M O D E R N I S I E R U N G

Nach über zwei Jahren Projektlaufzeit fand das Projekt 
das Forschungs- und Transferprojekt „Governance der Ge-
bäudemodernisierung in kleinen und mittleren hessischen 
Kommunen“ seinen feierlichen Abschluss. Am 28. Januar 
2025 kamen Projektbeteiligte, kommunale Vertreter*innen 
und politische Entscheidungsträger*innen in Darmstadt  
zusammen, um die Erkenntnisse des Projekts zu würdigen, 
Erfahrungen zu teilen und gemeinsam einen Blick in die 
Zukunft zu werfen.

Ein Höhepunkt der Veranstaltung war der Beitrag von 
Hessens Wirtschaftsminister Kaweh Mansoori, der die Pro-
jektergebnisse als „wichtigen Baustein der Wärmewende  
vor Ort“ hervorhob. Besonders betonte er die praxisnahen 
Handreichungen zur Planung und Fördermittelbeantra-
gung, die nun in die Beratungen der LandesEnergieAgentur 
(LEA) einfließen werden. „Gemeinsam können wir errei-
chen, dass die Wärmewende eine Zukunft schafft, die für alle 
lebenswert ist – unabhängig von Einkommen, Wohnort oder 
Lebenssituation. Und dies lässt sich gerade in kommunalen 
Gebäuden besonders stark erleben“, so Mansoori.

Nach mehr als zwei Jahren Projektlaufzeit feierte das Projekt „Governance 
der Gebäudemodernisierung in kleinen und mittleren hessischen Kommu-
nen“ seinen Abschluss gemeinsam mit Hessens Wirtschaftsminister Kaweh 
Mansoori im Gespräch mit kommunalen Vertreter*innen. 

Detlef Schümann, Prof.  
Dr.-Ing. Birte Frommer und 
Lisa Haubner im Gespräch 
mit Kaweh Mansoori, Hess- 
ischer Minister für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, 
Wohnen und ländlichen 
Raum.
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P E R S P E K T I V E N  A U S  D E R  P R A X I S : 
S T I M M E N  A U S  D E N  KO M M U N E N

Die abschließende Veranstaltung des Projekts diente 
auch einem zentralen Projektziel: Bedarfe und Herausforde-
rungen, die Kommunen in der Gebäudemodernisierung  
erleben mit dem Hessischen Ministerium für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum zu teilen. 
Neben den mit den Kommunen entwickelten Handlungs-
empfehlungen für das Ministerium, bot die Abschlussver- 
anstaltung die Möglichkeit für einen direkten Austausch mit 
einer interaktiven Gesprächsrunde zwischen Vertreter*innen 
der Projektkommunen und dem hessischen Wirtschaftsminister. 
Jakob Beckhausen (Fischbachtal), Lisa Haubner (Kaufungen) 
und Detlef Schürmann (Bad Soden am Taunus) berichte- 
ten eindrücklich von ihren Erfahrungen in der kommunalen 
Verwaltung – von bürokratischen Hürden bis hin zu krea- 
tiven Lösungen und wie das Projekt sie dabei unterstützen 
konnte:

„Die Teilnahme an dem Projekt hilft uns, gerade auch in 
Zukunft, wenn wir Gebäudemodernisierungen umsetzen 
und planen wollen, nicht bei null anzufangen und stattdessen 
einen roten Faden zu haben, auf den wir aufgreifen können. 
Gleichzeitig bietet das Projekt auch ein Netzwerk, auf das 
man zurückgreifen kann.“, so die Leitung des Bauamts in 
Fischbachtal, Jakob Beckhausen.

Auch das Thema Fördermittel wurde intensiv besprochen: 
„Wir stecken eine Menge Arbeit in die Fördermittelbean- 
tragung, und dann kommt erst nach langer Zeit die Antwort, 
dass man gar nicht für diese spezielle Förderung in Frage 
kommt“ schilderte eine hessische Bürgermeisterin eine frus-
trierende Erfahrung mit Fördermitteln. Solche Hürden ver-
deutlichen, wie wichtig klare und effiziente Förderstrukturen 
für die Umsetzung kommunaler Projekte sind. Projekter-
zeugnisse wie eine Handreichung zum Förderprozess können 
Struktur in diese Prozesse bringen, allerdings braucht es 
auch von Seiten des Fördermittelgeber Anpassungen.

Die Gesprächsrunde zwischen den kommunalen Vertre- 
ter*innen und dem Wirtschaftsminister wurde vom Prof. Dr. 
Birte Frommer moderiert und eröffnete auch Teilnehmen-
den aus Politik und Wissenschaft die Möglichkeit in der Run-
de teilzunehmen.

 

V E R N E T Z U N G  U N D  A U S TA U S C H : 
G E M E I N S A M  W E I T E R D E N K E N

Den Abschluss des Tages bildeten thematische Ge-
sprächsrunden, in denen sich die Teilnehmenden über zen- 

G E M E I N S A M  LÖ S U N G E N  G E S TA LT E N

trale Fragen der Gebäudemodernisierung austauschten.  
Besonders intensiv wurde über die Finanzierbarkeit von Mo- 
dernisierungsprojekten sowie über die internen Kommu- 
nikationsprozesse in Verwaltungen diskutiert. Einig war man 
sich vor allem in einem Punkt: „Engagierte und fähige Ver-
waltungsmitarbeitende können viel bewegen.“

Mit dieser Veranstaltung endete die über zweijährige 
Projektlaufzeit (Januar 2023 – Februar 2025) auf festliche 
und inhaltlich wertvolle Weise. Die Abschlussveranstaltung 
zeigte eindrucksvoll, dass die Zukunft der kommunalen Ge-
bäudemodernisierung in Hessen aktiv gestaltet werden 
muss, um nachhaltige Veränderungen voranzutreiben.

L U I S E  S P I E K E R 
ist Wissenschaftliche  
Referentin bei der 
Schader-Stiftung.
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Wie erarbeitet man gemeinsam Lösungen für die kommunale Gebäudemodernisierung, 
die auch in der Verwaltung von kleinen und mittleren Kommunen Anklang findet  
und umgesetzt werden kann? Genau: mit einem gemeinsamen Team aus kommunalen 
Vertreter*innen und Akteuren aus der Wissenschaft und Zivilgesellschaft. 

Mit dem Projekt „Governance der Gebäudemodernisie-
rung“ war den Verbundpartnern im Vorhinein klar: Lösungen 
im Bereich kommunaler Gebäudemodernisierung können 
nur sinnvoll erarbeitet werden, wenn Praxisakteure invol- 
viert sind und mit ihrem Wissen erkennen und bestimmen, 
welche Bereiche besondere Herausforderungen bieten und  
in Angriff genommen werden müssen. Deshalb wurde das 
Projekt in seinen Workshop-Phasen durch die Anliegen der 
teilnehmenden Kommunen mitgestaltet. 

Über die Projektlaufzeit von über zwei Jahren wurden 14 
Workshops, eine Kick-Off und Abschlussveranstaltung so- 
wie mehrere Dialog-Cafés beim Großen Konvent der Schader- 
Stiftung durchgeführt. In Teilen fanden diese mit einem  
erweiterten Teilnehmendenkreis statt. Dadurch konnte auf 
Grundlage der sorgfältigen Auswahl der beteiligten Kom-
munen eine angemessene Akteursqualität garantiert werden. 
Die inhaltlichen Schwerpunkte der Workshops lassen sich  
in mehrere Phasen einteilen: Gemeinsames Problemverständ- 
nis erarbeiten, Ko-Produktion von Lösungsansätzen und 
Erprobung der Lösungen in den Kommunen.

Um die größtmögliche Wirksamkeit in der kommunalen 
Praxis zu entfalten und Herausforderungen in der Gebäude-
modernisierung produktiv anzugehen, begann die erste Phase 
mit den teilnehmenden Kommunen damit, herauszuarbei-

ten, welche konkreten Anliegen sie haben und welche davon 
besonders dringlich zu bearbeiten sind. Dabei war es be- 
sonders wichtig, ein gemeinsames Problemverständnis zu  
erarbeiten. Was bedeutet es, zum Beispiel, wenn man über 
Schwierigkeiten im „Förder-Dschungel“ spricht? Und inwie- 
weit bestehen vergleichbare Herausforderungen in verschie- 
denen Kommunen? Nur wenn alle Beteiligten genau wissen, 
was mit welchen Problemen gemeint ist, kann man sich in 
den nächsten Phasen mit Lösungen dazu beschäftigen. Die 
Kommunen haben sich in den ersten Workshops auf zwei 
thematische Schwerpunkte geeinigt: Förderung und Kom-
munikation.

KO - P R O D U K T I O N  VO N  
LÖ S U N G S A N S ÄT Z E N

Die Themen Förderung und Kommunikation wurden 
daher in der nächsten Phase des Projekts besonders intensiv 
aufgegriffen. Gemeinsam mit dem Projektteam reflektierten 
die teilnehmenden Kommunen, welche Schwierigkeiten und 
Hürden immer wieder im Prozess der Gebäudemoderni- 
sierung auf der Steuerungsebene auftreten. Im nächsten Schritt 
unterstützte das Projektteam mit seinen spezifischen Exper- 
tisen (technisch, juristisch, politikwissenschaftlich) darin zu 
erkennen, welche Möglichkeiten es gibt, diesen zu begeg- 

I N T E R A K T I V E  
W O R K S H O P S  M I T  
K L E I N E N  U N D  
M I T T L E R E N  KO M M U N E N 
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nen. In gemeinsamer Arbeit entstanden Lösungsansätze im 
Bereich Förderung und im Bereich Kommunikation. Dabei 
stand das Team konzeptionell immer zur Verfügung und lei- 
tete die teilnehmenden Kommunen strukturiert in ihrer  
Arbeit an. Gleichzeitig waren sie auch immer Ansprechpart-
nerinnen zwischen den Workshop für sonstige Anliegen,  
die es bei den Teilnehmenden gab. 

E R P R O B U N G

Die letzte Phase des Projekts führte die Kommunen zur 
Erprobung der entwickelten Lösungsansätze. Die Projekt- 
arbeit verschob sich also von den Workshops in die konkrete 
Verwaltung. Hier sollten die Teilnehmenden die Lösungs- 
ansätze testen und überprüfen. Was funktioniert gut und stellt 
eine Erleichterung im Prozess zur Gebäudemodernisierung 
dar? Wo gibt es noch Verbesserungsmöglichkeiten, was die 
Lösungen angeht? Die Workshops in diesen Phasen waren 
besonders als Begleitung zur Erprobung zu verstehen. Die 
Kommunen hatten die Möglichkeit, sich über Fortschritte 
und Herausforderungen auszutauschen und Rat beim Pro-
jektteam zu suchen. So war auch immer eine Feedback-
schleife zum Projektteam und zwischen den Kommunen 
selbst sichergestellt.

I N T E R A K T I V E R  A N S AT Z  
D E R  W O R K S H O P S 

Die Workshops waren konzipiert, um einerseits Lösun-
gen für die Herausforderungen bei der Gebäudemodernisie-

L U I S E  S P I E K E R 
ist Wissenschaftliche  
Referentin bei der 
Schader-Stiftung.

rung zu entwickeln, und andererseits auch ein Netzwerk 
zwischen den Kommunen selbst und auch mit dem Projekt-
team zu entwickeln und damit dessen Wirksamkeit zu er- 
proben. Bei der Gestaltung der Dialogformate wurde immer 
darauf geachtet, eine Balance zwischen Impulsen und Ei-
genarbeit zu halten, damit die teilnehmenden Kommunen 
zu ihrer täglichen Verwaltungsarbeit nicht noch eine zu- 
sätzliche Belastung durch das Projekt erfahren, aber gleich-
zeitig auch angemessen gefordert waren sich zu beteiligen. 
Während die Workshops immer mit einem phasen-entsprech- 
enden Ziel durchgeführt wurden, ließ das Projektteam stets 
genügend Raum für Anliegen der teilnehmenden Kommunen 
während den Arbeitssessions. So konnten die Projektbetei-
ligten sich auch bei akuten Anfragen gegenseitig mit Rat zur 
Seite stehen. 

Die Zusammenarbeit mit den Kommunen im Projekt 
„Governance der Gebäudemodernisierung“ erwies sich als 
ebenso bereichernd wie informativ. Für Fragen der Steu- 
erung von Gebäudemodernisierung hat sich gezeigt: ein Zu-
sammenspiel von verschiedenen Beteiligten innerhalb und 
außerhalb der Verwaltung ist für innovative Lösungen in ho-
hem Maße förderlich. 

Wissenschaftler*innen und kommu- 
nale Vertreter*innen erarbeiten 
gemeinsam Lösungsansätze für 
die kommunale Gebäudemo- 
dernisierung.

I N T E R A K T I V E  W O R K S H O P S

A N N A  WA S M E R 
ist Wissenschaftliche  
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A G  F Ö R D E R U N G :
V O M  P R O Z E S S  Z U R 
H A N D R E I C H U N G

Modernisierung kommunaler Gebäude erfor-
dert erhebliche Ressourcen. In finanziell ange-
spannten Zeiten stehen strukturell nicht aus-
reichend Mittel zur Verfügung. Viele mittlere 
und kleinere Kommunen in Hessen verfügen 
zudem über ein Gebäudeportfolio, das ohne 
externe fachliche und personelle Unterstüt-
zung nur schwer modernisiert werden kann. Der 
vielerorts bestehende langjährige Moderni- 
sierungsstau verschärft die Lage zusätzlich.

Vor diesem Hintergrund zeigte sich in der Zusammen-
arbeit im Projekt schnell, dass die Finanzierung und Förde-
rung von Modernisierungsmaßnahmen für die Kommunen 
einen zentralen Handlungsbereich darstellen. Fördermittel 
für verschiedene Aspekte der Gebäudemodernisierung  
werden grundsätzlich von unterschiedlichen Governance-
Ebenen – vom Land, Bund, der EU oder teilweise auch  
von den Landkreisen – bereitgestellt. Für kleine und mittlere 
Kommunen sind dabei oft die „näheren“ Ebenen, insbe- 
sondere das Land und der Bund, von größerer Bedeutung 
als die weiter entfernte EU.

Bei der Finanzierung und Förderung stehen die Kom-
munen zunächst vor der Herausforderung, geeignete För-
dermittel zu identifizieren und erfolgreich zu beantragen. 
Darüber hinaus fällt es gerade mittleren und kleineren Kom- 
munen oft schwer, bewilligte Fördermittel in den kommu- 
nalen Haushalt einzuarbeiten und zu verwalten. Obwohl be-
reits eine Reihe von Unterstützungsmöglichkeiten, wie  

Quelle: Handreichung Förderprozess, 
Projekt „Governance der  
Gebäudemodernisierung in kleinen und 
mittleren Kommunen“ 2025
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beispielsweise die Fördermittelberatung der LandesEnergie-
Agentur Hessen existieren, sahen die Kommunen des Pro-
jekts Bedarf, den gesamten Prozess des Fördermittelablaufs 
von der Erfassung der eigenen Gebäude und der strategi-
schen Planung der Modernisierungen bis zum erfolgreichen 
Verwendungsnachweis übersichtlich darzustellen. Dabei 
wünschten sie sich konkrete Praxiserfahrungen, hilfreiche 
Tipps und Austausch.

Aus diesem Bedarf heraus erarbeiteten die Kommunen  
in dem Projekt ein Dokument, das den gesamten Förderpro-
zess abbildet. Es beginnt mit der Erfassung der Gebäude 
und ihrer ersten Basisdaten, zeigt Möglichkeiten für überge-
ordnete Grundsatzbeschlüsse zur Modernisierung auf und 
reicht von einer Priorisierung der anstehenden Modernisie- 
rungen über die Planung konkreter Maßnahmen bis hin  
zur Vergabe und Abrechnung der Fördermittel. Damit reagiert 
das Projekt auf eine Lücke in der Unterstützungslandschaft 
und bietet eine Lösungsmöglichkeit, die bisher noch nicht 
existierte.

Das Dokument zum Förderprozess besteht aus zwei  
zentralen Elementen: Zunächst zeigt eine übersichtliche Gra- 
fik den Ablauf „Förderprozess“ der Gebäudemodernisie-
rung und Förderung Schritt für Schritt (siehe Abbildung 1). 
Diese Grafik soll einen schnellen Überblick bieten und es 
den kommunalen Akteuren ermöglichen, den Prozess besser 
nachzuvollziehen und auch anderen leicht zugänglich und 
verständlich zu machen. Zu jedem Prozessschritt gibt es er-
gänzende Texte, die den Mehrwert und das Ziel des jewei- 
ligen Schrittes erläutern, erfahrungsbasierte Herausforderun- 
gen aufzeigen und hilfreiche Hinweise aus der kommunalen 
Praxis geben. Der Ablauf und die Inhalte sind eng an die rea-
len Erfahrungen der zwölf teilnehmenden Kommunen ange-
lehnt und in direkter Ko-Produktion mit diesen entstanden.

Die Übersicht zum Förderprozess ist so konzipiert, dass 
in der Praxis genau dort angesetzt werden kann, wo sich  
die jeweilige Kommune gerade befindet. Während der Pro-
zess methodisch von Anfang bis Ende durchlaufen werden 
kann, befinden sich viele Kommunen in der Realität gleich-
zeitig bereits an unterschiedlichen Stellen innerhalb des  
Prozesses. Die Struktur des Prozessdokuments ermöglicht 
es, genau dort einzusteigen, wo es für die anstehenden 
Schritte und Fragestellungen am relevantesten ist. Somit er- 
hält das Ablaufdiagramm eine hohe praktische Nutzbarkeit.

Während der Entwicklung des Förderablaufs und in di-
versen Austauschrunden haben die Kommunen immer  
wieder betont, dass die derzeitige Förderlandschaft sehr kom- 
plex ist (umgangssprachlich „Förder-Dschungel“) und die 
Nutzung von Fördermitteln gerade für die kleinen und mitt-
leren Kommunen einen sehr hohen Aufwand bedeutet.  

P R O F.  D R . - I N G . 
B I R T E  F R O M M E R
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und Umweltmanagement an  
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S T E FA N  S W I D E R E K
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Sowohl die Beantragung als auch die Verwertung und Ab-
rechnung der Fördermittel erfordert zeitliche und personelle 
Kapazitäten, die von kleineren Kommunen mitunter nur 
schwer aufgebracht werden können. Darüber hinaus birgt 
das Bauen im Bestand häufig unerwartete Entwicklungen, 
auf die mit einer mitunter sehr kleinteiligen und inflexiblen 
Förderung nur schwer oder nur mit hohem bürokratischem 
Aufwand reagiert werden kann. Hier äußerten vielen Kom-
munen den Wunsch nach flexibleren Förderprogrammen, 
deren Verwendung im Laufe einer Gebäudemodernisierung, 
an die möglicherweise vorher noch nicht bekannten Gege-
benheiten und sich entwickelnden Umstände angepasst wer-
den können.

J O N A S  J .  S C H O E N E F E L D
ist Wissenschaftler beim  
Institut Wohnen und Umwelt  
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A G  KO M M U N I K AT I O N : 
A U F  D E M  W E G  Z W I -
S C H E N  V E R WA LT U N G 
U N D  P O L I T I K

Bei der Bearbeitung der energetischen Gebäudemoderni- 
sierung sehen sich die Verwaltungskräfte der teilnehmenden 
Kommunen nicht nur mit umwelt- und energietechnischen, 
finanziellen, personellen und organisatorischen Anforde- 
rungen konfrontiert, sondern ebenso stark mit (un-)ausge-
sprochenen Erwartungen und Forderungen aus der Kom-
munalpolitik und der Bürgerschaft. In den Workshops und 
in direkten Gesprächen mit den Projektkommunen wurde 
immer wieder deutlich, wie mangelhafte oder fehlende Kom- 
munikation zu Verzögerungen bei Modernisierungsvorhaben 
führt und die Arbeitsbelastung und Frustration bei Mitar-
beitenden erhöht – und damit bürgerschaftliche Akzeptanz-
probleme des Verwaltungshandelns noch befördert.  

Deswegen hat sich die Arbeitsgruppe Kommunikation über 
die Projektlaufzeit hinweg konkret mit dem Umgang mit Be-
richtsvorlagen, Grundsatzbeschlüssen und politischen An-
fragen befasst und analysiert, wie die Wege und Wirkungen 
kommunaler Beschlüsse in den Projektkommunen aus- 
sehen. So wurden Strategien entwickelt, die Verwaltungs-
kräfte für sich nutzen können, um die Kommunikation  
zwischen Verwaltung und Politik zu verbessern. 

B E R I C H T SVO R L AG E N  fassen den Kenntnisstand 
der Verwaltung zu einem bestimmten Modernisierungsvor-
haben einschließlich geleisteter Vorarbeiten zusammen und 
dienen dem Zweck, die Verwaltungsspitze und die Gemein-
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devertretung initiativ über Vorarbeiten der Verwaltung zu  
informieren. Die Vorlagen werden durch die Gemeindever- 
tretung zur Kenntnis genommen. Der Einsatz von Berichts-
vorlagen erhöht das Wissen aller politischen Vertreter*innen 
zu einem bestimmten Sachverhalt. Rückfragen und unvor-
hergesehene Planänderungen durch neue Impulse aus der 
Politik können so reduziert und die Geschwindigkeit bei  
der Umsetzung erhöht werden. 

U M S E T Z U N G :  B E S C H L U S S  Z U R  K E N N T N I S : 
Eine Gemeinde hatte in einer Vorlage einen umfassenden 
Bericht über die vorhandenen verwaltungsinternen Vorarbei-
ten zur energetischen Modernisierung der energetisch  
relevanten Nichtwohngebäude erstellt und mit der Gemein-
devertretung geteilt.

G R U N D S AT Z B E S C H L Ü S S E  wirken weit tiefgrei-
fender als Berichtsvorlagen, mit ihrer Hilfe werden Zielde-
finitionen für die energetische Gebäudemodernisierung  
beschlossen. Zieldefinitionen für die energetische Moderni-
sierung der kommunalen Gebäude sind nicht nur zur po- 
litischen Positionierung sinnvoll, sondern werden von der 
Verwaltung gewünscht. Sie dienen der Verwaltung als Leit- 
linie ihres fachlichen Handelns und sind Schutz vor unsach-
gemäßen Interventionen. Hierbei ist die Balance zwischen 
konkreten politischen Vorgaben (im Beschlussteil) und aus-
reichenden Spielräumen für das Verwaltungshandeln (Leit- 
linien für den Vollzug als Anlage) zu finden. Finanzwirksame 
Maßnahmen bleiben den politischen Gremien vorbehalten.

UMSETZUNG EINES GRUNDSATZBESCHLUSSES: 
Allgemein gehaltene Grundsatzbeschlüsse (z.B. umwelt- 
gerechte Bauleitplanung), zu verstehen als politische Willens- 
bekundungen, benötigen einen langen Prozess, um konkrete 
Maßnahmen zu definieren, Kriterien zur Umsetzung zu ent-
wickeln und die politischen Mehrheiten dafür zu gewinnen. 
Eine Gemeinde hat hier im Zuge des Projekts einen vorbild-
lichen Kommunikations-Prozess durchlaufen: Gemeinde- 
vertreter*innen aller Fraktionen haben mit dem Bürgermeister, 
Verwaltungskräften und dem Projektteam inhaltliche und 
prozessuale Konzepte entwickelt, wie zukünftige Baugebiete 
umweltgerecht entwickelt werden sollen. Die Beschluss- 
vorlage ist unterteilt in Beschlussteile und Anlagen für das 
konkrete Verwaltungshandeln, die fortgeschrieben werden 
können, ohne dass es jeweils einer neuen Vorlage bedarf. Der 
Beschluss wurde während der Projektlaufzeit einstimmig  
in der Gemeindevertretung gefasst. Das Vorgehen strahlt aus 
über die Projektgemeinde hinaus: weitere hessische Gemein-
den sind an dem Prozess interessiert.

Die Arbeitsgruppe wurde auch für akut auftretenden 
Fragestellungen genutzt: so wurde in einer Gemeinde aus 
dem zuständigen Fachausschuss eine (kritische) Anfrage  

an die Verwaltung gerichtet. Solche politischen Anfragen  
(in der Regel gestellt von der Opposition) sind ein legitimes 
Instrument der Opposition. Um solche (kleinen) Anfragen 
sachgerecht zu bearbeiten erfolgte in der Arbeitsgruppe ein 
Austausch zwischen unterschiedlich erfahrenen Verwaltungs-
kräften aus verschiedenen Gemeinden zusammen mit dem 
Projektteam. Neben transparenten und ehrlichen Antworten 
ist die frühzeitige Kommunikation mit der Leitungsebene 
zur Rückendeckung unverzichtbar. Die Arbeitsgruppe Kom-
munikation hat sich auch mit dem grundlegenden Selbst- 
verständnis von Verwaltungsmitarbeitenden auseinanderge-
setzt. Dazu gehörte die Vergewisserung und Betonung der 
Fachlichkeit und des (Selbst-)Vertrauen in die vorhandene 
Verwaltungskompetenz. Zudem konnten Fähigkeiten der  
eigenverantwortlichen und initiativen Kommunikation mit 
der Leitung und zwischen den Abteilungen unterstützt werden. 

Gleichzeitig wurden die teilnehmenden Kommunen  
darin gestärkt, wie die Verwaltung als fachliche Begleitung 
der Politik agiert und somit fachliche Vorschläge an die  
Politik richten kann. Ein strukturiertes und prozessorientier-
tes Vorgehen, sowie die Vorbereitung von legitimierenden 
(politischen) Beschlüssen sind wichtige Schritte hin zur er-
folgreichen systematischen und demokratisch legitimierten 
Gebäudemodernisierung.
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P O T E N Z I A L E  D E R  
KO M M U N A L E N 
G E B Ä U D E - 
M O D E R N I S I E R U N G 
E R FA H R U N G E N  A U S  Ü B E R 
Z W E I  J A H R E N  P R O J E K T L A U F Z E I T

Was passiert, wenn Akteure aus den Verwal- 
tungen zwölf kleinerer und mittlerer Städte und 
Gemeinden über zwei Jahre intensiv mit Ex- 
pert*innen unterschiedlicher Fachrichtungen 
zur Modernisierung ihrer Gebäude zusammen-
arbeiten? Welche Potenziale entwickeln sich 
daraus und welche Rolle könnten die Ergebnisse 
in der Zukunft spielen? Vier Themenfelder  
sind hierfür besonders relevant. 

W I S S E N  U N D  V E R STÄ N D N I S :  Die Modernisierung 
kommunaler Gebäude in kleineren und mittleren Städten 
und Gemeinden zeichnet sich aktuell durch beträchtliche 
Lücken in der praktischen Umsetzung der Modernisie-
rungsvorhaben, aber auch beim Wissen über Modernisierungs- 
prozesse aus. Während bisher in Teilbereichen wie beim  
Wärmeschutz oder bei der Nutzung erneuerbarer Energien 
wichtiges Wissen aufgebaut werden konnte, so fehlt es an  
einer ganzheitlicheren Betrachtung der Governance (Steue-
rung) der Gebäudemodernisierung über verschiedene Her- 
ausforderungs- und Handlungsfelder hinweg. Auf Wunsch 
der teilnehmenden Kommunen lag der Schwerpunkt im 
Projekt so auf Fragen der Steuerung und Organisationen, 

um aus dem Blick der Praxis ein neues Verständnis der  
spezifischen Herausforderungen und Lösungsmöglichkeiten 
zu erarbeiten. Während knappe Finanzen und Personal wei- 
terhin eine wichtige Herausforderung darstellen, geht das im 
Projekt entwickelte Governance-Verständnis deutlich da- 
rüber hinaus: Gleichzeitig benötigt eine strategische und ziel- 
orientierte Governance der Gebäudemodernisierung ein 
produktives Zusammenspiel verschiedener Hierarchieebenen, 
in vielen Fällen die Unterstützung und Einbindung externer 
Akteure sowie Motivation, Ausdauer und Resilienz einzelner 
Menschen innerhalb der Verwaltung und eine Vernetzung 
nach außen.

HANDLUNGSLOGIKEN UND KO-PRODUKTION: 
Die Modernisierung kommunaler Gebäude erfordert in  
der Regel eine Zusammenarbeit verschiedener Akteure, in-
klusive Verwaltung, Politik, Planungsbüros, ausführendes 
Handwerk und ggf. Fördermittelgeber. Diese Akteure folgen 
jedoch unterschiedlichen und manchmal gegenläufigen 
Handlungslogiken und sind unterschiedlichen Zwängen un-
terworfen: Während beispielsweise kommunale Haushalte 
und Fördermittel einer jährlichen Planungslogik entsprechen, 
entstehen bei Bauprojekten andere Notwendigkeiten wie 
lange Planungshorizonte einerseits aber auch kurzfristige 
Anpassungen andererseits. Hohe Qualitätsanforderungen 
können für lokale Handwerksfirmen ein Hindernis und somit 
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Fortbildungsbedarf darstellen. Die Arbeit auf Augenhöhe 
bedarf Koordination und Ausdauer und erfordert viel Kom-
munikation und Übersetzungstätigkeiten zwischen unter-
schiedlichen Akteuren und Logiken, um beispielsweise  
technische und organisatorische Betrachtungen und Heran-
gehensweisen sinnvoll miteinander verknüpfen zu können. 
So können im Sinne der Ko-Produktion gemeinsame Ergeb-
nisse entstehen, mit welchen sich viele Akteure identifizie-
ren, sodass eine hohe Aussicht auf Erfolg besteht.

N E T Z W E R K E :  Im Rahmen des Projekts entstanden 
institutionelle und persönliche Netzwerke und Verbindun-
gen, die auch über das Projekt hinaus großes Potenzial be- 
sitzen. In den Workshops reifte Vertrauen und Verständnis, 
dass viele Kolleginnen und Kollegen in anderen Kommunen 
mit ganz ähnlichen Herausforderungen konfrontiert sind 
und daher ein Erfahrungsaustausch gewinnbringend ist. Ins-
besondere fokussierte Gespräche zu Teilbereichen der Ge-
bäudemodernisierung, wie beispielsweise zur Kombinierbar-
keit von Fördermitteln, zu verfügbaren Tools zur Erfassung 
der Gebäude und ihrer energetischen Qualität oder zur Vor-
bereitung von Gremienvorlagen wurden als hilfreich emp-
funden und können auch in der Zukunft eine Grundlage für 
zielgerichtete Unterstützungsangebote in der Fläche dar- 
stellen. 

G OV E R N A N C E  D E R  Z U K U N F T:  Kleinere und 
mittlere Städte und Gemeinden bieten besondere Vorausset-
zungen und Verhältnisse, welche nicht einfach als herunter-
skalierte Version von Großstädten verstanden werden können. 
Kleinere Organisationen und Netzwerke bedeuten mehr 

Flexibilität und kürzere Abstimmungswege, sind aber auch 
in größerem Maße vom Handeln und der Motivation Ein- 
zelner abhängig. Eine Governance der Zukunft berücksich-
tigt diese Gegebenheiten, indem sie u.a. Unterstützungs- 
angebote im Bereich Förderung/Finanzierung, Kommunika-
tion und Netzwerke an diese Zielgruppe anpasst und wo 
möglich vereinfacht. Eine wichtige Hilfe können hierbei der 
im Projekt entstandene Förderprozess und der Kommu- 
nikationsprozess sein. Weiterhin ist es essenziell, dass bei dün- 
nen Personaldecken Organisationsmodelle entwickelt wer-
den, welche bei zeitweisen Ausfällen kompetente Vertretungen 
möglichen machen, sodass Modernisierungsprozesse fort- 
gesetzt werden können.

Kommunale Akteure identifizieren 
die dringlichsten Herausforderungen 
in der Gebäudemodernisierung  
und entwickeln Lösungen.

J O N A S  J .  S C H O E N E F E L D
ist Wissenschaftler beim  
Institut Wohnen und Umwelt  
und Leitung des Projekts 
„Governance der Gebäude- 
modernisierung in kleinen  
und mittleren hessischen  
Kommunen“.
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D R E I  I N S T I T U T I O N E N  – 
E I N  P R O J E K T
E I N E  G E S P R ÄC H S R U N D E  Z W I S C H E N  D E N  P R O J E K T- 
PA R T N E R N  Z U M  P R O J E K T  „ G OV E R N A N C E  D E R 
G E B Ä U D E M O D E R N I S I E R U N G  I N  K L E I N E N  U N D  M I T T L E R E N 
H E S S I S C H E N  KO M M U N E N “

Dr. Monika Meyer (IWU), Prof. Dr. Nicole  
Saenger (h_da) und Alexander Gemeinhardt 
(Schader-Stiftung) im Gespräch mit Luise 
Spieker (Schader-Stiftung). 

Warum haben Ihre Institutionen sich entschieden, an diesem 
Verbundprojekt mitzuwirken?

M O N I K A  M E Y E R :  Die erfolgreiche Zusammenar-
beit in dem Projekt „Systeminnovation für Nachhaltige Ent-
wicklung: Transfer als Lernprozess in der Region (s:ne)“  
von 2018 bis 2022 hat gezeigt, dass sich eine bereichernde 
Trias durch unserer drei Institutionen ergibt. Das Institut 
Wohnen und Umwelt (IWU) bringt seine starke interdiszipli- 
näre Expertise im Gebäudebereich ein, die Schader-Stiftung 
wirkt methodisch, durch ihre Netzwerke und als gastge- 
bende Institution und die Hochschule deckt den theoretisch- 
konzeptionellen Hintergrund im transdisziplinären Arbeiten 
ab. Seit Jahrzehnten bearbeiten wir im IWU das Thema Ge-
bäudemodernisierung interdisziplinär und ein Projekt wie 
dieses ist hervorragend geeignet, um Erkenntnisse und teil-
weise auch entwickelte Tools mit der Praxis zu verknüpfen.

N I C O L E  S A E N G E R :  Die Hochschule Darmstadt 
fokussiert natürlich den angewandten Forschungsbereich 
und hat Transformationswissen als einen ihrer Schwerpunkte 
erkannt. Das Mega-Thema Nachhaltige Stadtentwicklung 
haben unsere drei Institutionen ja schon in anderen Projekt-
kontexten bearbeitet und das Projekt „Governance der  
Gebäudemodernisierung“ erleben wir als ein besonders span- 
nendes Miteinander, da die Praxis so stark involviert ist.  
Das ist auch für die Lehre wichtig: Problemstellungen aus der 
Praxis haben auch für die Studierenden etwas Bildhaftes 
und sie bearbeiten Aufgaben gemeinsam mit der Gesellschaft. 

A L E X A N D E R  G E M E I N H A R D T:  Bei der Schader-
Stiftung ist die Zusammenarbeit dadurch positiv getriggert 
worden, dass wir in diesem zunächst technischen Feld Part-

ner haben, die sozialwissenschaftliche Fragen wirklich 
durchdringen. Sowohl mit einer geographischen und plane-
rischen Aufstellung seitens der Hochschule als auch mit  
politikwissenschaftlicher Kompetenz auf Seiten des IWU. 
Projekte wie dieses sind Möglichkeiten zu zeigen, dass es 
auch in der komplexen oder überkomplexen Transformation 
dringend Sozialwissenschaften braucht. Gleichzeitig führt 
uns das Thema auch wieder zurück auf ursprüngliche The-
men der Stiftung: Stadtentwicklung, Wohnen und Gebäude- 
bestände.  

Wie bereichern die drei Institutionen die Zusammenarbeit in 
unserem Projekt? Welche Kompetenzen liegen wo? 

AG :  Wir bringen ja Partner zusammen, also: Am IWU 
liegt viel technisches Wissen, da fragt man sich doch: Wie 
kommt man da ran?

M M :  Das IWU besitzt einen langjährigen und umfas-
senden Erfahrungshintergrund zu Gebäuden und zu Energie- 
effizienz im Gebäudebereich, den wir gerne teilen. Außer-
dem beschäftigen wir uns in einem unserer Forschungsfelder 
intensiv mit Fragen der Governance und zur Motivation  
der Akteure bei der Umsetzung. Wir verfügen über einen wirk- 
lich einen großen „Datenschatz“ zu Wohn- und Nichtwohn- 
gebäuden, aus dem auch deutschlandweit Rückschlüsse über 
deren energetischen Zustand gezogen werden können. So 
kann identifiziert werden, welche Prioritäten bspw. bei der 
Gebäudesanierung mit Blick auf den Klimaschutz gesetzt 
werden müssen. Weiterhin haben wir mehrere Tools entwi-
ckelt, die verschiedene Aspekte insbesondere der energeti-
schen Bewertung von Gebäuden betrachten und vereinfachen. 
Solche Tools können eine Erleichterung für die Kommunen 
bei der Planung sein. Im vorliegenden Projekt konnten wir 
vor allem unsere politikwissenschaftliche Expertise einbringen. 

AG :  Das war eine ganz wichtige Voraussetzung. Und 
auch die Kompetenz bei der h_da war für das Projekt extrem 
wichtig: Die Auswahl der kleinen und mittleren Kommunen 
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wurde so vorbereitet, dass eine möglichst große Varianz  
zwischen den teilnehmenden Kommunen besteht. Die größte 
teilnehmenden Kommune liegt bei über 35.000 Einwoh- 
ner*innen, die kleinste unter 3.000. Auch sind die Kommunen 
sehr unterschiedlich zugeschnitten: sehr verdichtete, kleine 
Städte und kernstädtisch orientiert, aber auch eine Gemeinde 
mit 13 Ortsteilen, wo ein Bürgermeister ganz anders agieren 
muss als in monolithisch strukturierten Kommunen. Das er-
fährt man erst, wenn man wirklich hinfährt, und das haben 
die Kolleginnen getan.  

NSAE: Solche Projekte sind auch dafür da herauszufinden, 
ob und wie die Politik für die Praxis tatsächlich gewappnet 
ist. Solche Kopplungen, zwischen Lernforschungsprojekten, 
die praxisorientiert sind, sind ein wesentliches Learning  
für Studierende und Promovierende. Solche Projekte funktio- 
nieren aber auch nur durch die Vorleistung von Wissen-
schaftlichen Mitarbeitenden und Professor*innen.

Welche Bedeutung hat die Zusammenarbeit mit anderen 
Institutionen in so einem Projekt?

M M :  Wir ziehen alle einen großen Mehrwert aus der 
Zusammenarbeit. Es ist spannend, wie dabei unterschiedliche 
Kompetenzen und auch Zielsetzungen zusammenkommen 
und dabei jeweils die Blickwinkel beeinflussen. Während die 
Hochschule angewandte Forschung und natürlich das Ler- 
nen der Studierenden fördert, die Schader-Stiftung Dialog- 
optionen gestaltet und anbietet, punktet das IWU mit einer 
umfassenden Expertise zum Gebäudebereich. Dazu tragen 
im Institut die Kompetenzen vieler Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler unterschiedlichster Fachrichtungen bei, 
die täglich interdisziplinär zusammenarbeiten. Die Erfah-
rungen aus den unterschiedlichen Forschungsansätzen und 
Arbeitsweisen mit unseren Partnern erweitern den Hori- 
zont. Sicherlich werden wir im IWU einiges aus dem Projekt 
mitnehmen.

N S A E :  Diese unterschiedlichen Blickwinkel machen 
das Projekt besonders interessant. Es zeigt auch den Studie-
renden, dass nicht nur stur gradlinig studiert werden muss. 
Sie erfahren, was sie mit ihrem gewonnenen Wissen noch alles 
befragen und beantworten können und sie lernen für ihre 
spätere Praxis auch jetzt schon, inter- und transdisziplinär 
zu arbeiten. Es macht unglaubliche Freude, über den eige-
nen Tellerrand hinauszuschauen und zu sehen, wie sich Dis-
ziplinen verbinden können. 

Sehen Sie institutionelle Weiterentwicklungen oder neue 
Kooperationsfelder, die durch das gemeinsame Projekt angestoßen 
wurden oder werden könnten?

M M :  Zum einen könnten weitere Handlungsfelder in 
den Kommunen in den Blick genommen werden. So wären 
zum Beispiel die Wärmeplanung als neue Pflichtaufgabe, 

energieeffiziente Quartiere oder Klimaanpassungsmaßnahmen 
interessante Ansatzpunkte für entsprechende Forschungs-
projekte. Dahingehend könnte man ähnliche Formate entwi-
ckeln. Zum anderen hat das Projekt mit den kleinen und 
mittleren Kommunen den Betrachtungsrahmen anders ge-
steckt: Üblicherweise liegt der Fokus eher auf Großstädten. 
Kleine Kommunen sind oft nicht auf dem Schirm gewesen 
und wurden daher von uns ganz bewusst in den Mittelpunkt 
gestellt.

N S A E :  Es wird besonders spannend sein zu sehen, wie 
man Methoden und Erkenntnisse übertragen kann oder 
auch modifizieren muss. Zum einen von der Großstadt in die 
Kleinstadt und Gemeinde, aber auch anders rum und ir-
gendwo trifft man sich hoffentlich und stellt fest, dass die 
Methoden gar nicht so unterschiedlich sind. Aber auch auf  
die Übertragbarkeit von Ergebnissen auf andere Bundesländer 
bin ich sehr gespannt.

AG :  Auch die Rückmeldung unserer Erkenntnisse an 
die Politik ist sicherlich wichtig. Was funktioniert? Was eher 
nicht? Welche Fördergelder werden nicht ausgeschöpft und 
woran liegt das eigentlich? An vielen Stellen haben wir ge-
merkt, dass es nicht vorrangig parteipolitische Entschei- 
dungen sind, energetisch zu sanieren oder nicht. Welche Kom- 
mune sagt denn ernsthaft, dass es schlecht ist, Gebäude 
ökologisch und damit auch ökonomisch zukunftsfähig zu 
machen? Das ist eher bedingt durch die Strukturen der  
Gemeinden und auch die Förderungsmöglichkeiten. Und es 
ist bei allen großen Schwierigkeiten angenehm realpolitisch.

Was ist der Mehrwert von transdisziplinärem Arbeiten und 
dem Arbeiten mit Kommunen?

AG :  Ganz konkret? Die Auftaktveranstaltung am 22. März 
2023 war unser Ausgangspunkt für das transdisziplinäre  
Arbeiten im Projekt. Es wurde im Design dieser Tagung deut- 
lich, dass wir nicht in der Vogelperspektive auf die Kom- 
mune blicken. Die konkreten Mitarbeitenden standen auch 
ganz real im Mittelpunkt und kamen bereits in den ersten 
Stunden – umgeben von Fachleuten – in einen ganz lebhaften 
Austausch. In den Workshops in den kommenden zwei Jah- 
ren erlebte man dann, dass die Wirklichkeit oft ganz anders 
aussieht als die Pläne und politischen Wünsche oder Ängste. 
Das wurde auch im Austausch zwischen den Kommunen 
immer wieder deutlich. 

N S A E :  Genau, die Personen aus den Kommunen wis-
sen, wo es drückt und wo es noch mehr Wissen oder Kom- 
petenzen braucht, um Dinge zu verbessern. Wenn man als 
Wissenschaftlerinnen immer nur in der Vogelperspektive 
forscht, haben wir verloren. Denn wir stehen in der Gefahr, 
an der Realität „vorbeizuforschen“. Genau deswegen ist  
ein transdisziplinärer Ansatz so wichtig.  

An Hochschulen gibt es oft Unternehmen, die mit einem 
Problem kommen und gemeinsam mit der Hochschule  

D R E I  I N S T I T U T I O N E N  –  E I N  P R O J E K T
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versuchen, dieses zu lösen. Erst seit Kurzem kommen 
auch andere Bereiche der Gesellschaft, also auch Kommu-
nen, an die Hochschule. Da können wir helfen und werden 
auch 
selbst richtig gefordert. Denn so denken sich nicht die  
Forschenden etwas aus, sondern Forschung ist unmittelbar  
relevant.

M M :  Es gibt am IWU zwei Forschungsfelder zum  
Thema Gebäude. Da ist es notwendig, dass Datenerfassung 
und Wissenschaft auf einer gewissen Flughöhe agieren. 
Transdisziplinäre Projekte erfassen, wie es dann in der prak-
tischen Umsetzung funktioniert. Vor Ort haben wir die  
Herausforderungen der kommunalen Gebäudemodernisie-
rungen gemeinsam analysiert, passgenaue Lösungen ent- 
wickelt und dann in den Kommunen erprobt. Zu Anfang 
dachten wir, es wird sich stark um die technischen Aspekte 
drehen. Doch im Dialog mit den kommunalen und wissen-
schaftlichen Partnern zeigte sich, dass es vor allem um die 
Umsetzung und Kommunikation geht. Diese Erfahrungen 
werden wir auswerten und auch in anderen Forschungs- 
kontexten mitdenken.  

Gibt es ein persönliches Highlight oder einen Moment, der 
Ihnen aus der Zusammenarbeit besonders im Gedächtnis geblieben 
ist? Was sind die Schlagwörter, mit denen Ihre Mitarbeitenden das 
Projekt immer wieder beschreiben?

N S A E :  Ein Workshop bei einer Projektkommune zu kli-
mafreundliche Bauleitplanung bleibt besonders positiv in 
Erinnerung. Es war ein Beispiel an überparteilicher Zusam-
menarbeit, wo es um die Sache ging und nicht, um Partei-
politik. Es hat sich immer wieder herausgestellt, dass auch 
hier Kommunikation das A und O ist. 

M M :  Auch bei uns war rasch klar: Förderung und Kom- 
munikation waren das Wichtigste im Projekt. Hier wurde 
nochmal besonders deutlich: es braucht neben technischem 
Knowhow kollegiale Beratung, sozialwissenschaftliche Be-
gleitung und einen vertraulichen Rahmen. Besonders wichtig 
finde ich auch eine Blickwinkelveränderung in den Kom- 

munen, um zu erkennen, dass man diesen Schritt voran gehen 
kann. Das hat ja die Offenheit und Bereitschaft der Kom- 
munen deutlich gezeigt, die im Projekt mitgearbeitet haben.

AG :  Es gibt kein epigenetisches Lernen, auch nicht in 
Institutionen. Wir vererben keine Erfahrung in der Verwaltung 
und wir vererben auch kein Vertrauen.  Es funktioniert lei- 
der nicht so einfach. Man muss immer wieder von vorne an-
fangen, auch wenn man sich unser Projekt anschaut. Es 
musste zuerst Vertrauen aufgebaut und neu gelernt werden. 
Verschiedene Generationen müssen diese Erfahrungen ma-
chen und wir, als Stiftung, schaffen seit 35 Jahren Räume für 
so etwas. In der Wissenschaft gibt es viel zu oft keinen Be- 
nefit für transdisziplinäres Arbeiten, da ist noch viel Luft nach 
oben in der Förderlandschaft. Es sind anstrengende Aus-
handlungsprozesse zwischen Wissenschaft und Praxis, die 
aber geführt werden müssen.

Welche Botschaft möchten Sie kleinen und mittleren 
Kommunen und auch den anderen beiden Institutionen mit  
auf den Weg geben?

MM: Es kommt auf die Menschen an. Es liegt daran, wer 
in einem solchen Projekt mitarbeitet. Der Mehrwert für die 
Teilnehmenden ist ein anderer als für die Institutionen. Es ist 
wichtig, die Menschen an der Basis zu überzeugen und sie  
zu motivieren, anders zu handeln. Wenn man am Stammtisch 
oder auf dem Marktplatz darüber hört, welche Super-Pro- 
jekte zu Klimaschutz und Gebäudemodernisierung der Kol-
lege in der Verwaltung oder die Politikerin gemacht haben, 
und dann - jenseits politischer Schlagworte - nachgefragt wird, 
ist das ein weiterer großer Mehrwert. 

N S A E :  Es läuft alles über Menschen: interdisziplinäres 
und transdisziplinäres Arbeiten läuft über die Personen, die 
sich zusammentun. Und wenn die Zusammenarbeit klappt, 
dann wird die Forschung laufen.

AG :  So ist auch dieses Projekt entstanden: wir sehen ein 
reales Problem, wir haben Vertrauen in die Partnerinnen und 
dann gehen wir da gemeinsam rein und machen das zusammen. 
Und was in einem kleinem Fischbachtal funktioniert, das 
funktioniert auch in ganz anderen Städten und Gemeinden!

D R .  M O N I K A  
M E Y E R
ist Geschäftsführerin 
des Instituts Wohnen 
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